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ist am 25. Dezember 1835 in Berlin geboren. Dort be- 
suchte er das Gymnasium zum grauen Kloster und bezog 
1852 die Universität, der er mit kurzer Unterbrechung, 
die er in Heidelberg zubrachte, bis zum Jahr 1855 an- 
gehörte. Wesentlich durch Richter angezogen und beein- 
flusst promovirte er am 10. Februar 1855 mit der Dis- 
sertation de iure patronatus regio, trat in den praktischen 
Justizdienst und habiılitirte sich, nachdem er 1859 das As- 
sessorexamen bestanden hatte, in Berlin als Privatdozent. 
Im Jahre 1863 wurde er, nachdem er zum Zwecke seiner 
Pseudoisidorausgabe grosse wissenschaftliche Reisen ge- 
macht hatte, zum a.o. Professor in Halle ernannt; doch 
siedelte er schon 1865 in gleicher Stellung nach Berlin 
über. 1868 zum ordentlichen Professor nach Kiel be- 
rufen, schloss er seine akademische Laufbalın mit Er- 
langung der ordentlichen Professur in Berlin 1872 ah. 
Bis kurz vor seinem am 13. Dezember 1898 erfolgten 
Tode hat er dort in den Disziplinen des Kirchenrechts, 
Civilprozesses und Preussischen Landrechts eine umfas- 
sende Lehrthätigkeit entfaltet und namentlich in seinem 
Seminar einen bedeutsamen Einfluss ausgeübt. Aber dieser, 
seine politische und synodale Wirksamkeit, sowie seine 
Betheiligung an der kirchenpolitischen Gesetzgebung treten 
doch weit zurück gegenüber seiner schriftstellerischen 
Thätigkeit, welche, wenn auch nicht ausschliesslich, wesent- 
lich der Pflege des Kirchenrechts gewidmet war. Mit 
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9 Franz Karl Paul Hinschius. 


unermüdlichem Eifer hat er hier auf den verschiedenen Gebieten 
Grundlegendes geleistet. Von seinen zahlreichen Schriften seien 
genannt: m 

Das landesherrliche Patronatrecht gegenüber der katholischen 
Kirche 1856. Beiträge zur Lehre von der Eidesdelation mit be- 
sonderer Rücksicht auf das canonische Recht 1860. Decretales 
Pseudo-Isidorianae et capitula Angilramni 1863. Die evange- 
lische Landeskirche in Preussen und die Einverleibung der neuen 
Provinzen 1867. Das Kirchenrecht der Katholiken und Protes- 
tanten in Deutschland 1869—97. 6 Bände. Die Stellung der 
deutschen Staatsregierungen gegenüber den Beschlüssen des vati- 
kanischen Koncils 1871. Zur Geschichte der Inkorporation und 
des Patronatrechts 1872 (Festgabe für Heffter).. Die Orden und 
Kongregationen der katholischen Kirche in Preussen 1874. Die 
preussischen Kirchengesetze von 1873 mit Kommentar 1878. Die 
preuss. Kirchengesetze von 1874 und 1875 mit Kommentar 1875. 
Das preussische Gesetz über die Beurkundung des Personen- 
standes und die Eheschliessung mit Kommentar 1874. 

Das Reichsgesetz über die Beurkundung des Personenstandes 
und die Eheschliessung mit Kommentar 1875. 1876. III. Aufl. 1890. 
Das preussische Kirchengesetz vom 14. Juli 1880 mit Kommentar 
1881. Allgemeine Darstellung des Verhältnisses von Staat und 
Kirche (in Marquardsens Handbuch des öffentl. Rechts Band 1 
1883). Das preussische Kirchenrecht im Gebiete des allgemeinen 
Landrechts 1884. Das preussische Kirchengesetz von 1886 mit 
Kommentar 1886. Das preussische Kirchengesetz von 1887 mit 
Kommentar 1887. 

In allen diesen Schriften zeigt sich H. als warmer Vertreter 
der Union und als Vorkämpfer für die Rechte des Staates gegen- 
über der katholischen Kirche, wie er denn auch an den ein- 
schlagenden preussischen Gesetzen betheiligt gewesen ist. Von 
besonderer Bedeutung, jede ein monumentum aere perennius sind 
seine Pseudoisidorausgabe und sein Handbuch des Kirchen- 
rechts. Die erstere giebt zum ersten Male kritisch einen auf 
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handschriftlicher Grundlage beruhenden Text und schliesst für 
den ersten und dritten Theil Pseudoisidors die Forschung ab, 
die sich freilich nach Maassens Aufstellungen der Aufgabe nicht 
entziehen kann, den zweiten Teil des Werkes einer Neubearbeitung 
zu unterwerfen. Das Handbuch ist ein Torso geblieben. Schon 
die Anlage des Werkes liess erkennen, dass die Kraft eines 
Mannes es nicht werde bewältigen können. Aber was H. hier 
geleistet hat ist staunenswerth, ein schönes Denkmal deutschen 
Fleisses und deutscher Gewissenhaftigkeit. So lange eine Kirchen- 
rechtswissenschaft besteht, wird dies Buch in Ehren bleiben und 
damit auch der Name des Verfassers. Zu unserer Zeitschrift 
hat der Verstorbene von jeher in Beziehungen gestanden, und 
so haben wir denn noch einen besonderen Anlass zur Trauer. 
In langen Jahren haben wir mit Hinschius Schulter an Schulter 
gekänpft. Jetzt bleibt uns nur übrig, den Lorbeer auf das Grab 
des geschiedenen Genossen zu legen. 
Emil Friedberg. 
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I. Abhandlungen. 


Untersuchungen über die Iudices Sacri Palatii 
Lateranensis. 


Von 


Dr. Sigismund Keller in Berlin. 


l. Die Einführung der sieben Palatialämter in Rom. 


Fine glänzende Zukunft that sich der christlichen Kirche 
auf, als Konstantin der Grosse die staatsrechtliche Anerkennung 
des Christentums proklamierte und als erstes Unterpfand den 
Palast der Laterane zum Bischofssitze anwies!. 

Von dem glühenden Wunsche beseelt, Ein grosses, geeintes 
Römerreich zu beherrschen, glaubte der Kaiser dieses Ziel nur er- 
reichen zu können, wenn Eine Religion in allen Ländern regiere. 
Persönlich stand er dem Polytheismus und Monotheismus in gleicher 
Weise fern. Er fühlte weder für die Religion seiner Vorfahren 
irgendwelche Regung, noch war ilım das Evangelium verständ- 
lich; zeitlebens liess er bloss das Fatum als Grösse gelten, die 
ausserhalb und über seiner Machtbefugnis stand und ihm meist 
auf dem Wege von Halluzinationen ihren Willen kundgab ?. Dem- 


! Litteratur: Burekhardt, Die Zeit Constantin’s des Grossen, 1853. 
— Seeck, Geschichte des Untergangs der untiken Welt. 1 1895. 
* Diesem Glauben an das Fatum, welcher geschickt zwischen Heidentum 
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nach konnte es für Konstantin nur eine Frage politischer Zweck- 
mässigkeit sein, welcher Religion er in seinem Reiche den Vor- 
zug geben wollte. Sein klardenkender Verstand sagte ilım, dass 
der polytheistische Kultus seinen sittlichen und etluschen Wert 
völlige eingebüsst hatte, dass eine Regeneration des römischen 
Volkes nur auf der Basis des Christentums erfolgen könne. Frei- 
lich, seiner Ansicht nach hatte auch dieses seine bedenklichen 
Schattenseiten; und noch im Zweifel darüber, ob den staats- 
feindlichen Tendenzen der Christen ' dadurch, dass man ihnen 
den Schutz des Staates verbürge, die Spitze abgebrochen würde, 
erliess er im Jahre 311 das erste Toleranzedikt. In demselben 
wurde gesagt, man wolle an den Christen Gnade für Recht aus- 
üben und ihnen ungehinderte öffentliche Religionsandachten er- 
lauben. Nach dem Siege am Pons Milvius wurde ein zweites 
Edikt bekannt gemacht, welches die persönliche Sicherheit 
der Christen garantierte. Ein Duplikat hievon wurde Maximin 
in den Orient geschickt, um auch im Süd-Osten des Reiches pro- 
klamiert zu werden. Sein Wortlaut ist uns aber verloren gegangen, 
gleichwie jener einer dritten Konstitution aus dem Jahre 313. 


Alle drei Toleranzpatente scheinen indess vorerst nicht viel 


und Christentum balancierte, hat es Konstantin zu danken, dass ihn die 
Kirche, wenn auch nicht widerspruchslos, unter die Heiligen aufnahm 
(Acta Sanctorum sub Mai. 21; Philostorgius, hist. ecel. 2, 17; Eutrop. 10, 8), 
die Heiden unter ihre Götter versetzten (Orelli, Inscriptiones 3169). 

' Von der Unverträglichkeit der Lehren des Christentums mit dem rö- 
mischen Staatsrecht waren damals selbst aufgeklürte, sonst durchaus vor- 
urteilsfreie Heiden fest überzeugt. Christus hatte zwar gelehrt, dass man 
der Obrigkeit gehorchen müsse (Matth. XXI 27. Mare. XII 17 u. a.), 
dem Kaiser geben was des Kaisers ist (Tertullian, ad Scapul. 2); er 
selbst aber war wegen Hochverrats abgeurteilt worden — ein Vor- 
wurf, welchen man den Christen ständig entgegenschleuderte. (Vgl. bes. 
Schulte, LB. des kath. u. ev. Kirchenr. 4-1 43.) Auch der Glaube an die 
Unsittlichkeit der Lehre und des Kultus im Christentum hatte grosse Ver- 
breitung gefunden. 

: Eusebius, hist. ecel. VIIL 17. 

* Euseb. cit. IX 9. 

“id. ib. IX 9, X 5. Lactantius, de mort. persec. 48, 1. 
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genützt zu haben; die christliche Bevölkerung musste sich noch 
mancherlei Bedrückungen gefallen lassen, sowohl von Maximin 
im Orient, welcher daselbst noch blutige Nachspiele zu den dio- 
kletianischen Verfolgungen lieferte, als auch von Licinius ım 
Abendlande, der ebensowenig auf die Ideen Konstantins ein- 
zugehen verstand und sämtliche Christen von seinem Hofe ver- 
wies !. 

Konstantin aber schritt auf der einmal betretenen Bahn 
mutig vorwärts. 

313 verbot er die Abhaltung der heidnischen Säkularspiele *®. 

315 erteilte er der christlichen Kirche Steuerfreiheit; ım 
gleichen Jahre wurde auch die durch Christi Tod verpönte Strafe 
der Kreuzigung aufgehoben?. 

316 wurde die Manumissio in ecelesia geschaffen ; ergänzt 321 ®. 

320 wurden, mit Rücksicht auf den kirchlicherseits begün- 
stigten Zoelibat, die durch die Lex Iulia et Papia Poppaea 
eingeführten Ehelosigkeitsstrafen aufgehoben. 

321, beziehungsweise 331, erteilte man den Schiedssprüchen 
des Bischofs öffentlich-rechtliche Giltigkeit®. Noch ım selben 
Jahre wurde die Steuerfreiheit der Kirche auf den ganzen Klerus 
ausgedehnt und die Erbfähigkeit der Kirche sanktioniert. 

Diesem folgte ein Gesetz über Sonntagsruhe, insbesondere 
für die Gerichte — ohne indess die heidnischen Feiertage zu 
kassieren, so dass das Kalendariun des Furius Dionysius Philo- 


ı Vgl. Euseb. hist. eccl. X 7; und Hieronymus in chronico ad 
ann. 320. 

? Zosimus II, 5. Später wurden die Spiele wieder eingeführt, bis sie 
endlich Honorius — wenn wir der legendenhaften Ueberlieferung Glauben 
beimessen dürfen (s. Gregorovius, Gesch. der Stadt Rom im MA. I 111) 
— für immer abschaffte. 

®]1.1Cod. Theod. IX 18, zu vergleichen mit lex un. cit. IX 5, wo- 
selbst das Kreuz als Todesstrafe für die Sklaven noch angedroht wird. 
Zur ersten Stelle s. die Kommentierung Gothofreds III (1665) 155. 

*1.2 Cod. Just. I 13, Cod. Theod. IV 7. 

® Cod. Theod. VII 16. Euseb. Vita Const. IV 26. 

® Const. Sirm. XV. 
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calus von 354 beide Zählungen neben einander aufweist. 

Als vollends 324 Konstantin sich zum Alleinherrscher em- 
porgeschwungen hatte, wurde das Christentum uneingeschränkt 
zur Staatsreligion erhoben. 

Aber alle diese Gesetze wurden noch durch eine, unfrei- 
willige, That des Kaisers überboten. 

Die römischen Bischöfe waren wohl nicht darüber im Zweifel, 
dass die ganze äusserliche Ehrfurcht Konstantins vor den Die- 
nern Gottes nur Schein war; denn das Bewusstsein einer Ge- 
nialität — um nicht zu sagen: Gottähnlichkeit — war viel zu 
stark in ihm ausgeprägt, als dass er sich nicht in göttlichen und 
weltlichen Dingen in gleicher Weise souverän gefüllt hätte. Sie 
waren somit trotz der staatlichen Anerkennung und trotz einer 
mit dem Staate konkurrierenden Gerichtsbarkeit immer noch in 
enge Fesseln geschlagen und jeden Augenblick von der wetter- 
wendischen Laune des Cäsar abhängig?. Darum wurde es auch 
geradezu für eine göttliche Inspiration angesehen?, als sich 
Konstantin entschloss, die alte Kaiserstadt aufzugeben und mit 
seinem ganzen Hofe an die kleinasiatische Küste zu ziehen, um 
dort eine Konstantinopolis zu gründen. 

Gleichwohl braucht man diesen Entschluss weder auf un- 
motivierte Traumgesichte zurückzuführen, noch auf ein geheimnis- 
volles Walten der Gottheit. Wie in vielen anderen Handlungen 
Konstantins, so spielte auch hier ein — zufällig berechtigter — 
Aberglaube die Hauptrolle. 

Schon lange wurden die Römer von dem Gedanken im Banne 


'v. Bethmann-Hollweg, Der Civilprozess des gemeinen Rechts III 191. 

° Das persönliche Verhältniss des Kaisers zur Kirche wurde nur eine 
Analogie seiner Stellung im Heidentum. Er blieb christlicher Pontifex 
Maximus. Konstantius that den Ausspruch: „Was der Kaiser will, soll als 
Canon gelten.“ Kahl, Lehrsystem des K.-R.s und der Kirchenpolitik I 
(1894) 252. 253. 

’Nicht nur damals, von katholischer Seite sogar heute noch. Vgl. 


A. F.Gfrörer, Byzantin. Geschichten (1874, herausgeg. von J. B. Weiss) 
11 284. 
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gehalten, dass die aeterna urbs ihrer Zerstörung nicht mehr ferne 
sei. Die ganze Kaiserzeit hindurch bekamen sie dies in allen 
möglichen Formen zu hören’, und gerade Konstantin war für 
derartige vermeintliche Winke des Schicksals sehr empfänglich. 
Ein Sibyllenspruch gab den Ausschlag. Nunmehr dünkte es ihm 
ıohe Zeit, dem Fatum Ronıs zuvor zu kommen und freiwillig vor 
ihm die Segel zu streichen. Doch nicht Troia, wie er anfangs 
plante, sondern — wieder infolge einer Autosuggestion — By- 
zanz wurde für „Neurom“ auserkoren, womit zugleich auch sein 
Elırgeiz befriedigt werden konnte, Begründer eines neuen Welt- 
reiches zu werden ?, 

Er verliess das den Göttern verfallene Rom, wie man ein 
sinkendes Schiff verlässt. Wahrscheimlich war es ihm höchst gleich- 
giltig, wer dort die Rolle des mit seinem Fahrzeuge untergelienden 
Kapitäns übernahm. Zwei Persönlichkeiten kamen dabei in Be- 
tracht: Der kaiserliche Gouverneur, der praefectus Urbi, einer- 
seits, der römische Bischof andererseits. 

Die beiden Rivalen waren aber mit sehr ungleichen Waffen 
ausgerüstet; vor allem hatte der geistliche Würdenträger zwei 
Dinge vor seinem Partner voraus: erstens die Popularität, welche 
nit dem Waclısen der Gemeinde ebenfalls, man kann sagen, von 


! Vol.v. Lasaulx. der Untergang des Hellenismus (1854) 41. 

2 Ob die Kirche wohl selbst damals an den Untergang Roms geglaubt 
hat? Wir können überzeugt sein, dass sie, zum mindesten solange noch 
Konstantin dort residierte, dem Falle der Stadt, dieser Hochburg des Un- 
glaubens, in welchem das Heidentum seine blutigsten Orgien seit Jahrhun- 
derten gefeiert hatte, sogar mit einem gewissen Gefühle der Genugtuung 
entgegensah. Noch Benedikt von Nursia hat die Prophezeiung 
wiederholt: (Gregor., Dial. II 5) Roma a gentibus non exterminabitur, sed 
tempestatibus, coruscis, turbinibus ac terrae motu fatigata marcescet in 
semet ipsa: mit andern Worten, nicht durch Menschenhand, sondern durch 
unmittelbares Eingreifen der Gottheit selbst. 

Aehnlich Augustinus in seiner bekannten Schrift de urbis ex- 
cidio; auch ıhm galt — wie Gregorovius sagt — das Reich der Römer 
mit all seinem Glanze, seiner Gesetzgebung, seiner Litteratur und Philosophie 
nur für ein Werk des Teufels. 
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Tag zu Tag stieg, und die mit der Rechtspflege des Bischofs 
und mit dem ganzen Verwaltungssystem der Kirche, ihren Waisen- 
häusern, ihrer Armenpflege, ihren Xenodochien u. s. f. aufs 
engste zusammenhieng. 

Zweitens das Geld zur Verwaltung und Repräsentation, 
welches ihım — eben infolge seiner allgemeinen Beliebtheit — von 
allen Seiten freiwillig zufloss, während der Gouverneur dasselbe 
grösstenteils erst erpressen lassen musste !, 

Darum war es nicht schwer vorauszusehen, dass der Präfekt 
seine Rolle in kurzer Zeit ausgespielt haben werde; schon lange 
vor dem Pontifikate Gregors I, der bekanntlich selbst noch die 
Insignien eines Präfekten trug, ist er zu einer politischen Schatten- 
figur herabgesunken. Es ereignete sich später öfters, dass der- 
selbe nach seiner Amtsniederlegung und dem damit verbundenen 
Rechenschaftsberichte seinen frühern Rivalen um Schutz und 
Fürsprache beim Kaiser anflehen musste. 

Auch die Funktionen der zahlreichen, mehr oder minder 
selbständigen Unterbeamten des Stadtpräfekten sind mit der Zeit 
auf die Päpste übergegangen, wie zum Beispiel die Aufsicht und 
Sorge für die Wasserleitungen, für die Kanalabzüge, für die 
Reparaturen der Umfassungsmauern u. ä. ®. 

Uebrigens wurden die pessimistischen Ansichten über das 
Schicksal der ewigen Stadt allmählich von selbst im den Hinter- 
grund gedrängt. Sogar diejenigen, welche auf dem Glauben an 
den baldigen Untergang beharrten, trösteten sich damit, dass 
die richtende Weltgeschichte vielleicht doch noch einen höhern 
Zweck damit verbinden wolle: nämlich den Uebergang zu 
einer neuen Weltherrschaft, diesmal nicht mehr unter 
dem Zeichen einer beutegierigen Wölfin, sondern unter dem Zeichen 
des Kreuzes ®. 


En Zn 


I Veber die Präfektur handelt insbesondere M.L. Hartmann, Unter- 
suchungen zur byzantinischen Verwaltung in Italien, 1889. 

’Hartmanna. a. 0. 38. 44. 149. 

®Prudentius, Peristeph. II 105. 106. 
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Infolge der unermesslichen Schätze des Orients und Occidents, 
welche alle nach Byzanz verschleppt wurden, machte sich dort 
bald ein Luxus breit, welcher sogar den Neid der Römer heraus- 
forderte. Es erschien ılınen unerträglich, dass das bisher un- 
umschränkt tonangebende, alles seinen Machtspruche beugende 
Rom nunmehr von dieser neuerstandenen Metropole in Schatten 
gestellt werden sollte, und sie gaben sich alle Mühe, wieder den 
Vorrang zu gewinnen !. Man begann Byzanz ım kleinen wie im 
grossen Stile zu kopieren. 

Konstantin hatte es für nötig befunden, zur Erhöhung seines 
Ansehens und zur Sicherung seiner despotischen Regierung sich 
mit einem förmlichen Hofstaate zu umgeben. Bereits Diokletian 
hatte diesen Gedanken gehabt, teilweise auch schon durchge- 
führt; es ist uns aber unbekannt wie weit. Dieser Hofstaat war 
eine Einrichtung, wie man sie bisher nur bei orientalischen Auto- 
kraten gekannt hatte, und gleicherweise war das ganze Zere- 
moniell, welches man bei Hofe eingeführt hatte, meistens eine 
getreue Kopie mergenländischer Sitten und Unsitten. 

Nichtsdestoweniger machte all dies auf Ost- und Weströmer 


! So kam, um wenigstens ein Beispiel anzuführen, durch die Geschenke 
„barbarischer* Völker veranlasst (Eusebius, Vıta Constant. IV 7) am byzan- 
tinischen Hof die Sitte auf, mit Goldfüden durchwirkte, blumenbestickte 
Seidenkleider zu tragen statt der bisher üblichen einfarbigen Tunika. Bei 
feierlichen Anlässen erschien der Kaiser dem Volke mit einem juwelenstrah- 
lenden Diadem auf dem Haupte, mit Halsspangen und Braceleten geschmückt. 
Diese Mode fand beim grossen Publikum bald Anklang und Handelsleute 
benützten die Gelegenheit, um jene Artikel insbesondere aus Persien zu im- 
portieren. 

Mit Begierde griff auch die Kırche diese Neuerung auf; es dauert 
nicht lange, so finden wir nicht allein in Rom, selbst in den italischen 
Landstädten die Priester in prunkvoll gestickten Gewändern einherschreiten, 
und es konımt die eigentümliche Sitte auf, ganze Darstellungen aus der 
Bibel in die Altardecken einzuweben. 

Man vgl. darüber die altchristlichen Mosaike, z. B. in Ra- 
venna im Battisterio degli Ortodossi oder das nach alter Vorlage ausgeführte 
Freskogemälde in Rom in Santi Quattro Coronati, die Schenkung Kon- 
stantins darstellend. 
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keinen geringen Eindruck; selbst in Rom kam es bald so weit, 
dass, wenn sich die höhern Staatswürdenträger — allen voran 
natürlich der Präfekt — mit einem ganzen Gefolge von Eunuchen 
u. s. w. umgaben, dies nicht auf Rechnung der Laune und Eitel- 
keit des Einzelnen zu setzen, sondern vielmehr als eine unum- 
gängliche Konzession an den Volkswillen anzusehen war !. Der 
Kaiser selbst sandte seinem Präfekten eine kostbare Staatskarosse 
aus Byzanz herüber. 

Es war somit nur eine ganz natürliche Entwicklung, dass 
auch dierömischen Bischöfesichmiteinementsprechen- 
den Hofstaate umgaben; die Gefahr wäre sonst zu gross 
gewesen, bei dem sinnlich empfindenden Römervolke allen Boden 
zu verlieren und im Kampfe mit dem rivalisierenden kaiserlichen 
Gouverneur den Kürzeren zu ziehen. 

Als geeignete Persönlichkeiten für diese mehr weltlichen als 
geistlichen Palatialämter waren die Vorstände der Laien- 
schulen des Episkopiums — der Notare, Defensoren, 
Skriniare, Chartulare — ausersehen. Eine Gegenüberstellung 
der byzantinischen und römischen Kaınmerherrn zeigt, dass die 
Päpste die Nachbildung in geradezu peinlicher Weise ausführten ?, 


! Die Vorrede Kaiser Konstantins VII zur "Ex$zors tig Basıksiou Tafeng 
setzt die Motive hiefür eingehend auseinander. Aliis forte nonnullis, qui 
non tantam rerum necesyariarum curam agunt, hoc opus superfluum visum 
fuit: nobis autem charissimum, diu expetitum et magis familiare omnibus 
aliis quippe per laudabilem ordinem dignitas imperatoria splen- 
didior ostenditur, ad maius ornamentun ac decus extollitur et propterea 
tumexteristum nostris civibus admirationiest. — — 


— | oT m u mn U 1 | GE em um om om 0 dem dem sum 


Ut enim corpore non eleganter formato sed membris turpiter ac distorte in 
eo collocatis, id iure aliquis confusionem dixerit, ita quoque imperatoria 
aula inordinata administrata et gubernata, inhonesta illa et parum liberali 
institutione in nihilum redigitur; ne hoc contingat et nos ordinem negli- 
gentes, imperatoriam dedecorare maiestatem videamur — — — — —. 
(lat. Tebertragung in Migne, Patrologia graeco-latina CAII 74. 75.) 

: Zur Orientierung im Texte diene folgendes Schema: 

In Byzanz haben wir Diesen entsprechend in Rom: 
VII Comites sacri palatii; VI Judices s. p. 
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Schon an dieser Stelle möge bemerkt sein, dass zur Zeit 
der Karlinger und der Ottonen diese nach orientalisch-byzan- 
tinischem Muster gebildeten Aemter teilweise eingezogen wurden, 
um fränkischen Titeln und fränkischen Hofwürden Platz zu 
machen; so z. B. ist der Praefectus sacrı palatii in einen Sene- 
scalcus maior, der Magister sacri palatii in einen Magister 
Marescalcus oder Marescalcus curiae umgewandelt worden !. 

Diesem Vorgange liegt dieselbe Tendenz der römischen 
Bischöfe zu Grunde, nur insofern konsequent weitergeführt, als 
nunmehr äusserlich manifestiert werden soll, dass der Papst dem 
fränkischen Könige in keiner Beziehung irgendwie nachzustehen 
brauche, da sie beide einander gleichberechtigte Herrn des Abend- 
landes sind, wie dies bereits die berühmten Mosaike aus dem 
Triklinium Leos III — kurz vor 800 angefertigt — in ebenso 
einfacher als unzweideutiger und prätentiöser Weise veranschau- 


Dieselben sind: | In Rom entspricht denselben: 
1. Praepositus oder Praefectus s. p. |1. Praefectus s. p. [derselbe zählte 
aber nicht zu den Jud. pal., sondern 
| wird in diesem Kollegium durch 
; den Primicerius ersetzt.) 
Unter den Praefecti stehen: 


In Byzanz: In Rom entsprechend: 
Cones vestium. Vestiarius. 
Comes castrensis. Vicedominus s. p. 
Cubicularıı. Cubicularii. 
Silentiarıi. Schola cantorum. 
2. Magister s. p. 2. Magister s. p. [ersetzt durch den 
Secundicerius]. 


3. Quaestor s. p., Kanzler und Minister | 3. Nomenelator. 
in (Gnadensachen. 

4. Comes sacrarum largitionum. 4. Saccellarius, Patrimomialfinanzmi- 
Reichsfinanzminister, mit der Schule nister. 
der Skriniare. 

5. Comes rerum privatarum, Bewahrer 5. Arcarius, Bewahrer der päpstlichen 


der Kaiserlichen Privatschatulle. Privatschatnlle. 
6. 7. Comites protutorum sive domesti- |6. 7. Primicerius et Secundicerius de- 
corum, Schlosshauptleute. fensorum. 


! Vgl. Hinschius, System des kathol. Kirchenrechts I (1869) 384 1°; 
Phillips, Kirchenrecht VI 313. 
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lichen; Leo und Karl knieen vor dem mit dem Pallıum beklei- 
deten Apostelfürsten, der mit der Rechten dem Papst die Stola 
als Symbol der geistlichen Gewalt überreicht, mit der Linken 
dem Könige das Banner als sichtbares Zeichen der weltlichen 
Gewalt, insbesondere der Schutzvogtei über die apostolische Kirche, 
bietet. 

Diese der päpstlichen Politik durchaus angemessene Um- 
wandlung der lateranischen Hofämter kann nur in der Annahme 
bestärken, dass wir in den päpstlichen Kammerherrn des ersten 
Jahrtausends kein spezifisch eigenes, unabhängig geschaffenes 
oder entstandenes Institut der römischen Bischöfe erblicken dürfen, 
sondern nur eine Nachbildung des byzantinischen Hofstaates, 
allerdings hie und da wesentlich modifiziert infolge der erheblich 
anders gestalteten Verhältnisse im weströmischen Reiche. 

Denn wir müssen namentlich zwei Umstände im Auge be- 
halten: erstens, dass die Kirche keine Kriegsmacht unterhielt, 
sondern sich im Notfalle auf den zweifelhaften Schutz der kai- 
serlichen Söldnerscharen verlassen musste!; während Byzanz von 
Anfang an, trotz seines ungemein verzweigten, aber völlig kor- 
ruimpierten Beamtenapparates das Zentrum eines Militärstaates 
repräsentiert, bildet der Lateran den Vereinigungspunkt aller 
Fäden einer Verwaltungspolitik, welche durch geschickte Aus- 
nützung sozialer und nationaler Gegensätze in den Besitz Italiens 
zu kommen trachtet. Darum erscheint z. B. gegenüber den bei- 
den Comites protutorum sive domesticorum der Primicerius und 
der Secundicerius defensorum. 

Zweitens, dass nicht allein für militärische Chargen, sondern 
auch für andere im Episkopium nicht selten absolut kein Be- 


! Gelegentlich plünderten die zum Schutze überwiesenen Söldnertruppen 
den Lateran selbst; vgl. den Liber Pontificalis, Vita Severini 640 (ed. Du- 
chesne p. 328). 

Erst vom VII. Jh. angefangen konnten die Päpste mit einiger Sicher- 
heit auf dieselben zählen. 

Vgl. Loening, die Entstehung der Konstantinischen Schenkungs- 
urkunde (in Sybels hist. ZS. 65 [29]. 228). 
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dürfnis vorhanden war. Es sei nur an die oftmaligen Plünde- 
rungen Roms erinnert, welche die einstige Weltstadt zeitweise 
gänzlich entvölkerten. Derartige Ereignisse mussten notwendig 
einen Rückschlag erzeugen und eine ganz bedeutende Einschrän- 
kung des päpstlichen Hofhaltes zur Folge haben. In solchen 
Zeiten geschah es wohl auch, dass einzelne Palatialbeamte meh- 
rere Chargen gleichzeitig in ihrer Person vereinigten, und es 
mag viele ehrgeizige unter ihnen gegeben haben, die später nicht 
mehr gewillt waren, etwas, worauf sie bereits ein dauerndes Recht 
erworben zu haben glaubten, wieder herauszugeben. 

Der Liber Pontificalis bietet mannigfache Beispiele für die 
Vereinigung mehrerer Aenıter in einer Hand; immerhin darf 
es nur als Ausnahmszustand angesehen werden. | 

Regelmässig haben wir sowohl am kaiserlichen Hofe in By- 
zanz als auch am päpstlichen Palatium sieben Würdenträger, 
welche dem Fürsten zunächst stehen und vor allen übrigen zu 
seiner Repräsentation, sei es als oberste Richter, als Gesandte 
oder dergleichen, berufen sind und zugleich eine oder mehrere 
Hofschulen unter sich haben. 

Wie bereits angedeutet worden ist, wurden in Rom diese 
Kanmerherrn aus den Vorständen der Regionarnotare — Pri- 
micerius und Secundicerius notariorum — der Defen- 
soren — Primicerius und Secundicerius defensorum, 
letzterer auch Adminiculator genannt — entnommen; des 
weiteren ein Arcarıus aus der Schole der Chartularii, ein Sac- 
cellarius, schliesslich en Nomenclator aus der Schole der 
Scriniarıi, an Stelle welch letzteren später der Protoscrini- 
arıus, der Leiter der Scholen der Skriniare und Tabelhonen, tritt. 

Bisher hat man allerdings weder den Nomenclator noch den 
Arcarius und Saccellarius mit einer päpstlichen Schule in Ver- 
bindung gebracht, und es bedürfte, um deren Zugehörigkeit zu 
den genannten Schulen zu beweisen, erst einer eingehenden Un- 
tersuchung ihrer Aemter, die einer anderen Stelle vorbehalten 
bleiben muss, weil wir in der hier behandelten frühesten Periode 
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lediglich die Bildung und Ausgestaltung des Primiceriates näher 
verfolgen können. 

Hier sei nur noch bemerkt, dass ich der Ansicht, es knüpfe 
das Amt des Nomenclators unmittelbar an das altrömische 
Privatinstitut dieses Namens an !, nicht beitreten kann. Be- 
kanntlich gab es in Rom im vierten Jahrhundert einen Nomen- 
elator, welcher dem Scrinium angehörte und in den Gerichts- 
sitzungen die Parteien aufzurufen hatte. In diesem Nomenclator 
müssen wir ohne Zweifel das Vorbild für den im Lateranpalaste 
suchen. 

Die Funktionen des letzteren, bei den Konzilien die Proto- 
kolle zu verlesen u. ä., sowie seine Dienstleistungen im Episko- 
pium als Truchsess und als Minister ın Gnadensachen — gleich 
dem Quaestor in Konstantinopel? —, welche ihm die Ordines 
Romani beilegen?, haben sich wohl erst im Laufe der Zeit 
an seine ursprünglichen gerichtlichen Amtsobliegenheiten an- 
gegliedert. 

Keinesfalls darfer mitdem Adminiculator 
identifiziert werden. 

Die Notitia nennt den Adminiculator als letzten der Pala- 
tine, in unmittelbarem Anschlusse an den Primus defensor, von 
dem es lediglich heisst: qui preest defensoribus, und weist ihm 
diejenigen Pflichten zu, welche sonst ausnahmslos den 
Defensoren auferlegt sind*, nämlich pro pupillis et viduis, 
pro afflictis et captivis zu interzedieren. 

Es dürfte darum kaum zu bezweifeln sein, dass wir ın diesem 
Adminiculator den Secundicerius defensorum zu erblicken haben. 
Ueberdies lässt sich aus einem Briefe des Papstes Pelagius I, 


' Bresslau, Handbuch der Urkundenlehre I (1889) 169 und andere. 

’ Vgl. Paulys Realencyklopüdie s. v. Constantinus und die daselbst zi- 
tierten Stellen aus Kassiodor. 

° Mabillon, Museum Italicum II Ord. I p. 4 etc. 

* Die Briefe von Pelagius und Gregor d. Gr. geben zahllose Beispiele 
hiefür ; vgl. z. B. Jaffe-Ewald, Reg. Pont. (I) 1532. 1554. 1657. 1915. 
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worin die beiden Defensoren Basilius und Ocleatinus angewiesen 
werden, dem Exkonsul Johannes bei der Inlhaftnahme des Pseudo- 
bischofs Paulinus zu assistieren, „ne hoc sola militaris manus 
sineullo ecclesiae adminiculo facere videatur“,! derSchluss 
ziehen, dass diese Terminologie der Notitia bereits auf jahrhun- 
dertelanger Tradition der römischen Kurie basiert. 

Allerdings lag es nahe, noch dazu in einem Zeitalter, ın 
welchem die Sprache des römischen Volkes in einer geradezu 
heispiellosen Weise verrohte, die beiden ähnlich klingenden Na- 
men Adminiculator und Nomenclator mit einander zu verwechseln ; 
und noch lange, nachdem bereits der Nomencelator dem Proto- 
scriniarıus Platz gemacht hatte, lebt sein Name im Volke weiter. 
So schreibt die Graphia*: „Nomenclator latine, apud Grecos 
questor dieitur. ipse debet habere curam de viduis et orphanıs 
et omnibus xenodochus ...* also fast dieselben Worte, wie sie 
sich in der Notitia finden, um die Amtsthätigkeit des Admini- 
culator zu charakterisieren®. Es darf aber bei dieser volkstüm- 
lichen Namensverwechslung nicht der prinzipielle Unterschied 
zwischen den beiden Palatialämtern vergessen werden. 

Von einer Schule der Chartulare hat sich uns keine Nach- 
richt erhalten. Nur vereinzelt werden uns im Liber Pontificalis 
und sonst gelegentlich Chartuları genannt, ohne dass es der 
rechtsgeschichtlichen Forschung bisher gelungen wäre, dieselben 
näher zu klassifizieren*. M. E. ist es sehr wohl denkbar, dass 
dies den Finanzministern nach altrömischem Muster beigeordnete, 
den altrömischen Titel tragende Rechnungsbeamte waren. Wissen 
wir doch, dass die Finanzminister monate- und jahrelang von 


ı Jatte-Kaltenbrunner 1028. 

"Su 

° Auch der Zusatz der Graphia: „apud ipsum debet disputari de testa- 
mentis“ stimmt mit dem überein, was wir sonst von der Amtsthätigkeit der 
Defensoren wissen. 

Man vgl. hiezu die Testamentsurkunde aus Ravenna, welche 
weiter unten zitiert ist. 

+) Vgl. Bresslau a. a. O. 163. 


Keller, Untersuchungen über die Iudices Sacri Palatii Lateranensis. 17 


Rom abwesend gewesen sind!; eine Geschäftsführung derselben 
ohne geschultes Unterpersonal lässt sich kaum denken. Aus den 
Ordines Romani, insbesondere aus Ordo XII (Mabillon) ? erhellt, 
dass es in Rom zu manchen Zeiten zahllose Palatialschulen gab, 
von deren Existenz wir keine Ahnung hätten, wären uns die- 
selben nicht zufällig in dieser Quelle erhalten. Das Schweigen 
der Urkunden kann darum der Annahme nicht entgegenstehen, 
dass auch die beiden Finanzminister die Vorstände einer ent- 
sprechenden Schule waren’. 

Eine andere Frage ist es dagegen, ob diese sieben Kam- 
merherren auch untereinander eine „Schule“ gebildet 
haben. Ihre „Zusammengehörigkeit* ist ausser allem Zweifel, 
von einem festeren Organisationsverbande haben wir aber keine 
sichere Nachricht. 

Vergeblich hat man sich bemüht, eine abgestufte Rangord- 
nung unter ihnen nachzuweisen; in den Quellen begegnen wir 
allen denkbaren Variationen, mit alleiniger Ausnahme dessen, 
dass der Primicerius und Secundicerius notariorum bis zum Un- 
tergange des Institutes der Pfalzrichter jederzeit an deren Spitze 
stehen*. Ferner ist uns durch mehrere Urkunden bezeugt, dass 
die Palatialrichter den Scholen, welchen sie wrsprünglich ent- 
nommen waren, noch fortdauernd angehörten. Indess, wollte 
man aus diesem Umstande den Schluss ziehen, dass die Iudices 
palatini untereinander keine Schole gebildet haben können, so 


ı Vgl. das Zitat aus dem Lib. Pont. S. 29, 

? Mus. Ital. II 19. 

XIX. Quibus scholis datur presbyterinm, et quantum a 
Adextratoribus . . ostiarlis .. mappulariis . . majorentibus . . cubiculariis 
.. vastarariis (sic)... fiolarlis . . ferrariis ... calderarlis ... bandonarlis . . 
cospalarüis . . mandatariis... muratoribus s. Petri ... carbonanis .. allıs 
muratoribus . . bandonarüis canubarii . . judaeis . . . . 

® Ein Chartularium lag „iuxta Palladion* — wohl aus iuxta Pa- 
latium verdorben. (Bresslau 124. 125. Ducange, Gloss. 8. v. Pal.) 

* Die bisherige Ansicht, dass die VII Judd. Palatini identisch seien mit 
den VII Notarii regionarii, ist bereits von Hinschius aufgegeben, 
von Bresslau wohl endgiltig zurückgewiesen worden (a. a. O. 167°). 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. IX. 1. 2 
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würde man der römischen Kurialpraxis durchaus nicht Rechnung 
tragen: denn die Trennung der Schulen und Aemter im römi- 
schen Episkopium hinderte nicht, dass ein und dieselbe Person 
in mehreren zugleich diente. Ja, wer Carriere machen wollte, 
musste sich in den verschiedensten Stellungen zu bewähren suchen!. 
Ein Primus defensor konnte vom Papste eines Tages zum No- 
menclator ernannt werden, und umgekehrt ein Nomenclator zum 
Primicerius defensorum; es konnte aber auch ein Nomenclator 
gleichzeitig zum Secundicerius notariorum erhoben werden. 

Nach allem, was wir vom päpstlichen Verwaltungsregiment 
des ersten Jahrtausends wissen, resultiert als das Wahrschein- 
lichste, dass die Iudices thatsächlich eine einheitliche Organi- 
sation besessen haben, dass aber das Prinzip geherrscht hat, die- 
selben zu verpflichten, gleichzeitig noch in einer anderen Schule 
thätig zu sein. 

Die Zusammengehörigkeit der sieben Kammerherren war in 
Byzanz durch das ausschliessliche Recht auf den Titel viri 
illustres gekennzeichnet; als solche standen sie den nobilis- 
simi, „Prinzen von Geblüt“, zunächst, während die viri spec- 
tabıles unter den mehr oder weniger selbständigen Hofbeanten 
— der Primicerius sacri cubiculi, der Comes Castrensis, der 
Primicerius notarıorum und der Magister seriniorum — der drit- 


ten Rangstufe angehörten, auf welcher die Prokonsuln u. a. ran- . 


gierten. 

Wohl hat die Kirche die meisten der byzantinischen Titel 
rezipiert, darunter auch Illustre, allein nicht in dieser aus- 
schliesslichen Berechtigung für die obersten Palastbeamten. Letz- 
tere haben sich im allgemeinen mit dem anspruchslosen, auch für 
Geringere zugänglichen Titel iudices palatını genügen lassen. 

Dieser Terminus technicus deckt sich so ziemlich mit dem 
byzantinischen comes sacri palatiil. Köprs war ursprünglich 
ein Titel, welcher ost- und weströmischen Zivıl- und Mihtärbe- 
amten als Auszeichnung verliehen wurde. Mit der Zeit wurde 


tv. Sickel, Prolegomena zum Liber Diurnus I 53. 
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es üblich, die Rangbezeichnung (Magister, Praefectus u. s. Ww.) 
wegzulassen und sich bloss als Comes zu bezeichnen, so dass 
schliesslich der Coniestitel nicht mehr als Auszeichnung verliehen 
werden konnte, sondern ohne weiters die Titulatur eines jeden 
höhern Beamten bildete. 

Eine durchaus ähnliche Entwicklung gieng in Rom vor sich ; 
da die Päpste als Zivilrichter bald den Primicerius, bald den 
Saccellarius u. s. w. beriefen, so nannte man schliesslich alle 
IJudices Palatini', und zwar nicht nur gelegentlich des ihnen 
übertragenen Richtamtes oder einer Spezialuntersuchung, sondern 
ein für allemal. Fortan bezeichnete Iudex älmnlich wie Comes 
ganz allgemein einen der höchsten Beamten des Laterans ?. 

Neben Iudices Palatini, Palatıi, de clero, sanctae romanae 
ecelesiae findet sich auch Iudices ohne jeden Beisatz?, oder ın 
ganz späten Zeiten Judices canonici *. 


' Teber den entsprechenden Vorgang im Kanzleidienste vgl. man Bress- 
lau a. a. O. 178, 

"So z.B. im Liber Pontificalis an vielen Stellen, wo es aber 
meist schwierig ist zu entscheiden, ob die kirchlichen Richter oder weltliche 
Beamte gemeint sind. 

Ferner in der Konstitution Lothars von 824. 

Schliesslich und hier ganz unzweifelhaft — in einer Urkunde über eine 
Altarweihe von Bischof Johann I von Palestrina (1036—1040), woselbst 
seine beiden Brüder, der Diakon Peter undAndreas iudex mit 
unterschrieben haben (Martinelli, Diaconia S. Agathae in Subura, 100. 101). 

Alle drei finden sich wieder auf einer Sarkophagplatte, deren Text uns 
de Sylloge Petri Sabini erhalten hat. (Bei De Rossi, Inscript. 
Christ. II 1, 439; diese Sylloge ist von De Rossi aufgefunden, daher Gal- 
letti in seinem Werke über den Primiceriat noch unbekannt gewesen.) 


Sic Aetate sua te Christus In Astra levatum 
Hinc Iterum viva surgere Carne dabit 
OÖ, si te medium tune Cingat Care lohannes 
Petrus: et Andreas laevitesaty: secund)- 
cherius ad fratris suaviter ossa lacent 
Constat avj Cretos Sionjs Sanguine papae [d. 1. Johannes XVII, 1003] 
Sed Nichil altus honor: stemmata Clara nichil. 
® Siehe die vorhergehende Anmerkung. 
* Primicerius judienm canonicorum, im Krönungsritual des Ordo rom. 
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An der Spitze der Würdenträger des byzantinischen Hofes ? 
stand der Praepositus oder Praefectus sacri palatii. 
Seiner Aufsicht waren die Kubikulare und Silentiare an- 
vertraut; ausserdem standen unter seiner unmittelbaren Bot- 
mässigkeit der Comes Castrensis und der Comes Vestium ?. 

Dasselbe Abhängigkeitsverhältnis und dieselben Dienstkate- 
gorien finden wir im Episkopium: Ueber den Vicedominus 
und den Vestiarius, die Kubikulare und die Schola 
Cantorum, sowie über die gesamte Dienerschaft des Laterans 
ist als oberster Hausverwalter der Praefectus sacri palatii 
gesetzt. Wann dessen Stelle von den Päpsten errichtet wurde, 
ist uns nicht überliefert; wir dürfen aber annehmen, dass sie 
wohl kurze Zeit nach dem Einzuge in den Lateran geschaffen 
wurde. Die Bewirtschaftung des Palastes mit allen seinen An- 
nexen erforderte schon um die Mitte des vierten Jahrhunderts 
ein ziemlich grosses Personal. Denn die Päpste waren es, 
welche es auf sich nalımen, das römische Volk mit Brot zu ver- 
sehen, seit die kaiserlichen Rationen ausblieben, und die Produkte 
der Nilebene, statt in Ostia ausgebarkt zu werden, direkt nach 
Konstantinopel segelten. Längs des Aventin erhoben sich bald 
mächtige Kornspeicher, deren Schätze dem hungernden Prole- 
tarıat verteilt wurden; die ganze Naturalwirtschaft des kirchlichen 
Grundbesitzes erhielt dadurch eine ungeahnte Ausdehnung. 

Die Kubikulare, welche gleich der Schola Cantorum zu 


XIV (Mabillon). Vgl. auch Hinschius, System des kath. KR I 382. 383, 
! Als Quellen und Litteratur dienen insbes.: die Notitia dignitatum, 
das Staatshandbuch des ost- und weströmischen Reiches aus dem Ende des 


IV. Jh. — herausgeg. und komm. von Böcking, neueste Ausg. von Seeck, 
1876. — Hirschfeld, Untersuchungen auf dem Gebiete der röm. Ver- 
waltungsgeschichte, I 1877. — Hartmann, Unters. zur Gesch. der byzant. 


Verwaltung ın Italien, 1889. — Bresslau, a.a.0., Paulys Realencycl. 
s. v. Gonstantinus (I 607). Ferner: Diehl, kEtudes sur l’Administration 
Byzantine dans l’Exarchat de Ravenne, 1888. 

? Auch bloss Vestitor imperatoris genannt. Vgl. die röm. Inschrift vom 
Jahre 531 bei De Rossi a. a. O. I 226. 
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den ordines palatini oder curiae zählten, kommen am päpstlichen 
Hofe schon sehr früh vor!. Ihre Schole wurde zum grössten 
Teile aus Söhnen vornehmer Patrizier gebildet, die von ihren 
Eltern zum geistlichen Stande bestimmt waren und nun gemein- 
sam in nächster Nähe des Bischofs zu ihrem Berufe herange- 
bildet wurden; sie erhielten später die geistlichen Weihen, und 
es sind eine grosse Zahl kirchlicher Berühmtheiten aus diesem 
Alumnate hervorgegangen?. In ganz derselben Weise hat man 
am oströmischen Kaiserhofe Söhne einflussreicher Eltern für den 
Staatsdienst herangezogen, und es kann keinem Zweifel unter- 
liegen, dass diese Einrichtung als Vorbild für den römischen 
Bischof gedient hat. In Rom wiein Konstantinopel führte 
en Praepositus Sacri Cubiculi die spezielle Aufsicht über 
diese Alumnen; seine Stellung war sehr angesehen: in Byzanz 
mit vielen Vorrechten bedacht’, in Rom oft als Vorstufe zum 
Kardinalate dienend *. 

Ein ähnlich organisiertes Institut war ursprünglich die Schola 
Cantorum und die ihr entsprechende Schule der Silentiare® 


!Nach Phillips, Kirchenrecht VI $ 297 schon seit der Mitte des 
IV. Jh. — Seine Ausführungen das. S. 298. 304 sind aber erst für die nach- 
konstantinische Zeit zutreffend. Vgl. S. 36. 

* Ohne positiven Anhalt verlegt man öfters die Entstehung der Kubi- 
kularenschule bereits ins apostolische Zeitalter. So z. B Bondini, Me- 
moriestoriche deltribunale dellaSantaRotaRomana, 
p. 11: Erano adunque uomini di Chiesa coloro co’ quali il Pontefice giudi- 
cava ne’ tempi piü lontani, non altrimenti che dopo, e il primo nome loro 
fü di Cubiculari, traendolo probabilmente dalle auguste abitazioni delle ca- 
tacombe eristiane. Im Weiteren wird von Bondini in ebenso falscher 
Weise erklärt, beim Umzuge in den Lateran seien sie zu Cappellani ge- 
worden, im Mittelalter zu Auditoren der Rota. — Die aus den Kubikularen 
hervorgegangenen Päpste sind aufgezählt bei Hinschius a. a O0. I 
320. 

® Cod. Just. XII 5. 

*S. Phillips a. a. O. VI 547. 

°® welch letztere aber nicht mit den ebenso benannten Thürstehern vor 
den Gerichtssälen verwechselt werden dürfen. 

Ueber die Verwendung eines Silentiars ala Gesandten vgl. Schnü- 
rer, die Entstehung des Kirchenstaats, 38. 
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in Konstantinopel; daselbst wurden die Söhne von weniger Be- 
mittelten zum Dienste in den fürstlichen Privatgemächern aus- 
gebildet!. Auch das Vestiarium, die Schatzkammer des Epi- 
skopiums, erhielt bald eine solche Ausdehnung, dass die Ueber- 
tragung seiner Bewachung an einen hochgestellten Beamten ge- 
rechtfertigt erscheint. Der Liber Pontificalis berichtet von der 
Plünderung im Jahre 640: sigillaverunt omnem vestiariun eccle- 
siae [sc. Lateranensis] seu cymilia episcopii quas diversi christia- 
nissimi imperatores seu patricil et consules pro redemptione ani- 
marum suarum beato Petro apostolo derelingquerunt, ut pauperibus 
singulis temporibus pro alımonia erosgarentur, seu propter re- 


demptionem captivorum ?. 

Während am byzantinischen Hofe der Comes Vestium 
ausschliesslich die Prunkgewänder zu bewahren pflegte, repräsen- 
tierte der Vestiarius oder Vestiararıus des Papstes 
mehr einen Schatzhüter ?; als das Vestiarıum unter Bonifaz VIII 


Im Jahre 519 wurde einem 
EXSILENTI[AR]IO SACRI PALATII 
EXCOM[ITI] CONSISTORI COM{[ITI] DOM[ESTICORVM] 
ein Grabmal in Rom gesetzt. De Rossi.a. a. O. I 435. 

ı Vgl. Mabillon, Museum Italicum II 89: Primum in qualicumque 
schola reperti fuerint pueri bene psallantes, tolluntur inde et nutriuntur 
in schola cantorum, et postea fiunnt cubicularıi. Si autem 
nobilium filii fuerint, statim in cubiculo nutriuntur. (Ordo rom. IX). 
Ein Analogon zu dieser Sängerschule bietet die an den Kaiserpfalzen 
des deutschen Mittelalters eingerichtete Hofkapelle, die bereits kurze 
Zeit nach ihrem Bestehen zu einer Lehranstalt für den Kanzlei- 
dienst und die diplomatische Carriere geworden ist; es ist be- 
kannt, dass sämtliche Mitglieder der Reichskanzlei der Hotkapelle ange- 
hörten, dass ferner die Bischofssitze des deutschen Reiches meist mit Per- 
sonen aus ihrer Mitte besetzt wurden. 

Vgl. Waitz, Deutsche Verfassungsgesch. VI 269. 

® Duchesne, Le Liber Pontif. I 328. 

® Das umfangreichste, aber veraltete Werk darüber ist: Galletti, 
Del Vestiario della Santa Romana Chiesa (Roma 1758). 

Neuere Litteratur: Ehrle, Zur Geschichte des Schatzes, der Biblıo- 
thek und der Archive der Päpste im XIV. Jh. (in Denifles Archiv 11885); 
Gregorovius, a.a.0. II 146; Goyau, Le Vatican, les papes, la civili- 
sation (1895) 31. 
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eingieng, trat der Thesaur us oder die Camera an seine 
Stelle. Durch päpstliches Dekret vom 20. Februar 772 liessen sich 
die Vestiare ein für allemal die Gerichtsbarkeit in Klagen des 
Klosters Farfa gegen Unterthanen des römischen Bischofs über- 
tragen '. Es war dies aber ein sehr prekäres Amt; da die Kloster- 
bewohner nach langobardischem Rechte beurteilt werden 
mussten ?, jedoch weder die Vestiare noch ein Palatialrichter das 
fast nur in Pavia gelehrte Recht kannten, so blieb ihnen wohl 
meistens nichts anderes übrig, als den Advokaten von Farfa 
auf den Richterstuhl zu setzen °. 

Der Vicedominus des Lateranpalastes entspricht durch- 
aus dem Comes Castrensisin Konstantinopel; beide waren 
mit der Aufsicht der fürstlichen Privatgemächer betraut. Im 
Gegensatze zu den sonstigen Palastbeamten war der Vicedominus 
meist zum Priester geweiht, und es wurde ihm mit der Zeit eine 
Teilnahme an der Verwaltung des päpstlichen Privatvermögens 
zugestanden *. 

Der erste Bearbeiter des LiberPontif. gehörte aller Wahr- 
scheinlichkeit nach bereits zum Dienstkreise des Vestiarius; s. Duchesne, 
l. ec. Introduction CLXIl. CCXLIM. 

Dass die Vestiare ein subalternes Personal besassen, geht, wie 
Hinschius a.a. O0. I 384° mit Recht bemerkt, schon aus dem synonymen 
Titel Prior Vestiarii hervor. Zu diesen Unterbeamten rechne ich 
den Cimeliarcha, welchen bereits L 10 82 Cod. Just. VII 72 er- 
wähnt, den aber auch noch die Graphia kennt in $ primicerius; ferner 
die vielbestrittenen Custodes martyrum, welche in einzelnen, abseits 
von Ronı gelegenen Kirchen (San Pietro, San Paolo fuori le mura) den 
Wachdienst versahen — wohl weniger den Aposteln zu Ehren, als viel- 
mehr um der niedergelegten Geschenke willen, der Reliquien und sonstigen 
Kostbarkeiten. 

Im Liber Ponfic. finden wir unter Leo (440-461): hie constituit super 
sepulchra apostolorum custodes qui dieuntur cubicularii, ex clero Romano. 
Vgl. hiezu Mommsen im Neuen Archiv 1896, I (Ordo et spatia epp.) 339; 
Duchesnea a. 0.1 241. 


' Bulle Cum maxima nobis. (Jaffe-E. 2395.) I Regesto di Farfa 
11.83. 
° v. Bethmann-Hollweg, a. a. O. V 78. 
’ Gregorovius a. a. O. III 469-472 nach dem Reg. Farfense. 
* v. Scherer, Kirchenrecht I 486. 
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Um so auffallender muss es_erscheinen, dass trotz des von 
Byzanz gegebenen Beispieles und trotz des bereits im IV. Jahr- 
hundert nach Hunderten zählenden bischöflichen Palastpersonales 
sich keine Urkunde erhalten hat, in welcher der Praefectus sacri 
palatii als einer der sieben Iudices palatini genannt wäre oder 
irgend eine politische Rolle spielte. 

Die Stelle des ersten Würdenträgers am Lateran nimmt viel- 
mehr bis ins zweite Jahrtausend der Primicerius — schlecht- 
weg, oder notariorum, iudicum, sanctae ecclesiae, sacri palatii 
Lateranensis genannt — ein. Wie haben wir uns diesen tief- 
greifenden Unterschied zu erklären? 

In Konstantinopel findet sich auch ein Primicerius nota- 
riorum; die Notitia dignitatum verzeichnet ihn im Anschlusse an 
den Comes Castrensis und fügt hinzu: sub dispositione viri spec- 
tabilis primicerii notariorum: omnium dignitatum et administra- 
tionum Notitia tam civilium quam militarıum. Scholas etiam et 
numeros tractat. Officium autem non habet, sed adiutorem de 
schola notariorum. 

So wichtig also das, was er ın seinem Amte geleistet hat, 
für den späteren Geschichtsforscher gewesen ist, von so geringer 
Bedeutung war dies für sein eigenes Zeitalter und damit auch 
seine Persönlichkeit selbst!. Wır hören auch nicht, dass sich 
der Amtskreis des Primicerius in späteren Zeiten vergrössert 
hätte. Es kann demnach kein prinzipieller Zusammenhang zwi- 
schen dem Primicerius in Rom und jenem in Konstantinopel be- 
stehen ?. 


! Die einzige Ausnahmie macht Johannes, primicerius notariorum 
unter Kaiser Honorius in Ravenna, welcher nach dem Tode desselben ı. J. 
423 sich zum Kaiser aufwarf, bis er 425 von oströmischen Generälen besiegt 
und hingerichtet wurde. 

?® Bresslau (a.a. O0. 154. 155) ist der entgegengesetzten Ansicht. Es 
lässt sich aber mit dem ebengenannten Johannes nichts beweisen, da hier 
bereits abendländische Verhältnisse Einfluss geübt haben können. Gegen 
Bresslau spricht auch die Thatsache, dass der Byzantiner nur vir spectabilis 
war; und zum mindesten nicht für ihn, dass sein Amt viele Sporteln trug. 


Te 
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Wie ım Vorhergehenden näher ausgeführt worden ist, hatten 
die römischen Bischöfe anfangs noch nicht das Bestreben, den 
Kaiser selbst zu überbieten, sondern ıhr Rivale war nur der 
Praefectus Urbi. Dem Praefectus Urbi war aber als Sub- 
präfekt ein Princeps oder Primicerius titulierter Beamter atta- 
chiert; die Wahl desselben war nicht dem Präfekten anheimge- 
geben, sondern er wurde meist direkt vom byzantinischen Hofe 
herübergeschickt !'. Seine Stellung als erster Ratgeber und Be- 
amter des kaiserlichen Präfekten war natürlicherweise sehr an- 
gesehen, vor allem auch desswegen, weil er in Stellvertretung 
seines Chefs die gesamte Jurisdiktion über die Verwaltungsbe- 
anten führte. 

Inihm haben wir zweifellos das Vorbild und 
Gegenstück zum bischöflichen Primicerius zu 
suchen. 

Die grosse Ausdehnung, welche die Kirche unter Konstantin 
durch den massenhaften Andrang seitens der römischen Bevöl- 
kerung erhielt, machte eine genaue Abgrenzung der Amtsbefug- 
nisse der Notare unter gleichzeitiger Entlastung der Diakonen 
notwendig, eine Teilung, bei welcher den Diakonen im Wesen 
die Armenpflege zufiel?. 

Die Bischöfe aber, welche aus dem Stande der Presbyter 
oder Diakonen hervorgiengen, bedurften, um ihren ausgedehnten 
Pflichten und Amtsobliegenheiten im Verwaltungsfache nach- 
kommen zu können, vor allem einer Persönlichkeit, welche ın 
letzterem gut bewandert war, und sie wählten sich als solchen 
den Primicerius notariorum, welcher ihnen darin jeder- 
zeit mit Rat und That zur Hand sein konnte°. 


‘Manso, Leben Constantins d. Gr. S. 113. (Bibl. hist. Class. aller 
Nat. XXIX, 1819.) Daselbst ist über die Präfekturbeamten ausführlich, aber 
vielfach unrichtig geschrieben. Vgl. auch die betreft. Artt. (Constantinus, 
praefectus urbi) in Pauly (von Rein). 

® Vgl. S. 35. 

* Das Nühere über die Entwicklung des Notariats findet sich 8. 28. 

Der Liber Pontificalis berichtet in der Vita Iulüi II (337— 352), der Papst 
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Die Rivalität zwischen Bischof und Präfekt sowohl, wie das 
Vorbild am Subpräfekten haben, wie wir vermuten dürfen, ganz 
wesentlich dazu beigetragen, die Stellung des Obernotares in 
jeder Hinsicht zu festigen und ihm bald einen ebenso vertrau- 
lichen als einflussreichen Platz an der Seite des römischen Bischofs 
zu schaffen, wie ıhn der Primicerius im Palaste des kaiserlichen 
Präfekten genoss. 

Als eine nachträgliche Anpassung an die byzantinische Hof- 
ordnung dürfen wir es betrachten, wenn ihm später dieSchlüssel 
desgesamtenLateranpalastes anvertraut wurden, mit 
der gleichzeitigen Verpflichtung, weder bei Tage noch bei Nacht 


den Palast zu verlassen — ja wenn er geradezu rartas, Palast- 
hüter, in der Graphia Urbis Romae genannt wird. 

Das übrige Personal des Präfekten — es zerfiel in drei 
Klassen: Commentarienses, Strafrichter; Corniculari, Actuarii, 
Zivilrichter; Adiutores und Munerarü, Finanzbeamte — hat die 


Kirche, von wenigen Analogien abgesehen, nicht rezipiert. Es 
hat auch infolge der ungünstigen Position und Energielosigkeit 
seiner Vorgesetzten kein langes Dasein gefristet, schon gegen 
Ende des VI. Jahrhunderts verschwand es spurlos; sein Erbe 


haben die Päpste angetreten. 
Dagegen lässt sich für den Secundicerius notario- 
rum, welcher unter den VII Iudices palatini an Stelle des 


habe eine Konstitution erlassen: ut nullus clericus causam quamlibet in 
publico ageret nisi in ecclesia, et notitia, quae omnibus pro fide ecclesiastica 
est, per notarios colligeretur, et: omnia monumenta, in ecclesia per pri- 
micerium notariorum confectio celebraretur, sive cautiones, vel ex- 
trumenta aut donationes vel commutationes veltraditio- 
nes aut testamenta vel allegationes aut manumissiones, 
clerici in ecclesia per scrinium sanctum celebrarentur. Duchesne I 205. 

! primicerius apud grecos papias vocatur. ipse debet habere curam cla- 
vium de toto palatio et esse ibi honorubilis apud imperatorem; die noctu- 
que in palatio existere debet. Zur Erläuterung dieser Stelle: Papst und 
Kaiser wohnten damals gemeinsam im Lateran; beiden mussten die 
Iudices sacrı palatii den Eid der Treue leisten. Man könnte darum 
ebensogut statt „imperatorem“ „papam*“ setzen. Wesshalb sich hier gerade 
„imperatorem“ findet, werde ich später näher ausführen. 
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byzantinischn Magister sacri palatii erscheint, weder 
unter den römischen Präfekturbeamten, noch unter den byzan- 
tinischen Hofleuten ein entsprechendes Sujet auffinden. Viel- 
leicht war es das Verdienst persönlicher Tüchtigkeit einzelner 
Secundiceri, dass sie sich diese hohe Stellung errangen!. 
Allerdings kennt auch die Kirche einen Magister sacri 
palatiıi; seine Thätigkeit ist aber von jeher mehr auf das Spi- 
rituelle gerichtet gewesen?. Ein Magister sacri palatii, der in 
seinen Funktionen jenem in Konstantinopel entspricht, erscheint 
im Laterane unter Otto 111°. 

Wir kommen also zum Ergebnis, dass der Primicerius und 
— wahrscheinlich — auch der Secundicerius bereits in gesicherter 
Stellung waren, ehe die Päpste daran dachten, systematisch die 
byzantinischen Hofchargen nachzubilden. 

Man könnte einwerfen, dass wenn sich auch die beiden Ober- 
notare nicht mehr beseitigen liessen, die Bischöfe dem Präpositus 
sacrı palatii als dem obersten Palastbeamten in Byzanz wenig- 
stens die dritte Stelle im Hofdienste hätten anweisen sollen. Zu- 
fällig sind wir davon unterrichtet, dass der Palastpräfekt in Byzanz 
erstgegen Ende des IV. Jh. an die Spitze aller Hofbe- 
anten vorrückte* — ein Umstand, welcher vielleicht den Schluss 
rechtfertigt, dass die ersten Versuche zur Einfüh- 
rung vonKammerherrn am Laterane in den vorher- 
gehenden Jahren, also auch im letzten Dezennium des 
IV. Jahrhunderts gemacht wurden. 

Bemerkenswert ist übrigens, dass wir hier bei den Päpsten 
auf dieselbe kulturhistorische Erscheinung stossen, welche wir mit 


! Vgl. übrigens Bresslau, a. a. O. 154. 

?” Seine Stellung mag am Laterane früher sehr angesehen gewesen sein; 
noch in späteren Zeiten wurde ihm beim Ordo sedendiincappella 
ein Platz neben dem ersten Auditor der Rota eingeräumt, trotzdem 
inzwischen sein Officium bedeuteud reduziert worden war und in nichts 
mehr diese Auszeichnung rechtfertigte. 

Vgl Phillips a. a. O. VI 312. 447. 541—54. 
* Erwähnt in der unten zitierten Urkunde aus dem Regestum Farfense 
von 99. * Manso a. a. O. 
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geringer Modifikation nicht nur in Byzanz, sondern auch an deut- 
schen und slavischen Fürstenhöfen des Mittelalters beobachten 
können. 

Die Notare, Skriniare, Defensoren u. s. w. waren einstens 
vielfach unfreie Leute oder Libertinen !', welche mit der Kirche 


ı Notarius war ein Sklave oder Freigelassener, der die Kunst des 
abgekürzten Schreibverfahrens als Broterwerb benutzte; solche Leute waren 
bei den Magistraturen und den Kollegien in Rom vielfach angestellt. Da 
die christliche Gemeinde anfangs unter die Collegia funeraticia zählte und 
als solches staatlich anerkannte Korporationsrechte besass, so ist es in 
hohem Grade wahrscheinlich, dass ihr Vorstandskollegium — die Presbyter 
oder Bischöfe — sich derartiger Schreiber bedienten; die Christen rekru- 
tierten sich ja anfangs zumeist aus den niedern Ständen, so dass vermut- 
lich manche solcher berufsmässigen Tachygraphen unter ihnen waren. 

Mit der allmähligen Ausdehnung der Gemeinde häuften sich auch die 
Geschäfte immer mehr. Es mussten Protokolle geführt, Schenkungen auf- 
gezeichnet, 'Testamente aufgenommen werden u. ä.; damit wurden auch die 
Erfordernisse, die man an Bildung und Kenntnisse der Notare stellte, immer 
höher. Auf diese Weise entstand aus einer Anzahl freiwilliger oder be- 
zahlter Schreiber nach und nach ein teils juristisch, teils archivalisch ge- 
schultes Personal, das sich — frühestens in der zweiten Hälfte des III. Jh., 
eher erst in der nachkonstantinischen Zeit, im Gegensatze zu den Ordines 
Palatini — zu einem geschlossenen Verbande von VII Notarii regionarii 
konsolidierte. — 

Ganz anders erscheint die Entwicklung des Notariates nach den Auf- 
zeichnungen des Papstbuches: Duchesne I 123: hic [Klemens, 882-—-97 ?] 
fecit VII regiones, dividit notariis fidelibus ecclesiue, qui gestas mar- 
tyrum sollicite et curiose, unusquisque per regionem suam diligenter per- 
quireret. 

L. c. 147: hie [Anteros 235—236] gestas martyrum diligenter a notariis 
exquisivit et in ecclesia recondit, propter quodam Maximino presbitero, qui 
martyrio coronatus est. 

L. c. 148: (diese Stelle ist im Catalogus Liberianus interpoliert, 1. c. 
renı. 4) [Fabianus 236—250] regiones dividit diaconibus et fecit VII sub- 
Jdiaconos, qui VII notariis imminerent, ut gestas martyrum in integro fide- 
liter colligerent. 

Diese Nachrichten des Lib. Pont., welche von den Kanonisten bis in die 
neueste Zeit auf Treu und Glauben hingenommen wurden (z. B. noch von 
Phillipps, Kirchenrecht V1319), können vor einer Kritik nicht standhalten. 

Die ganze Thätigkeit der Notare als Märtyrerbiographen muss in das 
Reich der Fubel verwiesen werden. 

Was an urkundlichem Material von diesen angeblichen Märtyrerbiologen 
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nur in losen Zusammenhange, teilweise nur in geschäftlicher Ver- 
bindung standen. Sie erhielten keine heiligen Weihen, höchstens 
die Tonsur oder die niederen Weihen — was aber damals nicht 
mehr zu bedeuten hatte, als heute beispielsweise die Mitgliedschaft 
einer römischen Todtenbrüdersozietät. Seit sie aber die römi- 
schen Bischöfe zu ihrem Kammerdienste herangezogen haben, 
steigen sie in kurzer Zeit so hoch im Anselhıen, dass sie bald der 
Mehrzahl der Kleriker vorgehen. Bei allen kirchlichen Feier- 
lichkeiten erhalten sie ihre Plätze neben den römischen Pres- 
bytern angewiesen ! und nehmen an dem Vorrechte des höchsten 
Klerus teil, bei derartigen Gelegenheiten in weisse Gewänder ge- 
hüllt und auf weissen Zeltern zu erscheinen?. Den Gedanken, 
dass der Dienst beim Könige adle und selbst dem Unfreien den 
Vorzug vor Freien gewähre, sehen wir also, wenn auch in ver- 
zusammengebracht wurde, kann sich lediglich auf das Verhör des hl. 
Justinus und (eventuell) auf das Martyrium des Senators Apollonius 
erstrecken. Vgl. Duchesne, a.a4.0. Cl, Le Blant, Les Actes des Mar- 
tv, Harnack, Gesch. der altchr. Litteratur bis Eusebius I (1893) 506 —83+4 ; 
betreffs Apollonius: Neumann, Der röm. Staat und die allg. Kirche I 
(1880) 274. Harnack, Der Prozess des Christen Apollonius ı. d. SB der 
preuss. Akad. 1893 II 721. 

Und was noch gravierender ist: vor dem V. oder VI. Jh. — von der 
vorübergehenden Mürtyrermanie unter Damasus 366— 384 abgesehen — hatte 
man in Kom für einen offiziellen Märtyrerkultus absolut kein Ver- 
ständnis. Vgl. den Brief Gregors d. Gr. an den Patriarchen v. Alexandria 
459%, Jaffe-Ewald 1517. 

Darum können uns die Ueberlieferungen des Lib. Pont. keinen Anlass 
geben, von der oben entwickelten Ansicht abzugehen, wonach das kirch- 
liche Notariat lediglich eine Abzweigung und natür- 
liche Weiterbildung des stadtrömischen Notariates ist. 

‘In der Notitia iudieum: in omnibus processionibus manuatim ducunt 
papam cedentibus episcopis et ceteris magnatibus, et in maloribus 
festivitatibus octavam super omnes episcopos legt lectionem. 

” Vom Einzuge Papst Konstantins in Byzanz berichtet der Liber Ponti- 
fealis: Cum clero et populi multitudine omnes letantes et diem festum 
agentes pontifex et eius primates cum sellaresimperiules, sellas 
et frenos inauratos simul et mappulos ingressi sunt eivitatem. Zu 

diesen Primaten gehörten: der Secundicerius Georg, der Defensorum 
Primus Johann, der Saccellar Cosmas und der Nomenelator Sisinnius:; vel. 
Duch. a. a. 0.1389. Ueber die Mappuli vgl. das Nähere unten. 
pP} R 
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schleierter Form — der Gegensatz liegt hier im Laientum und 
Klerikertum! — ın gleicher Weise am päpstlichen Hofe ver- 
wirklicht?. 


Wie weit aber die Versuche eines lateranischen Hofstaates 
gediehen sind, wissen wir nicht. 

Immer heftiger umbrausten die Stürme das dem Untergange 
geweihte Ron. Mit Angst und Grauen sahen seine Bewohner 
ihr Schicksal näher kommen, ohne irgend eine Möglichkeit, iım 
entrinnen zu können, aber auch ohne eine Spur von Energie in 
sich erwachen zu fühlen. 

Flehend wandten sie sich an ihren Kaiser, der wohlgeborgen 
zwischen den Sümpfen und Zinnen Ravennas sass, er möchte in 
den Palatin zurückkehren. Honorius that es — aber er brachte 
nicht die ersehnte Hilfe. 

410 plündern die Goten unter Alerich Rom. 

452 wird es vom Hunnenkönig Etzel gebrandschatzt. 

455 plündern die Vandalen unter Geiserich alle Kirchen 
Roms aus. 

472 halten die arianischen Söldnerscharen Ricimers unter 
Mord und Brand ihren Einzug. 

Diese kurzen Daten erklären genügend, dass im letzten 
Drittel des V. Jahrhunderts alles kirchliche und politische Leben 
in Rom erloschen war und in der ewigen Stadt die Grabesstille 
eines Friedhofes herrschte, die nur ein einziges Mal (498—499) 
anlässlich der Wahl Laurentius’ zum Papste gestört wurde. 

Erst nach vielen Dezennien begegnen uns dort zum ersten- 
male wieder die Iudices de clero. Einer um den andern tauchen 


! Erst seit Mitte des IX. Jahrhunderts macht sich das Bestreben der 
Päpste geltend, die Laien von der Verwaltung kirchlicher Angelegenheiten 
grundsätzlich auszuschliessen. Hinschius, a a. O. I 389. 

? Es ist um so bemerkenswerter, als es auf dem Palatin jederzeit 
anders gehalten wurde. Die Hofbedienten des Princeps bis auf Dio- 
kletian waren rechtlich immer nur kaiserliches „Gesinde* — mögen die 
Kammerdiener feiger, despotischer Caesaren, wie Domitians oder Kommo- 


dus‘, politisch auch noch so grossen Einfluss geübt haben. 
Vgl. Hirschfeld, a. a. O. 1 192. 
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sie aus dem Dunkel der Geschichte empor; man glaubt bestimmen 
zu können: in diesem Jahrzehnt muss der erste Nomenclator 
gelebt haben, in jenem wurde das Amt des Saccellar geschaffen 
u.s. w. Die Schlussfolgerung ist umso bestriekender, als von 
der ersten Kunde über ein Palatialamt angefangen sich die Reihe 
seiner Inhaber in manchmal beinahe lückenloser Weise fortsetzen 
lässt. Aber dennoch, wenn man näher zusieht, gehört das 
ganze Institut der Iudices Palatini einem geschlossenen, wohl- 
durchdachten Systeme an, dessen Grundzüge schon längst be- 
standen haben müssen. Dafür, dass wir uns dessen Entstehung 
ın der geschilderten Art zu denken haben, lassen sich freilich 
keine strikten Beweise erbringen. Denn aus den Jahrhunderten 
bis Hadrian haben wir so gut wie gar keine Kunde von den ein- 
zelnen päpstlichen Aemtern!. Wir wissen nur einerseits, dass 
Iınen die kaiserlichen oder stadtrömischen Aenter der Vorzeit 
als Vorbild gedient haben, und andererseits, dass analoge Ver- 
hältnisse noch bis in das spätere Mittelalter hineinreichen. Haben 
wir aber in den als Vorbild aufgestellten kaiserlichen, stadt- 
römischen und byzantinischen Aemtern die richtigen getroffen, 
sw müssen auch die Schlüsse bezüglich der zeitlichen Entstehung 
richtig sein, da der Untergang der römischen Präfektur und die 
Entfremdung zwischen Rom und Byzanz zu jener Zeit, wo in 
den Quellen die einzelnen Palatialrichter mit Namen auftreten, 
bereits eine vollendete Thatsache war, und somit die politischen 
und kulturellen Verhältnisse keine andere Annahme zulassen 2. 


— nn Ban a 


'v. Sickel a. a. O. 

° Dies lehrt insbesondere der Liber Pontificalis. Es kommt dabei haupt- 
sächlich das Zeitalter Gregors des (irossen in Betracht. Gregor selbst 
nennt sich Graecae linguaenescius (epist. VI 29) und schreibt 
kurz vorher (eit. 27): hodie in Constantinopolitana eivitate qui de Graeco in 
Latinum et de Latino in Graecum dietata bene transferant non sunt. Diese 
beiden Aussprüche des grossen Papstes sagen genug. (Weitere Zeugnisse 
& Gregorius a. a.0. II 93.) Dass die kulturellen Beziehungen später wieder 
reger wurden, bleibt irrelevant. 
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Die Iudices Palatini genossen nicht allein im Lateranpa- 
laste ein grosses Ansehen, sondern auch in hohen und niederen 
Kreisen des römischen Volkes, wie uns insbesondere ihr gewal- 
tiger Einfluss bei den römischen Bischofswahlen zeigt. Wenn 
die beifolgenden Ausführungen richtig sind, so ıst es eine in 
den Augen der Zeitgenossen generöse That Konstantins gewesen, 
welche diese Popularität begründet hat: nämlich die Verleihung einer 
den staatlichen Gerichten gleichberechtigten Jurisdiktion an das 
bischöfliche Schiedsgericht durch die Konstitution vom Jahre 321. 

Nicht genug damit gieng der Kaiser noch weiter und erliess 
zehn Jahre später abermals eine Konstitution, welche in Wesen 
eine authentische Auslegung der früheren Konstitution vorstellte, 
da in der Praxis mancherlei Zweifel über die Interpretation und 
Handhabung des Reichsgesetzes zu Tag getreten waren, zugleich 
aber auch das bischöfliche Schiedsgericht vollständig seines Cha- 
rakters als „Schiedsgericht“ entkleidete, indem sie anordnete, 
dass auch gegen den Willen einer Partei in jedem Prozess- 
stadium beim Episkopalgerichte Klagen anhängig gemacht werden 
können!. Die richtigste Antwort auf die Frage, wodurch sich 
wohl der Kaiser zu solchen weitgehenden Konzessionen bewogen 
fühlte, hat wohl Matthiass gegeben: 

„In jener gewaltigen Revolution, in der die heidnischen Re- 
ligionen zusammenstürzten, war es nicht wunderbar, dass die 
Träger dieser Bewegung — die Imperatoren — auch die ererbten 
rechtlichen Institutionen mit Misstrauen betrachteten und alles 
von den neuerstandenen Autoritäten erwarteten. Der Bischof 
erschien als der infallible Urteiler und stand so über allen andern 
Jurisdiktionsmagistern®. 

Die Versammlung, im welcher der Papst kraft der ihm von 


! Litteratur hierüber: Hänel, im Kommentare zu diesen beiden sog. 
Constitutiones Sirmondi, Corp. leg. col. 445—448. — Fessler, der kano- 
nische Process (1860) 69; dasselbe näher ausgeführt von Loening, in der 
Gesch. des Kirchenrechts I 226; dieser berichtigt von Matthiass, die 
Entwicklung des röm. Schiedsgerichts (in der Rostocker Festschrift für 
Bernh. Windscheid. 1888). 
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Konstantin verliehenen Machtvollkommenheit Recht sprach, war 
dieAudientia episcopalis; über ihre Beschaffenheit, 
ihren Geschäftsgang und ihre Teilnehmer sind teils fragmenta- 
rische, teils gar keine Nachrichten auf uns gekommen. In diesen 
Zeilen soll der Nachweis versucht werden, dass sich die Kirche 
auch hierengan heidnisch-römische Vorbilder, 
speziellan denkaiserlichen Staatsrat angeschlossen hat, 
wodurch wir Anhaltspunkte für die uns unbekannte Zusammen- 
setzung der Audientia, insbesondere für de Teilnahme der 
Iudices de clero gewinnen können. 

Bekanntlich existierte zu Beginn des Prinzipates noch kein 
eigentlicher Staatsrat. 

Augustus und seine Nachfolger begnügten sich vielmehr 
ähnlich wie sie für politische oder militärische Angelegenheiten 
sich aus ihrer nächsten Umgebung Rats erholten, so oft sie ın 
ihrer Würde als Konsul oder als höchste Berufungsinstanz zu Ge- 
richt sassen, sich einige „Freunde“ — amici — auszuwählen, welche 
als Beisitzer in diesem sogen. Consilium fungierten und auf Be- 
fragen seitens des Kaisers ihre unmassgebliche Ansicht äusserten. 

Allein die an den Princeps gebrachten Appellationen hatte 
schon Augustus regelmässig an die Iudices ordinarii delegiert 
und für die Libelli Principi dati oder Preces Imperatori oblatae 
wurde häufig ein Iudex delegatus ernannt, so dass die Rechts- 
sprechung des Kaisers in seiner noch heute stehenden Privat- 
basılika auf dem Palatin verhältnismässig selten vorgekommen 
sein mochte. 

Was unter tüchtigen Kaisern wie Augustus und Tiberius 
eine weise Selbstbeschränkung war, wurde unter späteren Caesaren 
zur Karrikatur herabgewürdigt!. Es braucht wohl nicht erst 
gesagt zu werden, dass oft „Freunde“ und Diener schlimmster 
Sorte die Ratgeber machten und williges Gehör fanden °. 


' Man lese die vierte Satire Juvenals, das einzige uns erhaltene 
Bild einer Staatsratssitzung! 

’Mommsen, rönisches Staatsrecht IL! 842. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. IX. 1. 3 
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Diesem unhaltbaren Zustande wurde durch die später von 
Mark Aurel ergänzten Reformen Hadrıians ein Ende bereitet 
dieser setzte einen ordentlichen Staatsrat ein, dessen Mlit- 
glieder Constliarii Augusti offiziell benannt, dem Senatorenstande 
entnommen waren. Für die Jurisprudenz bedeutete dies insofern 
eine Aenderung, als von nun ab die Senatus Consulta immer 
seltener, die Constitutiones Principum im selben Maasse häufiger 
wurden. 

In sozialer Hinsicht wäre zwar der Unterschied zwischen den 
Constitutiones und den SCC nicht so bedeutend gewesen, sofern 
die Consiliari nur einen Ausschuss der Senatorenpartei repräsen- 
tierten. Es tritt aber bald die Tendenz zu Tage, die Sena- 
toren aus dem Staatsrate zuverdrängen und hervor- 
ragende Juristen, die meist dem Volke entstammten, ın den 
Kreis der Konsiliare aufzunehmen”. 

Die wichtigste Persönlichkeit wird von nun ab der Prae- 
fectus Praetorio, welcher zuerst als Beisitzer des Kaisers fungiert, 
dann aber in Stellvertretung desselben selbständig den Vorsitz 
führt . Hiedurch erklärt es sich auch, wesshalb die militärische 
Eignung des Präfekten immer mehr m den Hintergrund tritt 
und das Schwergewicht auf seine juristischen Kenntnisse und 
Fähigkeiten gelegt wird. Paternus, Papıinian, Ulpian, 
Paullus und andere berülinte Rechtslehrer werden mit den 
Insignien eines Praefectus Praetorio geschmückt. 

Aber nicht allein die Vertreter der Rechtswissenschaft, son- 
dern — und dies ist besonders charakteristisch — auch die 
Chefs der kaiserlichen Kanzleien undArchive und die 
Leiter der einzelnen Unterabteilungen derselben wurden regel- 
mässig zu den Staatsratssitzungen zugezogen, vermutlich zu dem 
Zwecke, um authentische Auskunft geben zu können, wenn über 


! Mommsena. a. O0. M2. 

® 1d. ib. 1032. Hirschfeld a. a. O. I 216. 

® Verl. die Liste aller Präfekten bis Diokletian bei Hirschfeld a. a. 
O0. 1219. 
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die in den Kanzleiarchiven niedergelegten oder registrierten ! Ur- 
kunden verhandelt wurde. 

Soweit die Grundlagen, auf welchen Diokletian und Konstan- 
tn ds Consistorium et Auditorium Principis 
aufbauten. 

In analoger Weise haben wir uns die Anfänge zu denken, 
aus welchen sich die Audientia und das spätere Konsi- 
storium des römischen Bischofs entwickelten. 

Nach den Vorschriften der Constitutiones Apostolorum pflegte 
der Bischof am zweiten Tage nach dem Sabbatlı zu Gericht zu 
sitzen, umgeben von Presbytern und Diakonen „ohne Ansehen 
der Person“ ?; Notare führten erforderlichenfalls die Protokolle 3. 
Neben dem Bischof spielte sein ältester Diakon die wichtigste 
Rolle; in geringfügigen Streitigkeiten konnte er sogar selbständig 
Urteile fällen „nach dem Vorbilde Jesu Christi, der auch im 
Namen des Vaters gerichtet hat“, wie die Constitutiones App. 
(2,5) sagen. 

Erst unter Konstantin trat eine entscheidende Wendung ein; 
denn von der Mitte des IV. Jahrhunderts ab hören wir nichts 
mehr, dass der Diakon sich mit der Schlichtung bürgerlicher 
Rechtshändel befasst hätte *. Sein Dienst beschränkte sich von 
nun an auf die Assistenz des Bischofs bei den heiligen Hand- 
lungen, auf teilweise selbständige Ausübung derselben, auf die 
Vermögensverwaltung und die Untertützung der Presbyter bei 
Spendung von Almosen. Die niedere Gerichtsbarkeit dagegen 
muss auf andere Diener der Kirche übergersangen sein. Die Aus- 
wahl, welche wir unter den Beamten des Bischofs in vorkonstan- 


! Bresslau a. a O. I 9. 

* Pitra, Juris ecel. Graec. hist. et monum. I (1864) 93 (allerdings bleibt 
auch eine andere Konstruktion möglich): assistant autem tribunali diaconi 
et presbyteri citra personarum acceptionen, iuste ut hommes Dei iudicantes, 

° Vgl. das Citat aus der Vita Iulii S. 25. 

* Die Gründe haben wir bereits oben auseinandergesetzt:; sie sind vor 
allem in der ebenso plötzlich erfolgten, als ungeahnte Dimensionen an- 
nehmenden Ausdehnung der rönuschen Christengemeinde zu suchen. 


3* 
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tinischer Zeit haben, ist nicht gross; inschriftlich oder durch 
zweifellose Tradition werden nur Fossatores’, Custodes 
martyrum und Notarii erwähnt; von anderen Gehilfen des 
römischen Bischofs haben wir keine Kunde, und es ıst auch zu 
bezweifeln, dass irgend welche existiert haben. Die Gründe, aus 
denen z. B. Phillips auf eine, wenn auch nicht völlig entwickelte 
Bürokratie der römischen Bischöfe schliessen will, sind nicht 
stichhaltig 2. | 

Da von diesen drei Gruppen die Totengräber und Reliquien- 
hüter selbstverständlich nicht in Betracht kommen, so bleibt nur 


die Möglichkeit übrig, dass die Gerichtsbarkeit — wenigstens in 
Bagatellsachen — auf die Notare, speziell auf die Primice- 


rii derselben übergegangen ist. 

Damit stimmt auch die Ueberlieferung des Liber Pontificalis 
durchaus überein. Es ist bereits erwähnt worden, dass eine 
Konstitution Julius’ Il den Primiceri die Leitung der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit übertrug, oder vielleicht richtiger gesagt, 
gesetzlich bestätigte; denn erstere scheint nur eine nähere Aus- 
führung und Präzisierung einer Verordnung Silvesters (314 
bis 335) zu sein: ut nullus clericus propter causam «uamlibet in 
curja introiret nec ante judicem cinctum dicere nisi in ecelesia 3. 

Die Primiceri legen sich darum neben anderen Titeln auch 
jenen der Iudices palatini bei, und es liegt dieser Verdrängung 
der Kleriker durch Rechtsgelehrte dieselbe Tendenz zu Grunde, wie 


bei der Eliminierung der Senatoren aus dem Consilium Principis. 


ı Fossatores sind auch in bildlicher Darstellung erhalten und an 
dem bekannten Svastikazeichen rb: das sie auf dem Gewande tragen, 
kenntlich. 

® Phillips a. a. O. VI298. 304. Daregen ist einzuwenden: Basiliken 
hat es vor Konstantin nicht gegeben (Gregorovius a. a. O.11.2). Die Zahl 
der Märtyrer ist von der historischen Kritik auf ein Minimum reduziert 
worden; und auch das „Archiv in den Katakomben“, das Bischof Anteros 
eingerichtet haben soll, bleibt eine zweifelhafte Sache (Bresslau a. a. O. 1120). 

® Duchesne a. a. OÖ. 171; die Konstitution von Iulius II (337—352) 
lautete: ut nullus elericus causam quamlibet in publico ageret nisi in ec- 
clesia. yes or also fast dieselben Worte. 


|. 
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Inzwischen hatte sich die diokletianisch-konstantinische Neu- 
gestaltung des kaiserlichen Staatsrates vollzogen ! und wurde 
von entscheidendem Einflusse auf die bischöfliche Gerichtsbarkeit. 

Von nun an wurde der Staatsrat aus den höchsten Pa- 
latialbeamten gebildet, mit Ausschluss des Prae- 
positus sacri palatii und der beiden Comites Protutorum, be- 
stand demnach aus den Viri illustres: Magister s. p., Quaestor 


s. p-, Comes sacrarum largitionum, Comes rei privatae; ferner 


aus einer grösseren Zahl von viri spectabiles, die aber ebenso 
wie die viri illustres als Staatsräte Comites Consistoriani, Uon- 
siiarı ? oder Proceres sacri palatii hiessen; schliesslich 
aus einer Anzahl höherer aktiver Staatsbeamter, welche aus ter- 
ritorialen oder persönlichen Rücksichten zugezogen wurden, so 
insbesondere die Chefs der einzelnen Reichs- oder Provinzial- 
kanzleien samt entsprechendem Subalternpersonal. 

Unter dem Vorsitze des Kaisers oder eines Vicarius ? trat 
dieser Staatsrat abwechselnd als Consistorium zur 
Beratung und Beschlussfassung über staats- oder verwaltungs- 
rechtliche Fragen zusammen, oder als Auditorium zur Ent- 
scheidung gerichtlicher Streitigkeiten, welche die Parteien an den 
Kaiser gebracht hatten. 

Für beides bestand ein separates Schreiber- und Kanzlei- 
personal“. 

Es ist aber bekannt, dass eine strikte Trennung zwischen 
Verwaltungssachen- und Justizsachen erst der späteren Juris- 
prudenz vorbehalten blieb; darum dürfen wir uns nicht daran 
stossen, wenn die Quellen gelegentlich den Ausdruck Consilium 
anwenden, wo wir nach unserer modernen Auffassungsweise die 
Verhandlung ein Auditorium nennen würden, und umgekehrt, 


! Literatur: Hauboldus, De consistorio Principum dissertatio, 1788. 
1189. — v. Bethmann-Hollweg, Civilprozess III 88—116. — Rein in 
Paulys Realencycl. s. v. Consist. 

? Ein Consiliarius aus der Zeit Diokletians: in Vita Aurelianı 44. 

’ Viearius a consiliis sacris; vgl. Hirschfeld a. a. O. 216. 

‘ v. Bethinann-Hollweg a. a. O. 99. 
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oder wenn sich die Quellen mit unbestimmten, zweideutigen Aus- 
drücken zu behelfen suchen !. 


Eigentümlicher Weise aber — und man kann in modernen 
Staaten wieder dieselbe Beobachtung machen — galten die Kon- 


sistorialsitzungen, also das Verwaltungsfach, für angesehener, 
während die Verhandlungen im Auditorium zeitweise gänzlich in 
Verruf gerieten. Wird uns doch beispielsweise erzählt ?, dass 
die Hofbeamten unter Kaiser Valens ihren Herrn zu überzeugen 
vermochten, dass es gegen die kaiserliche Würde verstosse, Rechts- 
streitigkeiten der Unterthanen persönlich zu schlichten. Auch 
sonst wird überliefert, dass sich die Kaiser durch andere Re- 
gierungsgeschäfte von dem Vorsitze im Auditorium abhalten liessen ?. 

In der rönmisch-christlichen Gemeinde können wir fast den- 
selben Entwicklungsgang verfolgen. Der unbewusste kul- 
turelleAustauschzwischen dem Ostenund Westen 
des römischen Reiches, aber auch das bewusste Be- 
streben der Päpste, die byzantinischen Kaiser in allem und jedem, 
vom Fusskusse angefangen, möglichst naturgetreu zu kopieren 
tritt auch hier wieder deutlich zu Tage *. 


ı Auf die Weise lassen sich wohl die von Haubold und von Beth- 
mann-Hollweg (daselbst S. 97. 98) vorgebrachten Gründe und Gegen- 
gründe vereinigen. Dass sich bereits die römische Rechtswissenschaft be- 
mühte, eine Unterscheidung zu machen, geht aus Bethmann-Hollweg S. 99 
hervor. 

® Ammianus Marcellinus, XXX 4. 

» Novelle XXIII 2. 

* Bekanntlich enthalten die versio Hispana, prisca translatio, collectio 
Hispana und sonstige abendländische Sammlungen zahlreiche Kanones orien- 
talischer Synoden; eine lateinische Uebersetzung der Konzilienbeschlüsse von 
Nicaea (325) und Sardıca (343) war schon frühzeitig im Abendlande in 
Geltung. — 

Den Einfluss der oströmischen (Staats-)Kirchengesetzgebung auf West- 
romanien und das Frankenreich wollte Anton Niss] nach- 
weisen. Seine Arbeiten sind aber unvollendet geblieben. Die Fragmente 
derselben hat v. Zallinger in den Mitteilungen des Inst. f. österr. 
Geschichtsforsch., II EB 2 (1892) herausgegeben: „Zur Geschichte des 
Chlotarischen Edicts von 614.“ Vgl. daselbst insbes.: I. Die oström. 
Kirchengesetze, 370-382. — I. Oström. Recht in West- 
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Man unterscheidet seit dem IV. Jahrhundert auch im La- 
teran eine doppelte Art von Sitzungen: das Konsistorium 
und die Audientia. 

Die Konsistorien sind die feierlichen Versammlungen des Re- 
gionarklerus um die Person des Papstes zur Erledigung der Strei- 
tirkeiten de religione (oder de religioso), d. h. in Verwal- 


romanien, 38. 383. — 

Als interessantestes Beispiel der Rezeption byzantinischer 
Sitten und Bräuche durch die römische Kirche seien die Ak- 
klamationen an den Papst erwähnt, welche uns der Polyptychus 
des Kanonikers Benedikt erhalten hat. Wie sich das katholische Volk noch 
heute in der Kirche der lateinischen Sprache bedient, ohne sie zu ver- 
stehen, so hat man damals mit derselben Verständnislosigkeit die griechischen 
Laute gehört und nachgesprochen; sie haben sich aber darum auch durch 
Jahrhunderte unverändert erhalten. Die Akklamation lautete folgender- 
Massen! 

Alpha. Archios, ton apanto 
(sie) Bitabisileu y curios 
Respondent Romani amen. 
Gamma gennate o christos 
(sie) Deetaddialogu Theicu 
R[espondent] Ro[manı amen] 
Eichete, epistigis 
Zithasion, ferıto cosmu 
R[espondent] Ro[manı amen] 
Ita ilios Eichete Keselin 
Thethateon, Proscinumen u. ®. f. 
d. h.: "Area. Apynydc ı@v Andvrwv 
Bita. Basılehsı Körıog 
(Respondent Romanı: Amen) 
Tanıa. Tevväarar 6 Xrrotig 
delta. Ad Acyon Heiko). 
(Respondent Romani: Amen.) 
(E) "Erxatar int ing yYiis, 
Zrra. Zwiv YEpzı Td Aöonp 
(Respondent Romani: Amen) 
"Hin. "HAroe Epyaraı wat 082%1,W7] 
OnTz. Oadv TEVoXRnvCoHlLev 

Es ist ein uraltes volkstümliches Lied; aber noch heutigen Tags wird in 
der Osterwoche in Griechenland ein ganz ähnliches Alphabetarion gesungen. 
Krumbacher, Gesch. der byzant. Lit. ? (1897) 256. 257. 
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tungsfragen spezifisch kirchlicher Natur. Die päpstlichen Ent- 
scheidungen de religione wurden im Jahre 376 durch Va- 
lentinian und Gratian! und 399 durch Arcadius und Honorius ? 
mit Gesetzeskraft ausgestattet, während alle Streitigkeiten de 
iure publico ausnahmslos vor die ordentlichen Gerichte ver- 
wiesen wurden ®. 

Die Audientia hingegen war die Versammlung des Pa- 
latialklerus zur Austragung aller causae civiles gemäss den 
bereits erwähnten Konstitutionen Konstantins d.Gr. Indess konnte 
es auch vorkommen, dass kontentiöse Angelegenheiten in den 
Konsistorien geschlichtet wurden *, weil die in modernen Staaten 
durchgeführte Trennung von Justiz und Verwaltung zwar der 
Kirche nicht fremd, aber auch nicht strikte durchgeführt war. 

Dieselbe auffallende Erscheinung, welche wir soeben beim 
kaiserlichen Staatsrate konstatiert haben, tritt uns auch hier 
wieder entgegen, dass nämlich die Audientia unter einer ge- 
wissen Missachtung seitens der Geistlichkeit zu leiden hatte. So 


sehr sich wohl Bischöfe und Klerus bewusst waren — die ganze 
Politik der Päpste lässt diess unzweifelhaft erkennen — wie be- 


deutend die Gerichtsbarkeit in säkularen Streitigkeiten «(das äussere 
Wachstum der christlichen Gemeinden förderte, so hören wir 
dennoch nicht selten Klagen darüber, dass der allzugrosse 
Zudrang des Volkes zu den geistlichen Gerichten die Kleriker 
von ihren Pflichten als Seelsorger abziehe?. Wenn in dieser Hin- 


1]. 22 Cod. Theod. 16, 2; die Mitwirkung der-Kleriker war übrigens 
nur „beratend und unterstützend“. Buangen, die röm. Curie (1854) 8. 

21.1 Cod. Theod. 16, 11. 

® Matthiass a. a. O. 142. 

* In neuerer Zeit sind solche ausgeschlossen: Hiınschius a a. O. 
I 364: es werden in den Konsistorien nur solche Sachen gratioser oder po- 
litischer Natur verhandelt. 

5 Augustinus, de opere monachorum 29: multo malleın ...... 
ceteras horas habere ad legendum et orandum, .... quam tumultuosissimas 
perplexitates causarum alienarun pati de negotiis saecularibus vel iudi- 
cando dirimendis vel interveniendo praecidendis: quibus nos molestiis idem 
affixit apostolus . 
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sicht schon in afrikanischen oder kleinasiatischen Gemeinden über 
Teberbürdung gejammert wird — um wie viel mehr muss diess 
erst für die weströmische Metropole gegolten haben. Ob der 
Bischof gesetzlich verpflichtet war, einer Provokation an 
die Audientia nachzugeben, entzieht sich unserem Wissen !'. Nach 
der Ansicht von Matthiass lassen die Wendungen der beiden Ge- 
setze Konstantins es als höchst wahrscheinlich erscheinen, dass 
ene Weigerung der Bischöfe dem kaiserlichen Willen gegen- 
über ausgeschlossen war; letztere waren eben als ausser- 
ordentliche Jurisdiktionsmagistrate in den staatlichen Dienst ge- 
stell. Erst eine Novelle Valentinians III vom Jahre 452 ge- 
stattete dem Bischof, falls ihm die Entscheidung nicht passte, 
dieselbe wie ein Privatschiedsrichter abzulehnen ?. 

Den Vorsitz in der Audientia führte von Rechts- 
wegen der Bischof, umgeben von einer Anzahl Diakonen; diese 
besassen als selbständigen Jurisdiktionskreis im IV. Jh. nur noch 
die Vermögensverwaltung in der christlichen Gemeinde. Trotz- 
dem vermochten sie sich nicht einmal in diesem zu behaupten, 
sondern mussten es sich gefallen lassen, dass die Leiter hötischer 
Schulen selbst den letzten ihrer Jurisdiktionskreise in bedenk- 
licher Weise schmälerten. 

Diess alleın bestätigt uns, dass Ammian, Hierony- 
mus u.a. nicht zu düster aufgetragen haben, wenn sie uns ge- 
legentlich die moralische Verderbtheit unter den römischen Dia- 
konen und ihre Unfähigkeit zu ernster Arbeit schildern? Die 


Id. confess. V13, 37. Fesslera. 2.0.71. vv. Bethmann-Holl. 
wega.a. 0. II 114. Matthiassa. 2.0.1455. Loening a0. 
1302. Neander, Kirchengeschichte I 2, 488. 

' Matthiass a. a. O. 140. 

” Vgl. Matthiass a a. O. 143. 

* Der allgemeine sittliche und kulturelle Niedergang des langsam ab- 
sterbenden Altertums hatte gerade in diesem Stande einen frucht- 
baren Boden gefunden. Infolge ihres Amtes, Almosen zu sammeln, kamen 
die Diakone mit den geldbesitzenden, aber entsittlichten Schichten der 
Römer in häufige Berührung und spielten schon zu Ende des IV. Jahrh. 
eine sehr zweideutige Rolle — unbekümmert um die vielen Anfeindungen, 
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Unterstützung des römischen Bischofs in der Rechtsprechung ist, 
wie bereits angeführt wurde, auf die Notare, speziell die 
Primicerii übergegangen. 

Die Quellen geben uns zwar darüber keinen direkten Auf- 
schluss; allein die spätere Gestaltung der päpstlichen Gerichts- 
barkeit, sowie die Parallele des Auditoriums in Konstantinopel 
lassen keinen Zweifel daran aufkommen, dass die Chefs der 
Kanzleien und nunmehrigen Kammerherren, der Primicerius und 
seine Kollegen, diese Funktionen im Episkopalgerichte über- 
nommen haben !. Diese Annahme wird ferner durch den Um- 
stand bewiesen, dass die Palatıialbeamten noch bis in die 
spätesten Zeiten dieselben Titel führten, wie die Mit- 
glieder des konstantinischen Staatsrates: Consiliarıı, Pro- 
ceres sanctae ecclesiae, Proceres cleri; daneben auch Prı- 
mati oder Primates, Iudices palatını u. s. w.?. 

Dass die bischötlichen Gerichte auch ausserhalb Roms 
vielfach in die Hände der Laien gelegt waren, ist eine bekannte 


welche sie sich deswegen von Seiten rechtlich denkender Männer zuzogen. 
Vielen Lebemännern war das (rewand des Diakons ein erwünschter Deck- 
mantel, um sich Zutritt in alle vornehmen Häuser zu verschaffen. Vgl. 
insbes. Hieronymus an Julia Eustoch. (ep. 18). Ein sehr an- 
schanliches Bild aus den Briefen dieses Kirchenvaters hat Gregorovius 
a. a. O. 1 135 entworfen. — 

Ebensoviele Versuchungen bot die weitere Pflicht der Diakone, den ge- 
heimen Sündern nachzuspüren und diese auf den rechten Weg zurückzu- 
führen. Vgl. c. 6 D XCUl Aus den Schilderungen des Hermas, etwa 
i. J. 200 (Loening, Urehristentum 92) wissen wir, dass sich die 
Diakone damals sogar der Unterschlagung oder Veruntreuung von Wittwen- 
und Waisengeldern schuldig machten. 

! Ueber die Primicerii u. s. w. als Chefs der Kanzleien und 
Archive handelt in erschöpfender Weise Bresslau in seiner Urkunden- 
lehre (a. a. O. 172—182). Dass der Nomenclator höchstwahrscheinlich die 
Parteien in den Gerichtssitzungen aufgerufen hat, wurde bereits oben 
erwähnt. 

? Für jeden einzelnen bietet der Liber Pontificalis Beispiele. Vgl. 
Hinschius a. a. O. I 385. 

Auch die Exarchen besassen consiliarii, abernach altrömischem 
Muster. Vgl. Diehl, Etudes sur l'Administr. byzant. 248, 
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Thatsache '. Es bleibt darum irrelevant, dass die ludices Pa- 
latini regelmässig dem Klerikerstande nicht angehörten. 

Die Minister des Kaisers Honorius haben die Audientia 
episcopalis wieder auf die Basis eines gewöhnlichen Schiedsge- 
richtes herabgedrückt. Untergegangen ist dieselbe aber darum 
noch nicht, denn auch sie trug das Hauptmerkimal aller kirch- 
lichen Institute im sich: jenes einer ungemein zähen Lebens- 
fähiekeit. 

Sie hat inder Audientia causarum weitergelebt, die 
sich wiederum in der ersten Hälfte des XIl. Jh. in die Au- 
dientia causarum (sc. contradictarum) und litterarum contratlic- 
tarınn spaltete ?; im XVI. oder XVII. Jh. geht die Audientia 
litterarum allmählich ein, lebt aber in der Signatura ITustitiae, 
dem päpstlichen Gerichtshofe für Kompetenzkontlikte, und in der 
Sienatura Gratiae weiter. 

Diese letztgenannte Gnadenbehörde bietet uns in ihrem Ver- 
saumlungs-Zeremoniell noch das ursprüngliche Bild 
einer Audientia episcopalis®. 

Der Papst präsidiert persönlich, er verhandelt und ent- 
scheidet; alle Proceres Cleri oder Prälaten, welche an der 
Kurie eine ordentliche Jurisdiktionszewalt besitzen, haben zu er- 
schhnen, um dem Papst Auskunft geben zu können, 
wenn etwas auf ihr Tribunal Bezug nehmendes verhandelt wird. 
Dazu gehören: der Auditor Camerae, Thesaurarius, Datarius, 
Decanus Rotae, Regens Cancellariae. Als ausserordentliche Mit- 
glieder, d. h. solche, die für jede Versammlung eine spezielle 
Delegation abwarten müssen, fungieren drei Referendarii (par- 
tieipantes), deren Auswahl dem Auditor Sanctissimi anheimge- 
stellt ist. 


—— 


'Loening, Gesch. des Kirchenrechts I 303. 

’Teige, Audientia litterarum contradietarum (Cechische Habilitations- 
schrift, Prag), 1898. 

° Die Versamnilung gleicht einem kleinen Consistorium ‘, + wie 
sch Philipps a. a. O. VI 506 ungenau ausdrückt. Dazu S. 507. 
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„Diese Referendarüi versehen hier noch ihr ursprüngliches 
Amt, nänlich sie referieren das Thatsächliche des Gesuches und 
die Gründe für und wider die Gewährung ganz kurz in eleganter 
lateinischer Rede vor dem Papst, ohne übrigens ihr Votum ın 
der Sache zu geben, bevor der Papst sie dazu auffordert. Welch 
eine Einfachheit und doch welch eine Würde und welch eine bıs 
zur äussersten Konsequenz durchgebildete Rechtsliebe des hei- 
ligen Stuhles spricht sich darin aus!“ (Bangen, die römische 
Curie, 395). 

Die Kardinaldiakonen, welche den Papst begleiten, 
selbst der Kardinalpräfekt der Signatura Gratiae spielen nur 
eine ganz nebensächliche Rolle. 
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Die alten hessischen Definitorialordnungen und das 
Definitorium der Obergrafschaft. 


Von 


Lic. Dr. Wilhelm Diehl in Darmstadt. 


Die beiden hessischen Definitorialordnungen von 1617 und 
1624 sind bisher vergeblich gesucht worden. Der berühmte hes- 
sische Kirchenrechtslehrer Karl Köhler ist ilınen mit grossem 
Eifer und rührender Ausdauer nachgegangen. Das Resultat seines 
Suchens war sehr gering. Es ist ilım zwar gelungen, die De- 
fnitorialordnung von 1628 wieder aufzufinden. Er hat sie dann 
auch in den Quartalblättern des historischen Vereins für das 
Grossherzoetum Hessen 1882, Heft 1 S. 5 ff. veröffentlicht und 
besprochen. Doch von den Ordnungen von 1617 und 1624 fand 
er keine Spur. Sein Resultat und letzter Satz in dieser Sache 
war: „sie sind merkwürdiger Weise nicht mehr aufzufinden“. Die 
Hoffnung, die beiden Ordnungen zu finden, war für mich, der 
ich mich vor ca. ®/, Jahr auf die Suche nach ihnen machte, den- 
nach sehr gering. Ich verhehlte mir das auch keinen Auren- 
blick. Trotzdem war meine Arbeit von dem grössten Erfolg be- 
gleitet. Ich fand eine Kopie der Ordnung von 1617, dann acht 
Tare darauf noch eine Kopie derselben, zugleich umecorrigiert in 
den Wortlaut der Ordnung von 1624. Beide Funde machte ich 
in hiesigen Staatsarchiv. Ich fand weiter eine ganze Anzalhıl 
für die Geschichte des Definitoriums wichtiger Schreiben aus der 
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Zeit von 1578 bis 1648. Meine Ergebnisse brachten mich auf 
den etwas aussichtslosen Plan, da nachzusuchen, wo Köhler 
und auch Heppe gesucht, nämlich auf dem hiesigen Oberkon- 
sistorium. Die Bereitwilligkeit dieser Behörde, für die hier herz- 
lich gedankt sein soll, machte mir dies möglich. Durch eine 
merkwürdige Verkettung von Umständen fand ich gleich am ersten 
Tag auch noch ein drittes Exemplar der 1617er Ordnung in Ur- 
gestalt nebst einigen Verbesserungen des Darmstädter Superin- 
tendenten Leuchter. Die Ordnung war in den falschen Fas- 
zikel gekonmmen. Endlich machte ich den Hauptfund des „Ratıio- 
narium Synodi Geravianae ab anno 1555 usque ad annum 1608, 
von dem unten die Rede sein soll. Es stellt dies Rationarium 
eine der besten Quellen der kirchlichen Verfassung der Ober- 
grafschaft vor 1600 dar. Ich glaube, dem theologischen und ju- 
ristischen Publikum diese im Zeitraum von 4 Monaten gemachten 
Funde nicht vorenthalten zu sollen und will sie in einer etwas 
ausführlichen Bearbeitung darbieten. Auf Widerspruch bin ich 
gefasst. Möge er nur dazu dienen, diese wertvollen Funde recht 
verstehen zu lehren. 


l. 
Die Definitorialordnungen von 1617 und 1624. 


Die beiden Verordnungen, die hier zum ersten Male im 
Druck veröffentlicht werden sollen, tragen das Datum des 29. Juli 
1617 und des 30. März 1624. Ueber das erste Datum herrscht 
kein Zweifel. Es findet sich unter den drei Exemplaren der 
Ordnung und wird auch von dem Prälaten C. W. Köhler ge- 
nau so mitgeteilt. Dagegen stimmt das zweite Datum nicht mit 
Köhler’s aus emer mir unbekannten Quelle geschöpften Angabe. 
Er sagt nämlich „Handbuch“ II, 339: Die erneuerte und er- 
weiterte Detinitorialordnung erliess Georg 11. unterin 23. Juni 1625. 
Um zu erweisen, dass die von mir gefundene Definitorialordnung, 
die vom 30. März 1624 datiert ıst, wirklich die echte zweite Ord- 
nung und nicht ein blosser Entwurf ist, bedarf es daher einiger 


Diehl, D. alten hess. Definitorialordn. u. d. Definitorium d. Obergrafschaft. 47 


genaueren Nachweise. Wir können dieselben geben. Am 24. Juli 
1642 schreibt das Marburger Definitorium in einem an den Land- 
grafen gerichteten Gutachten im Blick auf diese Ordnung: „also“ 
(wie diese Ordnung vorschreibt) „ist der Brauch nunmehr in das 
19. Jahr dergestalt von unss observiret worden“ u. s. w. Die 18 
verflossenen Jahre weisen vor 1625! Weiter ist Köhler’s An- 
gabe dadurch in Misskredit, dass 1625 Georg II. gar keine Ver- 
ordnung erlassen konnte, weil Ludwig V. noch Landgraf war. 
Ausserdem werden den Marburger Detinitoren nach der Rech- 
nung des Landkastens im Jahr 1628 die Zehrungskosten „wegen 
der examinirten Pfarhern ab Anno 1624 biss in annum 1628“ 
bezahlt, nicht aber erst ab anno 1625, und am 2. April 1624 
verfügt der Landgraf: „weil aber iezo noch nicht alle ampter 
der Detinitorn würcklich bestelt, so sollen die izo vorhan- 
denen bei dem synodo Marpurgensi alsobaldt daruf ge- 
dencken, das zuforderst der F.Ordnung nach der numerus 
definitorum ersezet werde“. Auch sagt ein nachweisbar schon 
im Dezember 1624 nach seiner Stelle aufgeführter Pfarrer aus 
dem Marburger Bezirk, Christian Faber von Speckswinkel, 
bei der Visitation im Jahr 1628, er sei in Marburg von den 
„verordneten Definitoren examinirt und dann vom Superinten- 
denten introduzirt* worden. Endlich redet ein Schreiben des 
Marburger Definitoriums vom 22. November 1643 von der „De- 
fnitorialordnung Ludwigs V. vom 30. März 1624“. 

Ueber die Entstehungsverhältnisse der beiden Ord- 
nungen wissen wir nur sehr wenig. Sicher ist, dass die von 1617 
für den Giessener Teil, die von 1624 für den Marburger Teil 
Öberhessens bestimmt war. Es geht dies zudem aus dem Inhalt 
der Ordnungen deutlich hervor. Sicher ist weiter, dass die zweite 
sich ganz auf der Grundlage der ersten aufbaut. Es ist das 
an dem von mir gefundenen Exemplar sehr schön zu verfolgen. 
Ein Schreiber hatte die alte Ordnung völlig bis aufs Wort ab- 
geschrieben, doch so, dass die einzelnen Bogen der Abschrift in 
der Mitte gebrochen waren. Auf die freien halben Bogen machte 


48 Abhandlungen. 


nun der mit der Revision und dem Entwurf Beauftragte die 
Aenderungen, die für eine Umbildung der Giessener Ordnung 
zur Marburger Ordnung nötig schienen. Ganze Abschnitte muss- 
ten dabei fallen, andererseits hängt es mit diesem Verfahren zu- 
sammen, dass man, wenn nicht dringende Gründe zur Aenderung 
rieten, den alten Text einfach stehen liess. Von der ersten Ord- 
nung wissen wir nur, dass ihre letzte Revision im Jahre 1617 
von dem Darmstädter Superintendenten Heinrich Leuchter und 
dem Hofprediger Vietor besorgt wurde. Zeuge dafür ist fol- 
gender Bericht derselben: „In der zugestelten Fürstlichen 
Ordnung betreffendt die Bestellung der geistlichen 
ämpter und Dinste hatt Dn Superintendens der sie be- 
neben mir, dem Hofprediger durchlesen, folgende puncten notiret. 

I. p. 1 f. 2 wirdt geordnet dz beid Kirchen und schuldinst 
wan sie vacirend werden mit Zutliun der sambtlichen definitorum 
in dieser Obergrafschaftt sollen wider bestelt werden, p. 3. f. 2. 
In der Superintendenz Giessen aber wirdt nur der pfarrämpter 
gedacht, dz von Widbestellung derselben sambtliche definitores 
daselbst handeln sollen. Welchs dan eine ungleichheit scheinet. 

ll. Gesezt aber dz utrisque hier und zu Giessen sowol va- 
eirende schul als pfarrdinst per conventum definitorum und druf- 
folgendte approbation des geheimen Rhats sollen bestelt werden, 
wirdts gar oft unnötige kosten geben sintemal es viel schlechte 
schulchen gibt (Mehrfelden Kelsterbach Ginsheim Crombstatt, da 
drinnen in Hassia uff Dorffen zu geschweigen). Drumb den auch 
bishero in dieser Obergrafschafft ein Superintendenz vermög fürst- 
licher Kirchenordnung, ohn zuthun der definitorum, selbige und 
andere gemeine schulen hatt zu bestellen pflegen. 

III. p. 4. f. 2 wirdt gedacht des Examinis. Nun ist zwar 
dzselbige bishero ın acht genommen worden mit denen so zu 
Diaconat oder pfarrämptern seindt promovirt worden. Anlangendt 
aber die schulmeister weil dieselbige mehrertheils als Newe Ma- 
gistri von der Universität Giessen kommen undt publieum testi- 
monium Facultatis phlicae mit sich bringen pflegt man daruff zu 
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gehn und examinirt sie nit bis sie zu Caplaney oder pfardienst 
begeren, doch pflegt Dn. Sup. sie privatim zu censiren wie Ihnen 
die schulen ..... (?) werden. 

IV. p. 3. f. 2 circa finem wirdt anbefholen, dz ein Newer 
definitor wenn er angenommen wirdt seinem Superintendens oder 
eltistten under Ihnen soll einen leiblichen aid schweren dieser ord- 
nung nachzukommen. Welchs dan etwz ungewohnlich scheinet 
dz ein pfarrer dem andern mit ufigereckten 2 Fingern solchen 
leiblichen eid schweren soll und weiss sich Dn. Sup. ex praxi 
multorum explorum zu erinnern, dz sie solchen in fürfallenden 
fällen data dextra angeloben bey der Pflicht damit sie nit allein 
dem landtsfürsten obligiret sein sondern auch daruff sie Gott in 
seiner Kirchen für altar bey Ihrer inauguration gelobet. 

V. Endlich so bedünckt den Hn. Sup. auch die Zherung 
für die Newe definitores zu Giessen sey zu gering darvon pag. 
ult. und dürfte wol dem pfarrer von Alsfelt die gesezte 1'/5 fl. 
nur uff die blose fhur gehn, wirdt ein Notturfft sein dz solch 
Zherungsgelt in etwz gesteigert werde.“ 

Dieses Schriftstück weist uns auf die Aenderungen hin, die 
Leuchter und Vietor bei ihrer Revision vorschlugen. Sie 
haben dieselben zudem in den ihnen zugeschickten (im Oberkon- 
sıstorium erhaltenen) letzten Entwurf eingetragen. Ihre Vorschläge 
fanden alle Annahme; das von ihnen verbesserte Exemplar stimmt 
mit den beiden späteren Kopien der D.-Ordnung von 1617 völlig 
überein. Wir haben daher die Aufgabe, 1) diesen von Leuchter 
und Vietor definitiv festgestellten Wortlaut der D.-Ordnung von 
1617, 2) den der D.-Ordnung von 1624 mitzuteilen und 3) ın 
einigen Anmerkungen die Gestalt, die Leuchter und Vietor 
vorlag, deutlich zu machen. Dies soll in der Art geschehen, dass 
wir die beste der zwei Kopien von 1617 im Staats-Archiv, die 
sich dort in einem „Regirungs-Ordnung“ [Ludwigs V.] betitelten 
Schweinslederband befindet, genau abdrucken und alle Aende- 
rungen, die in der D.-Ordnung von 1624 gemacht wurden, äusser- 
lich markieren. Alle Zusätze, die in dieser gemacht wurden, 
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stehen in eckiger Klammer direkt hinter den Worten, an die 
sie sich anschliessen, alle Aenderungen stehen in runder 
Klammer hinter den geänderten Worten, alle Auslassungen 
sind durch gesperrten Druck der ausgelassenen Worte bezeichnet. 
Am Schlusse des Ganzen wollen wir die Abweichungen des 
Leuchter vorgelegten Uroriginals kenntlich machen und zwar 
in Gestalt einzelner Anmerkungen. 


Ordnung 


Unser Ludwigen vonn Gottes gnadenn 
Landgraven zue Hessenn, Graven zue 
Cazenelnbogen, Diez, Ziegenhain undt Niedda, 
wie die Geistliche Aempter unnd Dienste 
in unserm Fürstenthumb und Lande 
bestellt werdenn sollenn. 


Wegen Bestellung der Geistlichen Diensten und Aembter 
wöllen unndt verordnen wir, das künfftiglich darmit also proee- 
diret und verfaren werden soll; 

Erstlich wann hoche und vornehme Geistliche Aempter als 
Superintendenzen zue bestellen vorfallen, Alsılann so sollen unnsers 
Abwessens [do wir ausserhalb Landes und nicht zu erreichen 
weren] unsere Geheimbde Räthe nach einem hochgelärten ver- 
stendigen Theologo forschen, dorüber sonderlich der Theologischen 
Facultet zue Giessenn und des (der) noch uberigen Superin- 
tendenten wie auch unnsers Hoflpredigers guetachten zue forderst 
einhohlen Auch dem Herkommen nach Anderer Geistlichen 
unnd Pfarrner zuestimmung vernehmmen, do dann dieselbige ein- 
helliglich oder durchs mehrer Uf einen wholl qualiticirten Theo- 
logum votiren, soll derselbige in das Ambt gesezt undt einge- 
füret werden, da aber bey den Maiortbus votis erheblich be- 
denckens, Sollen unnsere Geheimbte Räthe dienliche errinnerung 
thun und endlich was so whol in Unnserm Geheimbten Rath, als 
auch vonn den Geistlichen iedes zirgks, vor das besste angesehen 


wirdt, volnzogen werden; 
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Aber in Bestellung der Gemeinen Kirchen! diensten sollen so 
offt ein Ambt oder Dienst vacırendt wirdt, in dieser Unnserer 
Graveschafft Catzenelnbogen dem herkhommen 
und dieser unnserer Verordnung nach die sachen durch die 
Verordtnete Definitores [der Jedes Orts mit dem Superinten- 
denten sieben sollen sein] furgenommen und der yehnige so durch 
die mehrer stimm der verordneten Definitorn fur tüchtig erachtet 
wirdt, unns, oder in Unnserm Abwessen unnserm geheimen Rath 
angezeigt, auch wann darbey khein erheblich bedenckens der- 
selbige Approbirt, unndt vorthan instituiret darumb dann jeder- 
zeit der numerus Definitorum ganz sein oder da ie einer zue der- 
selbigenn Zeit abgegangen, die Zahll zue Aller Vorderst ergenzet 
werden ; 

Damitt aber dieselbige wahll iedes mahl desto richtig- unnd 
unverdechtiger seye undt vorgehe, soll unnser Superintendens bey 
seinen unns geleistenn Pflichten errinnert sein, yedes mahll vor 
der wahll die Definitores zue ermahnenn, das Sye in Irer wahl 
hey Irem gewissen unndt huldtenn Gottes wie auch innsonder- 
hait bey denen Pflichtenn, damit Sye unns, alls dem Landtsfürsten 
verwanth schuldigk sein sollenn ohne ahnsehung der Verwandth- 
nus oder andernn neben uhrsachen vornehmlich unnd haubtsech- 
lich dahinn zu sehenn, das ein Rechtschaffener unnd «waliticirter 
Lehrer durch einen ieden ausgesondert unndt nominirt werde mit 
der verwahrnungk, da solches aus achten gelassen würde, dass 
aldann Sie Unnsers oder Unnsers Geheimen Ratlıs ansehung ge- 
wertig seyn sollen, yedoch ob taugliche unnd qualificirte subjecta. 
under unnsrer Kirchenn oder Anderer unnserer Diener oder 
Landtsangehörigenn Kinder unnd verwanthenn vorhanden die 
sollen Sie, wann dieselbige wie obangezeigt tüchtigk genugksamb 
bevor andern befördern ; 

Damitt auchin unserm Fürstenthumb des Landts 
zueHessen und der zue gehörigen Grave- unnd Herr- 
schafften die bestellungk der Geistlichen Aembter 
gleichergestaltt ohnrerdacht ergehen unnd die Mi- 
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nisterianichtnach gunstunnd freundschafft beseztt 
werden, So wöllen unnd ordtnen wir, dass ebenmessig? 
zue Giessen sollen Sieben Definitores sein, Nemblich 
unnser Superintendens im Fürstenthumb Hessenn, nechst 
demselbenn der Ephorus in unserer Universität zue Gies- 
senn, dann der alttiste im Ministerio der Kirchen da- 
selbst, unnser Pfarrner zue Echzell, Doctor Georg Her- 
denius, unser Pfarrner zue Alssfeldt, M. Jonas Tonsor, 
Unnser Pfarrner zue Grünberg, M. Harttman Braun und 
Unnser Pfarrner zue Niedda, M. Harttmann Runckhell, 
Welche gleichergestaltt iedesmahls wann Pfarr Aempter 
zue bestellen sein, darüber zue Rath kommen unnd mit 
Benennungk und Aussonderung eines qualificirten Leh- 
rers verfahren sollen wie obgemeltt. Alle solche Detini- 
tores an beeden Orttenn sollen zue eingangk dieses Ambts unnd 
eher Sie in Rath siezen den Andern uf getreuwe avisation unnd 
vorhallten yedes orts Superintendenten oder des elttistenn under 
ihnen mit handtgebenden Treuwen? angeloben, dieser Unnserer 
Ördtnung soviel einen ieden betrifft getreuwlich nachzuekommenn; 

Wann die Collatur nicht unns sondern einem Andern zue 
stendigk unnd die Praesentation wie sich gebüret, beschicht, soll 
vonn des Praesentirten Qualification in dem Rath der Definitorn 
zue vorderst geratlischlagt, fürters davon uns oder [in unserm 
abwesen, wie obgemelt] unnserm Geheimbten Rath bericht ge- 
thann unnd uf dessen ervolgtte approbation mitt des praesen- 
tirten institution auch sonstet vermöge Unnserer fürstlichen 
Hausses Gemeinen Kirchen Ordtnung unnd Reformation proce- 
diret werden; 

Zum Fall aber die Collatur unns dem Landtsfürsten gebüret, 
soll zue fürfallenden Vacanzen der Pfarr Aembtern iedes orts 
Superintendens die zuegeordnete Definitores uf einen nahmhafften 
Tag gen [Marburg] Giessen oder Darmbstadt mit unnserer oder 
unnsers Geheimbten Raths bewilligunge erfordern, die auch alle- 
sambt bey ihren Pflichten, Sye werden dann darahnn aus erheb- 
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lichen unndt unvermeidenlichen Uhrsachen verhindertt schuldigk 
sein sollen zue erscheinen, wie in gleichen alle die yehnige so umb 
die erledigte Aembter oder Dienste angesucht, als dann* auch vor- 
bescheyden werden sollen, wann dann die Definitores zuesamnıen 
kommen, Sollen Sie die Petenten nicht Allein nothwendig exa- 
miniren, sondern auch Ire Predigtenn gehöret werdten, forters die 
sambtliche Definitores zue Rath gehenn und der Superintendens 
die Proposition thun, Alsdann nach gestaldt unnd gelegenhait des 
orts unnd der Competenz von einer whol anstendigen qualificirten 
und tüchtigen Persohn ordentlich ohne gezänckhe unndt beschei- 
denlich votiret, unnd gerathschlaget auch eines Jedten votum 
protocollirt, wessen sie sich endtlich einhelliglich oder per maiora 
verglichen, aufgezeichnet, und vorthan ahnn uns oder [unsers Ab- 
wesens] Unnsern Geheimbten Rath mit notwendiger Ausführung 
der qualification alsobaldt under der Definitorn sambtlichen 
henndt undt ziegelln referirt werden, Seynet halber endlichen 
ausschlagk und yedes orts Superintendenten bescheyd zue geben, 
ob der also erwehlte vorzustellen, Auch nachdem die Persohn in 
jeder emeindte gehöert, und kein ferrner Hinderung oder Ein- 
reden vorhanden dieselbe endlich uff zuefüren und zue bestet- 
tigenn seye oder nicht. 

Belangendt der Samptlichen Definitorn bekössti- 
gung bey solcher Election unnd nomination, weill 
darzuein Unnserer Oberngraveschafft Cazenelnbogen 
gewisse gefälle und einkhonmens verordnet, hat es dar- 
bey sein Verpleibens; Aber den Definitoribus in Unn- 
serm Fürstenthumb Hessen sambt darzue gehörigen 
Grave- und Herrschafftenn soll aus dem Gemeinen Land- 
casten, allunndt iedesmahls so offt Sievonn dem Super- 
intendenten erfordert werden, einem ieden der zue (iies- 
senwohnet einhalber güldtenn, deme vonn Echzell, Grün- 
berg unnd Niedda ein Gülden, deme vonn Alsfeldt aber 
zween’ Gulden vome dem hierzu bestelttenn voeconomo ge- 
handtreicht unndt hierüber einiger Uncosst oder Zeh- 
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rungk nicht gemacht werden yedoch® weill Alsfeldt ahn 
weittesten gelegen, soll der Pfarrer daselbst alsdann 
erstet erfordert werden, wann ein Pfarrambt zue Als- 
feldt zue bestellen wehre, oder zwischen den Defini- 
torn discrepanzien vorfiellen, oder sonstet erhebliche 
uhrsachen vhorhanden, Sonstet aber unndt in andern 
fällenn derselbe unbemühet gelassen werden; Wie dann 
auch die Superintendenten der gelegenheit selbstet 
werden in acht zuenehmmen wissen, do sich die fäll also 
begebenn, das etwa ein oder mehr bestellungen mitt einer 
mühe und Costen vorgenohmen werden. 

Damitt auch dieser unserer Verordnung richtig nachgegangen 
werde, Soll ein Extract daraus beyder ortlien Superintendenten 
unnd Definitorn zuegeschicktt unnd ihnen bevohlen werden, der- 
selben gemees sich zue verhalten unnd zue procediren. 

Zusatz von 1624: 

[Schliesslich weil die erfarung bezeuget, dass die schulen 
in den Stätten nicht in gepürender guter Ordnung undt dis- 
ciplin stenn, und dahero in den Kirchenämptern algemachsam 
an wol und genugsamb gegrundeten Dienern mangell erscheinet, 
So behalten wir unss insonderheit bevor, mit gutem ratlı unserer 
Geist- und weltlichen die mittel zue bedencken, dodurch ın 
allen oder in den vornemsten unsern stätten rechtschaffene und 
solliche paedagogia angerichtet werden, dass welche auss den- 
selben schreiten alsobaldt uff unserer Hohen schul vor publicos 
angenommen werden und besteen können.] 

Yedoch behalten wir unns bevohr diesse Ordtnung künfftig- 
lich zue vermehren, zue verbessern, zue mindern oder gar abzue- 
schaftenn. Signatum Darmbstadt den Neun unndt zwanzigsten 
Julii Anno 1617 (Marpurg den 30. Martii 1624). 

Ludtwig, L. z. Hess. 
Anmerkung: Der Entwurf, der Leuchter vorlag, weicht von 
dem Text der D.-O. in folgenden Punkten ab: 


! Der Entwurf liest „Kirchen unnd schuell Diensten“. 
? statt: „ebenmessig* hat er: „gleichergestalilt“. 
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* statt: „mit... Treuwen angeloben® hat er: „einen leiblichen Aidt 
schweren‘. 


* Die Worte „als dann“, „vor und „werden sollen“ stammen von 
Leuchter und fehlen im Entwurf. 

° Der Entwurf hat statt: „zween“ nur: „anderthalben“. 

° Es fehlen in ihm die Worte von „yedoch“ bis „vorgenohmen werden“. 


Auf die Gedanken der Definitorialordnungen von 1617 und 
1624 einzugehen, möge mir hier erspart sein. Ich habe noch 
so viele neue Materialien beizubringen, dass ich befürchten muss, 
sonst zu sehr in das Detail hineinzukommen. Festgehalten sei 
blos das Eine, dass nach beiden Ordnungen das Definitorium 
Prüfungsbehörde ist und sonst nichts. 

Was mich hier in Anspruch nimmt, ist nicht der Inhalt der 
Ördnungen an sich, sondern ein in ihnen ganz deutlich hervor- 
tretendes Problem. Man kann diese Ordnung von 1617 nicht 
lesen, ohne den bestimmten Eindruck zu bekommen, dass wir es 
bei dem Definitorium in der Obergrafschaft mit etwas neu Ge- 
schaffenem nicht zu thun haben. Das Definitorium zu Darm- 
stadt hat schon eine Vergangenheit hinter sich. Es ist 
ein den Verfassern der Ordnung, dem Landgrafen, den geistigen 
Führern Oberhessens längst bekanntes Institut, das nur jetzt auch 
auf den Boden der 1604 erworbenen Gebietsteile übertragen wer- 
den sol. Was z. B. die Anstellung der Geistlichen und Schul- 
meister „zu gemeinen Kirchendiensten“ anlangt, so wird aus- 
drücklich erwähnt, dass „in dieser Unnserer Graveschafft Catzen- 
elnbogen dem herkhomen und dieser unnserer Verordnung 
nach die sachen durch die verordnete Definitores furgenonmen 
werden“ und dass von nun an „auch in unserm Fürstenthunib 
des Landts zue Hessen“ d. h. also im „Oberfürstentum Giessi- 
schen Theils“ die „Bestellungk der Geistlichen Aembter gleicher- 
gestallt ergehen soll“, weshalb angeordnet wird, dass von nun 
an „ebenmessig zue Giessen sollen Sieben Detinitores sein“. Für 
die Einrichtung dieses neuen Definitoriums zu Giessen werden 
genaue Vorschriften, z. B. über seine Zusammensetzung, den Ort 
seiner Sitzungen und die Vergütungen an die Definitoren gegeben, 
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während das hinsichtlich des Darmstädter Definitoriums nicht 
geschieht. Oder ist es nicht auffallend, dass z. B. über die „be- 
köstigung“ der Definitoren, die dem Giessener Definitorium zu- 
gehören, ganz ausführliche Anordnungen getroffen werden, wäh- 
rend von den Diäten der der Obergrafschaft angehörigen Detini- 
toren fast nichts berichtet wird. Es war auch nicht nötig, für 
diese genauere Bestimmungen zu treffen, denn ihre Beköstigung 
war geregelt. „Dazu waren ja gewisse gefälle und einkhommens 
verordnet.“ Deshalb hat es hier einfach „darbey sein Ver- 
pleibens“. Solche besonderen Verhältnisse finden ihre ausreichende 
Erklärung nur in der Annahme, dass im Jahre 1617 für Ober- 
hessen ein besonderes Definitorium nach dem Muster des in 
Darmstadt schon längst bestehenden eingerichtet werden sollte. 

Damit fallen aber all die Theorien Heppe’s und Köhler’s 
über die Entstehungsgeschichte der Detinitorien definitiv in sich 
zusammen. Es ist unrichtig, wenn K. Köhler in seinem Hand- 
buch des Kirchenrechtes den Gang der Entwicklung der Defini- 
torien mit der Einrichtung eines Definitoriums zu Giessen be- 
ginnt, die Definitorialordnung dann auf die neuerworbenen Mar- 
burger Lande im Jahre 1625 und auf die Obergrafschaft im 
Jalıre 1628 oder 1623 übertragen sein lässt. Es ist ferner un- 
richtig, wenn er in der Einrichtung der Definitorien überhaupt 
eine Folge der Reform des Landgrafen Moritz und eine Mass- 
nahme im Sinn der durch diesen Fürsten angebahnten „bureau- 
kratischen Kirchenverwaltung durch landesherrliche Behörden“ 
sieht und mit ihrer Entstehung eine neue Zeitperiode im hessi- 
schen Kirchenwesen beginnen möchte. Die definitoriale Behörde 
ist in der Obergrafschaft vor der Reform des Landgrafen Moritz 
bekannt gewesen, sie entspringt mithin auch nicht dem bureau- 
kratischen Geiste, der von seimen Massnahmen ausgegangen 
sein soll. 

Hier liegt ein sehr wichtiges Problem vor und harrt der 
Lösung. Man soll es nicht unterschätzen. Auf der von uns als 
falsch erwiesenen Auffassung von der Entstehung der Detini- 
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torien basieren Heppe’s und Köhler’s Aufstellungen über die 
kirchenrechtlichen Grundlagen für Entstehung der Konsistorien. 
Köhler legt auf die Entstehung der Definitorien in dieser Zeit 
soviel Gewicht, dass er mit ihr einen neuen Abschnitt in der Ge- 
schichte des hessischen Kirchenrechtes beginnt (vgl. Quart.-Blätter 
des historischen Vereins für Hessen 1882). Hier muss Klarheit 
geschaffen werden, wir müssen der Geschichte des Darmstädter 
Detinitoriums vor 1617 nachgehen. 


11. 


DerSynodus Definitorum der Obergrafschaft 
inder Zeit vor Entstehung der Definitorial- 
ordnung von 1617. 


Ist der Synodus Definitorum, wie unsere Betrachtung der 
Definitorialordnung von 1617 gezeigt hat, eine von Alters her 
ın der Grafschaft bestehende Institution, so müssen sich auclı 
Spuren ihrer Wirksamkeit vor 1617 nachweisen lassen. Ist diese 
Behörde in erster Linie Prüfungsbehörde gewesen, so wird es 
sich darum handeln, nach etwaigen Prüfungsakten aus der Zeit 
vor 1617 zu suchen. Ich habe diese Arbeit unternommen, und 
sie war von Erfolg begleitet. Ich fand im Grossherzoglichen 
Haus- und Staatsarchiv zu Darmstadt eine Anzahl Aktenstücke, 
die von Sitzungen des Darmstädter Detinitoriums redeten oder 
sogar selbst in diesen Sitzungen aufgenommene Protokolle, die 
für den Landgrafen bestimnt waren und um seine Approbation 
baten, darstellten. Zumeist betreffen sie die Anstellung von 
Geistlichen. Doch sind auch etliche Schreiben vorhanden, die 
anderen Zwecken dienen. Sie alle seien auszugsweise unter wört- 


licher Anführung besonders wichtiger Stellen hier mitgeteilt. Ihre. 


Verwertung wird nachher weiter unten in den geeigneten Zu- 
sammenhängen geschehen. 

l. Am 22. Januar 1581 richtet der Landgraf Georgl. 
ein Befehlschreiben an den „Kellner zu Darmbstadt“, Jakob 
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Heldten, das zu Massnahmen gegen die Belastung der Pfarrwittwen 
mit Frohndiensten auffordert. Dieses Schreiben ist durch eine 
Eingabe des Darmstädter Definitoriums veranlasst. Es beginnt 
nämlich mit den Worten: „Wir wöllen dir gnediglich nit ver- 
hallten, das wir kurtz verschiner tage Von Unserm Superinten- 
denten und Hoff Prediger M. Johanne Angelo, M. Johanne Cris- 
pino unnd den Verordnetenn definitoribus nomine totius 
Synodi unnd aller Pfarrherrn Inn Unserm Lande Underthenig 
unnd mit Vleiss angelangt unnd gepetten worden sein, das wir 
u. 8. w.“ 

2. Am 6. Dezember 1585 berichtet der Superintendent 
Joh. Angelus an den Landgrafen: „E. F. G. gnedige reso- 
lution auff der Definitorn bedencken, der Pfarren, 
Caplaneien und Schuel bestellungen betreffende, hab 
ich inn schuldiger Underthenigkeit verlesen und mit sonderlichen 
Freuden vernommen, das zu beiden theilen suffragia in hoc sacro 
negocio disponendo conscientia et ad unum finem tendentia con- 
curriret und zweiffelt mir gar nicht, es werden dise vocationes 
und translationes veris piis ac legitimis plane rationibus susceptae, 
auch droben bei Gott ım Himmel confirmirt und bestetiget sein. 
Will derwegen im Namen unsers Herrn Jesu Christi . . . die 
vorgeschlagene und von E. F. G. approbirte Personen des 
nechsten Tags eine l1de alın ir orth und stelle vermöge meines 
bevohlenen Ampts vociren und mit Christlichem gebeth und 
wahrer Anruffungk Gottes sie den Kirchen und Gemeinden ufs 
threwlichst auch in E. F. G. nalımen beid praesentiren und co- 
mendiren“. Er emptielilt hierauf zum „tertius Coadjutor und 
Collega“, also nach Darmstadt, den bisherigen Kaplan zu Gerau 
M. Antonius Jung, an dessen Stelle Ludovicus Hessus gesetzt 
werden könnte, und bittet den Landgrafen ausserdem, „ut sibi 
commendatum habeat M. Hacum“, denn „der gute fromme und 
gelerte Mann leidet warlich mangel bey seiner grossen threw, 
vleis und arbeit. Es will ein Addition hie sein“. Die in diesem 
Schreiben erwähnte landgrätliche Resolution, sowie das „Be- 
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denken“ der Detinitoren, d. h. also ihre Vorschläge konnte ich 
leider nicht auftinden. Doch gelang es mir, m den Pfarrakten 
von Darmstadt das Schreiben aufzufinden, in dem der Landgraf 
die erwähnte Definitorensitzung veranlasst. Dieses vom 18. N o- 
vember 1585 datierte Schreiben besagt, dass der Landgraf das 
„antworttschreiben wegen anderwärts bestellung der vacirenden 
Kirchen- und schuldienst empfangen unnd dessen Inhalt nach 
der lengde vernhommen“ habe. Es fährt dann weiter: „Soviell 
den anfenglichs den Pfarherrn zu Braubach M. Joannes Andreae 
belangen thut, da lassen wir unss selbst bedüncken, dieweill des 
Superintendens zu Sanct Goar antwort so lang und nunmehr gar 
auss pleibt, er werde etwa mit ihme, dem Pfarhern einen Handel 
haben, haltenns auch wenigers nicht als ihr dafür, es werde ihme 
wit der Pfar zu Weitterstadt kein Dienst geschehen. Dan wan 
er sich bei einer geringen Pfar oder Competenz zu bewegen ge- 
meint, würde er sonder Zweivel an dem ort, da er 120 ist, pleiben. 
Derhalben lassen wir es bei ewerm Vorschlag, dz die 
Definitores zusamen khommen unnd sich mit einand 
underreden und vergleichen, wass vor ein person zu sol- 
chem Dienst wie auch zum Caplan und schuldienst zu 
Pfungstadt vorzuschlagen und zu befördern. Und ob wir 
woll selbsten vor pillich halten, dz man die Landtkind vor fremb- 
den befordern solle, So muss man doch nicht eben alzeit uff die- 
selben zuriell sehen und etwa einen Esell uff die Canzell setzen, 
dan die Pfarren mit gelerten und geschickte Leuthe, sie seyen 
gleich Inner- oder ausserhalb Landes bürtig pillich versorgt 
werden sollen“. Dann fährt er fort, „er lasse es sich gefallen“, 
dass der Schulmeister zu Darmstadt M. Hacus noch „ein zeitlang“ 
bei dem Schuldienst bleibe, denn er „sehe nichts ungerneres, 
denn dergleichen junge Gesellen etwa ein Jar oder zwei uff 
Schuldiensten gewessen, dass sie dan negsten davon eilen unnd 
nach Pfardinsten trachten, sintemahl es daz anselienns hatt, dz 
es Ihnen mehr umb die Competenz als umb Gott unnd sein wortt 
zu thun sei. Was des Schulmeisters zu Rüsselsheim Bitte um 
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eine Pfarrstelle anlangt, so ersucht der Landgraf um der „De- 
finitorn Meinung seiner Person halben“. 

3. Am 27. Dezember 1597 beschliesst der aus dem Super- 
intendenten Angelus und den Definitoren Raidus, Tobias Wagner, 
Caltenbach, Hack, Gladt und Reuss zusammengesetzte „Synodus“, 
dass die zwölf Malter Weizen, „so zuvor der Trieburer Kinder 
zue besserung und underhaltung ihrer Studien zue Marpurg et- 
liche viell Jahr hero Innen gehabt“, und die 1550 „Hern Nicolao 
Fabritio gewesenem Superintendenten zue Geraw fünf Jahr un- 
gefehrlich vor seinem sehligen ende ... auf sein ansuchen wegen 
des grossen überlaufs zur Superintendenz addiret worden und 
sonsten vorhin niemalıls zur Pfar Gerau gehörig gewesen und 
dann vor viellen Jahren die Residenz der Superintendenten im 
Flecken Geraw genzlich abgeschaftt und vorlengst gehn Darmb- 
stadt transferiret worden“ . . . den Treburer wieder „sollen zu- 
gestellet werden und dz um so viell desto mehr, dieweill sie auch 
uf des Synodi undertheniges schrifftlichs suchen und begehren an 
unsern gnedigen Fürsten und Herrn Landgrave Georgen .... 
und I. F. G. gnediger Bewilligung und approbation ab Anno 86 
zwanzig mtr. Korn auss ihrer Caplaney Jährlich gehn Darmb- 
stadt liefern mussten“. Zu diesem Beschluss des Synodus gab 
der Landgraf am 20. Januar 1598 seine Genehmigung. 

4. Am13. April 1602 berichten „Superintendens und De- 
finitores“, nämlich „Antonius Jung ecclae Geraviensis pastor, 
Emanuel Caltenbach, Anastasius Reuss, Johannes Gladt, Craffto 
Raidus zue Trebur, Cunradus Hack, Nicolaus Moterus, Johannes 
Angelus Sup. und Johannes Vietor“ an den Landgrafen, dass 
sie seinen „befelch, so der Ehrwürdige und hochgelerte M. Joh. 
Angelus Pfarrer und Superintendens alhie belangend die er- 
sezung der abgeledigten Pfarr Bischofsheim am Main unss günstig- 
lichen angezeiget hat* „in versamletem Synodo in gepühr- 
licher reverentz und underthenigkeit angehöret, diesen Puncten 
Inn gottes Forcht undt anruffung seines heiligen Geistes unser 
christlichen Einfalt nach erwogen und uns hirin einmütiglich 
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nach geschener deliberation entschlossen und erklehret“, dass 
nach Bischofsheim der bewährte Gerauer Kaplan M, Christo- 
plorus Angelus, an seine Stelle der bisherige Dornheimer Schul- 
meister Balthaser Ellenberger und an dessen Stelle M. Paulus 
Raiss, der vier Jahre auff anderen Universitäten fleissig (nach der 
Erwerbung des Magjistertitels) studiert habe, berufen werden möge. 
Ausserdein bitten sie um Verbesserung des Einkommens des sehr 
bedrängten und mit geringen Einkünften ausgestatteten Pfarrers 
zu Weiterstadt. 

5. Am 6. Oktober 1603 berichten die Definitoren und 
zwar dieselben Männer, die in dem eben erwähnten Bericht von 
1602 vorkommen, dass sie zu einem „in speciali erforderten sy- 
nodo* zu Darmstadt zusammengekommen wären und über die 
Besetzung der Schulstelle zu Bickenbach und Rüsselsheim be- 
raten hätten. Der Landgraf hatte ılınen anzeigen lassen, dass 
er nach Bickenbach gern „den hiebevohr enturlaubten Schul- 
meister zu Stockstadt M. Johann Backen“ haben möchte. Die 
Detinitoren können sich dazu Gewissens halber nicht verstehen. 
M. Bachens Unfall ist selbstverschuldet, er kam daher, „dass er 
viel ungebührliche mittel an die Hand genommen, inn dem Er nit 
allein die Unschuldige Jugent (als seine discipul) zu einsamlung 
ettlicher böser kreutter angewiesen sondern auch Doctores me- 
dieinae, Apotecker und Schexer an unterschiedlichen ortten in- 
duciren wöllen, seiner Magdt mit potionibus, aderlassen und 
dergleichen (deren bösen unthaten Er auch etliche ipso facto an 
ihr gebraucht) die Frucht an ihr abzutreiben und also Mutter 
und Kindt inn gefahr dess lebens gesezet. Zudem ist die Schulil 
Bickenbach schon M. Vietori, des weiland Pfarrer seligen sohn 
zu Aurbach zugesagt“. Ausserdem endlich würden Pfarrer und 
Gemeinde zu Bickenbach wohl dagegen remonstrieren und der 
Graf von Erbach Schwierigkeiten machen, der eben erst einen 
Diakonus zu Michelstadt wegen Hurerei absetzen musste. Nie 
haben das Alles Bach selbst vorgehalten und ilın dahin gebracht, 
dass er sie bat, „für ihn zu intercediren, dz er etwa zu einem 
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geringeren Politischen Dienstlein oder schreiberei möge ahnge- 
ordnet werden. Sie empfehlen für Bickenbach den erwähnten M. 
Vietor. Nach Rüsselsheim schlagen sie den in graecis und la- 
tinıs gelehrten Johannes Helvicus, „welcher ohngefehr für vier 
Jahren promoviret hat“ vor. Seine „Competitoren“ waren damit 
zufrieden, als man ihnen versprach, sie sollten „alss die Nechsten*® 
nach Helvicus berücksichtigt werden. Es waren dies M. Hirsch 
und M. Murarius. 

6. Am 21. Mai 1604 berichten die „Definitores et Superin- 
tendens“ (Caltenbach, Hofprediger Gladt, Jung, Hack, Moterus, 
Vietor, Raidus und der Supermtendent Angelus) an den Land- 
grafen: „Es hatt weilandt der durchleuchtige ... Georg Land- 
graff zu Hessen... vor drey und zwanzig Jharen 
nicht allein ein uberreiche Fürstliche Donation für die alte ver- 
lebte Prediger der reinen Augspurgischen Confession undt Ihre 
arme hinderlassene Wittwe und waisen freywilliglich ohn einiges 
Menschen erinnerung und begeren aus Christlichem fürstlichem 
gemüt undt hertz gestiftet... sondern auch .... balt daruf eben 
im selbigen Jhar auf unser demütiges Suppli- 
eiren undt ansuchen wegen der verstorbenen praedicanten 
hinderlassenen Wittiben, damitt dieselbige nicht zu nachtheil des 
teuren Predigampts gleich andern Nachbarn zur Verrichtung der 
frondinsten gezogen werden möchten, einen recht ernsten fürst- 
lichen befelch an die Keller undt Beampten eines Jeden ortts 
in dieser Oberngrafschaftt lassen abgehen ... dass die Wittwen 
(so lang sie ihren Wittwenstuhl nicht verrücken) der Frondinsten 
in Ihrer F. G. landtt befreyet sein sollten“. Da diese Dispen- 
sation von „unbescheidenen leutten jederweils angefochten“ wird, 
so bitten sie „von wegen unsers Synodi undt H. minısterii in 
dieser Oberngrafschaftt“, dass ihnen diese Freilieit nochmals be- 
stätirt werde, die Wittwen dazu noch „aller Frondinsten undt 
andern beschwerungen als allerlevy gemeine Fröne, davon sonst 
ein jeder Pfarrer auch frey undt Zulagungen, nemlich allerley 
Centkosten undt Einzugsgeldt gefreyet“ sein sollen. Ihre Hofft- 


Diehl, D. alten hess. Definitorialordn. u. d. Definitorium d. Obergrafschaft. 63 


nung, dass der Landgraf diese „allererste underthenige bitt des 
ganzen Synodi“ erfüllen würde, ward nicht zu schanden. Durch 
Schreiben des Landgrafen vom 30. Mai 1604 an alle Kelner der 
Obergrafschaft wird bestimmt, dass das alte Recht geschützt und 
die Wittwen ausser von den obrigkeitlichen von jetzt an auch von 
den Gemeindefrohndiensten befreit sein sollen. — Wir haben es 
hier nicht blos mit einer Definitorensitzung aus dem Jalre 1604 
sondern auch einer aus dem Jahre 1580 oder 1581 zu thun, wohl 
der, de in Nr. 1 unserer Sammlung erwähnt wird. Gelegentlich 
sei hier einer anderen Definitorenzusammenkunft Erwähnung ge- 
than, für die mir allerdings die näheren Angaben fehlen. Sie 
fand aın 15. Januar 1580 statt und wird bei Heppe, General- 
sınoden Band II S. 81 erwähnt, freilich in vollständig verkehrter 
Darstellung. Es handelte sich in der damaligen Zeit um Stel- 
lungnahme zur Conkordienformel. Wie Landgraf Philipp und 
Ludwig trat auch Landgraf Georg der Frage der Annahme oder 
Ablehnung näher und berief deshalb eine besondere Synode. 
Nach Heppe soll es eine Diözesansynode aller Geistlichen der 
Obergrafschaft gewesen sein. Doch macht er diese seine Be- 
hauptung schon dadurch hinfällig, dass er den Satz zu schreiben 
vermag: „Georg berief am 15. Januar durch seinen Superinten- 
denten alleneun Pfarrer seines Landes zu einer Diöze- 
sansynode“. Wie wenn diese „neun Pfarrer“ die Landesgeist- 
lichkeit der Obergratschaft gebildet hätten! Obwohl mir das in 
Betracht kommende Schriftstück nicht bekannt ist, zweifle ich 
keinen Augenblick, dass unter den neun Geistlichen die Defini- 
toren zu verstehen sind und dass wir es hier nıit einem Synodus 
spectalis Definitorum zu thun haben. 

7. Ein anderes interessantes Schreiben aus diesem Jahr ist 
von den Definitoren Emanuel Caltenbach, Johannes Gladt 
(„Hofprediger“), Antonius Jung, Craffto Raidus, Cunradus Hack, 
Nikolaus Moterus, Johannes Vietor („Pfarrer zu Godlaw“) und 
Anastasius Reuss und dem Superintendenten Angelus unter- 
schrieben. Es beginnt mit den Worten: „Uns zweifelt nicht, 
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E. F. G. werden sich nit wenig darab verwundern, was es doch 
sey, dz wir dieselbige iezo zu ungelegener Zeitt In Ihren höchsten 
Geschäfften mitt unserm geringen schreiben understehen zu be- 
mühen“ Sie haben das nicht „aus fürwiz“ gethan, wollen auch 
sich nicht anmassen, „in der vorstehenden fürstlichen Hereditet 
freventlich Ziel oder Maass zu geben oder dero im geringsten 
etwas furzuschreiben“. Es treibt sie dazu „die Glori undt ehr 
Christi, die innigliche lieb unsers Vatterlands“, „dz kläglich 
seufzen undt schreien so vieler armen seelen“. „So werden wir 
auch von vielen gutthertzigen bidderleuten flöhlich ersuchet, dz 
wir doch als die wır E. F. G. etwaz näher undt bekantter seindt 
mit einem demütigk schreiben so wol E. F. G. als des ganzen 
Fürstenthumbs Hessen zeitliche undt ewige wolfarth iezo, do es 
noch Zeitt ist, suchen wölten“. Es handelt sich bei dieser „ver- 
trawlichen Bitt“ darum, dass der Landgraf sich bei der bevor- 
stehenden Erbteilung ja nicht von der Stadt Marburg abteilen 
lassen möge. Geht es nicht anders, dann soll er es tragen. 
Aber so lang die Entscheidung noch nicht da ist, soll er Alles 
versuchen, denn Marburg ist 1. antiquissima sedes et Metropolis 
Prineipum Hassiae, 2. der locus prineipalis des ganzen Landes 
(das Hofgericht, die Canzlei und Akademie ist da). Geht Mar- 
burg verloren, so wird die reine Religion sehr geschwächt, be- 
drängt, ja endlich vertilgt, die Nachwelt wird über die gegen- 
wärtigen Führer sehr ergrimmt und der Landgraf auch bei reichster 
Entschädigung grossen Schaden nehmen. 

8. Am 1. August 1605 stellt der durch den Superinten- 
denten Angelus auf den 30. Juli nach Darmstadt berufene Sy- 
nodus specialis, bestehend aus dem Superintendenten und den 
„Detinitores Synodi“ Caltenbach, Raidus, Gladt, Jung, Hack, 
Moterus, Vietor und Reuss ein „Bedencken“ auf „uber der Un- 
zeitigen Reformation zu Marpurgk, wie unsere liebe Jugend und 
sonderlichen die Stipendiaten so von Kirchengefällen leben, möchten 
unterhalten werden, damitt sie zu Gottes Wort zue Heil und 
Trost unserer Kirchen und des lieben Vatterlandts aufferzogen 


Diebl, D. alten hess. Detinitorialordn. u. d. Definitorium d. Obergrafschaft. 65 


werden“. Sie „wunschen“ darin, dass 1. die drei „beurlaubte 
Theologi zu unsers gn. Fürsten und Herrn Land möchten auff- 
genommen“, 2. „eine gute Particular Schuhl, zu der M, Helvicus, 
M. Finck und andere feine gelärte Majores wohl zue gebrauchen 
wehren“, errichtet, 3. die bisher nach Marburg gelaufenen Sti- 
pendia anderwärts verwandt, 4. ein mensa communis für die 
Stipendiaten geschaffen und 5. in der Zwischenzeit für die Aus- 
bildung der Stipendiaten Sorge getragen werden möchte. Am 
selben Tage richten die oben erwähnten Definitores und Super- 
intendent von Darmstadt aus ein lateinisches Vertrauensvotum 
an die vertriebenen „Theologen“ und unterzeichnen sich mit dem 
merkwürdigen Titel: Studiosissimi fratres et collegae in opere 
Domini Synodi Geravianae Definitores. 

9. Ein undatiertes von dem Superintendenten Leuchter, Hof- 
prediger Vietor und den Definitoren Caltenbach, Gladt, Hack, 
Moterus unterschriebenes Berichtschreiben, dem Inhalt nach aus 
dem Jahre 1612, führt aus, dass die Definitoren wegen Besetzung 
der Pfarreien Trebur und Weiterstadt „beysammen gewesen und 
auff vorgehende notthurftige Unterredung (doch auf E. F. G. 
gemedige Ratification)* beschlossen hätten, dass nach Weiterstadt 
der jetzige Schulmeister von Mörfelden gehe, da sich „in Exa- 
mine“ befunden, dass er „sein Theologiam vleissig studirt“ und 
auch „ein gut Donum Concionandi hat“. Nach Trebur schlagen 
sie vor 1. den „jetzigen Schulmeister zu Geraw M, Hirsch, wel- 
cher auff unterschiedenen Academien hievor studirt, fürters auch 
eine zimbliche Zeitt zu bemeltem Geraw das mühselige Schulampt 
bedienet und dann darbey vielfeltig sich Concionando exercirt 
und Ein annemblich Donum Eloquentiae haben soll, auch sein 
operam zu diessem Dienst hiebevor submisse oflerirt allein das 
er biss noch nicht examinirt worden ist“; 2. den Pfarrer zu 
Kelsterbach M. Daniel Altenbach, einen Würtemberger. Sie 
bitten um die landgräfliche Resolution. Zum Schlusse klagen 
sie über die überhandnehmende Scortatio auf dem Lande, der 
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weltliche Bestrafung, und über die allzuvielen Frohndienste, vor 
Allem an Sonntagen und Bettagen, die auch die unangenehme 
Folge hätten, dass „Eltern anfangen ihre Kinder zu deren li- 
beration ins Papstumb oder in Calvinische ortlı hinaus zu ver- 
heiraten“. 

10. Am 24. Oktober 1623 berichten „Superintendens 
und Synodi Detinitores* „Joh. Vietor Sup., Johannes Gladt Pf. 
zu Geraw, Cunradus Hugius, David Stumpffius pastor zu Bicke- 
bach, Theodoricus Kaipfius P. zu Bieberaw, Nicolaus Gernetus 
Pf. zu Pfungstadt“, dass siein Darmstadt „diesetag 
beysamen gewest und den Schulmeister von Pfungstat 
M. Joh. Justum Scheferum, welchen E. F. Gn. Juncker Francken- 
stein als Collator zur Pfarr Eberstat praesentirt beneben noch 
andern drey Magistris examinirt undt Ihre Probpredigten ange- 
höret, dz auch zugleich nach ablesung underschiedlicher com- 
petenten supplicationen, so E. F. Gn. dem Synodo zugeschickt 
undt druff gefolgte beratschlagung wegen widerbestellung etzlicher 
jez vacirenden Pfardinsten ufim landt folgender gestaltt sey ge- 
handelt worden“: a) Schefer ist für Eberstadt tüchtig, b) nach 
Langen kann Conrad Naw von Erzhausen, den der verstorbene 
Superintendent Leuchter dorthin berufen hatte, wegen der Be- 
schwerung der Gemeinde nicht kommen. Der Landgraf hat be- 
stimnit, dass Naw in Erzliausen bleibe. Die Synode schlägt für 
Langen den bisherigen Kaplan zu Trebur M. Nikolaus Volhardus 
vor. c) Da der nach Weiterstadt vorgeschlagene M. Melchior 
Diepelius von Gräfenhausen nicht hin will, so wurde für diese 
Pfarrei einstimmig Sylvester Marius, bisheriger Kaplan zu Langen 
vorgeschlagen. d) Da ebenfalls der für Schwanheim „deputirte* 
M. Caspar Schartfius, Pfarrer zu Wersau, sich weigert, nach 
Schwanheim zu gehen, wurde der bisherige Diakonus zu Michel- 
stadt und Erbach, M. Jakob Caltenbach, dafür examiniert und 
wird deshalb vorgeschlagen. e) Nach Crumstadt und Dornheim 
sollen die beiden Brüder Angelus, M. Christophorus, eben Pfarrer 
zu Bischofsheim und M. Joh. Henrich, eben Schulmeister zu 
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Gerau. Dieser Beschluss kam zustande, nachdem der mit ilınen 
verwandte Superintendent das Sitzungszinmer verlassen hatte. 
Die Definitoren zogen die Tüchtigkeit der beiden, aber auch die 
Tnatsache, dass sie „eines wol verdienten Mannes“ (des alten 
Superintendenten Angelus) Kinder seien, in Betracht, auf welch 
letzteren Punkt ja die „Synodalordnung“* weise. Joh. Heinrich 
Angelus wurde zuvor examiniert. f) Nach Nauheim soll der Ka- 
plan und Schulmeister zu Bickenbach M. Albert Reuber, g) auf 
die eventuell frei werdenden Pfarr- oder Kaplanstellen zu Bi- 
schofsheim: der Schulmeister zu Griesheim M. Daniel Hirstenius, 
zu Trebur: der Schulmeister zu Wolfskehlen M. ÖOsterrodt, zu 
Langen: der jetzt examinierte Exul M. Cyriakus Göpelius konımen. 
Der wegen ärgerlichen Lebens removierte Pfarrer zu Wersau 
M. Henricus Opilio, der um Wiederanstellung bittet, soll erst 
Zeugmis seines bisherigen Wandels von der Gemeinde Bischofs- 
heim, wo er sich eben aufhält, bringen. — Eine Randnotiz sagt, 
dass der Landgraf mit allen diesen Vorschlägen zufrieden sei. 

1l. Am 9. März 1626 verordnet der Landgraf Ludwig V., 
dass dem „bedencken“ des Superintendenten und der Definitorum 
nach der Pfarrer zu Zwingenberg M. Tobias Plaustrarius „an 
des abgeleibten Definitoris M. Clhunradıi Hugiü Pfarrers zu Griss- 
heimb stat in das Collegium der Detinitorum erfordert“ werden solle. 

12. Am 26. Mai 1628 wird der zur vacanten Stelle im 
Collegio Definitorum vorgeschlagene M. Georg Leuchter, Pfarrer 
zu Trebur, für diese Stelle bestätigt. 

13. Am selben Tag wird der vertriebene Pfarrer Zacharias 
Stahelius von Wieseck und Arnoldus Gladenus, des verstorbenen 
Gross-Gerauer Pfarrers Sohn, am 23. Dezember 1629 der „zu 
Rens gewesene“ Pfarrer Woltigang Scheffler, am 24. Dez. 1630 
Johann Adam Frensius von Butzbach, am 10. Februar 1630 der 
gewesene lutherische Pfarrer zu Sickingen M. Johann Jakob 
Knaur, am 17. März 1630 der Marburger Praeceptor M. Jonas 
Gebhardus, am 13. Dezember 1630 der Pfarrer zu Frankenberg 
M. Ludwig Steitzerus, am 26. März 1631 der Pfarrer zu Werla 
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Paulus Langius, am 22. Februar 1631 der Pfarrer zu Grimmel- 
fingen M. Johannes Rudolphus Fischer, am 23. Juni 1623 der 
Studiosus M. Johann Keipf u. s. w. von dem Landgrafen dem 
Collegio Definitorum zur Berücksichtigung empfohlen. 

14. Am 2. Juni 1635 berichten die Definitoren Georg 
Leuchter, Superintendent zu Gerau, Simon Leissring, Superin- 
tendent zu Darmstadt, Ertwin zur Wohnung und M. Joh. Loti- 
chius zu Crumstadt, dass sie beschlossen hätten an Stelle des 
M. David Stumpffius, der 20 Jahre, des Nikolaus Gernetus, der 
13 Jahre und des M. Joh. Georg Osterrod, der 3 Jahre dem 
Collegio angehört und nun gestorben seien, den Pfarrer zu Sprend- 
lingen M. Joh. Gerthius und den Pfarrer zu Biebesheim M. Joh. 
Murarius für das Definitorenkolleg vorzuschlagen. 

Es ist nun allerdings nicht möglich auf Grund dieser Xo- 
tizen ein völlig klares Bild von dein Wesen des Collegium De- 
finitorum zu entwerfen. Aber soviel, denke ich, steht schon jetzt 
fest: ein Definitorium im Sinn der Definitorialordnung von 1617, 
d. h. ein Collegium von Pfarrern, die auf Veranlassung des 
TLaandgrafen von Zeit zu Zeit zusammenkommen und über die 
Besetzung freigewordener Stellen und sonstige kirchliche Ange- 
legenheiten beraten und ihre Vorschläge dann dem Landgrafen 
unterbreiten, gab es schon 1585, und dies Collegium hat sich 
ununterbrochen bis über 1617 hinaus erhalten. Die Definitoren 
kommen nach dem Schreiben aus dem Jahr 1585 auf Veranlas- 
sung des Landgrafen resp. des Superintendenten zusammen, sie 
wohnen also an verschiedenen Orten im Land zerstreut. Bei 
dem Synodus unterreden und vergleichen sie sich, „was vor ein 
person zu solchem Dienst vorzuschlagen und zu befördern“, geben 
zu diesem Zweck ihre suffragia ab, schicken einen Bericht (ein 
Bedenken) über die Resultate ihrer Verhandlungen dem Land- 
grafen ein, der das Recht der Approbation oder auch der Ver- 
werfung ihrer Beschlüsse hat. Approbiert der Landgraf ihre Vor- 
schläge, dann führt der Superintendent die betreffenden Personen 
auf. Man braucht diese Notizen, die in diesem Schreiben ganz 
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nebenbei uns gegeben werden, nur einmal mit den Bestimmungen 
von 1617 zu vergleichen, so findet man, es handelt sich in beiden 
Fällen um dieselbe Behörde. Noch klarer erkennen wir das na- 
türlich an dem Bericht, den wir unter Nr. 4 auszugsweise mit- 
teilten. Da wird vor Allem der Verlauf der Synode der De- 
finitoren noch klarer und zugleich übereinstimmender mit den Be- 
stimmungen von 1617 mitgeteilt. Die Sitzung wird wie dort mit 
einer Ermahnung der Definitoren und Gebet begonnen, dann 
folgt die deliberation und der Beschluss des Collegtums. Zweitens 
erkennen wir die Identität dieses „Synodus Definitorum“ mit dem 
„Collegium Definitorum“ der späteren Zeit an der Zusammen- 
setzung der beiden Behörden. Vergleichen wir z. B. einmal das 
Collegium von 1602 mit dem im Bericht Nr. 10 aus dem Jahr 
1623, also nach Veröffentlichung der Definitorialordnung von 
1617 auftretenden! An der Spitze stelıt jedesmal der derzeitige 
Superintendent, dort Angelus, hier Vietor. Neben ihm steht eine 
Anzahl Landpfarrer, 1602 sechs und 1623 fünf. Ausserdem sitzt 
ın dem Collegium 1602 noch der derzeitige Hofprediger (Gladt), 
der 1623 fehlt, weil Vietor zum Superintendenten erwählt worden 
war und noch keinen Nachfolger hatte, endlich der Archidia- 
konus Reuss von Darmstadt. Endlich folgt die Identität der 
beiden Collegien, des 1602 auftretenden und des in der Verord- 
nung von 1617 erwähnten aus der Thatsache, dass Stumpffius, 
der uns noch 1635 als Definitor begegnet, schon 1615, also zwei 
Jahre vor der Entstehung der Definitorialordnung Definitor war 
und Vietor dem Definitorium 1602—1608 als Landpfarrer, 1608 


bis 1622 als Hofprediger und 1623—1628 als Superintendent an-.. 


gehört hat. Da zudem die Definitoren der Regel nach bis zu 
ihrem Tode in dem Collegium blieben, so haben wir jetzt schon 
von dem Jahre 1602 an eine ziemlich sichere Bezeugung für das 
ständige Vorhandensein des Definitoriums, nämlich in den Per- 
sonen der Detfinitoren. 

Doch wollen wir auch hiebei uns noch nicht zufrieden geben. 
Die Definitorialordnung von 1617 gibt uns nämlich noch eine 
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andere Quelle an die Hand, aus der wir allem Anschein nach 
noch allerlei Förderndes schöpfen können, nämlich die Super- 
intendentenwahlakten. Die Thatsache, dass im Anfang 
der neuen Definitorenordnung von den Superintendenten und 
vor Allem deren Wahl gesprochen wird, lässt uns doch vermuten, 
dass die Definitoren mit der Superintendentenwahl irgend etwas 
zu thun gehabt haben müssen. Nun sind wir in der glücklichen 
Lage, dass das hiesige Staatsarchiv diese Wahlakten für die 
Superintendentenwahlen bis auf die Stimmzettel der einzelnen 
Pfarrer uns überliefert hat. Es wird sich also eine Einsicht in 
diese Akten wohl verlohnen. In Betracht kommen für unsere 
Zwecke hierbei vor Allem die Akten von der Wiederbesetzung 
der Superintendentenstelle nach dem Tode von Voltzius (1578), 
Angelus (1608) und Leuchter (1623). Indem wir in der kom- 
menden Darstellung alles Andere bei Seite lassen, wollen wir 
nunmehr alle auf die Detinitoren bezüglichen Notizen aus diesen 
Akten zusammenstellen und dann im Zusammenhang beurteilen 
und verwerten. 

1. Als nach dem 1578 erfolgten Tod des Superintendenten 
Peter Voltzius zur Wiederbesetzung der erledigten Stelle ge- 
schritten wurde und auf den 17. Juni ein Synodus nach Gerau 
für die Wahl festgesetzt worden war, wurden sämtliche Pfarrer 
des Landes, der Obergrafschaft und der Herrschaft Eppstein, da- 
hin beschieden. Dies geschah in der Art, dass den Pfarrern 
Daniel Moterus zu Rossdorf, M. Matliusalem Arnoldi zu Zwingen- 
berg, M. Joh. Heintzerlin zu Biebesheim, M. Joh. Angelus zu 
.Gerau, M. Wendelin Knebelius zu Eppstein (oder M. Cunradus 
Heil zu Massenheim) und dem Kaplan Anastasius Reuss zu 
Darmstadt aufgegeben wurde, die anderen Pfarrer im Amt Lich- 
tenberg, Zwingenberg und Bickenbach, Dornberg, Rüsselsheim, 
Eppstein und Darmstadt dahin einzuladen. In dem über die 
Wahl aufgenommenen Protokoll, das dem Landgrafen übersandt 
wurde und die Suffragia der einzelnen Geistlichen enthält, werden 
ddann zuerst die Suffragia Pastorum (45) und Diaconorum (3) 


Diehl. D. alten hess. Definitorialordn. u. d. Definitorium d. Obergrafschaft. 71 


und dann die Sufiragia Definitorum (6) mitgeteilt. Als De- 
finitores treten auf von den obenerwähnten: Arnoldi, Moterus, 
Heintzerlin, Angelus und Heil, ausserdem Wendelin ab Helbach 
zu Trebur. Anastasius Reuss sowie der Hofprediger Crispinus 
stehen unter den Pastores. Wendelin Knebelius steht nicht auf 
der Liste derer, die abgestimmt haben. Die Wahl fiel, wie be- 
kannt, mit 49 gegen 5 Stimmen auf M. Joh. Angelus. In dem 
von demselben 17. Juni datierten Bestätigungsschreiben des Land- 
graten bittet dieser, dem Superintendenten zur Wahl Glück zu 
wünschen und fährt dann weiter: „nachdem itzo uf diesem Sy- 
nodo von wegen kurtze der Zeitt die publicatio und Confirmatio 
diısmals nicht geschehen kan, So wollen wir uns deshalben mit 
den Definitoribus und dem new erweltenn Superintendenten 
ferner underreden und uff waz zeitt dieselbe publicatio und Con- 
firmatio beschehenn solle, gnediglich ercleren und eines tages 
vergleichen“. 

2. Am 21. Juli 1608 starb Angelus. Die Walıl eines neuen 
Superintendenten wurde auf den 18. Oktober festgesetzt, dazu 
aber nur die Definitores nach Darmstadt beschieden. Zuvor 
waren sie aufgefordert worden, jeder solle den auf einem über- 
schickten Zettel verzeichneten Pfarrern „die vorstehende Waahl 
zu erkennen geben und... an Sie begehren, das ihrer jeder den 
Tag vorher unfehlbar in einem verschlossen Schreyben, wem er 
auss Unseren geistlichen dieser Oberngraveschafft Catzenelnbogen 
und darzu geschlagenen Dorfischafften Sein Votum zu der Super- 
intendenz gebe, euch zuschickt“. Nach den noch vorlıandenen 
Verteilungszetteln erhielten zugeteilt: 1. Heinrich Leuchter, 
Hofprediger: Arheilgen, Bessungen, Griesheim, Wixhausen, Erz- 
hausen, Langen, Sprendlingen; 2. Emanuel Caltenbach zu 
Pfungstadt: Eschollbrücken, Zwingenberg, Auerbach, Schwan- 
heim, Eberstadt, Bickenbach, Seeheim, Jugenheim, Alsbach; 
3. Crafto Raid zu Trebur: Bauschheim, Bischofsheim, Gins- 
heim; 4. Nicolaus Moterus zu Rossdorf: Ober- und Nieder- 
Ramstadt, Gundernhausen, Beerbach, Modau; 5. Conrad Hack 
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zu Reinheim: Bieberau, Neunkirchen, Wersau; 6. Antonius 
Jung zu Gerau: Rüsselsheim, Raunlieim, Naulieim, Kelster- 
bach, Mörfelden, Weiterstadt, Gräfenhausen; 7. Joh. Vietor 
zu Goddelau: Wolfskehlen, Biebesheim, Rohrheim, Stockstadt, 
Crumstadt, Dornheim, Leeheim. Die Definitores erschienen denn 
auch an dem genannten 18. Oktober und übergaben ihre und 
ihrer Pfarrer suffragia. Es wurde gewählt mit allen gegen zwei 
Stimmen der bisherige Hofprediger D. Heinrich Leuchter. 

3. Die nächste Superintendentenwahl in der Obergrafschaft 
erfolgte am 8. September 1623, drei Wochen nach dem am 
17. August erfolgten Tode Leuchters. Die Definitoren erschienen 
und gaben ganz nach dem 1608 geübten Modus neben ihren 
eignen die Suffragia der Pfarrer und Diakonen ab, die ihnen in 
einen besonderen „Schedula“ zugeteilt worden waren, nämlich 
1. Hofprediger D. Johannes Vietor: Arheilgen, Bessungen, 
Erzhausen, Langen, Sprendlingen, Nieder-Ramstadt; 2. M. Jo- 
hannes Gladenus zu Gerau: Rüsselsheim, Trebur und Bausch- 
heim, Bischofsheim, Raunheim, Ginsheim, Nauheim, Mörfelden, 
Kelsterbach, Wixhausen; 3. M. Nikolaus Gernet zu Pfung- 
stadt: Hahn, Beerbach, Eschollbrücken, Biebesheim, Crunstadt, 
(Eberstadt vacırt eben); 4& M. Cunradus Hugius zu (nies- 
heim: Stockstadt, Goddelau, Wolfskehlen, Leeheim, Dornheim, 
Gräfenhausen, Weiterstadt; 5. M. David Stumpffius zu 
Bickenbach: Zwingenberg, Auerbach, Rohrheim, Alsbach, Häln- 
lein (versehen vom Schulmeister zu B.), Schwanheim (vacat); 
6. M. Theodoricus Keipffius zu Bieberau: Reinheim, Neun- 
kirchen, Wersau, Modau, Gundernhausen, Rossdorf, Ober-Ram- 
stadt. Die Wahl fiel auf den Hofprediger Vietor, der Sonntag 
den 12. Oktober in der Pfarrkirche zu Darmstadt durch „den 
hierzu deputirten Superintendenten in Gegenwart der Definitorum 
solemniter renuncürt und installirt wurde“. 

Wenn wir die in diesen kurzen Bemerkungen zu Tage tre- 
tenden Thatsachen auch nur flüchtig überschauen, so finden wir, 
wie berechtigt unsre Annahme vom hohen Alter des Definito- 
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riums in der Obergrafschaft ist. Wir kommen ja damit nicht 
bloss in das Jahr 1578, denn 1578 besteht der Synodus Defini- 
torum als längst bekanntes Institut. Aber wir sehen auch aufs 
Neue, dass wir es hier mit einem ständigen Collegium zu thun 
haben. Wer ihm angehört, bleibt in der Regel Beisitzer bis zu 
seinem Tode. So begegnen uns Jung, Caltenbach, Raid, Moterus, 
Hack, Vietor, die 1602 im Detinitorium sassen, 1608 wieder. 
Und nun beachte man, dass alle Mitglieder, die uns in diesem 
oder jenem Jahr begegnen, vor und rückwärts weisen. Von den 
1578 erwälınten starb der eine, Moterus schon 1582, er kaun 
schon lang vor 1578 Detinitor gewesen sein. Arnoldi dagegen 
resignierte erst 1596. Ist durch all diese persönlichen Vermit- 
telungen nicht eine Brücke geschlagen zwischen der Zeit vor 
1578 und nach 1617? Dazu kommt die Gleichartigkeit in der 
Zusammensetzung des Oollegiums und die Gleichartigkeit ihrer 
Arbeit. Die Detinitoren leisten bei der Superintendentenwahl 
von 1623 noch dieselben Dienste wie 1578. Sie übermitteln die 
Nachrichten über die Vornahme der Wahl, und sie assistieren 
bei der Superintendenten-Introduktion. ° 

Soweit waren meine Ausführungen gediehen und schon fing 
ich an zu zweifeln, dass ich über die Geschichte des Definito- 
rums vor 1600 noch etwas von Belang finden würde. Da machte 
ich auf dem Speicher des hiesigen Ober-Konsistoriums einen 
Fund, der für die Geschichte der hessischen Kirchenverfassung 
von weitgehendster Bedeutung ist. Ich fand in einem „Synodal- 
fonds“ betitelten Faszikel ein in Pergament geheftetes geschrie- 
benes Buch mit dem Titel „Rationarium Synodi Geravianae ab 
Anno 1555 usq. ad 1608 Sub M. Petro Voltzio et M. Joh. An- 
gelo“. Es ist also ein altes Rechnungsbuch der Synodalkasse. 
Jahr für Jahr werden die Einnahmen und Ausgaben der „Ge- 
rauer Synode“ gebucht, dann wird alle drei oder zwei Jalıre ein- 
mal Hauptrechnung gehalten, die Rechnung vom Superintendenten 
abgehört und abgeschlossen. Es sind nur Rechnungen, aber 
Rechnungen von grösstem Werte, wie ich gleich im Einzelnen 
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darlegen werde. Aus dieser Synodalkasse wurden nämlich zwei 
Arten von Ausgaben bestritten: die bei den Zusammenkünften 
der Pfarrer der Darmstädter (Gerauer) Superintendentur auf den 
sogen. Diözesansynoden und die bei den Zusammenkünften der 
Definitores entstehenden Kosten. Folglich müssen uns diese 
Rechnungen 1. über sämtliche in der Zeit von 1555 bis 1608 statt- 
gehabten grossen Diözesansynoden und 2. über alle Synodi der 
Definitores Auskunft geben, denn bei beiden musste es jedesmal 
Zehrungskosten geben. Das thun sie auch. Sie thun aber noch 
mehr, sie fügen kleine Notizen bei, die in ihrer Einfachheit und 
Unabsichtlichkeit wertvolles geschichtliches Material darbieten. 
Letztere sind so wichtig, dass ich sie hier sämtlich glaube mit- 
teilen zu sollen. Wir lesen da unter der Rubrik „Ausgaben von 
wegen des Synodi®: 

1555 „2 fl. Superattendens unnd septem definitores uff zwo 
malzeit verzert, da man den 13 Sontag Trinitatis den Superat- 
tendenten zu Darmstadt für der Gemein offentlich confirmirt und 
Ins ampt Inngesetzt hat, ide Person 26 9 zur malzeit“. 

1556 „2 fl. Superattendens und septem definitores uff zwo 
malzeit verzert, circa Cathedralia Petri versamlet von wegen der 
pfarrhen Geraw und Rossdorff, und anderer difficultatum halben, 
die damals furfielen, ide Person die malzeit 26 9“. 

— „3 fl. Superattendens und definitores verzert uff drey 
malzeit, Conjuncti circa Nativitatis Christi, als Juncker Hans 
Franckenstein den pfarrherr zu Eberstadt vertreiben wolt, Item 
Schultheis zu Rossdorff dem Diaconatu daselbst 40 mtr Kom 
endtwandt hatte, und pfarrherr zu Griessheim umb den brauch 
seines Diaconats handlet, wie obgemelt“. 

1557: „Lfl. 19'/, alb. Superattendens unnd sex definitores, 
(Nam vita defuncetus erat Zwingenbergensis) uff zwo malzeit ver- 
zert Circa ‚Joannis Baptistae, als u. g. f. und H. zu Franckfurth 
war und wir radtschlagten, was man der kirchen halben an sein 
f. g. zu bringen hette*“. 

— „11. 6'/, alb. Superattendens unnd 4 definitores uff zwo 
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malzeit, post paschatos Congregati ad deliberandum de insti- 
tuenda syvnodo et visitatione, et ad cognoscendam Caussam To- 
biae et Joachimi Arheylgensium“. 

1558: „eodem die (d. h. den 9. Augusti) Superattendens 
und definitores in coena: et in prandio decimo die Augusti ver- 
zereth zu Geraw bey Petern von Speier“. 

1559: „Den 16. tag Januarii zu abendt hab ich die pro- 
ceres oder definitores sampt anderen etlichen Pfarrherrn be- 
schriben, die haben verzert, wie volget: 12 alb. Superattendens, 
Herr Balthazar und M. Nicolaus Haberus zum nachtessen den 
16. tag Januarüi, ider 4 alb. — 3 fl. 10 alb. den 17. tag Ja- 
nuari zu mittag und zu nacht eilff personen, Superattendens, 
Caldenbach, Rennerus, Haberus, Moterus, definitores, und pfarr- 
herrn zu Gotlaw, Leheim, Lorsbach, Eschellbrücken Caplan zu 
(seraw Cancer und Caplan zu Rossdorff examinandi, ide person 
4 alb. über die malzeit. — 31. 2 alb. den 18. tag Januarı zu 
zweien malzeiten die zehen obgenanten personen, on den Caplan 
zu Geraw, der den morgen wider heimen gezogen war. — 3 fl. 
2 alb. den 19. tag Januarü, zu mittag obgemelter 9 personen 
und zu nacht 11, mit neuen über die vorgenanten, dem Caplan 
zu Trebur und dem schulmeyster zu Geraw. — 111. 22 all. den 
20. tag Januarii zu morgen ein malzeit, 12 personen und uber 
die vorgenanten der pfarrherr zu Griessheim“. 

1562: „4 fl. 21 alb. 7 4 haben Superintendens, Herr 
Balthazar, Wolffgangus Kleberus, Ludovieus Dietimarus, Conra- 
dus Lonicerus, Daniel Moterus, Joannes Gerhardi nach oculi ao 
62 montags zu nacht, volgenden Dienstag und mittwochen zu 
nittag zu vier malzeiten verzert, als sie etlicher notwendigen 
gebrechen unnd mengel halben zu Darmstadt bey einander ge- 
wessen und sich under einander beredet, ide person über die 
malzeit 2!/, batzen, im Pfarrhoff zu Darmstadt“. 

— „’d. 14 alb. haben Superintendens, Baltlıazar Calden- 
bach, Wolffgangus Kleberus, Ludovicus Ditmarus, Conradus 
Lonicerus, Daniel Moterus, Valentinus Rennerus, Nicolaus Ha- 
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berus und Joannes Gerhardi, Neun Personen montags den 14. 
tag Decemb. zu abendt, volgenden Dienstags mittags und abendts, 
den mittwochen mittags 9 und abendts 7 personen verzert, ide 
person über die malzeit 2'/, batzen, des Synodi halben sich et- 
licher mengel mit einander underredet*“. 

1564 bei Gelegenheit der Synode („definitores den 17. Majı*). 

— „8tl. haben Superintendens und definitores verzert, da 
sie sub Cathedralia Petri etliche tage bey einander gewessen zu 
Darmstadt, sich p. more von kyrchen sachen zu underreden“. 

1567 „19 fl. 24 alb. 2 % haben Superintendens et de- 
finitores cum adjunctis 12 Personen uff sechs malzeit ide person 
4 batzen in gelt, verzert, den 27. Januarii et sequentib. ao 67“. 

1568 „10 fl. 15 alb. 3 9% haben Superintendens und de- 
finitores cum adjunctis uff 4 malzeit verzert nemlich 11 personen, 
die person gerechendt 3'/, hatzen uber die malzeit, den 26., 27. 
und 28. Julii zu Darmstadt“. 

1569 „12 fl. 8 alb. 3 9 haben Superintendens und de- 
finitores verthan zu Darmstadt den 28., 29. und 30. Tag Julii“. 

1573 „l13 fl. haben Superintendens und definitores den 18., 
19. und 20. Januarii verzert zu Darmstadt.“ 

1574 „6 fl. 18 all. der superintendens, 4 definitores und 
andere verzert den 14. und 15. tag Juni, den abendt uff den 
montag 4 person, des mittags und zu nacht uff den Dienstag 
allemal 8 Personen, ide Person 5 batzen uber das mal“. 

— „3!/a fl. 19 alb. haben Superintendens und 4 definitores 
verzert in Handlung Gerlachu Hugn.“ 

— „16 fl. haben definitores verzert den 28., 29. und 30. decemb,, 
4 malzeit, ide malzeit 10 psonen, aus M. g. f.und H. befelch versam- 
let, einen Hoftprediger vorzuschlagen und die Agende zu ubersehen.* 

1578 „5 fl. 16 alb. haben die Definitores verzert, 22. Juli, 
deliberaturi de novi successore superintendentis electi“. 

1579 „4 fl. 25 alb. 2 4 verzehrten die Definitores auff 
zweimahl, als sie um anstellung der schulen von unserm g. f. 
und H. beschriben worden.“ 
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1581 „6 f. verzehrn die Detinitores, als Sie der Zauberinnen 
halben mandato Principis beisamen gewest“. 

1582 „lOfl. 17 alb. verthan die Defnitores, als sie Wen- 
delinum Helbachium und .JJoem Oldendorpium vertragen, undtt 
den Pfarherr zu Weitterstadt ppter vinolentiam gestraffet, auch 
der pfarr Awerbach halber beisamen gewessen. Sindt 4 mahl- 
zeit beisamen gewessen.“ 

1583 „12 fl. 2!/, alb. haben 38 Personen, den 16. Januarii 
Ao 4 (?) zu Darmbstadt Sampt ettlichen Pferden und 3 Knechten 
verzert: als pastor Dornheimensis Joh. Rubenius de dato offen- 
dieulo ernstlich ermanet worden. Item pastor Bessungensis ab 
„olficio ad certum tempus suspendirt worden. Item cum ageretur 
de publica poenitentia Conradi Vetteri“. 

1584 „3fl. 20 alb. verzert die Definitores, 8 Personen von 
wegen des Schultheissen zu Awerbach, so ein ehebruch begangen 
nit seiner gevattern“. Ä 

— „4'/, fl. 25 alb. auffgangen, Calendis Novembris, da man 
de successore Danielis Moteri p. m. deliberiret“. 

— „3 fl. als abermals die Definitores zusamen gefordert 
worden, wegen des Schultheissen zu Awerbach“. 

1585 „ll fl. 13 alb. haben die Detinitores verthan, 40 Per- 
sonen in 4 mahlzeiten, da ettliche vacirende Pfarrdinst zu be- 
stellen gewessen“. 

1586 „5 fl. verthan, als die Detinitores von Unserm G. F. 
und Herrn erfordert worden, Ir bedencken uber den incestum 
Haus Tl zu Zwingenberg anzuhören“. 

— „5 fl. abermals als die Definitores der Zauberischen Hendel 
halber, von Unserm G. F. und Hern convocirt worden. 31. Octob.“. 

1587 „6 tl. 14 alb. die Detinitores verthan, 22. 23. Martii 
als wir der Fürstl. Donation und stifftung halber, ein under- 
thenige Danckschrifft alın Unsern G. F. und Herrn gestellet“. 

1588 „4 fl. verzert, als dz Examen Scholae alhie gehalten 
worden, darbei die Hern Examinatores gewesen 13 psonen“. 

1589 „4 fl.4 alb. verzert 12 Psonen 10. Martii als dz Heupt- 


178 Abhandlungen. 


geld der 1000 fl. stiftung, von wegen Unser g. F. und Frawen 
hochlöblicher Gedechtnus, Sampt ertragner Pension, von Unserm 
g. F. und Herrn ist erlegt, und widrumb in alle Kirche auff 
Jharliche Pension auszulegen verordtnet worden“. 

— „3äfl. 20 alb. 9. Juni 9 Personen verthan als Illustriss. 
Principis mandato, die Definitores uber Meyster Clos Frantz, 
und andere bübische Hendel Ir bedenckens haben stellen müssen“. 

— „7fl.8alb.6 9 haben 16 Person verthan, als der 
Pfarher zu Schwanheim, Pfarher zu Modaw, und dan sonderlich 
der Pfarherr zu Dornheim Johannes Rubenius aus bevelch Unsers 
G. F. und herrn vorbeschieden worden etlicher bösen Hendel 
halber 28. Decemb.*“. > 

1590 „2tl. etliche Definitores vertlian, als man der Schulen 
halber, dieselbige besser anzustellen, beisamen gewessen“, 

1591 „7tl. 21 alb. haben Definitores .... (?) Diaconi Ge- 
ravianı, Item Triburiensis et pastoris Dornheimensis verzert“. 

1592 „7 tl. 25 alb. haben Definitores verzert 5. 6. und 7. 
Marti, als Sie die schrifften Landtgraff Ludtwigs, und D. Hunnü 
de Maiestate Christi abgelessen, und Ir judieium drüber gestellet 
haben“, 

— „6fl. 6 alb. den 1. Junii verthan, als die Definitores 
M. Theobaldum Fabritium vorgehapt, sind 15 Psonen gewessen“. 

— „2 fl. So funff Definitores vertlian, uber der Decision einer 
ehesach zu Bickenbach, so in secundo gradu consanguinitatis ver- 
wandt gewessen, 4. Octob.*. 

— „2fl. 10 alb. 6 Detinitores verzert, uber dem Fall des 
Juden, so ein Christin beschlaffen, 28. Novemb.“. 

1593 „6 fl. 24 alb. verzert 18 Psonen in discrepanda causa 
Johannis Rubenii, cum ab officio suspenderetur. Ide Person ge- 
rechnet 10 alb. 14. Marti“. 

1594 „5 fl. 21 alb. 1% verzert 14 Personen, als man 
des Türcken gebets halber versamelt gewessen“. 

1595 „7 fl. 22 alb. 6 4 Synodus definitorum verthan in 
Electione pastoris Stockstatini Calendis Aprilis“. 
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1597 „5 fl. 21 alb. 2 4 verthan in causa M. Mathu- 
salemi Arnoldi Calendis Aprilis“. 

— „6fl. 16 alb. 6 9 16. Decemb. in Electione pastoris 
Ecclae Geravianae et Aurbacensis. Item in ventilando pilico (?) 
Tnburiano*. 

1598 „Il fl. 2 alb. 21. und 22. Marti, als Synodus De- 
tinitorum ist gehalten worden in examine Henrici Calvini, darbei 
gewessen Superintendens, Hoffprediger, Reussius, Crato Rheidius, 
Christophorus Helvicus, Johann Geisselmann, Oeconomus, M. 
Conrad Hack, M. Antonius Jung, M. Wendelinus zu Arheilgen, 
M. Theobald Fabritius, Calvinus et tilius, in hypocausto inferiore*. 

— „3 fl. 8alb. 2 9 haben abermals vertlian, 8 personen, 
in beuhrlabung Henrici Calvini ex mandato Prineipis 3. Aprilis*. 

1599 „I9fl. 11 alb. 5 9 sind aufigangen, als die Detini- 
tores nomine Illustrissimi Principis bei einander gewessen, der 
Vacirenden Pfarren halber (nemlich Gonderhaussen, Leheim und 
Biberaw). Sindt des abendts 9 Pson gewessen, des Morgents 
12 Psonen, ide gerechnet 1'/, batzen, 10. 11. Octob.*. 

1600 „I tl. sind verzert worden 12. und 13. Junii, in dreyen 
malılzeiten, als von der bestellung der Pfarr Wersaw, Item von 
Rubenir unziemlichem antasten zu Geinsheim und von des Schul- 
Meisters zu Grisheim Unfleiss, Item von M. Storken Unbe- 
scheidenheit ist tractiret worden“. 

1602 „8fl. haben verzert 16 Personen 15. und 16. Aprilıs, 
in Electione Novi pastoris Bischoffsheimensis Ecelae, da M. Chri- 
stophorus Angelus ist gehn Bischoffsheim transferirt worden, M. 
Baltlıasarus Ellenberger gehn Geraw auf die Caplaney und M. 
Paul Rais gehn Dornheim auff die Schul“. 

1603 „11 f. 24 alb. 4 4 23 Psonen verthan, bey dem bösen 
schendlichen Handel M. Baccei, Schulmeisters zu Stockstadt: da er 
ist beurlabet und seines Dinstes entsetzet worden 12. 13. Januarii®. 

— „2.13 alb. sindt verzert worden, als etliche Deftinitores 
beisamen gewessen, des gebets halber für L. Philippen 23. Mai*. 

— „2/, fl. sind auffgangen 22. Augusti in componenda Sche- 
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meliana et Ruftiniana controversia: addita hac certissima com- 
niinatione, dz welches theil newen Zanck und die alte simultates 
erregen werde, der solte seines Dinstes 1 vrtl Jahrs entsetzet 
und dem Synodo mit 10 fl. daruber verfallen sein“. 

— „8'/a fl. sindt auffgangen, als wegen der Schulbestellung 
zu Bickenbach und Rüsselsheim, die Definitores beisamen ge- 
wesen, und endttlich M. Baccii newes suppliciren gentzlich ab- 
gelehnet haben, dabei gewesen Superintendens, Caldenbach, Herr 
Crato, M. Antonius, M. Hack, M. Moterus, M. Vietor, darzu 
des Morgents noch kommen sind Dom. Anastasius Reussius, M. 
Glad und Johann Weibelius. Summa 17 personen, ide zu 13 alb. 
gerechnet. 5. und 6. octohris*. 

1604 „7tl. 16 alb. seindt auffgangen, als die Definitores 
beisamen gewessen, und gerathschlaget de Coadjutore Dm. Super- 
intendentis eligendo et de aliis rebus, viduas nostras et feras 
agrı concernentibus: darbei in dreyen mahlzeiten 18 Personen 
zusamen gerechnet: Ider Person auff 11 alb. 21. Majı“. 

— „81.8 alb. Synodus Detinitorum vertlian in zweyen Mahl- 
zeiten neben dreyen fulrknechten, als Sie ein schrifft an Unsern 
G. F. und Herrn gestellet die stadt Marpurg mit der Universität 
nichtt zu begeben. 2. und 3. Decemb. Sindt 20 Personen ge- 
wessen, zu beiden mahlzeiten“. 

1605 „St. 23 alb. auffzgangen in zweyen Tagen, als 21 Per- 
sonen in zwo mahlzeiten zusamen gerechnet, bei einander ge- 
wessen und ein Christliches notwendiges Bedencken uber die un- 
zeitige Reformation zu Marpurg gestellet auch literas consola- 
torias ad Reverendos et Clarissimos viros, D. D. Leuchterum, 
Winckelmannum et Mentzerum ab offieiis suis remotos exarıret 
haben. Ultimo Julii et Calendis Aurusti“. 

1607 „2fl. verzert ım letzten Schuel Examine, kurtz vor 
der Herbst Messe. Darbevr M. Gladt, M. Johann Vietor zu 
Godtlaw und die praeceptores in der Schuel, und Anastasius 
Reussius, dem Ich essen und wein geschickt. Doctor Leuchter 
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1608 „10 fl. 15 alb. 2 4 haben die Herren Detinitores 
verzeret in Synodo' den letzten Martii und ersten Aprilis, als 
Sie rom Adjuncto seu Diacono Darnıstatino deliberiret aus be- 
telch unsers G. F. und Herrn und Seindt Inn zween Mahlzeiten 
beysammen gewesen M. Gladenus, Reinheim, Rosdorff, Geraw, 
dtlaw, Pfungstadt, Pfarherr zu Arheilgen, der alte Caplan 
(dem Ich essen und Wein Inn sein Haus geschickt) Tobias 
Plaustrarius undt M. Voltzius, welche beide darzu kommen. Item 
Superintendens. Ide portion auff 7 Batzen gerechnet“. 

1610 „4tl. zur Malzeit, als M. Thilo vor Ein Diaconum 
nach... . (?) examiniret wurd“. 

— „3tl. zur Malzeit, als M. Schad vor Ein Unterkaplan 
allier auf f. befelch examiniret wurd®. 

— „4 tl. abermals vor die malzeit, als M. Laurentius . . . . 
Diaconus zu Langen auf f. befelch examiniret wurd®. 

— „3ätl. vor die malzeit, als Justus Scheflerus vor Ein 
Pfarrer zue Eberstatt examinirt worden“. 

1611 „Als die Pfarre Trebur und Weiterstatt zu bestellen, 
sind die Herren Definitores beisanımen gewesen, sint mit des 
Pfarrers zue Reinheim auch pfarrers zu Bibesheim und sup. filio 
Fewesen 13 personen, ist vor die malzeit 10 fl. (26. Sept.)*. 

— „Am 5. Decemb. abermals die Herren Definitores bey- 
saınen gewesen zu wiederbestellung der Pfarre Modaw und \Wersaw“. 

— „Als M. Hieronymus Gerhardi examinirt worden, Sint 
3fl. Uncosten auffs prandium gangen. 5 fl. als M. Keippius, so 
nach Kelsterbach zu Eim Pfarrer verordnet, auff f. befelch zuvor 
examinirt wurd. item 3 fl. als M. Moterus schulmeister zu Kelster- 
bach examinirt und nachmals gehn Ober-Rambstatt zu Diacono 
verordnet ward. item 2 fl. als M. Johannes Schad schulmeister 
zu Griesheim auf f. befelch examinirt und nachmals nach Wer- 
saw vor Ein Pfarrer geschickt wurd. item 3 fl. als M. Opilio 
Schulmeister zue Bischoffsheim examinirt und nachmals dem ge- 
hrechlichen Diacono zu Trebur dz filial Bauscheim zu versehen 


heygeordnet ward.“ 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. IX. 1. 6 


I u er 7 DER 5 er 


m m en 


82 Abhandlungen. 


Hier haben wir in nuce eine Geschichte des Definitorn Darm- 
stadtini vor 1611. Schon 1555 begegnet es uns und seine Bei- 
sitzer, wie in späteren Zeiten sieben an Zahl, heissen detinitores. 
Bei der Superintendentenwahl sowohl wie bei Pfarrbesetzungen 
treten sie ganz übereinstimmend mit der Definitorialordnung von 
1617 in Aktivität, wie ein Blick in unsere reiche Materialsamın- 
lung zeigen kann. Aber nicht da allein. Wenn Geistliche in 
Verdacht kamen, dass sie nicht so wandelten, wie es sich gebührte, 
wenn sie mit ihren Patronen oder Gemeinden oder Amtszenossen 
in unzuträglichen Verhältnissen lebten, dann war der Synodus 
Definitorum die berufene Behörde, die von sich aus einschreitet, 
ordnet, straft, absetzt und zurechtweist. Wie „der Juncker Hans 
Franekenstein den pfarrherr zu Eberstadt vertreiben wolt und 
der Schultheiss zu Rossdorff dem Diaconatu daselbst 4O mitr. 
korn endtwandt hatte“ (1556), wie der Pfarrer Tobias Wagner 
mit seinem Diakonus Joachim Holzhausen zu Arheilgen nicht 
zurecht kommen konnte (1557), Wendelin ab Helbach, Pfarrer 
zu Trebur und der Pfarrer zu Leeheim Johannes Oldendorpius 
(1582) sich nicht vertrugen, und die controversia Schemeliana 
(d.h. des Pfarrers Schemel zu Bieckenbach) et Ruffiniana (d. h. 
vielleicht des früheren Diakonus Ruftin zu Gross-Gerau) ent- 
schieden Beilegung erforderte (1603), als die vinolentia des Pfar- 
rers zu Weiterstadt (1582) und die bösen Händel der Pfarrer 
zu Schwanlheim, Modau und Dornheim (1589) oder die Ueber- 
griffe des Bessunger Pfarrers (1583) oder die Unbescheidenheit 
des M. Storken (1600) oder der Untleiss des Schulmeisters zu 
(sriesheim (1600) oder endlich der „böse schendlich Handel 
M. Baccei, Schulmeisters zu Stockstadt® (1603) ein behördliches 
Einschreiten nötig machten, da sind sie die Behörde, die ein- 
greift, untersucht und z. T. sogar entscheidet. In der Franken- 
steiner, Rossdörfer und Arheilger Streitsache wird von besonderen 
Massnahmen des Synodus definitorum nichts berichtet. Dagegen 
hören wir, dass sie die Streitsache Helbach gegen Oldendorp 
und Schemel gegen Ruftin beilegen, letztre „addita hac certissima 
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comminatione, dz welches theil newen Zanck und die alte simul- 
tates erregen werde, der solte seines Dinstes 1 vrtl Jahrs ent- 
setzet und dem Synodo mit 10 fl. daruber verfallen sein“. Den 
Pfarrer zu Weiterstadt hat die Synode „gestraftet“, den zu 
Schwanheim und Modau „vorbeschieden®, den zu Dornheim nach 
nehrfacher Vermahnung 1593 „ab officio suspendiret*. Ueber 
die Bestrafung der übrigen Missethäter erfahren wir nur soviel, 
dass der „pastor Bessungensis 1583 ad certum teimpus suspen- 
dirt* und M. Bach 1603 „beurlabet und seines Dinstes entsetzet 
worden“ und sein bald darauf erfolgendes „Suppliciren gentzlich 
abrelehnet worden ist®. 

Aber nicht blos geistliche, sondern auch weltliche Persön- 
lichkeiten sind Gegenstände ihrer urteilenden und richtenden 
Thätigkeit. 1584 „verhandeln® sie zweimal über den Ehebruch 
eines Schultheissen, 1592 „über dem Fall eines Juden, so ein 
Christin beschlaffen®, im selben Jahre treffen sie „decision einer 
ehesach zu Bickenbach, so in secundo gradu eonsanzuinitatis ver- 
wandt gewessen“. Zu solcher Thätigkeit scheint sie zumeist ein 
mandatum principis veranlasst zu haben. Bezeugt wird dies für 
vier weitere Fälle, 1586, da sie „erfordert werden, Ir bedencken 
über den incestum Hans Ulf zu Zwingenberg anzuhören“, 1589, 
da sie ex mandato principis „uber Meyster Clos Frantz und 
andere bübische Hendel Ir bedencken haben stellen müssen“, 1581 
und 1586, dasie „derZauberischen Hendel halber eonvocirt“ wurden. 

Es versteht sich von selbst, dass von diesen Voraussetzungen 
aus man es auch als ihre Pflicht ansahı, dass sie an der inner- 
kirchlichen Entwicklung der Obergrafschaft regen Anteil nahmen. 
Als der Landgraf das Schulwesen der Obergrafschaft besser be- 
stellen wollte, da liess er sie zusammenkommen und beraten, 
zweimal im Jahr 1579 und einmal 1590. Die Definitoren be- 
zeusten ihre Anteilnahme an diesen Reformen, indem sie 1588 
und 1607 als Examinatores beim Examen scholae fungierten. 
Aber ihre Aufgaben gehen noch weiter. Nie müssen die grossen 
Synoden der Obergrafschaft vorbereiten (1557) und über die bei 
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ihnen sich ergebenden Mängel nachträglich beraten (1562), sie 
müssen aufs Ganze schauen und aın Leben des ganzen Landes 
Anteil nehmen. Sie vertreten gradezu die Gemeinden und Pfarrer 
der Obergrafschaft. „Als u. f. g. und H. zu Franckfurtli war“, 
da „radtschlagen sie, was man der kirchen halben an sein f. g. 
zu bringen hette“ (1557) und da 1574 die Agende veröffentlicht 
werden soll, wird sie „aus S. F. G. Befelch“ zuerst noch ein- 
mal dem Definitorio vorgelegt. Sie werden 1594 „des Türcken 
gebets halber“ bestellt und sind 1603 „des gehets halber für L. 
Philippen beisamen“. Sie lesen gemeinschaftlich „die schrititen 
Landtgraff Ludtwigs und D. Hunnü de Majestate Christi ab 
und stellen ir judieium drüber“ (1592), sie raten auf Grund ge- 
meinsamen Beschlusses Landgraf Ludwig, „die stadt Marpurg 
mit der Universitet nichtt zu begeben“ (1604), sie ‚stellen 1605 
„ein Christliches Notwendiges Bedeneken auf uber die unzeitige 
Reformation zu Marpurg“ und schicken literas consolatorias ad 
Reverendos et elarissimos viros D. D. Leuchterum, Winckelman- 
num et Mentzerum ab officiis suis remotos“. 

Wir sehen, das Definitorium ist eine hochwichtige Behörde 
im kirchlichen Leben der Obergrafschaft vor 1600 gewesen. Das 
zeigt sich noch auf einem anderen Gebiete. Das Definitorium 
bedeutet nicht bloss etwas, es will auch etwas bedeuten, selbst 
in den Augen des Volkes. Es hatte sich allmählich der Brauch 
herausentwickelt, dass bei Gelegenheit der „gantzen* (d. h. Diö- 
cesan-)Synodi, deren in diesem Zeitraum zehn, nämlich 1556, 
1558, 1561, 1564, 1568, 1576, 1578, 1580, 1584 und 1598 im 
Rationarıum erwähnt werden, zu Ehren der versammelten Geist- 
lichkeit der ganzen Obergrafschaft und zur Repräsentation der 
Synode kleinere Geschenke an die „Kochmegde in der Küchen“, 
an die „Kinder“ des Gasthalters, ja sogar die Wirtin der Gast- 
höfe, da man tagte, gemacht wurden, und mit der Zeit zog man 
in den Kreis der Berücksichtigung auch arme und verlassene 
Personen, bei denen eine Gabe angebracht schien. Diese Aus- 
gaben der Synodalkasse wuchsen mit der Zeit so sehr, dass die 
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Synodalkasse gar oft das ultimum refugium wurde, wenn es galt, 
einem vertriebenen Pfarrer oder einem armen Studiosus, einem 
gefangen gewesenen Edelmann oder einem stellenlosen Schul- 
meister, einem hungrigen poeta laureatus oder einem durstigen 
herumziehenden „Musicanten“ ein „viaticum“ zu geben. Es wurde 
selbstverständlich, dass die Synodalkasse dazu herhielt. Aber 
als ebenso selbstverständlich galt es, dass bei den Sitzungen des Sy- 
nodus Definitorum Ausgaben mehr repräsentativer Natur gemacht 
wurden, nicht in erster Linie mit dem Zweck, Not zu lindern, 
sondern mit dem andern Zweck, der Behörde auch nach Aussen 
hin das ihr zukommende Ansehen zu erhalten und zu sichern. 
So bekommt bei Gelegenheit einer Zusammenkunft der Defini- 
toren „des Superintendenten Frawe“ 1 fl. 10 alb. (1568), 1 fl. 
(1580), 13 alb. (1581), '/, fl. (1587), 13 alb. (1608) „in die Küchen 
geschenckt“, vielleicht weil die Detinitoren in ihrem Hause speisten, 
wofür jedoch die entsprechende Zahlung besonders geleistet wurde. 
Ebenso fallen 1578 für die „Hoffpredigerin“ 3 fl. 5 alb. ab. 1583 
ist man noch splendider. Da gibt man der Superintendentin so- 
gar ein Neujahrsgeschenk, ganz abgesehen von den vielen Trink- 
geldern, die die „Kochmegde* bei den Definitorialsitzungen ein- 
steckten. Man mag es kleinlich nennen, dass ich dies erwähne. 
Aber ist dies Alles nicht auch ein Beleg für die bedeutsame 
Stellung des Definitoriums im 16. Jahrhundert. Im 17. und 18. 
Jahrhundert, da das Definitorium zur blossen Prüfungskommission 
herabgedrückt worden war, begegnen uns solche Posten nicht 
mehr. Und ist es nicht auch ein Zeichen dieser bedeutsamen 
Stellung, wenn der Synodus 1603 dem D. Balthaser Mentzer zu 
„seinem hochzeittlichen Ehrentagk“ 12 viertel wein und 1606 in 
Anerkennung treu geleisteter Dienste dem Professor Winkel- 
mann drei Ohm und etliche Viertel Wein verehren kann und 
glaubt verehren zu müssen? Wie muss das Definitorium seine 
eiene Stellung in der Obergrafschaft gewertet haben, wenn es zu 
einem solchen Opfer sich herbeiliess ! 


(Schluss fulgt.) 
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Zwei Streitfragen. 
Von 


Ober-Konsistorialrath E. Nitze in Magdeburg. 


1) Bedarf es zur Perfection des Erwerbs, insbesondere zur 
grundbuchlichen Umschreibung des eimer korporativen Kirchen- 
gemeinde [S 17 Hl, 11 A. 1.-R.] durch letztwilligen Schenkungsact 
zugewandten inländischen Grundstücks nach und neben der bei 
Werthen über 3000 M. zur Gültigkeit jenes Rechtsaets erforder- 
lichen Genehmigung des Königs [Staatsges. vom 23. Febr. 1870 
82—3, Ges.-S. 8.118 und Art. 25 des staatlichen Kirchenverfass.- 
Gesetzes vom 3. Juni 1876 Ges.-S. 8. 125] noch der urkund- 
lichen Genehmigung 

a. der Kirchenbehörde (geistlichen Oberen) zur An- 
nahme der Schenkung resp. zum Grunderwerb als solchem im 
Hinblick auf 8 114, 217, 167—168 A.L.-R. resp. $ 1 des Kirchen- 
gesetzes vom 18. Juli 1892 Ges.-S. 8. 25 de 1893 und des kirchl. 
Erlasses vom 8. März 1893 K.-Vbl. S. 12, 

b. der nachgeordneten Staatsbehörde zum kirchenge- 
meindlichen Grunderwerb als solchem zufolge $ 194, 113 A. L.-R. 
cıt. in Verbindung mit Art. 24 zu 1 des Gesetzes vom 3. Juni 76 
nebst Competenzverordnungen vom 9. Sept. 1876 8. 395, 30. Jan. 
1893. S. 10 Ges.-S., 8 4 Ges. 23. Febr. 1870 nebst Art. 25 Ges. 
3. Juni 1876, Min.-Erlass 9. Sept. 1893 K.-Vbl. S. 105, 

und zu ® und ® Verwalt.-Ordnung des Ev. Oberkirchenraths 
vom 17. Juni 1893 K.-Vbl. 8. 23 S 17, 28? 
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2) Ist die Zuständigkeit des Ministers zur staatlichen Ge- 
nehmizung lucrativen Grunderwerbs unserer Kirchengemeinden 
bei Wertlien bis incl. 3000 M. lediglich durch die Min.-Verfügung 
vom 9. Mai 1893 K.-Vbl. S. 105, d.h. olıne staatliche Allerh. 
Verordnung, auf den Regier.-Präsidenten wirksam übertragen 
worden? S 4 Ges. 23. Februar 1870. 

A. Einleitung. 

Vorstehende Fragen sind verschieden beantwortet, theils in 
vernemenden, theils in bejahendem Sinne. 

Die Erörterung knüpft an folgenden Thatbestand an: 

Die kirchlichen Gemeindeorgane einer evangelischen Parochie 
hatten ($ 31 Nr. 1 K.-G.-O.), unter Hinzutritt der Zustimmung 
deslastenptlichtigen Patronats ($ 23 das.) die Annahme und den 
Erwerb des ihrer Kirchengemeinde in letztwilliger Verfügung 
eines Privaten schenkungsweise zugewandten Grundstückes im 
Reinwertlie von mehr als 3000 M., aber nicht mehr als 100000 M., 
beschlossen und bei Anschluss der erforderlichen Unterlagen, dar- 
wter der Ausweise, dass Bedenken gegen die Annehmbarkeit im 
Sinne der K.-O. vom 1. Fehr. 1834 — $ 17 der Verw.-Ordnung — 
nicht vorliegen, beim K. Konsist. die Erwirkung der Geneh- 
miegung des Königs nach 82 Gesetz vom 23. Febr. 1870 in 
Verbindung mit Art. 25 des Kirchenverfassungsges. vom 3. Juni 
1876 beantragt. 

Nach formeller und sachlicher Prüfung der Vorlage berichtete 
das Konsistorium gemäss 8 17 am Schlusse der Verw.-Ordnung von 
17. Jun 1893 K.-Vbl. S. 23 befürwortend an seine vorgesetzte In- 
stanz (Ev. Oberkirchenrath). Im Einverständniss mit dem letzteren 
erstättete der Kultusminister befürwortenden Immecdiatbericht, auf 
welchen dann die staatliche Genehmigung des Königs zur Schen- 


kung und Zweckbestimmung — unter genauer erundbuchlicher 
Bezeichnung des Grundstücks — erging. 


Nach Eingang dieser Urkunde ergab sich beim Hinblick auf 
die nun herbeizuführende Grundbuchänderung eine Meinungs- 
verschiedenheit im Konsistorium. 
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I. Bejahung der vorangestellten Frage zu 1. 

Von der einen Seite wurde die Eingangs präcisirte Frage 
bejaht und geltend gemacht: 

aa. Betreffend diekirchenbehördliche Genehmigung. 

Auch in der vorliegenden kirchengemeindlichen Angelegen- 
heit concurrirt das kirchliche und staatliche Aufsichts-Ressort. 

a. Der Beschluss der kirchlichen Organe auf lucrativen 
Grunderwerb unterfällt zunächst der Cognition ihres eigenen 
Kirchenregiments. Dieser Rechtsact hat zwei Seiten, die von 
zum Theil verschiedenen Rücksichten aus zu prüfen sind. Es 
handelt sich einmal um die Genehmigung zur Schenkung 
als solcher und sodann speciell zum Grunderwerb der 
Kirchengemeinde als solchen. 

Besondere kircheng esetzlicheVorschriften betreff. der Zu- 
ständigkeit zur kirchenbehördlichen Genehmigung zur Schenkungs- 
annahme überhaupt sind nicht gegeben, es ist aber, wenn das 
Konsistorium nieht von vornherein ablehnt, bei Objekten über 
3000 M. Werth aus der practischen Rücksicht auf die staats- 
seitig dann erforderliche Genehmigung des Königs, an den Ev. 
OÖberkirchenrath zwecks event. Communication mit seiner min- 
steriellen Parallelstation zu berichten. — cf. 817 Abs. 1 und am 
Schlusse Abs. 3 Verw.-Ordnung. 

Dagegen ist, ohne dass nach lucrativer und oneroser Erwerbs- 


art unterschieden, ganz allgemein kirchengesetzlich — cf. zu 
a Eingangs — die kirchenbehördliche Genehmigung zum kirchen- 


gemeindlichen Grunderwerb erforderlich und bis 100000 M. incl. 
dem Konsistorium, darüber hnaus dem Evang. Ober- 
kiırchenrath zugewiesen. 

Nach Art. 21 des staatlichen Kirchenverfassungsgesetzes vom 
3. Juni 1876, worin die Verwaltung der Angelegenheiten der evang. 
Landeskirche auf den Ev. Oberkirchenrath und das Konsistorium 
übertragen, erscheint die Beurkundung dieser kirchenaufsichtlichen 
Genehmigung auch nach aussen hin und Dritten gegenüber es- 


sentiell. 
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Die Frage zu * ın der Ueberschrift ist also einfach zu be- 
jJahen, und danach der Erwerbsbeschluss der kirchlichen Organe 
mit der urkundlichen kirchenaufsichtlichen Genehmigung zu ver- 
sehen, zumal nicht im Verwaltungswege (zu 8 28, 17 Verw.-Ord- 
nung) die qu. Genehmigung als erlässlich in dem Falle be- 
zeichnet ist, wo das Staatsgesetz die staatsseitige Ge- 
pelinigung des Königs zur Gültigkeit einer Immobiliarschenkung 
erfordert. 

Öften zu lassen ist im Hinblick auf die letztere Eventualität, ob 
nicht hier die kirchenaufsichtliche Genehmigung an Stelledes Kon- 
sistoriums dem Ev. Oberkirchenrath bei Grundwerthen über 3000 
his incl. 100000 M. zu überlassen, weil es sieh um staatlichen 
Abschluss durch das Staatsoberhaupt handelt, und die 
Verhandlungen für den bezüglichen Immediatbericht des Ministers 
sich zwischen diesem und der Parallelstation der Centralkirchen- 
behörde bewegen. 

bb. Betreffend die staatsbehördliche Genehmigung. 

Auch diese bleibt neben der landesherrlichen Genehmigung 
der Schenkung als solcher im Hinblick auf den ceoncurrirenden 
Grunderwerb als solchen zur Perfectionirung des letzteren Dritten 
gegenüber zu beurkunden, wenn auch im internen Bereich der Im- 
mobiliar-Schenkungssache dem Landesherrn das Einverständniss 
der nachgeordneten Staatsbehörde bezeugt worden war. 

I) Im Anschluss an 8 194 II, 11 A. L.-R: „Keine Kirche 
kann ohne ausdrückliche Bewilligung des Staates liegende Gründe 
an sich bringen“ und an $ 198 nebst Anlı. 8 125 daselbst, wo- 
nach auch grössere Schenkungen als solche der staatlichen Gre- 
nelimigung bedurften, besagt das Justiz- und Kultusministerial- 
Reser. vom 1. Sept. 1806 (Rabe Bd. 8 8. 665, Vogt 8. 232): Ob 
eine fromme Anstalt zur Annahme eines Vermächtnisses, Schen- 
kung u. s. w. die Bestätigung oder den Consens der vorgesetzten 
geistlichen Behörde einholen müsse, oder ob sie ein Immobile, 
es sei per legatum oder quovis alio modo, acquiriren könne, sind 
zwei ganz verschiedene Fragen, wovon die letztere nach den ge- 
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setzlichen Vorschriften wegen der Vermächtnisse ad pias causas 
gar nicht entschieden werden kann. Dabei müssen vielmehr die 
(iesetze wegen Alienation der Grundstücke ad manus mortuas 
zum Grunde gelegt werden. Daher ist auch der Armen-Fonds 
zu E. in drei Instanzen zur Abtretung des olıne Consens acqu- 
rirten immobilis condemnirt. Die Verbots-Gesetze, dass ohne 
Consens kein Grundstück ad manus mortuas alienirt werden 
könne, bestehen noch. 

Es sollen nämlich nach & 83 und 84 Th. 2. Tit. 6 des All- 
gemeinen Landr.: Corporationen und Gemeinden bei Strafe der 
Nullität ohne besondere Einwilligung der ihnen vorgesetzten Be- 
hörde unbewegliche Sachen nicht an sich bringen, und nach 
8 193 Tit. XI Th. 2 sind die vom Staate aufgenommenen Kirchen- 
gesellschaften bei Erwerbung ihres Vermögens anderen privile- 
girten Corporationen gleich zu achten. 

Nach allem diesem hat es kein Bedenken, dass die allegirten 
Stellen des Landr. dahin zu declariren, dass, wenn die Vermächt- 
nisse, Schenkungen ete. Grundstücke betreffen, die Vor- 
schrift des Landr. Th. II Tit. 6 S$ 81—84 beobachtet werden muss. 

Auch das Min.-Reser. vom 15. März 1832 (v. K. Ann. Bd. 16 
S. 100, Vogt S. 236) fügt declarirend und folgend dem $ 113 
cit. hinzu: Um den Zweifeln zu begegnen, welche sowohl von 
Verwaltungs-, als Gerichtsbehörden, aus 8 194 Tit. XI Th. U 
A. 1.-R. über die Staatsbehörde entstanden sind, welche die hier 
vorbehaltene Genehmigung der Erwerbung von Realitäten der 
Kirche zu ertheilen hat, wird hierdurch festgesetzt, dass diese 
Genehmigung: 

1) bei jedem Erwerb von Grundstücken beim Kultusministe- 
rium nachgesucht werden soll. 

2) Hierin ist auch nichts geändert worden, nachdem durch 
(sesetz vom 13. Mai 1833 Ges.-S. S. 49 der Rechtsact einer 
Schenkung als solcher [Mo- und Immobiliar] bei einem Werthe 
über 3000 M. der staatlichen landesherrlichen Grenehmigung ($ 113 
cıt.) vorbehalten wurde. Das Min.-Reser. vom 28. Juli 1840 (Min.- 
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Bl. 5. 290, Vogt S. 236) betonte aufs neue, dass das Rescr. von 
15. März 1832 (cf. zu 1) sich gerade auf $ 194 cit. beziehe, insbe- 
sondere aber verfügte das Reser. vom 15. Mai 1844 (Min.-Bl. S. 
14, Vogt S. 237), die Schenkungs- und Grunderwerbsgenehni- 
sung für Kirchen nach wie vor 1833 auseinanderhaltend: In allen 
Fällen, wo es sich um Erwerbung von Grundstücken für kirch- 
liche Institute handelt, ist olıne Rücksicht darauf, welchen Werth 
das zu erwerbende Grundstück hat, und ob die Erwerbung auf 
enem Jucrativen oder onerosen Titel berulit, die Ge- 
nehmigung des Ministers der geistlichen Angelegenheiten einzu- 
holen, indem durch das Gesetz vom 13. Mai 1833 (G.-S. S. 49) 
die auf einem anderen Grunde beruhende Genehmigung 
des Staats zum Uebergange von Liegenschaften in die todte Hand 
nicht hat betroffen werden sollen. Dieser Auffassung entsprechen 
auch die Gründe zur Entscheidung des früheren Ob.-Trib. vom 
30. Dezember 1843 Entsch. Bd. 9 S. 305. 

3) Nach Einverleibung neuer Provinzen ım Jahre 1866 er- 
zing zur Herstellung eines einheitlichen Rechts für die Behand- 
lung der Schenkungen an Corporationen das Gesetz vom 
23. Fehruar 1870 Ges.-S. S. 118. 

Dasselbe behält für Schenkungen jeder Art (Mo- und Im- 
mobilien) unter andern auch wieder die im Werthe von mehr als 
3000 M. zu deren Gültigkeit und Annahmefähigkeit die staatliche 
(wenelmigung des Königs vor, behandelt aber auch zugleich, wie 
die Ueberschrift zeigt, den Fall der Coneurrenz des luerativen 
Inmobiliar-Erwerbs. Die Ueberschrift lautet: „Gesetz betrefl. 
die Genehmigung zu Schenkungen ete., wie zur [Vebertra- 
sungvon Immobilien an Corporationen und andere ju- 
ristische Personen“, und der bezügliche $ 4 bestimmt: Die be- 
sonderen gesetzlichen Vorschriften, wonach es zur Erwerbung 
von unbeweglichen Gegenständen durch inländische oder aus- 
ländische Corporationen und andere juristische Personen über- 
haupt der Genehmigung des Staates bedarf, werden durch die 
vorstehenden Bestimmungen nicht berührt. Soweit es jedoch zu 
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einer solchen Erwerbung nach gegenwärtig geltenden Vorschriften 
der Genelimigung des Königs oder der Ministerien bedarf, können 
statt dessen durch Königl. V. die Behörden, denen die Geneh- 
migung fortan zustehen soll, anderweitig bestimmt werden (cf. 
2. B. Verord. vom 14. Febr. 82 Ges.-S. S. 18 betr. Delegation des 
Min. bei diesseitigem Grunderwerb durch nicht preussische Cor- 
porationen im Sinne des Gesetzes 4. Mai 1846 S. 235 Ges.-S. und 
Rescr. 23. Okt. 1868 S. 291 Min.-Bl.). Hiernach wird angenommen, 
dass an dem bisherigen Erforderniss der besonderen staat- 
lichen Genehmigung zum lucrativen Immobiliarerwerb Seitens 
der nach den bezüglichen Competenzverordnungen berufenen resp. 
dem Landesherrn nachgeordneten Staatsbehörde durch dieses 
Gesetz von 1870, welches nach dem auf die Bestimmung der 
staatlichen Grunderwerbsgenehmigung (Art. 24) folgenden Art. 
25 des Kirchenverfassungs-Gresetzes vom 3. Juni 76 auch für kir- 
chengemeindlichen lucrativen Erwerb in Anwendung bleiben soll, 
nichts geändert ist, zumal auch der Ev. Oberkirchenrath in 8 28 
seiner Verw.-Ordnung betr. die Vorschriften über die staatliche Ge- 
nehmigung zum Grunderwerb nicht eines Wegtalls derselben für den 
Fall der Genehmigung des Königs zu einerIimnmobiliar-Schen- 
kung gedenkt, was doch event. ausdrücklich zu sagen gewesen 
wäre. Nach dem Hinweise darauf, dass das Gesetz, soweit es 
den Vorbehalt für den Landesherrn in Ansehung der Schenkung 
als solcher, weil dabei staatspolizeiliche Rücksichten in Betracht 
kommen, auch vom Min. des Innern, nicht des Kultus, 
vorgelegt worden (Herrenhaus Actenst: de 1869 Nr. 7 S. 8), 
wird zum Verständniss des obigen $ 4 wegen der besonderen 
Grunderwerbsgenehmigung noch auf den Wortlaut der Motive 
dazu Bezug genommen, dahin lautend (loco cit.): „Der $4 ent- 
spricht im ersten Satze dem bestehenden Recht über corporativen 
Grunderwerb, der nach 8 83 II, 6 A. L.-R. in jedem Falle 
der besonderen Genehmigung der Aufsichtsbehörde bedarf, also 
auch dann, wenn der Erwerb im Wege der Schenkung 
erfolgtundnicht den Werthvon3000M. übersteigt. 
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Hierin ıst bisher nichts geändert und konnte auch nicht beab- 
sichtigt werden, eine solche Aenderung generell jetzt herbeizu- 
führen. Wohl aber ist zwecks Decentralisation eine Delegirung 
für solche Fälle auszusprechen, wo ohne ausreichenden Grund 
bisher die Genehmigung der Uentral-Verwaltungsstellen oder gar 
dielandesherrliche Genehmigung für jeden Immo- 
biliar-Erwerb vorgeschrieben. Dem entsprechend ist auch die 
Ueberschrift der Vorlage gefasst.“ 

4) Was nun endlich die behördliche Zuständigkeit zur ur- 
kundlichen Erteilung der staatlichen besonderen Genehmi- 
sung des kirchlichen Grunderwerbs als solchen betrifit, so werden die 
bezisrlichen Gesetze und Verordnungen vom 3. ‚Juni. 1876, Art. 24', 
V.9. Sept. 1876, 30. Jan. 1893 gleich dem grundlegenden 8 194 
I, 11 A. L.-R. auch für lucrativen Grunderwerb der Kirchenge- 
meinden als massgebend angesehen, wonach jetzt an sich 
der Regierungspräsident bei Werthen bis zu 100000 M. 
zuständig wäre. 

cc. Der den Reg.-Präs. für lucrativen Erwerb der Kirchen- 
Gemeinde auf Werthe bis 3000 M. einschränkende, als Anlass 
die Competenz-Erweiterung in der V. 30. Jan. 1893 Bezug neh- 
ende Min.-Erlass v. 9. Mai 1893 K.-Vbl. S. 105 wird, weil nur 
ein Austluss der Verordnung v. 30. Jan. 1893, in seiner Wirk- 
samkeit nicht bemängelt, und dahin verstanden, dass er nur diese 
Grenze zu setzen gebraucht, da lediglich bezüglich dieser Summe 
eine Ausnahme von der V. v. 9. Sept. 1876 zu Art. I? und Art. I 
\r.I der V. v. 30. Jan. 1893 bestand. 

Il. Die Verneinung der Eingangsfragen zul 
wird von der andern Seite 

zua. betr. Erforderniss besonderer kirchen- 
hehördlicher Genehmigung durch Hinweis darauf be- 


gründet, dass die dem König nachgeordnete Kirchenbehörde ihr 


Einverständniss erklärt hatte und solches dem König, der durch 
seine Genehmigung den Rechtsact endsültig machte, mit unter- 
breitet worden war; 


ee 
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zu b. könne nach der Staatsgenehmigung nicht noch die 
einer nachgeordneten Staatsbehörde in Frage kommen. Der die 
besonderen gesetzlichen Vorschriften über corporativen Grund- 
erwerb auch gegenüber der landesherrlich ertheilten Schenkungs- 
genehmigung bei Grundwerth über 3000 M. salvierende $ 4 des 
Schenkungsgesetzes de 1870 könne nur die Bedeutung haben, 
dass Immobiliar-Schenkungen bis zu 3000 M. inel. nicht, so zu 
sagen, ins Freie fallen und nicht etwa auch olıne staatliche Ge- 
nehmigung gültig sein sollen, dass vielmehr dazu auch noch immer 
erst die staatliche Genehmigung nach den bisherigen Vorschriften 
nöthig ist, was auch S. 223 Note 13 ın Turnau’s Grundbuchord- 
nung Th. II de 1892 besage. Demgemäss sei auch im Min.-Er- 
lass v. 9. Maı 1893 für Grundstücksschenkungen nur bis 3000 M. 
dem Reg.-Präsidenten die Genehmigung zugewiesen, da bei Wer- 
then darüber hinaus der Landesherr zuständig. 

Die Delegation auf den Reg.-Präsidenten in jener Beschrän- 
kung habe sonst keinen Sinn und Grund gehabt. Uebhrigens hätten 
auch der Ev. Oberkirchenrath und Minister unterm 21. Juli resp. 
9. Sept. 1892 — 4373 Ev. G. 1. 1822. G. 11. Cons. 18712 /98 sich 
geren das Erforderniss noch einer urkundlichen zusätzlichen Ge- 
nehmigung durch eme dem Landesherrn nachgeordnete Behörde 
aussesprochen. 

B. Das Votum des Verfassers dieser Abhand- 
lung kommt auf die Verneinung der Eingangs präcisirten 
Frage hinaus. Es findet den Fehler der gesmerischen Deduction 
(les Abschnittes I in einer Verkennung der Bedeutung und Trag- 
weite des die Sedes materiae bildenden, zufolge des in seinem 
Zusammenhange mit Art. 24! nicht gehörig gewürtdigten Art. 25 
des Rirchenverfassungs-Gesetzes v. 3. Juni 1876 für lucrativen 
Grunderwerb der Kirchen-Geimeinden massgebenden Staats-Ges. v. 
23. Febr. 1870, wie in einer Verkennung der Stellung des Preuss. 
Jaandesherrn in Seiner Evang. Landeskirche und Seinem Staate. 

Fbenso verneint er die Frare zu 2 der Ueberschrift zufolge 
S 4 passus 2 des Ges. v. 23. Februar 1870. 


Er ger Ser gen 
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AA. Das Erforderniss der besonderen kirchen- 
behördlichen Genehmigung an sich wird durch die 
Ausführungen zu 1? dargethan. 

a. Das Kirchenregiment, einer der drei Stände der organi- 
siten Landeskirche, beherrscht und durchdringt den ganzen 
kirchlichen Organismus — jus sacrorum oder in sacra. — Es 
eliedert sich in zwei collerialisch formirte Behörden mit den 
episcopalen Rechten (8143 II, 11 A. L.-R.), heute das Prov.Konsist., 
und seit Erlass v. 29. Juni 1850 Ges.-8. S. 343 resp. 6. März 1852 
S.135 Min.Blatt der ihm übergeordnete Ev. Oberkirchenrath. Laut 
Art. 21—22 des staatlichen Kirchenverfass.-Ges. v. 3. Juni 1876 
haben diese Behörden die Verwaltung der kirchlichen Angelegen- 
hriten. 

Die höchste formale Spitze, mit dem Rechte zu approbiren 
und abzulehnen, und Träger des Kirchenregiments — $ 6 Gien.- 
Smm.-Ordnung — ist der jedesmalige evangelische Landesherr. 

Diese Eigenschaft innerhalb des Hauses der Kirche selbst 
hildet also ein accessorium oder adnexum der Staatshoheit. 

Durch Verfassungsgesetze und Verordnungen sind die Be- 
lumisse und Zuständigkeiten zwischen Kirchenregiment und Staat 
(diesem mit seinem jus circa sacra & 161 seq., $ 113 cit. und 
andre], wie die der episcopalen Instanzen unter sich abgegrenzt. 

b. Anträge und Beschlüsse der localen Kirchen-Gemeinden 
sind nun zunächst innerhalb des Hauses der Kirche selbst zu er- 
ledigen, gelangen also, wo unter Einschränkung der remen Selbst- 
verwaltung der Gemeinden [S 1.8 22 Abs. 3 K.-G.-O., Ges. vom 
25. Mai 1874. Staats-Ges.-S. S. 147] kirchengesetzlich [Ges. von 
18. Juli 1892. Ges.-8. S. 25 de 1893] die kirchenautfsichtliche 
Genehmigung erforderlich, an die zunächst vorgesetzte kirchliche 
Instanz des Konsistoriunns. 

Versagen die kirchlichen Instanzen die Approbation, so 
sind die Anträge damit abgethan, und nur andern Falls sind sie, 
versehen mit dem placet, zur Erholung der durch jenes kirch- 
liche placet bedingten abschliessenden staatlichen Genehmigung, 
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wo solche gesetzlich erforderlich, reif und geeignet. Sonst also 
gelangen sie gar nicht an die Staatsbehörde. 

c. An der Hand dieser Grundsätze ergiebt sich nun für das 
erste interne kirchliche Stadium der Abfertigung des hier in Rede 
stehenden Beschlusses der kirchlichen Organe auf Erwerb einer 
Schenkung, in specie eines Immobile und endlich eines Werth- 
objekts über 3000 M. folgendes: 

In Ermanglung specieller kirchlicher Vorschriften ge- 
rade für die kirchenaufsichtliche Genehmigung zuSchenkungen 
als solchen an die Kirchen-Gemeinde, wie insonders für lu- 
erativen Grunderwerb als solchen können nur die allgemeinen 
(srundsätze und Bestimmungen Platz greifen, wie sie auch aus 
der Zusammenstellung in $ 17. 28 der Verwalt.-Ordnung vom 
17. Juni 1893 K.-Vbl. S. 23 entnehmbar sind. 

Wie schon angedeutet, wird durch die staatsseitige Geneh- 
migung an sich und als solche, wie sie zufolge des nach Art. 25 
Ges. 3. Juni 1876 auch auf kirchlichen luerativen Grunderwerb 
Anwendung findenden Ges. 23. Februar 1870 zu ertheilen, die 
kirchenbehördliche nicht gedeckt. 

Der beschlussmässige Antrag der kirchlichen Organe auf die 
Erwerbsgenehmigung ist, wo nöthig, mit patronatlicher Zustim- 
mung versehen, zunächst den geistlichen Oberen zu unterbreiten. 
Wird hier mn kirchlichen Interesse die Zustimmung versagt, so 
ist die ganze Sache damit erledigt. 

Nur wenn hier approbirt, ist unter Kundgabe dessen, bei 
Anschluss der Unterlagen und Vorgänge Namens und in Wahr- 
nehmung des Interesses der Kirchen-Gemeinde von der Kirchen- 
behörde nunmehr das staatliche Supplement nachzusuchen. In 
diesem ist, da es eben den kirchlichen Vor-Consens 
zur Voraussetzung hat, also eo ipso dieser letztere 
bezeugt. 

d. Die Competenz innerhalb des kirchenregimentlichen Be- 
reichs regelt sich pari passu mit der im staatlichen Be- 
reich für kirchengemeindlichen lucrativen Grunderwerb. 
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Allerdings stellt sich in dieser Beziehung eine gewisse In- 
congruenz heraus, insofern diekirchengesetzlichen Com- 
petenzhestimmungen, ohne formell zwischen onerosem und lucra- 
tirem Grunderwerb der Kirchen-Gemeinde zu unterscheiden, die 
Genehnigung zum Grunderwerb überhaupt bis incl. 100 000 M. 
Werth dem Konsistorium, darüber hinaus dem Ev. Oberkirchenrath 
zuweisen [Allerh. kirchl. Erlass v. 8. März 93K.-Vbl.S.12 zu 8 1. 3 
des K.-Gs. 18. Juli 1892 Ges.-S.S.25 de 1893], während der Staat, 
im Uebrigen zwar auch nach denselben Werthsätzen, wie zuvor, 
den Reg.-Präsidenten resp. Minister zuständig machend, [Staatliche 
Allerh. V. 30. Jan. 1893 Gs.-S. S. 10 zu Art. 24! Ges. 3. Juni 1876], 
doch für Grunderwerb durch Schenkung auf das die 
Competenz zur staatlichen Genehmigung andersundbesonders 
normirende Ges. v. 23. Fehr. 1870 (S 2—4) im Art. 25 Ges. v. 
3. Juni 1876 verweist [Werthgrenze 3000 M.]. 

Danach hätte also an sich, so lange nicht eine analoge 
ausdrückliche" Einschränkung im kirchlichen Ressort erfolgt, im 
hier gegebenen Falle (Werth über 3000 M., aber nicht über 
100000M.) das Konsistorium die Genehmigung zu ertheilen, 
indessen kommt doch thatsächlich in Betracht, dass weren 
der Schenkung über 3000M. Werth die Genehmigung des Königs 
unter Mitwirkung der beiden parallelen Centralinstanzen 
[durch ministeriellen Immediatbericht im Einverständniss des Ev. 
Überkirchenraths] zu erholen und also naturgemäss im kirchlichen 
Ressort dein Landesherrn gegenüber die kirchliche Centralinstanz 
in den Vordergrund tritt, der nach der Verw.-Ordnung & 17 am 
Schlusse die Sache vom Consistorium vorzulegen ist, wenn dieses 
nit dem Erwerb überhaupt einverstanden war — 817 Abs. 1ecit. —, 
oder nicht auf Beschwerde der Kirchen-Gemeinde über die Ver- 
sagung des Konsistoriums die höhere Instanz des Ev. Oberkirchen- 
raths sich für die kirchliche Vorgenehmigung entschieden hatte. 

Jedenfalls ist in dem von Hause aus befürworteten Berichte 
des Konsistoriums doch die Genehmigung dieser an sich zustän- 
digen Instanz kund gethan. 
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e. Liegt nun mit dem Antrage auf endgültige Allerhöchste 
Genehmigung dem König das Einverständniss der nachgeordneten, 
insonders auch der Kirchen-Behörde vor, so ıst in Seinem ab- 
schliessenden Erlass auch die Zustimmung der letzteren zum 
Rechtsact der Kirchen-Gemeinde Dritten gegenüber mit beur- 
kundet, denn Sein Erlass hat die kirchenaufsichtliche Vor-Ap- 
probation zur selbstverständlichen Voraussetzung, da ohne sie die 
Sache jedem weiteren Stadium verschlossen geblieben wäre. 

Ausserdem repräsentirt (zu * dieses Abschnitts) der Landes- 
herr in derselben Person und in demselben [eine Ange- 
legenheit im Ressort der Landeskirche betreffenden] Rechtsacte 
die Staats- und Kirchenhoheit zugleich, so dass mit der ertheilten 
Genehmigung der Act darin auch seine kirchliche Bestätigung 
durch die kirchliche Spitze gefunden hat. 

Hienach ist auch verständlich, dass zu einer nach $ 2—3 
des Ges. v. 23. Febr. 1870 ertheilten, die Schenkung jeder Art über 
3000 M. gültig machenden Genehmigung des Königs noch keim 
(rundbuchrichter eine zusätzliche urkundliche Zustimmung des 
Konsistoriums oder Ev. Oberkirchenraths für erforderlich er- 
achtet hat. 

BB. DasErforderniss der staatlichen Geneh- 
migung. Im Ausschuss des staatlichen jus circa sacra wird 
eine grössere Schenkung als solche an Kirchengemeinden (& 17 
II, 11 A. L.-R.), wie ein Grunderwerb derselben als solcher nach 
der kirchenregimentlichen Fertigung des bezüglichen Erwerbsan- 
trags erst gültig mit der Genehmigung der Staatsbehörde. 8 197. 
198. 194 Tit. 11 A. L.-R. 

Das Erforderniss beruht hier auf sogenannten staatspolizei- 
lichen Rücksichten, insonders auf Anhäufung von Vermögen zur 
todten Hand, entzogen also dem freien, öffentlichen Geschäfts- 
verkehr, wie [bei dem staatlich zu überwachenden corporativen 
Interesse] auf die Angemessenheit der Zweckbestimmung und 
sonstiger Nebenbedingungen, und endlich auf die Verkümmerung 
insonders etwa bedürftiger Angehörigen des Gebers, wo es sich 
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um Schenkung handelt. — cf. dazu $ 71 seq. II Tit. 6 cit. 8 213. 
216 Tit. 11 cit., K.-O. 1. Febr. 1834 in 8 17 Verw.-O. 17. Juni 
1893 und die späteren speciellen Schenkungsgesetze. — 

l. Die Genehmigung zu den vorberegten Rechtsacten der 
Kirchen-Gemeinden war für das U. staatliche Stadium des 
Abschlusses dem geistlichen Departement des Staats (Kultus- 
ministerium) zugewiesen, soweit nicht ausdrücklich dem 
)berhaupt des Staats vorbehalten. — $& 113 Anh. 
$ 125 II, 11 cit., Min. 15. März 1832 s. unten. — 

2. Einsolcher Vorbehalt wurde zuerst in Ansehung 
von Schenkungen an alle Corporationen durch das Staatsgesetz 
v. 13. Mai 1833 Ges.-S. S. 49 gemacht. Es sollte danach jede 
Schenkung dieser Art [ohne Unterscheidung, ob der Gegen- 
stand ein M o- oder Imm obile bildet] bei Werth von mehr als 
3000 M. zur Gültigkeit des — natürlich zuvor, wo die Kirchen- 
(semeinde erwarb, kirchlich nicht beanstandeten — Erwerbs der 
abschliessenden Genehmigung des Landesherrn bedürfen. 

Im Uebrigen verblieb es also wie zu 1. 

3. Die staatsbehördliche Centralinstanz, wie die Judicatur, 
salı durch jenes Gesetz — zu 2 —, welches über die Competenz 
zur staatlichen Genehmigung eines bei der Schenkung concur- 
ntenden Grunderwerbs keine neue resp. abändernde Be- 
stimmung getroffen hatte — in dem Erforderniss staatsministe- 
neller Genehmigung des kirchengemeindlichen Grunderwerbs 
alssolehen nichts geändert an. — cf. in Abschn. I das Min. 
15. Mai 1844 in Anschluss an 15. März 1832 v. K. Annalen Bd. 16 
3.100, auch Min. 28. Juli 1840 S. 290 Min.-Bl., Vort S. 236. cf. 
femer die ratio des Reser. v. 9. März 1834 bei Vogt S. 240, sowie 
dieGründe desOb.Trib. zu dem Erk. 30. Dez. 1843, Entsch. Bd. 9 
S.305 se, wo die Beziehung des $ 194 cit. auch auf lucrativen 
Grunderwerb und der anders geartete Act der Schenkung als 
solcher in Anschluss an Min. 1. Sept. 1806 in I oben betont wurde. 
Man forderte desshalb nach wie vor zu jeder Grundstücks- 
schenkung an Kirchen-Gemeinden, also auch im landesherrlich 
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approbirten Schenkungsfalle, die besondere zusätzliche staatliche 
Genehmigung des Ministers zum Grunderwerb als solchem. 
Dies geschah also 

aa. ohne Rücksicht auf die darın zu erblickende Anomalie, 
dass ausser und neben der nach jenem Gesetz die Schenkungen 
über 3000 M. Wertli jeder Art gültig machenden, schon allgemein 
durch $113 IL, 11 cit. vorgesehenen Genehmigung des Staatsober- 
haupts noch eine nachgeordnete Staatsbehörde zum Ab- 
schlusse des Rechtsacts selbständig mitwirken sollte, dass also 
auch, was wenigstens danach doch prinzipiell möglich blieb, 
die nachgeordnete Behörde ihre zusätzliche Genehmigung ver- 
saren und folgeweise der landesherrlichen Entschliessung den ılır 
in jenem Gesetz beigelegten Effect [Gültigrkeit der Schenkung] ver- 
eiteln konnte, und abgesehen hievon 

bb. ohne Rücksicht überhaupt darauf, dass ja das Vor- 
Einverständniss des Ministers schon erklärt, indem er befür- 
wortend an den Landesherrn berichtete, dass Ja sonst, mit 
Ausnalıme des Falls etwaiger Immediatbeschwerde eines Betlırei- 
listen, die Sache überhaupt nicht an das Oberhaupt gelangte, 
Seine Entschliessung also auf der ministeriellen Zustim- 
mung basirte, in dem staatlichen Allerhöchsten Erlasse daher 
die des Ministers eo ipso und implicite mit bezeugt war, und so 
sich jede zusätzliche Genehmigung des letzteren materiell als 
überflüssig erledigte. 

Thatsächlich wird schon seit 1833 kein Grundbuchrichter 
das Verlangen noch besonderer ministerieller Genehmigung 
zu der landesherrlichen Genehmigung einer Immobiliarschenkung 
iiber 3000 M. Werth gestellt haben, wo diese Urkunde ıihın ohne 
ministerielles Supplement zwecks grundbuchlicher Umschreibung 
des geschenkten Grundstücks auf die Kirchen-Gemeinde vorge- 
legt worden. cf. auch Preuss. Verw.Blatt S. 441 in No.42 Jahrg. 19. 

4. Wir resumiren als unsere grundsätzliche Auffassung: 
Landrechtlich war ($ 113.194. 198 II, 11 A. L.-R.) die ministe- 
rielle Competenz zur staatlichen Genehmigung jeder Immobiliar- 
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schenkung begründet, soweit und so lange nicht im Sinne des 8 113 
ein gesetzlicher Vorbehalt für den Landesherrn gemacht. 

Dies ıst aber eben im Gesetz vom 13. Maı 1833 geschehen, 
welches für die grösseren, auch Immobiliarschenkungen die 
staatliche Genehmigung des Ministers beseitigte und die 
staatliche — 8 194 und 8 198 cit. — des Landesherrn 
an die Stelle setzte mit der ausgesprochenen Rechtswirkung, dass 
damit der Act gültig, ohne also noch eine besondere staats- 
behördliche Genehmigung vorzubehalten. 

Diese vorbehaltlose Zuständigkeit des Staatsoberhaupts schloss 
jede andere und weitere staatliche Genehmigung aus; wenn letz- 
tere noch gewollt gewesen, hätte dies ausdrücklich ausgesprochen 
werden müssen. 

An diese neue gesetzliche Bestinnmung reichte die Min.-Ver- 
fügung vom 15. Mai 1884 nicht heran und konnte sie nicht wirk- 
sam abweichend festsetzen, dass zu jener staatlichen abschlies- 
senden Genehmigung des Landesherrn noch immer staatliche 
ninisterielle Genehmigung zum concurrirenden Grunderwerb als 
solchem erforderlich bleibe. 

5) An die Stelle des Gesetzes von 1833 — zu 2 — ist nun 
zwecks einheitlicher staatlicher Behandlung der Materie innerhalb 


der seit 1866 vergrösserten ganzen Monarchie (cf. Motive in I) das . 


Gesetz vom 23. Febr. 1870 Ges.-S. 8. 118 getreten. — 87. — Es 
lässt den früheren Vorbehalt der staatlichen Genehmigung für 
den König und deren endgültige Wirksamkeit für den Rechtsact 
— auch des schenkungsweisen Grunderwerbs der Corpo- 


rationen — ohne Anfügung eines weiteren Erfordernisses — im 
82-3 — bestehen und behält nur — was neu — Genelhmi- 


gungsdelegation vom König auf eine nachgeordnete Behörde durch 
Königliche Verordnung vor — $ 2 —, die jedoch bis 
jetzt nicht ergangen. 

6) Das staatliche Kirchenverfassungsgesetz vom 3. Juni 1876, 
Ges.-S. S. 125, dessen Art. 25 ad 1 zum kirchengemeindlichen 
Grunderwerb die staatliche abschliessende Genehmigung — nach der 


I 
j 
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kirchen behördlichen — und zwar nach Inhalt der in Art. 28 für 
Art. 24! vorbehaltenen Allerh. Verordnungen vom 9. Sept. 1876, 
Ges.-S. S. 395 und 30. Jan. 1893 Ges.-S. S. 10 die des Reg.-Präs. bis 
inel. 100000 M. Werth, darüber hinaus die «les Ministers erfordert, 
lässt es aber in Ansehung der Competenz für kirchengemeind- 
lichen Jluerativen Grunderwerb ausdrücklich bei den Vor- 
schriften des Gesetzes vom 23. Febr. 1870 (mit der Ueberschritt) 
„betr. die Genehmigung zu Schenkungen etc. an Corporationen etc.. 
wie zur Vebertragung von Immobilien andie- 
selben“, indem der nachfolgende Art. 25 einschränkend [darum 
auch in Art. 28 nicht einbegriften] bestimmt: „betreffs der Schen- 
kungen und letztwilligen Zuwendungen bewendet es beim Gesetz 
vom 23. 2. 1870“. Danach beschränkt sich der Art. 24 cit. mit 
seinen Ausführungsverordnungen betreftis der Competenz der 
staatsaufsichtlichen Stellen (Reg.-Präsidenten und Minister, in 
keinem Falle das Staatsoberhaupt) aufonerosen Grunderwerh 
der Kirchen-Gemeinden. 

7) Nachdem im 8 2.3 die Genelmigung zu Schenkungen 
jeder Art (also auch von Immobilien) im Werth über 3000 M. 
an Corporationen der staatlichen Instanz des Königs vorbe- 
halten, beugt anschlüssig der 8 4 [cf. Wortlaut und Motive oben 
in I] dem vor, dass die übrigen Immobiliarschen- 
kungen bis incl. 3000 M. Werth zur todten Hand ohne 
staatliche Genehmigung zum Grunderwerb als solchem ($ 194 cit.) 
bleiben, indem er ausdrücklich bestimmt: „Das bisherige Erforder- 
niss staatlicher Genehmigung zum corporativen Grunderwerb über- 
haupt bleibt von der vorgängig getroffenen Competenzänderung 


— 82 — in Ansehung der staatlichen (renehmigung bei Objecten 
über 3000 M. — unberührt, also auch für mindere Grund- 


wertlie bestehen.“ 

Uebrigens wird im Anschluss daran betreffs Juerativen Grund- 
erwerbs zugleich einer Königlichen Verordnung dahin vor- 
behalten, „die gegenwärtige Genehmigungscompetenz des Königs 
[z. B. bei Grundstückswerthen von mehr als 3000 M. — 82 — 
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beim diesseitigen Grunderwerb nicht preussischer Corporationen 
— 8195 cit., Gesetz de 1846] oder die des Ministers in 
allen übrigen Fällen lucrativen, corporativen Grunderwerbs — 
$ 113, 194 seyu., Min. 15. März 1832 — an nachgeordnete staats- 
behördliche Stellen (Minister nach dem König, Reg.-Präsident nach 
dem Minister) zu überweisen“. Eine solche Königliche Ver- 
ordnung (wie z. B. unterm 14. Febr. 1882, Zusatz in 1 bei 
$4Ges., bei diesseitigem lucrativem Grunderwerb durch ausser- 
preussische Corporationen) ist über Delegation der ministeriellen 
Competenz auf eine nachgeordnete Staatsbehörde bei luerativem 
Grunderwerb von nicht über 3000 M. Werth noch nicht ergangen, 
wegen der allerdings darüber erlassenen Min.- Verfügung cf. 
unten zu llresp. in I zu4cec und in U oben. 

8. Entsprechend dem 82.3 des Ges. vom 23. Febr. 1870 ist die 
staatliche Genehmigungsurkunde des Königs, resp. nach 8 4 
daselbst bei minderwerthigem lucrativem Grunderwerb die Ge- 
nehmigung dernachgeordneten Staatsbehörde zwecks 
Umschreibung im Grundbuche vorzulegen; cf. Note 5 und 13 S. 222 
bis 223 in Turnau’s Grundbuchordnung Th. II, Ausgabe de 1892. 

9) Auch das Kultusministerium giebt in einem Special-Fall 
und Rescript vom 4. Febr. 1892 — G. I 12269 M. 10446. Kons. 
Magdeburg 5585 — den Bescheid: „Da es sich hier um eine Im- 
mobiliarschenkung von nicht über 3000 M. Werth handelt [also 
nicht die staatliche Genehmigung des Königs — 8 2 Gesetz 
von 23. 2. 70 — erforderlich wird] so ist die Staatsgenehmigung 
von MinisteraufGrund$ 4 des nach Art. 25 Ges. 3. Juni 1876 
Platz greifenden Ges. 23. Febr. 1870 zu ertheilen. Die Competenz- 
bestimmungen in Ausführung des Art. 24 cit. finden danach nur 
aufonerosen kirchlichen Grunderwerb, nicht auf den lucra- 
tiven Anwendung, in letzterer Beziehung ist noch der $ 194 
U, 11 A.L.-R. resp. das Min. 15. März 1832 und 15. Mai 1844 
(siehe in I oben) in Geltung geblieben, wonach die Staatsgenehmi- 
pungvom Minister zuertheilen, d.h. also, wie schon oben beregt, 
söweit sie nicht dem Staatsoberhaupt gesetzlich vorbehalten. 
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10) Freilich ist die vorstehende Entscheidung insofern nicht 
zutreffend, als sie vorbehaltlos mit auf die frühere, in der 
Zwischenzeit der Gesetze vom 13. Mai 1833 und 23. Febr. 1870 
ergangene Min.-Verfügung vom 15. Mai 1844 Bezug nimmt. 

Denn die letztere erklärte, ob wohl bereits das Gesetz vom 
13. Mai 1833 die staatliche Genehmigung von grösseren Immobiliar- 
schenkungen an Corporationen dem Landesherrn überwiesen hatte, 
doch auch für solche Fälle noch die ministerielle zusätz- 
liche Grunderwerbsgenehmigung für nothwendig, während sie doch 
der Minister unterm 4. Fehr. 1892 (mit Recht) ausschliesst. 

11) Der mit der vorstelienden Frage auch befasste Evang. 
Oberkirchenrath sah dieselbe laut seines Bescheides vom 23. Juni 
1893 — E.-O. 3947 — Kons. 23040 — durch den inzwischen 
ergangenen anderweiten Min.-Erlass vom 9. Mai 1893, K.-Vbl. 
S. 105, der den früheren vom 15. Maı 1844 ausdrücklich aufhebt, 
als erledigt an. Der erstere de 1893 lautet: Im Anschluss an die 
Neuregelung, welche die Vorschriften über die Zuständigkeit zur 
Ausübung des staatlichen Aufsichtsrechts bei der Vermögens- 
verwaltung in den evang. und den katlı. K.G. durch die am 
1. April 1893 (Ges. S. 10 und 13) in Kraft getretene Aller. 
Verordnung vom 1830. Jan. 93 erfahren haben, bestinmme ich unter 
Aufhebung der Erl. vom 15. März 1832 (v. Kamptz, Annalen 
Bd. 16 S. 100) und vom 15. Mai 1844 (M.-Bl. S. 144), dass zu den 
Beschlüssen der kirchlichen Gemeindeorgane über die Annalıme 
von Schenkungen und letztwilligen Zuwendungen, sofern deren 
Gegenstand Grundeigenthum im Werthe von nicht über 3000 M. 
bildet, die Staatsgenehmigung in Zukunft von dem Regierungs- 
präsidenten zu ertheilen ist. 

Für Beschwerden ist auch hier der Oberpräsident zuständig, 
welcher endgültig entscheidet. 

a. Diese Verfügung bewegt sich also ausdrücklich nur im 
Ralımen des lucrativen kirchlichen Grunderwerbs, für den 
bislang, unberührt von den staatlichen Vorschriften über 
onerosen Erwerb im Kirchenverfassungs-Gesetz de 1876 und 
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in den Verordnungen de 1876 wie 1893, gemäss $ 194, 198, 113 
II, A.L.-R., Min. 15. März 1832, 15. Mai 1844 der Minister, 
und zwar von 1833 ab (cf. zu 4 dieses Abschnitts) wenigstens 
bei Werthobjecten bis incl. 3000 M., zuständig geblieben war. — 
cf. auch $ 4 des Gesetzes vom 23. Februar 1870 oben. 

b. Die neue Verfügung hat nun diese für den Minister der- 
zeitig noch übrig gebliebene Competenz bis 3000 M. Werth dem 
Regierungs-Präsidenten übertragen wollen, solches an 
sich zutreffend motivirend durch die Hindeutung darauf, dass dessen 
Competenz ja doch für sonstige (onerose) Grund-Erwerbsfälle 
sogar bis 100 000 M. Grundwerth seit der staatlichen Allerh. Ver- 
ordnung vom 30. Jan. 1893 erweitert sei, während es sich hier nur 
um ein Object lucrativen Grunderwerbs bis 3000 M. Werth hanille. 

c. Zugleich mit der Delegation vom Minister auf den Reg.- 
Präsidenten hebt die Verfügung vom 9. Mai 1893 die beiden älteren 
Min.-Rescripte von 1832 und 1844 ausdrücklich und gänzlich auf, 
welche den Fortbestand der landrechtlichen Competenzbestimmung 
für dn Minister betrefis jeden kirchlichen Grunderwerbs, 
dh. den onerosen wie den lucrativen seiner Zeit be- 
stätigten und aufs neue festsetzten. 

Diese Aufhebung war in Ansehung beider Erwerbsarten zu- 
treffend und gewiesen, nachdem inzwischen, was die onerose 
betrifft, durch die Kgl. Verordnungen vom 9. September 1876 und 
30. Januar 1893 zu Art. 24! Ges. 3. Juni 1876, und was die 
lucrative betrifft, durch die Gesetze vom 13. Mai 1833 resp. 
23. Februar 1870 in Verbindung mit Art. 25 Ges. 3. Juni 1876 
zum Theil andere Zuständigkeiten geschaffen waren. 

d. Wollte man nun im Sinne der gegnerischen Ansicht die 
Competenzvorschriften über kirchlichen onerosen Grunderwerh 
und dienach Art. 25 Ges. 3. Juni 1876 anders gearteten des 8 4 des 
Gesetzes de 1870 über lucrativen Grunderwerb der Kirchen- 
gemeinden verquicken, und die Verfügung vom 9. Mai 1893 als 
eineim Rahmen der ersteren Vorschrift (Art. 24' Ges. 3. Juni 1876, 
Verordnung 9. Sept. 1876, 30. Jan. 1893) sich bewegende und 
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als einen Ausfluss und Appendix dazu ansehen, so würde ofien- 
bar jene Verfügung vom 9. Mai 1893 nach Sinn und Zweck gar 
nicht verständlich, und die Bestimmung der Werthgrenze darin 
für den Reg.-Präsidenten ganz selbstverständlich, also überflüssig 
sein, da ja bereits in der Verordnung vom 9. Sept. 1876 
schon bis 10,000 M., also weit über die 3000 M. Grenze der Ver- 
fügung vom 9. Mai 1893 hinaus und in der Verordnung vom 30. 
Januar 1893 noch bis 100000 M. Immobiliarwerth die staatliche 
Genehmigung zum Grunderwerb dem Reg.-Präsidenten iberwie- 
sen war. 

12) Die Darlegung in vorstehender Nr. 11 erledigt sich nun 
aber überhaupt — und damit beantwortet sich die Frage 2 der 
Ueberschrift —, wenn die Zuständigkeit des Ministers zu 
der Delegation vom 9. Mai 1893 und damit die Wirksam- 
keit der letzteren zu beanstanden ist. 

Wie Seitens des Ministeriums selbst nach Erlass des Gesetzes 
vom 23. Fehr. 1870 und 3. Juni 1876 [Art. 25] consequent zur 
Anerkennung gebracht — cf. oben zu 9 Verfügung vom 4. Febr. 
1892, am Schlusse zu Abschnitt II vom 9. Sept. 1892, vorsteh- 
end zu 11 ım Erlass vom 9. Mai 1893 — regelt sich die Zuständig- 
keit zur Ertheilung der Genehmigung lucrativen kirchenge- 
meindlichen Grunderwerbs nach dem zugleich laut Ueberschrift 
den letzteren mit behandelnden Gesetz vom 23. Feb. 1870, nicht 
nach den Königl. Verordnungen zu Art. 24! des Ges. 3. Juni 
1876, in dessen Art. 28 eine K. Verordnung auch für Schenkungs- 
fälle (Art. 25) gar nieht mit vorgesehen ist. 

Nach 8 4 des massgebenden Gesetzes von 1870 blieb der 
Minister für lucratiren Grunderwerb bisinel. 3000 M. Werth 
zuständig. In diesem & 4 ist nun (wie dies analog zu Art. 24 
und Art. 28 cit. geschehen) auch eine Delegation der derzeitigen mıI- 
nisteriellen Competenz auf eime nachgeordnete staatliche 
Stelle, aber nicht im Wege einer blossen Verfügung des Mı- 
nisters selbst, sondern ausdrücklich nur im Wege Königl. Ver- 
ordnung vorbehalten, und letztere ist bisher nicht ergangen. 
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Hiernach beruht die staatliche Genehmigung zu dem qu. 
Jucratiren Grunderwerb bis 3000. M noch heute beim Minister, 
obne bisher wirksam auf den Reg.-Präsidenten deleeirt zu sein, 
dessen Zuständigkeit für sonstige Fälle des kirchlichen Grund- 
erwerbs sogar bis 100,000 M. Werth hier nicht in Betracht kommen 
kann, wenn auch zu ihrer Ausdehnung auf alle Fälle der vorlie- 
senden Art eine K. Verordnung ja an sich erwünscht wäre. 

Im Uebrigen wohnt der Verfügung vom 9. Mai 1893 nur die 
Bedeutung bei — cf. auch Nr. 11 zu ° oben —, dass sie die 
beiden früheren Verfügungen von 1832 und 1844 aufhebt, die, 
soweit danach jeder, auch lucrativer kirchlicher Grund- 
erwerb jeden Objectswerthes der ministeriellen Genehmigung — 
resp. noch zusätzlich zur staatlichen des Landesherrn — untertiel, 
den seit 1833 bis 1893 ergangenen einschlägigen Vorschriften 
serenüber, wie im Einzelnen oben gezeigt, nicht mehr zutrafen. 


Schlussergebniss. 


Zur staatlichen Genehmigung lucrativen kirchengemeindlichen 
Grunderwerbs bis incl. 3000 M. Werth ist noch gegenwärtig der 
Minister zuständig, wo über diesen Werth hinaus der König, 
kann von dem Erforderniss der noch zusätzlichen staatlichen Ge- 
Delmigung einer nachgeordneten Staatsbehörde speciell zum Grund- 
erwerb als solchem nicht die Rede sein. 

Auch die für allen und jeden kirchengemeindlichen Grund- 
erwerb erforderliche Vorgenehmigung innerhalb des kirchlichen 
Aufsichts-Ressorts ist, wo solchen der König abschliessend zu 
genehmigen hat, in dieser Genehmigung auch Dritten gegenüber 
mit beurkundet. 
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II. Miscellen. 


Zur Frage nach dem Schicksal des Patronats bei 
Grundstückstheilungen. 
Von 


Konsistorial-Assessor Dr. Niedner in Berlin. 


Angesichts des Umstandes, dass infolge der neueren Renten- 
gutsgesetzgebung die Auftlieilung von Gütern einen immer grösseren 
Umfang annimmt, gewinnt die früher viel erörterte Frage nach 
dem Schicksal des dinglichen Patronats bei Grundstückstheilungen 
für die Praxis wieder eine erhöhte Bedeutung !. Im folgenden 
soll ein von Verwaltungs- und Gerichtsbehörden viel verhandelter 
Fallaus der Praxis mitgetheilt werden, der als anschauliche I- 
lustration der verschiedensten Ansichten vielleicht von allge- 
meinerem Interesse ist. 

Das Patronat über die evangelische Kirche in L. (in West- 
preussen) stand seit Alters den Besitzern der zwei adlige Ritter- 
güter L. und G. umfassenden Herrschaft L. zu. Die Besitzer 
dieser Herrschaft hatten im Laufe der Zeit den zu dieser Herr- 
schaft gehörenden Grund und Boden in einzelnen Parzellen theils 
gegen Stipulierung von Renten veräussert, theils in Erbpacht aus- 


ı Vgl. die Cirkularverfügung des Konsistoriums Stettin vom 26. Juli 1898 
betr. die Vertretung der Kirche bei Parcellierung von Patronatsgütern (Kirchl. 
Amtsblatt für Pommern S. 88). 
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getllan, so dass ihnen bei Erlass der Ablösungsgesetzgebung im 
Jahre 1850 ausser den sonstigen gutsherrlichen Rechten nur noch 
das Obereigenthum an einer Reihe einzelner verpachteter Grund- 
stücke und das auf dem Grundbuchblatt der Rittergüter einge- 
tragene Rentenbezugsrecht gegen die Erwerber der veräusserten 
Parcellen zustand. „Hinsichtlich des Patronats“, war in den, vor- 
nehmlich seit dem Jahre 1820 aufgenommenen, Veräusserungs- 
recessen gleichmässig bestimmt, „behalte es bei den bisher stattge- 
{undenen Verhältnissen sein Bewenden“. Dementsprechend wur- 
den die Gutsherren auch fernerhin- als Patrone angesehen und 
als im Jahre 1828 die Ablösung der Renten angeregt wurde, 
wurden sie von der Generalkommission besonders darauf auf- 
merksam gemacht, 
„dass nach ausdrücklicher Bestimmung des Ministerii (des 
Innern) zur Sicherung der Jurisdietions- und Patronatslasten 
auf den Bauernhöfen eine diese Lasten sichernde Rente ver- 
bleiben müsse, die von der Kapitalabfindung abgezogen werden 
könne*, 

Zu einer Ablösung der Renten kam es damals nicht. Als 
dieselbe dann in der Folge auf Grund des Gesetzes vom 
2. März 1850 (G.-8. S. 77) in Angriff genommen wurde, wurden die 
Patronatsverhältnisse Gegenstand eingehender Verhandlungen zwi- 
schen den Interessenten. Die Anregung hierzu gab der Kirchen- 
vorstand der evangelischen Kirchengemeinde, welcher sich im 
Jahre 1852 an die mit der Ablösung beauftragte — von der 
landwirthschaftlichen (inneren) Abtheilung der Regierung ressor- 
tierende — Kommission mit der Bitte wandte, die Interessen 
der Kirche wahrzunehmen. Er führte dabei folgendes aus: 

„Die Gutsherren seien patronatspflichtig. Sie hätten sich 
zwar von dem Grund und Boden des Guts nichts mehr vor- 
behalten, sondern das Land gegen Renten an bäuerliche Be- 
sitzer ausgethan; hierdurch sei die Kirche jedoch noch nicht 
benachtheiligt, denn sie habe ja, was auch thatsächlich bisweilen 
geschehen, wenn die Gutsherren ihren Pflichten nicht nachge- 
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kommen seien, durch Beschlagnahme an den Renten Regress 
nehmen können. Würden jetzt die Renten abgelöst, so müsse 
eine Sicherstellung der Kirche erfolgen. Hierzu seien 
die Gutsherren nach 860 des Gesetzes vom 2. März 
1850 ! verpflichtet; denn wie sie durch die Ablösung eine Ab- 
findung für die Leistungen, die sie bisher zu fordern hätten, 
erhielten, so müssten sie auch eine Abfindung geben für die 
Gegenleistungen, die die Gemeinde oder dritte Personen von 
ihnen zu beanspruchen hätten. 
Eine Sicherstellung der Kirche sei auf zwei Wegen möglich, 

entweder die Gutsherren übertrügen das Patronat auf die 
(semeinde und fänden diese durch ein Kapital ab, 

oder sie behielten das Patronat und leisteten 
für Erfüllungihrer PflichtenSicherheit durch 
Verpfändung anderweiten ihnen gehörigen Grund und Bodens 
oder durch Kapital. 

Die Regierung nalım mit dem Konsistorium an, dass & 60 
des Gesetzes auf den vorliegenden Fall keine Anwendung tinde, 
und hielt es überhaupt für sehr zweifelhaft, ob die Gutsherren 
rechtlich verpflichtet seien, für die fernere Erfüllung der Patro- 
natspflichten Kaution zu bestellen, und ob demgemäss die Ab- 
lösungsbehörde befugt sei, sie hierzu anzuhalten. Immerhin ver- 
anlasste sie, nachdem die Verhandlungen wegen Ablösung des 
Patronats gescheitert waren, die Gutherren, von dem Rentenab- 
lösungskapital eine bestimmte Summe zu deponieren, erklärte 
aber, dass damit ihre Thätigkeit als Ablösungsbehörde 


2860 a.a.O. lautet: Von der Summe des ermittelten jährlichen Geld- 
werths der sämmtlichen ablösbaren Reallasten wird die Summe des er- 
mittelten jährlichen Geldwerths der Gegenleistungen in Abzug gebracht... 
Wenn die Leistung und Gegenleistung nicht zwischen denselben Personen 
stattfindet, sondern letztere einer dritten Person zusteht. wie dies z. B. ın 
einzelnen Landestheilen bei der Verpfliehtung der Zehntberechtigten zur 
Erbauung der Kirche oder eines Theils derselben der Fall ist, so tritt keine 
Kompensation ein, vielmehr wird der Werth der Gegenleistung den zu 
letzterer unmittelbar Berechtigten gewährt. 
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heendet sei. Bestimmungen darüber zu treffen, was weiter mit 
deu Kautionskapital zu machen, insbesondere nach welchen 
Grundsätzen dasselbe zu verwalten sei, sei sie nicht competent, 
sie wies darauf hin, dass dieser Fonds die Natur eines eigent- 
lichen Patronats-Baufonds erst durch die definitive Ablösung der 
Patronatslasten erhalten würde. Auf Ersuchen der Schulabthei- 
lung trat die Ablösungskomniission dann aber doch in Verhand- 
lungen mit den Interessenten ein, und es wurde unter dem 
5. Mai 1857 zwischen den Vertretern der Kirchengemeinde sowie 
den Gutsherren folgendes Regulativ vereinbart: 
Verhandelt zu L. den 5. 5. 57. 
In 
der Rentenablösungssache von L. u. G., insbeson- 
dere den Verwendungspunet und namentlich die Sicher- 
stellung der Patronatsbaulasten betreffend 
steht heute Termin zur weiteren Verhandlung und Fest- 
stellung des Regulativs über die künftige Verwaltung und 
Sicherstellung des Patronats-Bau-Kapitals an (folgen Ver- 
handlungen). . . . 

Hiernach wird das Regulativ folgendermassen festgestellt: 

$ 1. Der Ermittelung des Bau-Patronats-Kautions-Kapi- 
tals, welches nach der vorstehenden Verhandlung auf 17500 
Thaler ermittelt ist, liegt das Princip zu Grunde, dass dasselbe 
mit seinen einfachen Zinsen stets nicht nur die Kosten des 
ersten und des nach einer Reihe von Jahren jedesmal wieder- 
kehrenden Neubaues, sondern auch die Kosten der jährlich 
vorkommenden Reparaturen und der zu zahlenden Feuersocie- 
tütsbeiträge deckt. 

S$S 2. Die Gutsherren von L. und G. haben daher als 
Patrone nach wie vor ihren Antheil zu den Kosten 
der an den Pfarrkirchen und Schulgebäuden vorkommenden 
Neu- und Reparatur-Bauten, sowie zu den Feuersocietäts-Bei- 
trägen zu leisten undnur dann, wenn diese Kosten von ihnen 
nicht beigetrieben werden können, ist der Patronats- 
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Bau-Kautions-Fondsals letztes Executions- 
object anzusehen und es müssen dann daraus die betref- 
fenden Baukostenresp. Feuersocietätsbeiträge genommen werden. 

& 3. Das festgestellte Patronats-Bau-Kautions-Kapital 
wird von der Kgl. Regierung, Abtheilung für die Kirchen- 
verwaltung und das Schulwesen, in dem Depositorio der Kgl. 
Regierungs-Hauptkasse ... verwaltet. 

8 4. (enthält Bestimmungen über die Verwaltung). 

8 5. Durch eine solche Verwaltung des Patronats-Baufonds 
hei der Regierungs-Hauptkasse, wohei die Zinsen dieses Ka- 
pitals angesammelt werden und immer wieder Zinsen bringen, 
während die Gutsherren als Patrone ihre Baurver- 
pflichtungen nach wie vor erfüllen müssen, wird das Kapital 
sich bedeutend erhöhen und es soll daher den Eigenthümern 
des Patronats-Baufonds freistehen, nach jedesmaliger Aus- 
führung namhafter und bedeutender Patronats-Neu- und Re- 
paratur-Bauten zu verlangen, dass .... eine neue Ermittelung 
des Patronats-Bau-Kautions-Kapitals erfolge. (Folgen Vor- 
schriften über die Berechnung.) 

8 6. Die Differenz zwischen der bei dieser im vorigen $ 
erwähnten Revision und neuen Ermittelung festgestellten und 
zwischen dem im Depositorio der Kgl. Regierungs-Hauptkasse 
alsdann wirklich vorhandenen Patronats-Bau-Kautions-Kapital 
soll alsdann den Patronenals ihr Eigenthum heraus- 
gegeben werden etc. etc. 

Die Kirchen- u. Schulabtheilung schickte dies Regulativ an 
ddas Konsistorium zur Genehmigung, da 
eine Veränderung im Subject des Patronats 
im Werke sei, die in der Hauptsache allerdings ein noth- 
wendiger Austluss der neueren Gesetzgebung sei, bei der aber 
doch die nach & 580 A. L.-R. II, 11 sonst erforderliche Zu- 
stimmung der geistlichen Oberen insoweit nicht für entbehrlich 
geelten könne, als es darauf ankomme, diese Veränderung in 
ihren letzten Folgerungen zum Abschluss zu bringen. 
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Das Konsistorium trug Bedenken, die Genehmigung zu er- 

theilen:: 

Das Patronat habe ohne Genehmigung der geistlichen Oberen 
überhaupt nichtvondemGrundundBoden ge- 
trennt werden können, und auch nachdem Ge- 
setz vom 2. März 1850 bleibe der ganze Guts- 
komplex, mithin die Parcellenbesitzer für die 
Patronatslasten verhaftet; nun könne man allerdings 
behaupten, dass die Geldrente ein Aequivalent für das abgetragene 
Eigentlium am Grund und Boden sei, und dass die Kirche kein 
Recht habe, eine Vermehrung ihrer Sicherheit durch Inanspruch- 
name von Grundeigenthum und Rente zu fordern. Deshalb 
müsse der Kirche, solange die Abtrennung des Patronats vom 
Grund und Boden noch nicht genelimigt sei, zum Mindesten die 
Wahl gelassen werden, an welche der beiden Realitäten sie sich 
halten wolle. 

Hierauf erwiderte die Abtheilung des Innern, welche als 
die instruierende Behörde um eine Aeusserung ersucht wurde, 
lolxendes: 

Keinesfalls könne die Kirche Grundeigenthum und Rente 
ansprechen, sondern nur das eine oder das andere That- 
sächlich seı nun im vorliegenden Fall, obwohl der Grund und 
Boden seit unvordenklicher Zeit an Emphyteuten ausgethan 
gewesen sei und ein eigentliches Gutsareal nicht existiert habe, 
das Patronat stets von den Gutsherren als den Obereigen- 
thümern ausgeübt, es sei also thatsächlich seit Gründung der 
Dörfernicht mit dem Grund und Boden, sondern 
mitdem Rentenrecht verbunden. Danach bleibe die 
Rente und das an Stelle derselben gewährte Kapital dasein- 
zige Object derSicherheit für die Kirche. 

Hierauf bemerkte das Konsistorium: 
wenn das Patronat seit unvordenklicher Zeit nicht auf dem 
Grundstück gehaftet habe, sondern mit dem Obereigenthum 


verbunden gewesen sei, dann fielen allerdings die von ihm aus 
Deutsche Zeitachr. f. Kirchenrecht. IX. 1. 8 
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der entgegengesetzten Annahme gezogenen Folgerungen fort, 
dann bedürfe aber auch das Regulativ nicht der Genehmigung 
der geistlichen Oberen. 

Das Konsistorium nalım also einen Wechsel in der dinglichen 
Verknüpfung des Patronats nicht an. — 

Zur Zeit der Vereinbarung des Rerulativs waren Gutsherren, 
als solche renten- und abfindungsberechtigt und somit Eigenthümer 
des Kautionsfonds drei Personen. Diese bezw. ihre Rechtsnachfolger 
in dem Eigenthum an den deponierten Rentenbriefen wurden nun 
in der Folge bis ın die neueste Zeit thatsächlich als Patrone 
behandelt: Sie besetzten die Pfarrstelle und wurden zu den 
Patronatslasten herangezogen. Zum ersten Mal wurde im Jahre 
1882 seitens eines Miteigenthümers des Kautionsfonds seine Eigen- 
schaft als Patron bestritten, und seitdem ist die Frage, wer als 
Patron der Kirchen in L. anzusehen ist, fortdauernd erörtert und 
Gegenstand mehrfacher widersprechender Entscheidungen von 
Gerichts- und Verwaltungsbehörden geworden. 

In erster Linie hatte sich in den streitig werdenden Baufällen 
immer die Kgl. Regierung schlüssig zu machen, welche auf Grund 
des 8 709 A. L.-R. 11, 11 um resolutorische Entscheidung ange- 
sangen wurde. Sie entschied in gleichmässiger Praxis dahin, 
(dass die Eigenthümer der den Kautionsfonds bildenden Renten- 
hbriefe als solche Patrone seien, indem sie ausführte: 

Das Patronat, ursprünglich dinglich, sei in den 1820er 
Jahren auf die durch Eintragung in das Grundbuch  nachge- 
wiesenen Eigenthümer der Ablösungsrenten übergegangen. Bei 
Ablösung der Renten seien die Patronatsrechte und -pflichten 
bei den bisherigen Besitzern des Guts geblieben, weil diese 
die Abfindung für das Rentenbezugsrecht erhalten hätten. Das 
Eigenthumandem Kautionskapital mit seinen Er- 
trägnissen sei nunmehr in demselben Masse, als vorher das 
Eigentlium an den Gutsantheilen und später das Recht zum Ren- 
tenbezug Träger des Patronats geworden, dergestalt, 
dass jetzt die Eigenthümer des Kapitals sowohl die Rechte des 


— 
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Patronats auszuüben, als auch die Verpflichtungen desselben zu 
erfüllen hätten. 

Dementsprechend wurden die Patronatslasten auf die Mit- 
eirenthümer der deponierten Rentenbriefe nach dem Verhältnis 
ihres Miteigenthums vertheilt. 

Diese Resolute führten zu mehrfachen Processen, in denen 
die Gerichte einen verschiedenen Standpunkt einnahmen. Einige 
rechtskräftig gewordene Urtheile führten an der Hand der oben 
wiedergegebenen Entstehungsgeschichte des Regulativs vom 5. Maı 
1857 aus: 

Das Patronat sei ursprünglich dinglich gewesen ; ein Rechts- 
akt, durch welchen es in ein persönliches umgewandelt sei, seı 
nicht nachgewiesen, insbesondere auch nieht in dem Regulatıv, 
welchem die Bestätigung des Konsistoriums fehle, zu sehen, 
das Patronat hafte daher nach wie vor auf dem zum Rittergute 
gehörigen Grund und Boden. 

Mit Rücksicht auf diese in Specialfällen ergangenen Ent- 
scheidungen klagte dann ein Miteigenthümer der deponierten Ren- 
teubriefe auf Feststellung, dass er nicht verpflichtet sei, zu den 
Banten und zur Unterhaltung der Kirchengebäude persönlich 
beizutragen. In diesem Process kam nun das Berufungsurtheil, 
nachdem Kläger in erster Instanz aus formellen Gründen abge- 
wiesen war, deshalb zur Abweisung der Klage, weil Kläger that- 
sächlich Patron sei: 

Das Patronathabe, führt die Entscheidung aus, 
auf dem „Gut“ gehaftet, mithm, da die Substanz des 
Guts im späterer Zeit die Rentenberechtigungen 
gebildet hätten, an diesen gehaftet. An Stelle 
der Renten sei die Abfindung getreten und Kläger sei da- 
durch, dass er das Eigenthum daran erworben habe, Rechts- 
nachfolger im Gut und als solcher Patron geworden. 

Dies Urtheil fand im Resultat die Bestätigung des Reichs- 
gerichts. Das Revisionsurtheil führte jedoch aus, 

lie Annahme der Kontrahenten des Regulativs, dass die Guts- 
8* 
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herrlichkeit und ein zum Träger des Patronats geeigneter Guts- 
bestand in dem Kautionskapital vorhanden sei, sei rechtlich un- 
haltbar und die auf derselben Auffassung beruhende Begründung 
des zweitinstanzlichen Urtheils unzutreftend. Kläger sei indessen 
als Erbe eines der Kontrahenten des Regulativs vom 5. Mai 1857 
Patron; durch das Regulativ sei nämlich das bis dahin 
dingliche Patronat in ein persönliches verwan- 
delt, da sich die Mitkontrahenten in demselben unbedingt der 
Verpflichtung unterworfen hätten, für die Patronatsbaulast, wie 
solche ihnen in der Eigenschaft als Gutsherren obgelegen, aus 
eigenen Mitteln weiter zu haften. 

Wieder ın anderer Weise wurde das Regulativ von anderer 
Seite verwerthet, indem in einem der Processe die Ansicht ver- 
treten wurde, 

as auch aus den Patronatsrechten und -pflichten geworden 
sein möge, jedenfalls sei durch das Regulativ eine den ge- 
wöhnlichen civilrechtlichen Regeln folgende specielle Bauver- 
pflichtung der contrahierenden Gutsherren bezw. deren Uni- 
versalsuccessoren begründet. 

Endlich wurde die Patronatsfrage noch in zwei Verwaltungs- 
streitverfahren, in denen es sich um die Schulunterhaltungsptlicht 
für deren Erfüllung der deponierte Kautionsfonds gleichfalls ver- 
haftet war, zur Sprache gebracht, wenn auch nicht entschieden. 
Ein Urtheil des Bezirksausschusses führte hierbei aus, dass 

das Kautionskapital den Inbegriff der den Gutsherren zuste- 
henden Rechte bilde und die Eigenthümer desselben daher als 
(zutsherren anzusehen seien, 
während die in der Sache ergangenen Urtheile des Oberverwal- 
tungsgerichts zwar feststellen, dass die Gutsherrlichkeit in L. 
noch bestehe, da der Gutsbezirk noch nicht aufgehoben sei, es 
aber dahingestellt sein lassen, ob die Eigenthümer des Kautions- 


kapitals als Gutsherren angesehen werden könnten. — 


Der mitgetheilte Fall zeigt recht drastisch, welche Unsicher- 
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heit in der rechtlichen Bauertheilung eines häufig praktisch wer- 
denden Thatbestandes besteht, und wenn man die einzelnen vor- 
getragenen Ansichten näher prüfen würde, so würde man sehen, 
wie eine ganze Reihe für die Entscheidung massgebender Fragen 
des Patronatsrechts in der Praxis noch nicht genügend geklärt 
sind, so die Frage, inwieweit die Behörden verpflichtet waren 
und nach Erlass des Gesetzes betr. die Vertheilung der öffent- 
lichen Lasten bei Grundstückstheilungen etc. vom 25. August 1876 
(G.-8. 8. 405) noch jetzt verpflichtet oder berechtigt sind, bei 
Parcellierungen von Amtswegen die Regulierung der Patronats- 
verhältnisse in die Hand zu nehmen !, weiter die Frage, unter 
welchen Voraussetzungen eine bei solchen Gelegenheiten getroffene 
Vereinbarung der Interessenten einen Titel für constitutiven oder 
translativen Erwerb des Patronats oder gar, wie das Reichsge- 
richt im vorliegenden Fall annahm, gleichzeitige Umwandlung 
eines Realpatronats in ein Personalpatronat abgeben kann; ferner, 
inwieweit, wenn man annimmt, dass das Patronat bei der Zer- 
stückelung eines Guts ipso iure auf die Parcellenbesitzer über- 
geht, deren Rechte und Pflichten durch Verjährung erlöschen 
können ?; ferner, unter welchen Bedingungen die Möglichkeit der 
dinglichen Verknüpfung eines Patronats mit einem Fonds über- 
haupt kirchenrechtlich zugelassen werden kann? u. a. m. 

Hier sollen nur zwei weitere Gesichtspunkte hervorgehoben 
werden, deren Beachtung bei der Beantwortung der Frage nach 
dem Schicksal des Patronats bei Grundstückstheilungen von 
principieller Bedeutung ist. 

Im vorliegenden Fall war immer von einem Patronat der 
Gutsherren die Rede, ohne dass — trotz der verschiedenen 


! Vgl. die Bemerkungen von Caspar in dieser Zeitschrift 3. Folge 
Bd. 3 S. 290. 

: Vgl. die Entsch. des Reichsgerichts Bd. 29 8. 188 und das im kirchl. 
Ges.- u. Verordn.-Bl. d. ält. Prov. von 1898 S. 150 abgedruckte Erkenntniss 
des Reichagerichts vom 28. Februar 1898. 

‘Vgl. Wahrmund, Das Kirchenpatronatsrecht und seine Entwickelung 
in Oesterreich, Bd. 2, Wien 1896, S 31. 
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durch den Thatbestand gegebenen Anregungen — klarzgestellt 
wäre, ob es sich um ein dingliches Patronat im engeren Sinne 
(vgl. 88 3.125 ff. A. L.-R. I, 2) d. h. ein mit dem Besitz an den 
Grundstücken der Rittergüter L. und G. verbundenes older 
um ein der Gutsherrschaftals solcher zustehendes 
d. h. mit dem Inbegriff der gutsherrlichen Rechte und Pflichten 
verbundenes Patronat handelte. Die Nothwendigkeit einer solchen 
Unterscheidung, für welche man übrigens auch in 8 579 A. L.-R. 
lI, 11 einen Anhalt finden könnte, die aber in der Praxis wohl 
nie gemacht wird, ergiebt sich m. E. aus der Betrachtung der 
geschichtlichen Entwickelung, welche das Patronat in den ver- 
schiedenen Landestheilen genonmen hat. Das eigentlich dingliche 
d. h. mit dem Eigenthum an Grund und Boden verbundene Pa- 


tronat hat sich in Deutschland — wie jetzt als allgemein aner- 
kannt gelten kann ! — aus dem Eigentum des Grundherrn an 


der Kirche selbst entwickelt und an sich nichts mit der Grund- 
herrlichkeit zu tlıun, und diese Art der Verknüpfung des Patro- 
nats mit dem Gut wird man in Deutschland immerhin als die 
Regel ansehen müssen. In manchen Landestheilen liegt aber jene 
historische Voraussetzung nicht vor, weist vielmehr die geschicht- 
liche Entwickelung darauf hin, das mit einem Gut verbundene Pa- 
tronat als ein mit der Gutsherrlichkeit dinglich verbundenes 
Recht oder selbst als gutsherrliches Recht anzusehen. Als Beleg 
hierfür möchte ich auf die Anfänge des Kirchenpatronats in der 
Provinz Westpreussen, wo .der mitgetheilte Fall spielt, aufinerksaın 
machen. 

In der Provinz Preussen ist es zur Anlegung von Kirchen 
überall erst im 13. Jahrhundert gekommen, als der deutsche 
Orden das Land kolonisierte, also zu einer Zeit, wo die päpst- 
liche Gesetzgebung die im übrigen Deutschland eingebürgerte 
Anschauung, dass der Grundherr Eigenthümer der Kirche und 


! Richter-Dove. Lehrbuch $ 188. Vgl. Hinschius in dieser Zeit- 
schrift Bd. 7 S 1 #£, 5 ff. und neuerlich Wahrmund a. a. O. S.4 und 
Stutz, Geschichte des kirchlichen Beneticialwesens, Berlin 1895. 
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das Patronat ein alle Rechtsbeziehungen der Kirche — auch 
das Kirchenvermögen umfassendes Rechtsverhältnis sei, bereits 
ausdrücklich verworfen hatte und das Privatpatronat nur im 
Sinne einer von der Kirche wegen des Fundationsverdienstes ge- 
machten wesentlich im Präsentationsrecht bestehenden besonderen 
Concession anerkannte, da principiell das Recht der Stellenbe- 
setzung für die Kirche in Anspruch genommen wurde!. Dieser 
päpstliche Standpunkt konnte für den deutschen Orden, der bei der 
Besitzergreifung von Preussen mit der Kurie in engster Beziehung 
stand, nur massgebend, übrigens aber auch nur erwünscht sein. Bei 
dem Erwerb des Landes von dem Bischof Christian von Preussen 
und dem Herzog Konrad von Massovien war allerdings das Pa- 
tronat ganz anders, nämlich im Sinne der Schutzgewalt und ge- 
nerellen Stellenbesetzungsbefugnis offenbar als eine Art Landes- 
hoheitsrecht angesehen und als solches auf den Orden übertragen ?. 
Dieses Recht konnte als weltliches Recht gegenüber jener päpst- 
lichen Auffassung nicht in Anspruch genommen, wohl aber vom 
deutschen Orden übernommen werden, wenn es als kirchliches 
Recht angesehen und von ihm im Auftrage der Kirche ausgeübt 
wurd. Dann war der Orden unter Zugrundelegung der päpst- 
lichen Auffassung nunmehr selbst in der günstigen Lage, das 
Stellenbesetzungsrecht generell für sich in Anspruch zu nehmen 
und die Zulassung eines Specialpatronats von besonders ertheilter 


'Vg. Wahrmund.a.a. O.S. 62 ff. 

?* Dies geht m. E. hervor aus der Donatio terrae Culmensis Conradi 
Ducis Massoviae an den Orden aus dem Jahre 1230, abgedr. in den Acta 
Borussica, Königsberg und Leipzig 1730, I S.69 (Nihil prorsus juris Utili- 
tatıs Advocatiae Patronatus vel cuiuslibet alterius ditionis aut potestatis 
mhi.... reservans sed omnia ea cum libertatibus et pleno et integro 
ure.... domui et fratribus contuli) und aus der Verschreibung Bischof 
Christians aus dem Jahre 1230, abgedr. a. a. O. S. 411 (Contulimus totum 
quod ab Episcopatu Ploczensi in subsidium Episcopatus Prussiae suscepimus 
et habuimus videlicet de ecclesiis conferendis et decimarun proventibus 
nobis in reliquis Episcopalem iurisdictionem reservantes). Vgl. Reth- 
wisch, Die Berufung des Deutschen Ordens gegen die Preussen, Berlin 
1868, S. 45 ff. 
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Concession abhängig zu machen. So finden wir denn, dass der 
Orden in der That das Stellenbesetzungsrecht zunächst im Auftrage 
der Päpste ausübte, sich später ausdrücklich von ihnen formell 
übertragen liess ! und schliesslich nach allmählicher Lösung des 
Abhängigkeitsverhältnisses zur Kurie in der Folge ganz im Sinne 
eines selbständigen Landeshoheitsrechts ausübte. Bei der Rege- 
lung der öffentlich rechtlichen Verhältnisse der angelegten Ko- 
lonien behielt er sich das Patronat (meist übrigens nur im Sinne 
des Stellenbesetzungsrechts aufgefasst) grundsätzlich vor ? und 
zwar auch dort, wo er die Kirchen weder baute noch dotierte, 
es also nicht auf Grund des Fundationsverdienstes in Anspruch 
nehmen konnte 3, und brachte während seiner Herrschaft über- 
haupt den Grundsatz zur Anerkennung, dass ein Privatpatronat 
nur durch besondere Verleihung durch ihn begründet werden 
könne‘. Die Verleihung selbst stellte sich dar als die Delegation 


ı Diese Entwicklung wird durch zwei päpstliche Bullen illustriert, durch 
die Bulle Innocenz’ IV. von 1243 (Act. Bor. a. a. O. S. 423), wo es heisst: 
Coeterum in eadem terra dispositioni Apostolicae sedis reservamus ut per 
ipsam, cum vos propitiationis divinae numine optata eiusdem terrae spatia 
contigeret obtinere ac te statu ipsins per vos plenius fuerimus informati, 
ordinetur de constituendis in ipsa Ecclesiis et instituendis ibidem Clerieis, 
Episcopis et praelatis aliis nee non de providendo quod iidem habeant de 
praefata terra congruam portionem et quod promissiones et pactiones quas 
praesentibus habitationibus eiusdem terrae fecisse noscimini aut futuris 
facietis in posterum a vobis valeant observari et quam in re cognitionem 
dominü et perceptae a sede Apostolica libertatis Ecclesiae Romanae census 
annuus persolvatur, sicut in Domino ad honorem Ecelesiae ac utilitatem 
vestram visun fuerit expedire, sowie durch die Bulle Urbans IV. von 1261 
(abgedr. bei Voigt, Geschichte Preussens, Bd. 6 S. 741): Vestris devotis 
precibus inclinati presentium vobis auctoritate concedimus, ut frutres or- 
dinis vestri ad eccelesias, in quibus ius patronatus habetis, diocesanis earum 
presentare positis sibi de spiritualibus et vobis de temporalibus responsuros. 
Vgl. Voigt a.a.0. Arnold, Kirchenrecht des Königreichs Preussen S. 110. 

? Vgl. die für solche Verhältnisse typisch gewordene Kulmer Handfeste 
Dusburg, Chronicon 1679 I p. 4583 ft. 

3 Vgl. das den besiegten Preussen gegebene Privileg aus dem Jahr 1249 
bei Hartknoch, Preussische Kirchenhistoria, Frankfurt und Leipzig 1686, 
S. 36. 42. Arnolda.a. O.S. 127. 

* Vgl. die in dieser Zeitschrift Bd, VIII S. 242 Anm. 2 abgedr. Urkunde. 
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eines grundsätzlich von ihm geübten Hoheitsrechts. Die An- 
schauung, dass der Grundherr Eigenthümer wie des Gutsareals 
so des Kirchplatzes und der Kirche und als solcher verfügungsbe- 
rechtigt sei, lag hier fern. Daher können die sonst auf deutsch- 
rechtlichem Gebiet aus dieser Voraussetzung für die enge ding- 
liche Verbindung des gutsherrlichen Patronats gerade mit dem 
Eigenthum an bestimmtem Grund und Boden gezogenen Folge- 
rungen hier nicht zur Anwendung kommen, das mit einer Guts- 
herrschaft verbundene Patronatsrecht wird vielmehr, besonders 
wenn die örtlichen Verhältnisse auch sonst auf diese Behandlung 
hinweisen, häufig als gutsherrliches Recht oder als ein dem Guts- 
herrn als solchem zustehendes d. h. mit dem Gut bezw. der 
Gutsherrlichkeit dinglich verbundenes Recht anzusehen sein. 
Diese Feststellung kann aber für die Frage nach dem Schick- 
sal des Patronats bei Grundstückstheilungen von massgebender 
Bedeutung sein. Das Oberverwaltungsgericht hat in constanter 
Praxis den Grundsatz entwickelt, dass auch die vollständige Zer- 
stückelung des zu. einem Gut gehörigen Grundbesitzes auf den 
Fortbestand des „Guts* ohne Einfluss ist. Das „Gut“ und die 
„Gutsherrschaft“ als wesentlich öffentlich-rechtliche Bildungen 
bleiben auch nach erfolgter Totaldismembration bestehen und 
„Gutsherren* können, auch wenn sie das Eigenthum am Grund 
und Boden des Gutsbezirks allmählich ganz verloren haben, die 
bisherigen Inhaber der Gutsherrlichkeit bezw. ihre Erben bleiben !. 


! Vgl. die Entsch. des O.-Verw.-Gerichts vom 24. Januar 1891 im Preuss. 
Verw.-Blatt Jahrg. 12 S. 242, ferner Entsch. des O.-Verw.-Gerichts Bd. 1 
8. 147 ff. 196 ff. Entsch. des O.-Trib. Bd. 48 8.385 tt. 397. Bd. 54 8. 300. 
Das Oberverwaltungsgericht geht in seinen früheren Entscheidungen ebenso 
wie das Obertribunal anscheinend davon aus, dass grundsätzlich ein Guts- 
herr bei der Veräusserung des Grund und Bodens sich die Gutsherrlichkeit 
vorbehalten kann, während in einer neueren Entscheidung ( vom 4. Januar 
198, abgedr. im Centralblatt f. d. ges. Unterrichts-Verw. $. 607 ff.) ange- 
tommen wird, dass die Gutsherrlichkeit in der Regel nicht von dem Eigen- 
!huım am Grund und Boden getrennt werden könne. Nach der in letzterer 
Entscheidung gegebenen Begründung würde aber dieser Grundsatz nicht 
auf den Fall der Totaldismembration angewendet werden können, und jeden- 
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Daraus ergiebt sich für das Patronatsverhältnis, dass, wo das 
Patronat mit einem „Gut“ als solchem verbunden ist, auch beı 
vollständiger Zerstückelung des Grundbesitzes Patrone 
diejenigen bleiben, die weiterhin als Gutsherren anzusehen sind, 
d. h. denen der Inbegriff der gutsherrlichen Rechte und Pflichten 
zusteht. 

In solchen Fällen die Verknüpfung des Patronats nur mit 
etwaigen einen Bestandtheil der Rechte der Gutsherren bilden- 
den Rentenbezugsrechten anzunehmen, wäre ganz willkürlich, es 
würde für solche Annahme jeder historische Anhalt fehlen; und 
deshalb wäre es auch nicht gerechtfertigt, das Patronat nach 
Ablösung der Rentenberechtigung als auf das Abfindungskapital 


oder gar — wie es die Regierung im vorliegenden Fall gethan 
hat — nur auf einen Theil des Abtindungskapitals, ein hinter- 


legtes Baukautionskapital, übergegangen anzusehen. Ein solcher 
Uebergang liesse sich auch juristisch gar nicht begründen, da dem 
Satz pretium succedit in locum rei jedenfalls eine so weit gehende 
Bedeutung nicht beigelegt werden kann !. 

So scheint es mir denn ganz zutreffend, wenn im vorliegen- 
den Fall bei Abfassung des Regulativs vom 5. Mai 1857 alle 
Kontrahenten sowie die instruierende Ablösungskommission da- 
von ausgingen, dass die früheren Gutsherren von L. auch nach 
erfolgter Zerstückelung des Grundbesitzes und Ablösung der ihnen 
zugestandenen Rentenrechte noch weiter als Patrone anzusehen 


seien und dass auf den Kautionsfonds — wie schon der Name 
besagt — immer nur subsidiär zurückgegriffen werden könne. Die 


verschiedenen von den Behörden und Gerichten ausgesprochenen 
anderen Ansichten, insbesondere die zum Theil recht künstlichen 
Versuche, eine patronatliche Verpflichtung auf das Regulativ 
selbst zu gründen, dürften demgegenüber verfehlt sein. 


falls nimmt auch das Oberverwaltungsgericht nicht an, dass die Gutsherr- 
lichkeit bei Dismembrationen auf alle Parcellenerwerber übergeht (S. 6ll 
a. a. O.). 

ı Vgl. die Entsch. des O.-Trib. vom 21. December 1854. Prüz. 25% 
Bd. 30 S. 266. Rehbein, Entsch. IS. 142 fi. 


ET > 


A m En u Hi 


Niedner, Z. Frage nach d. Schicksal d. Patronats b. Grundstückstheil. 123 


Die Konsequenzen, die in solchen Fällen für die Praxis ent- 
stehen, sind allerdings recht unbequem; es sind dieselben Schwierig- 
keiten, wie sie sich bei der Frage nach der Schulunterhaltungs- 
ptlicht in Gutsbezirken mit zerstückeltem Grundbesitz ergeben: 
Die Legitimation des Berechtigten bezw. Verpflichteten ist häufig 
ganz zweifelhaft und die Sicherheit, welche die kirchlichen Institute 
dadurch hatten, dass der Gutsherr zugleich Besitzer eines reellen 
Vermögenscomplexes war, hört unter Umständen ganz auf. Es 
sind dies eben Folgen der Möglichkeit der Zerstückelung des 
Grundbesitzes, welche seiner Zeit in ihrer ganzen Tragweite wohl 
nicht vorausgesehen sind. — 

Zu einem anderen für die kirchlichen Institute anscheinend 
rünstigeren Resultat würde man, wenigstens nach der herrschen- 
den Meinung, kommen, wenn man die Unterscheidung zwischen 
einem mit dem „Gut“ als solchem dinglich verbundenen und einem 
mit bestimmten Grundstücken dinglich verbundenen Patronat 
nicht anerkennen, vielmehr jedes Gutspatronat als nur mit dem 
Grund und Boden des Guts dinglich verbunden ansehen will. 
Für das dingliche Patronat in diesem Sinne nimmt die herrschende 
Meinung an, dass bei Parcellierungen Patronatsrechte und -pflichten 
Ipso iure auf die Erwerber der Trennstücke olıne Rücksicht 
auf deren Zahl und Grösse übergehen ’. Hiernach würden sich 
ım vorliegenden Fall bei Vereinbarung des Regulativs vom 5. Mai 
1857 alle Betheiligten in einem Irrtum über die Rechtslage be- 
funden haben. Man hätte übersehen, dass die Gutsherren bei 
der Zerstückelung des Guts sich das Patronat gar nicht will- 
kürlich vorbehalten durften und dass daher nach erfolgter Total- 
dismembration thatsächlich Patrone die Parcellenbesitzer gewor- 
den waren, an die man bei den Verhandlungen über das Regu- 
lativr gar nicht mehr dachte. 

Es wird aber — und das ist der zweite Gesichtspunkt, auf 
den die Betrachtung gerade des vorliegenden Falls einer ganz 


ı Hinschius, Kirchenrecht Bd. 3 8.9 ff. 77 #X. und in dieser Zeitschrift 
Bd. 7 8. 14. 15. Vgl. Caspar ebenda 3. Folge Bd. 3 S. 256 ff. 
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allmählichen Zerstückelung hinweist — in der Praxis immer 
zweifelhafter, ob die herrschende Ansicht wirklich aufrecht er- 
halten werden kann. Allein, dass das Patronat hundert kleinen 
Parcellenkäufern soll zustehen können und jeder Parcellenbesitzer 
durch Theilverkauf eines Ackerstücks mehrere neue Patronats- 
herren soll schaffen können, widerspricht nicht nur dem Geist 
und den Grundsätzen des Patronatsrechts, wie es im gemeinen 
Recht und noch im Allgemeinen Landrecht ausgebildet ist, son- 
dern passt auch so wenig in die neuere kirchliche Organisation, 
dass man derartige Bildungen nur wird anerkennen dürfen, wenn 
sie sich wirklich als nothwendige Konsequenz der historischen 
Entwickelung darstellen. Es kommt darauf an, ob thatsächlich 
in solchen Fällen das Patronat mit dem Eigenthum am Grund 
und Boden so eng verwachsen ist, dass es ipso iure alle Schick- 
sale des Grund und Bodens theilt. Diese Frage stellt auch 
Hinschius, der die herrschende Auffassung vornehmlich zur Gel- 
tung gebracht hat und beantwortet sie wie folgt: Rationelle 
Gründe für die Verbindung des Patronats mit dem Eigentlum 
am Grund und Boden eines Guts liessen sich überhaupt nicht 
anführen; die Verbindung des Rechts mit dem Gut sei eine rem 
äusserliche, lediglich historisch zu erklärende. Deshalb könne 
man aus dem inneren Wesen dieser Verbindung heraus überhaupt 
nicht argumentieren, sondern müsse sich einfach auf den Stand- 
punkt stellen, wenn einmal das Patronat auf ein Grundstück 
thatsächlich in der Weise „radiziert* sei, dass alle fortlaufenden 
Eigenthümer, weil sie das betreffende Gut besitzen, als Benefak- 
toren der Kirche gelten, die das Patronatsrecht zu beanspruchen 
haben, dass es dann eben ausgeschlossen sei, durch Veräusserung 
von Trennstücken das Recht vom Eigenthum am Grund und Bo- 
den zu trennen!. Es fragt sich, ob diese Resignation gerecht- 
fertigt oder ob es nicht vielmehr möglich ist, aus der Entstehung 
der dinglichen Verknüpfung eine Norm für die Behandlung des 


ı A.a. 0. BU.7 SS. 13. 28. 
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Rechtsverhältnisses bei Dismembrationen zu entnehmen. 

Man hat, wie schon oben erwähnt, davon auszugehen, dass 
der das dingliche Patronat ausmachende Complex von Rechten 
und Pflichten hinsichtlich einer Kirche sich ursprünglich als Aus- 
Huss des Eigenthums des Grundherren an der Kirche darstellte, 
dass den Grundherren von der päpstlichen Gesetzgebung jedoch 
mit der Zeit das Eigenthum bestritten und nur gewisse Rechte 
mit Rücksicht auf die durch die Gründung der Kirche erwiesene 
Wohlthat belassen wurden, und dass als Resultat dieser Ent- 
wickelung eine gewisse dingliche Beziehung des Patronatsrechts 
zu dem Eigenthum an dem mit dem Kirchplatz ursprünglich zu- 
sammengehörig gewesenen Gütercomplex überblieb. Diese Jding- 
liche Beziehung erklärt sich hiernach daraus, dass der Eigen- 
thümer eines Guts, auf dessen Grund und Boden die Kirche stand, 
von dem Eigenthum am Kirchplatz und der Kirche nur das Pa- 
tronatsrecht behielt, im übrigen aber nach wie vor Eigenthümer 
des umlieeenden Gutsareals blieb, und dass der Erbe regel- 
mässie in beide Rechtsverhältnisse eintrat. Es fragt sich, ob 
dieses thatsächliche Verhältnis, wonach der Eigenthüner 
des (ruts, zu dem der Kirchplatz früher gehörte, auch immer 
Inhaber des Patronatsrechts blieb, als auf rechtlicher Noth- 
wendirkeit beruhend angesehen werden kann, ob derjenige, der 
sich früher das Eigenthum nicht nur des übrigen Gutscomplexes, 
sondern auch des Kirchplatzes mit der Kirche zuschrieb, nach 
päpstlicher Auffassung aber nur das Eigenthum an dem Gut einer- 
seits und ein Patronatsrecht andrerseits hatte, diese beiden Rechte 
ınmer in seiner Hand vereinigen muss. Nun ist Hinschfus 
darin durchaus zuzustimmen, dass sich für eine solche dingliche 
Beziehung des Patronatsrechts mit dem Eigentum an dem 
wnliegenden Grund und Boden — jedenfalls vom Standpunkt des 
gemeinen Rechts aus — ein rationeller Grund nicht finden lässt, 
dass eine solche Verbindung durch die Natur des Patronatsrechts 
nicht geboten ist: Eine Verbindung im Sinne objeetiver Ding- 
lichkeit gewiss nicht, denn der Gedanke, dass das Patronat vor- 
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nehmlich Verpflichtungen enthält, für die eine Realsicherheit 
erwünscht wäre, ist dem gemeinen Recht fremd. Im Sinne sub- 
jectiver Dinglichkeit vom Standpunkt der Quellen aber ebenso- 
wenig, denn für die päpstliche Gesetzgebung war das Personal- 
patronat etwas durchaus geläufiges. Wie aber ein rationeller 
Grund dafür, dass Gutseigenthum und Patronat nicht auseinander- 
fallen sollen, nicht gegeben ist, so ist auch eine dahingehende 
positive Vorschrift m den kanonischen Rechtsquellen meines Er- 
achtens nicht vorhanden. Die einzige Quellenstelle, die ausdrück- 
lich die Frage behandelt, ob mit dem Besitz des übrigen Guts- 
complexes das Patronat übergehe (ec. 7 X. h. t.) — die deshalb 
auch von manchen als die gesetzliche Grundlage des dinglichen 
Patronates im gememen Recht angesehen wird? —, macht den 
besonderen Vorbehalt: non excepto iure patronatus, lässt also die 
Hingabe des Grund und Bodens mit Vorbehalt des Patronats- 
rechts zu. Diese Stelle besagt meines Erachtens nur, dass bei 
der Veräusserung eines ganzen Gutscomplexes, auf welchem eine 
Kirche steht, in dubio auch das Patronatsrecht als mitübertragen 
gilt, nicht aber negativ, dass es nieht auch besonders veräussert 
werden könne. C. 13]. c. setzt auch nur jenen Regelfall still- 
schweizend voraus und wenn cc. 16 und 23 den selbständigen 
Verkauf bezw. jede entgeltliche Veräusserung des Pa- 
tronats verbieten, so liegt der Grund hiefür nicht darın, dass das 
Patronat nicht die Beziehung zu dem Gut verlieren soll, son- 
dern lediglich darin, dass simonistische Handhabung verhindert 
werden soll. Aus diesem Verbot folgt nur e contrario, dass 
das Patronat mit einem Sachinbegriff zusammen veräussert werden 


! Hinschius, Kirchenrecht Bd. 3 S. 73. Stachow. de iuris canon. 
quoad ad ius patr. spectat, usu ac non usu, Berlin 1865, S. 70. Charakte- 
ristisch ist in dieser Beziehung die Anffassung der Quellen in c. 1.2 X 
h. t. c. 35. 36 C. 16 qu. 7. Vgl. Huck, die rechtl. Natur der Kirchenbau- 
last in der Zeitschr. £. deutsch. Recht u. deutsche Rechtswissenschaft Bd.3 
S. 338. 

® Lippert, Versuch einer historisch dogmatischen Entwicklung der 
Lehre vom Patronatsrecht, Giessen 1829, S. 31 u. a. 
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könne, z.B. mit einem Gut ganz ebenso wie mit einer anderen 
universitas z. B. einer Erbschaft!, nicht folgt daraus, dass es 
mit dem Gut übergehen müsse. Dieses Verbot hindert den 
Grundherrn nicht, seinen Grundbesitz zu verkaufen, das Patronat 
aber zu behalten. Dass die fortdauernde Verbindung solcher aus 
dem Eigentum an der Kirche hervorgegangener Patronate mit 
dern Grund und Boden vom Standpunkt der Quellen 
nicht als notwendig angesehen wurde, kann man meines Erach- 
tens auch daraus entnehmen, dass in den Dekretalen, in denen 
die selbständige Veräusserung von Patronaten allgemein, also auch 
von dinglichen Patronaten ausnahmsweise gestattet ist (c. 8 X. 
h.t.c.un.in VI® bh. t. vgl. ce. 11.14 X eit. c. 40 C. XV1 qu. 7), 
mit keinem Wort des Umstandes Erwähnung gethan wird, dass 
dadurch doch jene reale Verbindung aufhört. Wäre letztere als 
etwas diesem Patronat wesentliches angesehen, so würden die 
Entscheidungen darüber vermutlich nicht so leicht hinweggegangen 
sein, besonders da die päpstliche Gesetzgebung der Veräusserung 
des Patronats an sich nicht günstig ist. 

Nun ist andrerseits nach den Ausführungen von Hinschius 
gar nicht zu bezweifeln, dass das Rechtsverhältnis in Deutsch- 
land thatsächlich anders, als aus den päpstlichen Dekretiflen er- 
sichtlich, aufgefasst, die dingliche Verbindung nicht als so un- 
wesentlich angesehen ist. Es erklärt sich dieser Widerspruch 
wit der päpstlichen Gesetzgebung daraus, dass es auch nach dem 
Erlass der einschränkenden Dekretalen Alexanders IJl. doch immer 
nur in verschwindenden Fällen zu einer Erörterung der Frage 
gekommen sein wird, aus welchem Rechtsgrunde der Grundherr 
Patron der Kirche sei, und dass jener daher in der Praxis nach 
wie vor als Eigenthümer des ganzen Guts einschliesslich der Kirche 
angesehen sein wird?. Erwägt man dazu, dass eine Veräusse- 


"Vgl. Finckelthaus, Tract. de inre patr. c. VNo. 13, der beide Fälle 
ganz gleich behandelt. 

°J.H. Böhmer, Inst. iur. ecel. Prot. e. 57.58 h. t. Stachow a.u.O. 
%.4. Wahrmunda.a. 0.18. 78—%0, ITS. 53. Noch jetzt wird diese 
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rung des Patronats ohne das Gut nach Lage der Verhältnisse 
in späteren Jahrhunderten immer seltener in Frage gekommen 
und schliesslich an die Möglichkeit einer solchen Trennung gar 
nicht gedacht sein wird, so erscheint es natürlich, wenn sich in 
manchen Gebieten die opinio necessitatis dafür gebildet hat, dass 
der Grundherr auch immer Patron der Kirche sein müsse. 

Es gehen also zwei Entwickelungen nebeneinander her. Der 
Gang der päpstlichen Gesetzgebung einerseits und die thatsäch- 
liche Gestaltung der Verhältnisse in Deutschland andererseits. 
Die Stellung der Gesetzgebung war dabei die, dass sie zwar im 
Princip das Eigenthum des Grundherrn am Kirchplatz und an der 
Kirche selbst bestritt, den thatsächlichen Verhältnissen aber in- 
sofern Rechnung trug, als sie in c. 7 cit. anerkannte, dass das 
Patronatrecht in dubio als mit dem Gut übergehend anzusehen 
sei, ohne dabei ihrerseits die dingliche Verknüpfung als etwas 
Nothwendiges anzusehen. Für die kanonische Auffassung war und 
blieb das Patronat seinem Wesen nach ein selbständiges Recht, 
welches seinen Rechtstitel lediglich in der Anerkennung des Fun- 
dationsverdienstes findet!. 

Für die Entscheidung rechtlicher das Patronatsverhältnis be- 
treffender Fragen wird man principiell vom Standpunkt der Quellen 
ausgehen müssen und hiernach schliessen, dass die Verbindung 
des Patronats mit emem Gut keine unbedingt nothwendige, nnd 
dass, wenn das Gut nicht im Ganzen veräussert, sondern in viele 
Theile zerschlagen wird, auch die Vermuthung, der Eigenthümer 
habe das Patronat mitveräussern wollen, nicht Platz greift, dem 
bisherigen Eigenthümer das Patronat vielmehr verbleibt?. Zu 


Anschauung bisweilen vertreten, vgl. Jacobsohn, Das ev. Kirchenrecht 
S. 284 Anm. 22. 23. 

! Vgl.hierzu Lippert a.a.O. 8.28.29. Stachow S.21 fl. 44. J.H. 
Böhmer e.55. Wahrmunda.a. O.1S. 79. 

® In Oesterreich finden wir, obwohl sich dort das dingliche Patronat 
ebenso wie im übrigen Deutschland aus dem Eizenthum des Grundherrn an 
der Kirche entwickelt hat, die oben wiedergegebene Auffassung der Decre- 
talen auch partikularrechtlich bestätigt. Es heisst im Tractatus de iuribus 
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gleichem Resultat wird man aber, wie ich glaube, auch dort 
kommen müssen, wo man ım Hinblick auf die angedeutete that- 
sächliche Entwickelung die Bildung eines das geschriebene Recht 
abändernden partikulären Gewohnheitsrechts, wonach die ding- 
liche Verbindung des Patronats mit dem Eigentlium an einem Gut 
als an sich nothwendig angesehen wird, für erwiesen halten muss. 
Ein dahingehender Rechtssatz kann sich doch immer nur unter 
der Voraussetzung gebildet haben, dass es sich um einen früher 
nit dem Kirchplatz ein Ganzes bildenden Gutscomplex handelte. 
Der rechtshistorische Grund nun, weshalb in solchen Fällen das 
Patronatsrecht immer nur als dem Eigenthümer dieses Guts zu- 
stehend betrachtet wurde, war nach obigen Ausführungen nicht 
der, dass das Patronatsrecht irgend eine innere Beziehung 
auf den Grund und Boden des übrigen Gutscomplexes hatte, auf 
diesen Boden „radiziert* war, sondern wird vermuthlich kein an- 
derer gewesen sein als der, dass nach der in den Territorien 
deutschen Rechtsgebiets zur Geltung kommenden Rechtsauffassung 
Landgüter nicht zertheilt wurden'!, der Platz, auf dem die Kirche 
stand, also aus Rechtsnotbwendigkeit zu dem übrigen Gutsareal 
gehörte: deshalb musste der Eigenthünmer der Kirche — denn als 
solcher wurde der Patron ja thatsächlich auch in der Folge an- 


incorporalibus vom 13. März 1679 (Codex Austriacus, Wien 1704 #f, Tom. 1 
p- 581) Tit. 18 20: ‚Wann eine Herrschaft Stadt Marckt Dorff oder anders 
ut wie auch ein gesambte Erbschaft verkaufft, in Versatz oder 
Bestand überlassen wird, worbey sich eine geistliche Lehenschaftt befindet, 
so ist selbige auch unter dem Verkauf, Versatz oder Bestand accessorie je- 
doch ohne Taxierung und Anschlag umb Geld oder (teldswerth zu verstehen; 
wofernsienicht ausdruckentlich davon aussgenommen: Wie 
dann auch sonsten nicht zugelassen, eine geistliche Lehenschafft allein und 
absonderlich zu verkaufen oder zu versetzen noch in Bestand zu 
lassen noch auf einige Weiss umb Geld oder Geldswerth zu veräussern.‘ 
Auch hier ist bestimmt, dass die Mitübertragung des mit einem Gut oder 
einer Erbschaft verbundenen Patronats zwar zu vermuthen ist, dass aber 
die Loslösung des Patronats von dem Gut oder der Erbschaft im Belieben 
des Veräusserers steht. 

'Vgl.u.a. Lehmann-Stobbe, Deutsches Privatrecht 3. Aufl. Bd. II 
$ 1 S. 323. 
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gesehen, obwohl ihm das Eigenthum in der Theorie bestritten 
war — immer zugleich Eigenthümer des Guts sein. Dieser Grund 
der Verknüpfung fiel in dem Augenblick fort, wo beliebige Dis- 
membrationen des Grundbesitzes möglich wurden. Wenn die Ver- 
bindung des Eigentums am Kirchplatz mit dem an dem übrigen 
Gutsareal keine nothwendige mehr war, dann musste auch die 
opinio necessitatis dafür entfallen, dass das Residuum des Eigen- 
thums am Kirchplatz mit dem Eigentlium an dem übrigen Guts- 
areal verbunden bleiben müsse, und so fällt mit der Zulassung 
der Dismembration der Güter im neueren Recht die Nothwen- 
digkeit der dinglichen Verbindung des Patronats mit ihnen fort. 
Deshalb ist es denn auch immer als selbstverständlich erschienen 
und wird auch heute noch so gehandhabt, dass bei geringeren 
Abverkäufen das Patronat nicht theilweise auf die abverkauften 
Parcellen übergeht!, eine Ansicht, die ganz inkonsequent wäre, 
wenn man das Patronatsrecht wirklich in eine unlösliche Be- 
ziehung zum Grund und Boden selbst bringt. Giebt man 
aber einmal bei Abverkäufen mässigen Umfangs die Trennung 
zu, So würde man, wenn man im Princip den Uebergang des 
Patronats aufdie Parcellen für nothwendig hält, in unlösliche prak- 
tische Schwierigkeiten kommen, da man im einzelnen, z. B. den 
vorliegenden Fall, wo ganz successive einzelne Parcellen ver- 
äussert sind, bis nichts mehr vom Gut übrig ist, gar keinen An- 
halt dafür hätte, wann man den Uebergang des Patronatsrechts 
auf die Trennstücke als beginnend ansehen müsste. 

Wenn man hiernach annimmt, dass nach gemeinem Kirchen- 
recht auch in den Gebieten, in denen die Verbindung des ding- 
lichen Patronats mit dem Grund und Boden eines Guts für 
rechtsnotlwendig angesehen wurde, bei den durch die neuere 
Agrargesetzgebung ermöglichten Grundstückstheilungen das Pa- 
tronatsrecht nicht ipso iure auf die Besitzer der Trennstücke 
übergeht, so ist weiter zu fragen, ob man dieses Resultat auch 
für das Gebiet des Allgemeinen Landrechts aufrecht halten wird. 


ı Vgl. selbst Hinschius, Zeitschr. Bd. 7 S. 34. 
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Das Allgemeine Landrecht sieht, soweit man überhaupt aus 
seinen Bestimmungen einen einheitlichen Gedanken herauslesen 
kann, das Patronatrecht anscheinend als niederes Regal an und 
erkennt jedenfalls an, dass es auch als rein persönliches Recht 
bestehen, also eine von dinglicher Verknüpfung freie Existenz 
haben kann. Der historischen Entwickelung in Deutschland ent- 
sprechend ist freilich der Grundsatz aufgenommen, dass die Ver- 
muthung für Dinglichkeit spricht und dass die Lösung des ding- 
lichen Verhältnisses ohne Genehmigung der geistlichen Oberen 
nicht zulässig ist (SS 579. 580 II, 11). Man kann nun aber 
meines Erachtens die Vorschrift des 8 580 a. a. O. nicht ohne 
weiteres auf den Fall der Zerstückelung des Patronatsguts an- 
wenden; denn diesen Fall hat das Gesetz offenbar nicht im Auge 
gehabt und konnte ihn auch nicht voraussehen, da es die Un- 
theilbarkeit der Güter voraussetzte. Man wird hier also mangels 
besonderer Vorschrift aus dem Wesen der dinglichen Verbindung 
heraus zu entscheiden und daher das für das gemeine Recht ge- 
wonnene Resultat grundsätzlich festzuhalten haben!. Zweifelhaft 
ist nur, ob nicht mit Rücksicht auf die veränderte Natur, welche 
in Gebiet des Allgemeinen Landrechts die Patronatslasten 
in Laufe der Zeit angenommen haben, hier eine engere Verbindung 
it dem Grund und Boden auch bei Parcellierungen anzunehmen 
ist; und diese Erwägung hat wohl die Praxis bisher vornehm- 
lich dazu bestimmt, der herrschenden Lehre von dem Uebergang 
des Patronats auf die Parcellen zu folgen. Wie schon die Stel- 
lung der 88 568 und 584 1I, 11 im System zeigt und aus der 
in $580 ausgesprochenen Sorge für die Erhaltung der dinglichen 
Verknüpfung sowie dem in $ 610 ausgesprochenen Verbot des 
nach gemeinem Recht zulässigen Verzichts hervorgeht, werden 
im Allvemeinen Landrecht die Verpflichtungen des Pa- 
trons in den Vordergrund gerückt, die Baulast wird besonders 


ı So Eutsch. d. oberst. Gerichtshofs und oberst. Landesgerichts für 
Bayern in Civilsachen Bd. II S. 101 (abgedr. bei Schmidt, die kirchenrechtl. 
Entscheidungen ... Bd. I S. 570). 
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ausgebildet und es entwickelt sich die Anschauung, dass beim 
dinglichen Patronat, bei welchem früher nur von subjectiver 
Dinglichkeit die Rede sein konnte, der Grund und Boden, mit 
dem das Patronat verbunden ist, für Erfüllung der Patronats- 
lasten objectiv dinglich verhaftet sei; die Patronatslast nimmt 
immer mehr den Charakter einer gewöhnlichen privatrechtlichen 
Verpflichtung an. Aus dieser Veränderung in der Behandlung 
der Patronatslasten aber die unbedingte Nothwendigkeit einer im 
früheren Recht nicht begründeten engeren dinglichen Verknüpfung 
des Patronats im ganzen mit dem Grund und Boden zu folgern, 
wäre meines Erachtens nicht gerechtfertigt. Man würde der 
neueren die Patronatslasten betreffenden besonderen Rechtsent- 
wickelung gerecht werden, wenn man aus ihr die Folgerung züge, 
dass, auch wenn das Patronat im Ganzen von dem Eigenthum am 
Grund und Boden sich trennt, die einmal bestehende dingliche 
Verhaftung des Grund und Bodens für die Patronatslasten weiter 
bestehen bleibt, nicht in dem Sinne, dass die Patronatslasten 
von den Eigenthümern des Grund und Bodens principaliter zu 
tragen wären, sondern als Pfandverbindlichkeit für Erfüllung der 
Verpflichtungen durch die bisherigen Patrone, die nach wie vor 
persönlich verhaftet bleiben. 

Dass das Patronat selbst bei Grundstückstheilungen ipso 
iure auf alle Parcellenerwerber übergehe, haben auch die preus- 
sischen Behörden zunächst anscheinend gar nicht angenommen. 
Ein Reskript der Ministerien des Innern und der Justiz vom 
5. März 1809 ! besagt: 

„Insofern die Declaration vom 11. März 1787 (betr. 
die Veräusserung adlicher Vorwerksgründe ...) überhaupt to- 
tale Dismembration untersagte, bestimmte sie zugleich, dass 
die auf den Gütern haftende Gerichtsbarkeit, dlas Patronatrecht, 
die Jagd- und Ehrenrechte von dem unveräusserlichen Haupt- 
stamm des Guts nicht getrennt werden sollten. Wenn nun da- 
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gegen das Edikt vom 9. Oktober 1807 totale Dismembrationen 
zulässt, so istesunbedenklich, dass der freien 
Disposition überlassen werden könne, zu welcher 
Parcelle solche Rechte geschlagen, oder wie diejenigen, die 
ihrer Natur nach theilbar sind, unter mehrere Parcellen vertheilt 
werden sollen .... Mit der Natur der Gerichtsbarkeit und 
des Patronatsrechts ist es unverträglich, dass solche so oft zer- 
theilt, als Theile des Ackers veräussert werden, vielmehr versteht 
essich von selbst, dass im Falle sog. Totaldismembrationen, beide 
Ehrenrechte, Gerichtsbarkeit und Patronat, zwar den Acqui- 
renten der dismembrierten Dominial-Ländereien, mithin auch 
einer ganzen Dorfgemeine selbst, jedoch nicht anders als ın 
Gemeinschaft ... überlassen werden können.“ 

Ein Cirkular-Erlass des Landwirtlischafts-Ministers vom 21. 
August 1860 ! erklärt ferner 88 7', 13 und 14 des Gesetzes vom 
3. Januar 1845 (G.-S. S. 25) auf die Regulierung der Patronats- 
verhältnisse bei Dismembrationen für anwendbar, setzt also mangels 
einer Vereinbarung der Interessenten zum Uebergang des Pa- 
tronats auf die Trennstücke eine besondere behördliche Ent- 
scheidung voraus, und ganz im Sinne obiger Ausführungen be- 
stimmt der Kgl. Befehl vom 9. Januar 1812 (G.-S. S. 3), dass 
hei Veräusserungen von Domänen „die Patronatrechte nicht mit- 
zuverkaufen, sondern dem Staate vorzubehalten sind, die Patronats- 
Lasten der zu veräussernden Güter aber, nach ihrem jährlichen 
Durchschnitt veranschlagt, als Kanon auf die Güter gelegt und 
von den Erwerbern derselben jährlich zum Kirchen- und Schul- 
bau- und Unterhaltungs-Fonds an die Regierungen ge- 
zahlt werden sollen.“ Der Kirchengemeinde gegenüber bleibt hier 
für Patronatsrechte und -pflichten nach wie vor die Regierung 
legitimiert. — 

Wenn die Auffassung, dass bei Grundstückstheilungen auch 
das früher rein dingliche Patronat nicht ipso iure auf die Par- 


! Centralblatt f. d. ges. Unterrichts-Verw. 1860, S. 580, abgedr. in dieser 
keitschrift Bd. 1 S. 192. 
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cellenerwerber übergeht, die Parcellen vielmehr nur für Erfüllung 
der Patronatslasten dinglich verhaftet bleiben, in der Praxis zur 
Geltung gebracht würde, so würde damit allerdings vielleicht ein 
allmähliches Auseinanderfallen der Patronatsrechte und -pflichten 
angebahnt werden. Diese Folge läge doch aber, wie ich zu den 
Ausführungen von Hinschins (Ztschr. Bd.7 S. 43) bemerken möchte, 
wohl ganz in der Richtung der Entwicklung, die das Patronats- 
recht nimmt. Schon ım Allgemeinen Landrecht, welches das 
Patronat gewiss noch als einheitliches Institut auffasst, ist die 
Möglichkeit vorgesehen, dass einzelne in dem Patronat enthaltene 
Rechte und Pflichten losgelöst von den übrigen Patronatsrechten 
und -pflichten ihre eigenen Schicksale haben!, und immer mehr 
tritt in der Praxis die Auffassung zurück, dass Patronatsrechte 
und -pflichten Korrelate sind: Die Patronatsrechte müssen sich 
die durch die neueren Kirchenverfassungen bedingten Einschrän- 
kungen gefallen lassen ?, wodurch sie ihren früheren Charakter 
zum Theil ganz verlieren, und die Patronatslasten werden allmäh- 
lich zu gewöhnlichen privatrechtlichen Specialverpflichtungen. So 
wird es, wenn nicht schon vorher die Gesetzgebung weiter ein- 
greift, im Laufe der Zeit ganz von selbst dahin kommen, dass 
das Patronat als einheitliches Institut des öffentlichen Rechts 
sich verliert und in einzelne Rechte und Pflichten verflüch- 
tigt, die ihren Ursprung schliesslich nicht mehr werden erkennen 
lassen; denn darüber ist wohl kein Zweifel, dass sich das Institut 
als solches überlebt hat und in den kirchlichen Organismus, wie 
er sich besonders seit Erlass der Gemeinde- und Synodal-Ord- 
nungen ausbildet, nicht melır hineinpasst. 


ı Vgl. 8 612 A. L.-R. II 1. Entsch. des Ob.-Trib. Bd. 59 S. 318. 

?2 Wie neuerlich z. B. durch die sächsischen Gesetze vom 8. Dec. 189 
betreffend das Besetzungsverführen bei geistlichen Stellen und vom 28. April 
1898 betreffend einige Bestimmungen bezüglich der Ausübung des Kirchen- 
patronats (Allg. Kirchenblatt 97 S. 134 und 98 S. 345). 
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I. Allgemeines. 


l. Hogan, Etudes clericales. Droit canonique. Le can. contemp. 
2], 705. 

2. Desmond, the church and the law; with special reference to 
eccles. Jaw in the UT. S. Chicago 98. 

3. Levison, d. Beurkundung d. Personenstandes im Alterth. 
Bonner Jahresb. d. rhein. Alterthumsfreunde C. Il. 

4. Zahn, Skizzen a. d. Leben d. alten Kirche. Leipz. 98? 

5. Wolf, d. Stellg. d. Christen zu d. Schauspielen nach Tertull. 
Schrift de spectaculis. Diss. Leipz. 1898. 

6. Ferr&re, La Situation relig. de l’Afrique romaine depuis la 
fin du IVe siecle jusqu’a V’invasion des Vandales. Par. 98. 

‘. Clugnet, les offices et les dignites eccles. dans l’egl. grecque. 
Revue de l’Orient chret. III, 2. 

8 Savio, Gli antichi vescovi d’Italia dalle origini al 1300, de- 
seritti per regioni. Il Piemonte. Vol. I. con una carta. Torino. 98. 

9. Brehier, Le schisme oriental du Xle siecle. Par. 98. 

10. Demeuldre, Fröre Jean Angeli. Episode des conflits entre 
le clerge seeulier et le clerge regulier a Tournai 1452—83. Brux. 98. 

ll. Kirsch*. Die Rückkehr der Päpste Urban V. und Gregor XI 
von Avignon nach Rom. Auszüge aus den Kameralregistern des va- 
tıkan. Archivs. (Quellen u. Forschungen aus d. (zebiete d. Geschichte. 
In Verbindg. m. d. histor. Institut in Rom her. v. d. Görres-Gesell- 
schaft Bd. 6). Paderborn 1898 Ferdin. Schöningh. 

Der Verf. befindet sich auf dem Wege zu einem Ziele, welches 


' Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
tugegangen. 
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er schon angekündigt hatte, nämlich die von deutschen Pfründnern 
nach Rom bezahlten Annaten zu beleuchten. Dabei haben ihn seine 
archivalischen Studien zu einer Exkursion veranlasst, die ihn hoffent- 
lich vom rechten Wege nicht ableiten wird. In dem vorliegenden 
Buche handelt es sich nicht um die politischen Motive, welche Urban V. 
und Gregor XI. veranlasst haben, den ersteren nur provisorisch, den 
anderen definitiv, den Sitz der Kurie von Avignon nach Rom zu ver- 
legen. Der Verf. beschäftigt sich nur mit den finanziellen Konsequen- 
zen dieser Entschlüsse, über welche die archivalischen Materialien 
reichen Aufschluss gewähren und interessante Belehrung. Dies bezieht 
sich freilich weder auf politische noch auf kirchenrechtliche Verhält- 
nisse. Wohl aber werden wir ausgiebig informiert über Preise, Besol- 
dungen, und auch zur Baugeschichte des Vatikans erhalten wir Mit- 
theilungen für eine Periode, von der wir sonst nichts wissen. Der 
Verf. schiekt eine Einleitung voran, giebt dann die Urkundenauszüge 
sachlich gruppiert und lässt ein Wort- und Sachregister folgen. Merk- 
würdiger Weise fehlt eine Inhaltsübersicht. Das Werk ist ein nicht 
unwichtiger Beitrag zur Kulturgeschichte. E. Fr. 

12. Wolf, Deutsche Geschichte im Zeitalter der Gegenreformatıon. 
1. Bd. (In 2 Abtlgn.) 1. Abtlg. Berlin 98. 

Der I,1. Band enthält drei einleitende Kapitel über die Reichs- 
verfassung, die katholische Kirche vor Beginn des Tridentinums und 
die evangelische Kirche beim Tode Luthers. Hieran reiht sich eine 
Darstellung Karls V., seiner Bestrebungen und seiner Gegner, sowie 
des Passauer Vertrags und des Augsburger Reichstags von 1555. 

13. Schwarz*, die Nuntiaturkorrespondenz Kaspar (Groppers 
nebst verwandten Aktenstücken (1573—1576), Paderborn Ferdin. Schö- 
ningh 98. Mk. 21. (Quellen u. Forschungen a. d. Geb. d. Gesch. in 
Verbindg. mit ihr. histor. Institut in Rom her. von d. Görres-Gesellsch. 
Bd: V,) 

Die vorliegenden Aktenstücke fallen eigentlich in das Arbeits- 
gebiet des Preussischen historischen Institutes; aber grösstentheils 
schon 1883—1886 von Schwarz gesammelt, sind sie diesem und der 
Görresgesellschaft zur Publikation überlassen geblieben. Das Buch 
entspricht dem für diese Werke einmal gewählten und zweckmässigen 
Schema. Auf eine ausführliche Einleitung, die über den ausserordent- 
lichen Nuntius Gropper, seine Thätigkeit und seinen (Gehilfen den 
Jesuiten N. Elgard informiert, folgen 301 Aktenstücke, über deren 
Provenienz S. XXX—XXXIV unterrichtet, theils wortgetreu, theils 
betreffs der unwichtigeren Partien im Auszuge. Alle sind mit Inhalts- 
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übersichten und wo es nöthig war mit erläuternden Anmerkungen ver- 
sehen. Anhang I giebt 47 Aktenstücke, die biographisches Material 
für die beiden oben genannten Personen bieten. Anhang II noch 15 
weitere Urkunden, die aber für die Einleitung noch Verwendung finden 
konnten. Ein Personenverzeichniss bildet den Schluss. Die Nuntiatur- 
thätickeit Groppers ragt ebenso wenig wie die Elgards durch ihre Er- 
folge hervor. Aber beide haben das kirchliche Leben ihres Vaterlandes 
genau kennen gelernt, und geben davon eine so eingehende Schilde- 
rung, dass unsere Kenntniss jener Periode und der massgebenden Per- 
sönlichkeiten wesentlich erhöht und damit die Publikation selbst durchaus 
gerechtfertigt wird. E. Fr. 

14. Reusch, Briefe und Berichte von röm. Cardinälen u. Prä- 
laten, deutschen Bischöfen u. anderen Katholiken aus d. J. 1818—37 
mit Erläuterungen herausgegeben. Leipz. 97. 

15. Rome. Le Chef supreme, l’Organisation et "Administration 
centrale de l’Eglise. Publiee par NMgr. Charles Daniel, le P. S. Brandi, 
8. J., Mgr. Paul-Mie Baumgarten, Mgr. Albert Battandier, le P. Pie 
de Langogne, des Min. cap., le docteur Jean Prior, le chanoine Ru- 
schek Antal, Mer. F. M. Schindler, Mer. Charles de T’Serclaes et 
Mer. Antoine de Waal. ler fascicule. Paris 98. 

16. Ruffini, la classificazione delle persone giuridiche in Sini- 
baldo dei Fieschi (Innocenzo IV.) ed in Federico Carlo di Savigny. 
Torino 98. (Estratto dalla P. II. del Volume in onore di Fancesco 


Schu fer.) 
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l. Geigel*, Reichs- u. reichsländ. Kirchen- und Stiftungsrecht. 
(remeinsamer Teil für Katholiken, Protestanten, Israeliten. 1. Lief. 
Strassb. 98. Le Roux u. Co. Bd. 2. Reichsländisches und franzö- 
sisches Kirchenrecht für 1) Protestanten, 2) Israeliten verglichen nament- 
lieh mit Belgien, Luxenb. u. Holland. Ebendas. 99. 

Das vorliegende Werk stellt sich als eine Erweiterung und Neu- 
bearbeitung des französischen Staatskirchenrechts desselben Verf. dar, 
da dieses Buch seit 1893 vergriffen ist. Der Verf. hat einen grossen 
Fleiss in der Sammlung eines massenhaften Materiales entwickelt. Aber 
leicht zu benutzen ist sein Werk nicht. Alle Autoren sind mit Ab- 
kürzungen citiert, die Anmerkungen vom Text äusserlich schwer zu 
sondern und nicht minder unter einander, die Anmerkungszahlen nicht 
blos mit a, b, c. versehen, sondern auch nicht in der numerischen 
Reihenfolge. Wir werden auf das Werk nach seiner Vollendung noch 
einmal zurückkommen. E. Fr. 
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2. Wand, Handb. d. Verf. u. Verwaltg. d. prot.-ev. christl. Kirche 


- d. Pfalz 3. Aufl. neu bearb. v. L. Wagner. Kaiserslautern 98. 


II. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetz 
mit Kommentaren. 


1. Porsch, d. Preuss. Ges. betr. d. Diensteinkommen der kath. 
Pfarrer. Mainz 98. 

2. Kirchengemeinde- u. Synodalordnung f. Schlesw.-Holstein. 
Nachtrag. (Zur Kommentar-Ausg. v. F. Mommsen u. F. Chalybaeus.) 
Enth. die Gess. u. Verordn. v. 1878—1898. Schleswig 98. 


IV. Quellen des Kirchenrechts. 


1. Holzhey, d. beiden Rezensionen d. Ignatiusbriefe u. d. apostol. 
Didaskalia. Theol. Quartalschr. 80, 380. 

2. Braun, De sancta Nicaena synodo. Syrische Texte des Ma 
ruta v. Maipherkat, nach e. Handschrift der Propaganda zu Rom über:. 
Münster 98. 

3. Nürnberger, Synod. Romana, habita a. S. Zacharia papa 
in basilica S. Petri ao Chr. 743. Post Baronium Mansiumque novis 
codiecum manuscriptorum subsidiis edid. Mainz 98. (Sonderabdruck 
a. d. 29. Jahresber. d. wissensch. Gesellsch. Philomathie zu Neisse.) 

4. derselbe, d. röm. Syn. v. J. 743. A. f. k. KR. 79, &. 

5. Gestorum Pontifieum Romanorum vol. 1. Libri pontifi- 
calis pars prior ed. Theod. Mommsen. Berol. 1898. (Monun. 
(rerman.) 

6. Conrat, La Somma delle Novelle de ordine ecclesiastico. 
Somma latina inedita di due novelle di Giustiniano. Sopra un mano- 
seritto del Brachylogus non ancora usato finora. Estratto dal Bulett. 
dell’ Istituto di diritto romano an. XI. fasc. 1. pag. 7, 23, 25. Roma ®. 

7. Wahrmund, die Consuetudines curiae romanae. A. f.k. K.R. 
79, 3. 

8. Freisen*, Manuale Curatorum secundum usum ecclesiae Rosckil- 
densis. Kathol. Ritualbuch d. dän. Diözese Roeskilde im Mittelalter. 
Herausgegeben mit histor. Einleitung. Paderborn 98. Junfermann 
M. 3, 80. 

Das i. J. 1513 gedruckte Manuale ist sehr selten geworden und ver- 
dient einen Abdruck, da sein Inhalt viel frühere Zustände beleuchtet 
und von dem des Rituale Romanum mannigfach abweicht. Der Her. 
schickt eine geschichtliche Einleitung voraus, in welcher er sich kurz 
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über die Entwickelung der katholischen Kirche in Dänemark verbreitet, 
aber das Durchdringen der Reformation doch zu stark auf blos äusser- 
liche Motive zurückführt. Neben dem liturgischen bietet das Buch 
auch ein kirchenrechtliches Interesse. Zunächst wird die Taufe nicht 
durch aspersio sondern durch immersio vollzogen. Die letzte Oelung 
kann einer Person nur dreimal ertheilt werden. Bei der Eheschlies- 
sung, die vor der Kirchthüre stattfindet, wird nur ein Ring ge- 
braucht, welchen der Bräutigaın der Braut ansteckt. Es ist das eine 
Reminiscenz des alten Brautkaufes. Ich habe auf diese Bedeutung 
des Symbols schon ı. J. 1865 in meinem Recht der Eheschliessung 
hingewiesen und gleichzeitig hervorgehoben, dass der Gebrauch nur 
eines Ringes uns auch in den englischen und einigen französischen 
Ritualien entgegentritt. Wenn der Her. betont, dass noch heute 
in der anglo-katholischen Kirche so getraut wird, so ist zu bemer- 
ken, dass dies auch in der Staatskirche und in der amerikanischen 
der Fall ist, nur dass hier der Bräutigam den Ring der Braut gleich 
an den Rinyfinger steckt (vgl. a. a. O. 8.38). Uebrigens enthält unser 
Ritual keinen Trauungs-, sondern nur einen Benediktionsritus, und ge- 
rade dieser wird vor der Kirchthüre vorgenommen. Nachher wird in 
der Kirche nur die Brautmesse gefeiert. E. Fr. 

9. Freisen*, Liber Agendarum ecclesie et diocesis Sleszwi- 
censis. Kathol. Ritualbuch d. Diözese Schleswig im Mittelalter. Her. 
mit histor. Einleitung. Paderb. 98. Junfermann M. 3. 

Seiner Ausgabe des katholischen Ritualbuches von Roeskilde hat 
der Her. schnell die des alten Schleswigschen Rituals folgen lassen nach 
dem Drucke v. J. 1512. Dieses ist umfangreicher als jenes und bietet für 
liturgische Studien ein bei Weitem grösseres Material. Kirchenrecht- 
lich kommen hier wie dort nur die Bestimmungen über Taufe und Ehe- 
schliessung in Betracht, die aber keine wesentlichen Besonderheiten 
aufweisen. Uebrigens kündigt der Her. nicht nur die Ausgabe schwe- 
discher Ritualbücher an, sondern auch eine Monographie über das 
nordische Eheschliessungsrecht, in welcher er die Kontinuität des 
evangelischen mit dem frühern katholischen nachweisen will. E. Fr. 

10. Köhne, Stud. z. s. g. Reformation Kaisers Sigmunds, 2. f. 
Social- u. Wirthschaftsgesch. 6, 369. 

1l. Seckel*, Beiträge zur Geschichte beider Rechte im Mittel- 
alter. Bd. 1. Zur Geschichte der populären Literatur des römisch- 
canonischen Rechts. Tübingen H. Laupp 98. 

Das oben genannte Buch giebt in vortrefflicher Methode auf Grund 
umfassender handschriftlicher Studien eingehende scharfsinnige Unter- 
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suchungen über die Vokabularien utriusque iuris. Direkt hat es mit 
dem kanonischen Recht nichts zu thun, sondern ist mehr als ein Bei- 
trag zur Rezeption des römischen Rechts in Deutschland zu betrachten. 
Darum entfällt seine Besprechung auch dieser Zeitschrift. Indessen 
bringt Seckel auch für die kanonistische Literargeschichte mannigfache 
Bereicherungen unserer bisherigen Kenntnisse. Doch können in dieser 
Beziehung noch Berichtigungen und Ergänzungen beigebracht werden. 
So namentlich auf Grund der von Sabbadini, Storia documentata della 
r. univ. di Catania (Catania 98) p. 10. 18, betreffs Nicolaus de Tudeschis, 
des berühmten Panormitanus. (reboren ist dieser 1386, — bei Seckel fehlt 
das Jahr — wurde 1400 Benediktiner und bezog 1405 oder 1406 die 
Universität Bologna, wo er 1411, nach dem 6. Juni, an welchem sein 
promotor Zabarella zum Kardinal erhoben wurde, zum Dr. iuris ca- 
nonici promoviert wurde. 1412—1418 dozierte er in Parma, 1418—1430 
in Siena, 1431/2 in Bologna. Im J. 1416 empfahlen ihn seine Lands- 
leute für das Bisthum Syrakus, welches er freilich nicht erhielt. Da- 
gegen wurde er 1425 Abt von Maniaci, 1433 Auditor der päpstlichen 
Kammer und Referendar des Papstes und 1435 Erzbischof von Pa- 
lermo. I. J. 1434 trat er als consiliarius in den Dienst des Königs 
Alphons, der ihn zum Konzil von Basel abordnete. Er starb am 
24. Februar 1445. E. Fr. 

12. Holder, Etudes sur l’hist. eccle. du canton de Fribourg. 
Les constit. synodales de 1549 (du diocese de Lausanne). Frib. 9. 

13. Index librorum prohibitorum sanctiss. Domini Nostri Leo- 
nis XIII Pont. Max. jussu editus. Editio III, cum novissimo decreto 
ab eodem Pont. Max. prolato. Torino 98. 

14. Diözesan-Statuten f. d. Bisth. Mainz. Mainz 98. 

15. Acta et Statt. Synod. dioeces. Monaster. (Münster 98.) 

16. Acta et decreta concilii plenarii australiensis II. habiıtı 
apud Sidney a. d. 1895, a. s. sede recognita. Sydney. Vgl. dazu Bel- 
lesheim im A. f. k. K.R. 79, 151. 

17. Tschedomilj Mitrovits, Nomokanon d. slav. morgenländ. 
Kirche oder die Kormitschaja Kniga. Wien u. Leipz. 98. 

18. Fournier, Une preuve de l’authenticit de la Somma des 
Sentences attribuees ä Hugues de Saint-Victor. Grenoble 98. 

19. Vadalä-Papale, Le leggi nella dottrina di Dante Ali- 
ghieri e di Marsilio da Padova. Studi giurid. dedicati e offerti a Fr. 
Schupfer. Torino 98. P. II. 

20. Nimis, Marsilius v. Padua republikan. Staatslehre. Mannh. 
s. a. (Heidelb. In.-Diss.). 
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21. Wilhelm, d. Schriften d. Jordanus v. Osnabrück. Ein Beitr. 
z. (resch. d. Publieistik im XIII. Jahrh. Mitth. d. Instit. f. österr. 
(resch.-Forschung 19, 615. 

22. Felten, Bonagratias Schrift üb. d. Nichtigkeit der Prozesse 
Johann XXIL Trier. Arch. H. 1. } 

23. Friedrich, J., Ignaz v. Döllinger. Sein Leben auf Grund 
seines schrift. Nachlasses dargestellt. 1. Tl. Von der (Geburt bis 
zum Ministerium Abel 1799—1837. München 98. 

24. Die Grubenhagner KO. Herz. Philipps d. Ä. 1538. ed. 
Kayser. Z. d. Ver. f. niedersächs. K.@. 1. 

25. Ubbelohde, Urbanus Rhegius, Schul- u. KO. d. Stadt Lüne- 
burg v. 9./6. 1531. Z. f. nieders. K.G. 1. 

26. Eberstein, d. ev. K.VO. Schlesiens im 16. Jahrh. Silesiaca. 
Bresl. 98, 

27. Keiper, Bedenken d. Kirchendiener d. Fürstenth. Zwei- 
brücken üb. d. Organisat. d. Armenpflege v. 1557. Kolde, Beitr. z. 
Bayer. K.Gesch. 1895. Bd. 4. 

28. Latendorf, Die zu Wittenberg unter Melanchthon’s Mit- 
wirkung erschienenen Ausgaben der mecklenburgischen Kirchenord- 
nungen und des mecklenburgischen Ordinandenexamens. Oentralblatt 
für Bibliothekswesen. XV, 8. 

29). Douwes en Feith, Kerkelijk wetboek. De reglementen 
en verordeningen der Nederl. hervormde Kerk, met aanteekeningen zo 
herzions en vermeerderde uitgaaf, bijgewerckt tot 1896 door d. Knotten- 
belt. Gron. 98. 

30. Volksschul-Ges. f. d. Herzogth. (kotha v. 15./V. 92 
unter Berücksichtigung d. Abänderungen d. Erl. v. 6./VLII. 92, nebst G. 
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d. Rektoren an fünf- u. mehrklass. Volksschulen 1. Erl. v. 31./V. 92. 
(sotha 98. 


V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 


l. Funk, die Berufung d. allgem. Synoden im Altertum. "Theol. 
Quartalschr. 80, 391. 

2. Maitland, Roman Canon Law in the church of England. 
Six Essays. Lond. 98. 

3. Grauert, Nikolaus II. Papstwahldekret u. Simonieverbot. 


Hist. Jahrb. 19, 827. 


u 
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4. Sägmüller, Zur Thätigkeit u. Stellung d. Kardinäle bis 
Papst Bonifaz VIII. Theol. Quartalschr. 80, 596. 

Hacke, Graf, die Palliumverleihungen bis 1143. Eine historisch- 
diplomatische Untersuchung. Marb. 1898. 

6. Aldinger, Z. Gesch. d. deutschen Kirche unter Papst In- 
nocenz IV. (Erzbischofswahl in Trier 1242 ff. Progr. d. ev. theol. 
Seminars in Schönthal. Heilbronn 98. Progr. no. 610). 

7. Derselbe, Berthold v. Falkenstein, Abt v. St. Gallen (1244 
bis 72) als Bewerber um die Bistümer Basel, Chur und Konstanz u. 
d. Neubesetzung derselben. Z. f. d. Gesch. d. Oberrheins 13, 149. 

8. Catinella, della natura giuridica dei vescovati di Sicilia. 
Studio critico e storico-giuridico. Palermo 98. 

9. Ermoni, Hist. du bapt&me depuis l’edit de Milan jusqu’au 
concile in Trullo. Rev. des quest. hist. 98, 313. 

10. Freisen, Kathol. Taufritus d. Diözese Schleswig im Mittel- 
alter. Theol. Quartalschr. 81, 1. 

ll. Laurain, de l’intervention des laiques, des diacres et des 
abbesses dans l’administration de la penitence. Paris 97. 

12. Meister,d. Strassburger Kapitelstreit (1583--92). Strassb. 9. 

13. Derselbe, Akten z. Schisma im Strassb. Domkapitel 1588 
bis 92 (Sep.-Abdr. a. d. Mitth. d. Gesellsch. f. Erhaltg. d. geschicht!. 
Denkmäler im Elsass. Bd. XIX. Lief. 1). Strassb. 98. 


VI Staat und Kirche. 


l. Mach, Z. Gesch. d. Theorie des prinzipiellen Verhältnisses 
zw. Staat u. Kirche I. (Progr. d. Gymnas. in Saaz). 

2. Cahen, de la nature juridique du concordat. Rev. de droit 
publ. 5, 220. 

3. Otto, Die Absetzung Adolfs v. Nassau u. d. röm. Curie. 
Hist. Vierteljahrsschr. 1899, 1. 

4. Priebutsch, Staat u. Kirche i. d. Mark Brandenburg am 
Ende d. Mittelalters. Z. f. K.Gesch. 19, 397. 

5. Cramer, Dürfen nach Aufheb. d. deutschen ‚JJesuitengesetzes 
v. 4./2. 72 die Einzelstaaten Jesuitenverbote erlassen. Erl. 98. (In.Diss.). 

6. Coussemaker, Felix de, Des resistances qui se sont pro- 
duites, depuis la mort de Francois ler (1547), au mode de nomination 
des eveques etabli par le concordat de 1516 (these). Paris 98. 

7. Fleiner, Kirchenpolitik im Bist. Basel. Z. f. Schweiz. R. 
40, 32. 

8. Holder*, D. Amortisationsgesetzgebg. d. Schweiz in ihrer 
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hist. Entwickelg. u. heut. Geltg. (Compte-Rendu du IV. congres scien- 
tıf. internat. de Fribourg). 
H., welcher schon in seiner Schrift „das kirchl. Vermögensrecht 
d. Kant. Freiburg in seiner hist. Entwickelg. u. heut. Geltg.* (Studien 
z. Rechtsgesch. d. Kant. Freib. Bd. 1 H. 1. Freib. 97) die einschla- 
genden Verhältnisse für einen einzelnen Kanton behandelt hat, eut- 
wickelt den Plan einer Arbeit, welche das gesamte schweizerische Amor- 
tısationsrecht darstellen soll. E. Fr. 
9. Dozy, Kerk en Staat te Leiden in het laatst den 16be ceuw 
en begin der 17e eeuw. Handelengen en Mededeel. van de Maatschap- 
pij der Nederl. letterkunde te Leiden 1897/8. 
10. Senes, Cesare e Piero, ossia dei rapporti fra la chiesa e lo 
stato in Italia. Firenze 98. 
ll. Schiappoli, La politica ecclesiastica del conte di Cavour. 
La libera chiesa in libero stato: Discorso inaugurale letto nell’ aula 
mama della reqia Universitä di Macerata ıl 20. Nov. 1898. Macerata 98, 
12. Meurer*, D. bayer. Amortisationsrecht u. seine Reform. 
München, Beck 99. (Sond.Abdr. a. d. Bl. f. administrat. Praxis 1899). 
Bavern besitzt in den verschiedenen Landestheilen ein sehr ver- 
schiedenartiges und kontroversenreiches Amortisationsrecht, über welches 
die vorliegende Schrift einen Aufschluss gewährt. Dieses bundscheckigre 
Gewand wird demnächst unter das B.G.B. und dessen Einführungs- 
gesetz (Art. 86. 87) gestellt. Soll es nun erhalten werden, so weit 
dies reichsrechtlich zulässig ist, beseitigt oder vereinheitlicht? Der Ent- 
wurf des Bayerischen Einführungsgesetzes nimmt den ersten Standpunkt 
ein: in der Kammer ist der zweite empfohlen worden, und auch der 
Verf. hatte sich früher für Beseitigung der Amortisationstesetze de 
lege ferenda ausgesprochen. Jetzt hat er indessen seinen Standpunkt 
geändert und plaidiert für Reform nach Grundsätzen, die er am Schlusse 
seiner guten Abhandlung zusammengefasst hat, und die namentlich auf 
die Herstellung eines einheitlichen Amortisationsrechts für ganz Bayern 
hinauslaufen. Aber ob das zu erreichen sein wird? Ob nicht in der 
I. Kammer das ganze Ämortisationsrecht über den Haufen geworfen 
werden, ob für die ganz rationellen Vorschläge des Verf. eine Majo- 
rtät zu gewinnen sein wird? Das sind keine juristischen, sondern 
politische Erwägungen, über die nur dem ein Urtheil zusteht, der mit 
den bayerischen Parteiverhältnissen ganz vertraut ist. Dass das Aınor- 
a Lalsrecht nicht für den Staat unumgänglich ist, wird schon durch 
den Uinstand erwiesen, dass 14 deutsche Staaten keines in Anspruch 


nehmen, | NE . 
Dass aber namentlich in wesentlich katholischen Staaten mit 
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wesentlich oder stark katholischer Bevölkerung ein Bedürfnis vorhanden 
ist, dafür spricht, dass alle solche Amortisationsgesetze haben. E. Fr. 


viL Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katho- 
lischen Kirche. 


1. Sägmüller, Die Idee d. Kirche als Imperium romanum im 
kanon. Recht. Theol. Quartalschr. 80, 50. 

2. Lauerentius, D. vorbehaltene Suspension u. d. Dekret d. 
heil. Offiziums v. 23./6. 86. A. f. k. K.R. 79, 79. 

3. Boudinhon, Les nouvelles regles sur l’interdiction et la cen- 
sure des livres. Te Can. cont. 21, 656. 

4. Parayre, Des chapelles domestiques. Le Can. cont. 21, 717. 

5. Ortloff, D. Recht d. Erbbegräbnisse insonderh. im Herzogth. 
Sachs.-Weimar. Bl. f. Rechtspfl. in Thür. 45, 289. 

6. Fanton, Traite des fabriques et du culte catlıol., d’apres les 
lois eiviles. 1. 2. Par. 98. 

7. Scaduto, Quadri e ruoli esecutivi. Notificazione delle oppo- 
sizioni. Bari 98. (Estratto dalla Rassegna giuridica di Bari anno II. N. 6). 

8. Scaduto, Riconoseimento degli enti morali stranieri. Perso- 
nalita di diritto internaz. Torino. (Estratto dalla Riforma Sociale 
anno V. vol. 8. serie II). 

9. Scaduto, Capellania. — Patrimonio Cumalo (Napoli 98). Estr. 
dalla Gazetta Dritto e giurisprudenza anno XIV. no. 1. e 2. 

10. Rhalli, Hept pstadtsewg Enıcxinuv xark To &inarov iig Gptodsgen 
Avatolınig Euxivolac. "Aldyvars 98. 


VUI. Ordenswesen. 


1. Schiewitz, D. egypt. Mönchtum i. IV. Jahrh. A. f. k.K.R. 
19, 68. 

2. Ladenze, Ftudes sur le cenobitisme Pakhomien pendant le 
IVe sieele et la premiere moitie du Ve. Par. 98. 

3. Berliere, Le cenobitisme pachömien. Rev. bened. 98 Sept. 

4. Butler, The Lausiac history of Palladius. A critical discus- 
sion together with notes on early Egyptian monachism. Cambridge 98. 

5. Holl, Ueb. d. griech. Mönchthum. Preuss. Jahrb. 94, 407. 

6. Holl, Enthusiasmus u. Bussgewalt beim griech. Mönchthum. 
Leipz. 98. Rez.: Meyer G. G. A. 160, 844. 

7. Jardet, Saint Odilon, abbe de Cluny: sa vie, son temps, ses 
veuvres (962— 1049). Lyon 98. 
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8. Joly, St. Ignace de Loyola. Par. 99. 

9. Guilhermy, Menologe de la Compagnie de Jesus. (Assi- 
stance de (rermanie.) Premiere serie, comprenant les provinces d’Au- 
triche, de Boheme, de Haute-Allemagne, du Haut et du Bas-Rhin. 
2 vol. Paris 98. 

10. Leinz, D. Supernumerarier in d. Klöstern. A. fk K.R. 
9, 59. 


IX. Evangelisches Kirchenrecht. 

l. Fischer, Z. Gesch. d. Ordination. Theol. Stud. u. Krit. 1899 
H. 2. 

2. Könnecke, D. ev. Kirchenvisitation. d. XVI Jahrh. in d. 
(rafsch. Mansfeld. Mansf, Blätt. XI. 

3. Skalsky*, Zur Geschichte der ev. Kirchenverfassung in Oester- 
reich. (Bis zum Toleranzpatent). Mit Benutzung handschriftl. Quellen. 
Wien 1898. Manz. (Sep.Abdr. a. d. Jahrl. d. Gesellsch. f. d. (resch. 
d. Protestantism. in Oesterr. 1897. 1898. 

Es ist gut, dass die vorliegende Schrift aus der Zeitschrift, in der 
sie begraben lag, durch Sonderabdruck allgemein zugänglich geworden 
st, Sie giebt eine vollständige Geschichte der ev. Verfassungsent- 
wicklung in Schlesien, die für die gesamtösterreichische um so bedeu- 
tungsvoller ist, als sich ja die letztere an die Teschener Organisation 
angeknüpft hat. Dagegen ist die Galizische Entwickelung nur skizzirt. 
Der Vert. stellt die Verfassungsgeschichte ziemlich ausführlich dar und 
entwirft ein zutreffendes Bild jener Leidensperiode der österr. ev. Kirche, 
welche von den Bearbeitern der allgemeinen Verfassungsgeschichte 
bisher nieht beachtet worden ist. E. Fr. 

4. Westling, D. K.Verf. in Esthland z. Z. d. Schwed. Herrsch. 
Beitr. z. Kunde Esthl. etc. 5, 2. 

9. Konrad, D. ev. K.Regiment d. Breslauer Rats in s. gesch. 
Entwickelung. Silesiaca Bresl. 98. 

6. Bergius, Aus Preussens u. Polens kirehl. Vergangenheit. Zum 
3ö0jährigen Jubiläum der sog. poln. Unität und der drei ältesten 
evrangel. Gemeinden d. Prov. Posen: der Unitätsgemeinde zu Posen 
(St. Petri), zu Lissa (St. Joh.) u. zu Lasswitz. Berl. 98. 

T. Teichmann, Zur Beurteilg. d. Landeskirchentums. 7. f. 
prakt. 'Theol, 1898, 319, | 

8. Hansalt*, Das Patronatrecht in d. ev. Landeskirche d. Grossh. 
Hessen. Friedberg 1898. 


Ich möchte wünschen, dass dies Buch in anderen Landeskirchen 
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Nachahmung fände. Denn es ist eine tüchtige Arbeit auf dem nur zu 
sehr vernachlässigten Gebiete des Partikularrechts. Der Verf. hat ernste 
Studien gemacht und nicht nur das gedruckte, sondern auch schwer 
zugängliche amtliche Materialien verarbeitet. Dennoch kann ich nicht 
sagen, dass ich keine Ausstellungen zu machen hätte. Schon die Ein- 
leitung fordert zu Widerspruch heraus. Es ist m. E. nicht zuzugeben, 
dass das Patronatrecht ein Privatrecht sei, und unrichtig, dass öffent- 
lich-rechtliche Befugnisse von Privaten nicht besessen werden können. 
Es ist auch nicht als ein weltliches Recht anzusehen, sondern als ein 
kirchliches. Weil es kein Privatrecht ist, so kann es durch die (re- 
setzgebung ohne Entschädigungsgewährung aufgehoben werden, was 
freilich auch rechtlich zulässig wäre, selbst wenn es als Privatrecht 
angesehen werden müsste. Und wäre es ein weltliches Recht, wir 
könnten dann der Reichsgesetzgebung gegenüber Nichtehristen von der 
Ausübung ausgeschlossen werden, was der Verf. doch auch als hessischr® 
Praxis bezeichnet! Ebenso ist uns das Plaidoyer des Verf. für Auf- 
hebung des Patronatsrechtes nicht überzeugend. Unserer alle histor- 
schen Verhältnisse mit Umsturz bedrohenden Zeit gegenüber ist ein 
gewisser Konservatismus durchaus am Platze. Freilich weist das heu- 
tire Patronatrecht, wie anderwärts so auch in Hessen, starke Mängr! 
auf. Aber warum denn gleich das Kind mit dem Bade ausschütten? 
Man gestalte doch das Patronatrecht um, wie das jetzt mit Erfolg in 
Sachsen unternommen worden ist. — Auf eine recht gute geschicht- 
liche Entwickelung folgt eine dogmatische Darstellung, die im Ganzen 
lobenswerth doch zu einigen Bemängelungen Veranlassung giebt. 8. # 
vermisse ich den Beleg für die Behauptung, dass für den Patron in 
Hessen eheliche Geburt und Vollbesitz der kirchlichen Ehrenrechte 
Erforderniss sei, und bis jener erbracht ist, möchte ich die Richtigkeit 
beider Sätze bestreiten! Dass die katholische Doktrin die Patronate 
evangelischer Patrone „mit aller Strenge* verwerfe, trifft doch nicht 
zu. Vielmehr wird die allgemeine in dieser Beziehung in Deutschland 
existierende Praxis zwar als irrationell — und das ist sie auch — 
aber als hergebracht durchweg anerkannt. Und hat denn nicht der 
Papst selbst solche Patronate z. B. dem Grossherzog von Baden zu- 
erkannt, während er Nominationsrechte für bischöfliche Stühle den 
evangelischen Landesherrn stets verweigert hat. Dass Patronatrechte 
verkauft werden können, halte ich für falsch, für Simonie; hier ver- 
schuldet eben die vom Verf. irrig behauptete privatrechtliche Natur de‘ 
Patronatrechtes diesen Satz. Und wenn auch in der hessischen Praxis 
solche Veräusserungen als rechtsgiltige anerkannt sein sollten, so it 
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eben die Praxis falsch, und ein Satz, der dem Wesen des Institutes 
entspricht, kann bekanntlich nie Gewohnheitsrechtssatz werden. Die 
Natur einer Rezension bringt es mit sich, dass mehr die Gegensätze 
zum Autor als die Harmonie mit ihm zum Ausdruck gelangt. Ich 
hebe das hervor, weil ich dem AMlissverständnisse nicht Raum geben 
inöchte, als ob ich die Arbeit des Verf. ablehne. Im Gegentheil! Ich 
wiederhole den Satz, mit welchem ich diese kurze Besprechung ein- 
geleitet habe: Möchten wir nur recht viele so tüchtige und einsich- 
tige Arbeiten erhalten ! E. Fr. 

10. Howard, The Rise aud Progress of Presbyterianism. With 
Appendiees on Toleration and Unity. J. Hodgen. 

10. Choisy, La theocratie a Geneve au temps de Calvin. Gen. 98. 

Il. Bahnsen, D. Stelle. d. ev. K. z. Feuerbestattung. Ein 
erweiteter Vortrag. Berl. 98. 


X. Sektenwesen. Religionsfreiheit. 


l.Loserth, D. Gegenreformation in Salzburg unter d. EB. Max 
Sittich, Graf v. Hohenembs (1612—19). Nach d. Akt. d. Geh. Haus-, 
Hof- u. Staatsarchivs. Mitth. d. Inst. f. österr. Gesch. Forsch. 19, 676. 

2 Loserth, Die Reformation und Gegenreformation in den in- 
herösterreichischen Ländern im XVI. Jahrhundert. Stuttgart 1898. 

3. Pigge, Die religiöse Toleranz Friedr. d. Gr. nach ihrer theoret. 
"prakt, Seite. Auf Grundlage der Quellen. Mainz 98. 


XI. Eherecht. 


l. Mastelloni, L’errore nella persona come causa di nullitä 
del matrimonio. art. 105 cod. civ. Napoli 98. 

2, Zdekauer, Per la storia del divorzio. Una separazione all’ 
michevole in piazza del campo (1363). Siena 98. (dal Bullet. senese 
Ai storia patria). 

3, Mariolle, D. Bestimmungen d. deutsch. C.P.O. über d. Zu- 


. ligkeit d. deutschen Gerichte in Ehesachen. Z. f. internat. Pr.R. 
u 4506, 
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IV. Aktenstücke. 


Mitgetheilt von E. Friedberg. 


Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 

l. Leo XIII. Breve 30./12. 98 bestätigend die Constitutionen der 
‚Jesuiten, durch welche sie verpflichtet werden, der Lehre des h. Tho- 
mas zu folzren. Le Can. cont. 21, 591. 

2. Leo XIIll. Motu proprio 4./7. 98. Die Oftieia vacabılia werden 
für aufrehoben erklärt. . Acta S. Sed. 31, 3. 

3. Deer. Congr. Inquis. 20./4. 98 über den Uebergang d. 
Fakultäten. 

Feria IV, die 20. Aprilis 1898. 

Postquam per Deeretum huius Supremae Sacrae Congregationis 
in Fer. IV. die 24. Novembris 1897 declaratum fuit faeultates onnes 
speciales habitualiter a S. Sede Episeopis aliisque locorum Ordinariis 
concessas non suspendi eorum morte vel cessatione a munere, sed ad 
successores Ordinarios extendi, ad formam Deereti S. Officii Fer. IV. 
diei 20. Februarii 1588 pro dispensationibus matrimonialibus; propo- 
situm fuit eidem huie 8. Congregationi dubium utrum expediat in 
posterum eliminare facultates duranle munere, quae ut plurimum Vi- 
eariis Capitularibus conceduntur. 

Porro in Congregatione Generali S. R. et U. Inquisitionis habita 
ab EE.mis et RR.mis DD. Cardinalibus in rebus fidei et morum In- 
quisitoribus Generalibus, praefato dubio diligenter expenso, praehabı- 
toque RR. DD. Consultorum voto, lidem EE.mi ac RR.mi Patres 
resceribendum mandarunt: 

Clausulam DURANTE MUNERE esse suprimendam, et in 
ceteris standum formae Decreti iam lati die 20. Februarii 1888 
num. 12 et 2°, at iurta modum, idest: 
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„i. Facultates omnes habituales in posterum committendas esse 
Urdinariis Locorum.* 

„2. Appellatione Ordinariorum venire Episcopos, Administratores 
seu Vicarıos Apostolicos, Praelatos seu Praefectos habentes iurisdie- 
tionem cum territorio separato, eorumque Öfficiales seu Vicarios in 
spiritualibus generales, et sede vacante Vicarium Capitularem vel legi- 
timum Administratorem.* 

Subsequenti vero Feria IV ‚ die 22. eiusdem mensis Aprilis 1898, 
in solita audientia R. P. D. Adsessori impertita, facta de his omnibus 
$S.mo D. N. Leoni Div. Prov. Pp. XIII. relatione, SS.mus resolutio- 
nem EE.morum Patrum adprobavit, eontrariis non obstantibus quibus- 
umque, I. C. Mancini, S. R. et U. Inquis. Not. 

4. Congr. Concilii, Deer. 20./7. 98 de clericorum excardina- 
tione et ordinatione. Acta 8. Sed. 31, 49. 

5. Deer. Con greg. epp. etregul. 22./3. 98, über Verjäh- 
rung in Strafsachen gegen Geistliche. 

lllustrissime et Rme Domine uti Frater, 

Litterae Amplitudinis Tuae die 16. Tun 1894 datae ad obtinen- 
dam authenticam solutionem nonnullorum dubiorum eirca praeseriptionem 
delietorum earnis in causis eriminalibus Clerieorum, remissae fuerunt 
ad hane Sacram Congregationem Negotiis et Consultationibus Episco- 
porum et Regularium praepositam, ad hoc, ut ea, qua ipsa pollet, 
eompetentia in re eriminali Clericorum, quid in proposita quaestione 
vntiendum decerneret. Omnibus sedulo perpensis, Em Patres in Co- 
mitiis habitis die 4. Martii 1898 hace retinenda eensuerwnt: tralatitii 
sellicet juris esse, in causis eriminalibus ecelesiastieis locum habere 
Praeseriptionem, et quidem nedum quando iudex procedit ad instantiam 
privatı accusatoris, sed et quando ad vindietam publicam seu ex officio 
inyuirit; huins vero praescriptionis eum proprium effeetum esse, u 
solam perimat actionem poenalem, siquidem per accusatum seu 
nuisitum, aut per eius procuratorem expresse de praeseriptione in 
indicjo oppositum fuerit. . 

Exinde facile est deprehendere, integrum tum aceusandi tum in- 
quirendi ins manere usquedum expresse non opponatur praescriptio, 
et omnino tenere iudieium si eadem opposita minime fuerit. 

Quod si in iudieium praeseriptio dedueta fuerit et legitima recog- 


noscatur, tunc perimit quidem actionem eriminalem, at non civilem, 
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quae forte ex eodem delieto promanat; et hine non obstante praescrip- 
tione, reum ınanere obnoxium omnibus effeetibus canonieis non cerimi- 
nalıbus ex patrato delieto provenientibus, manifesti juris est. Immo 
licet praescriptione actio poenalis extinguatur, non tamen tollitur ex- 
ceptio, quae perpetuo manet, luxta juris effatum: „Temporalia ad 
agendum, perpetua sunt ad exeipiendum“; ideoque delietum illud, etsi 
praescriptum, potest reo semper opponi per modum exceptionis, eique 
obest, si ad eccelesiasticas provisiones concurrere vellet. 

Quod autem spectat ad tempus necessarium ad dietam praescrip- 
tionem inducendam, regula generalis est, actionem iniuriarum spatio 
unius anni; crimen peculatus et delieta carnis spatio quinque annorum; 
caetera vero erimina spatio viginti annorum a die commissi delieti 
continuorum praescribi. Verumtamen si agatur de delictis, quae suc- 
cessiva sunt et permanentia, in his nulla praesceriptio locum habet nisi 
a die cessantis delieti; quemadmodum si delietum fuerit folaliter oc- 
eultum, praeseriptionem non a die commissi eriminis, sed a die scien- 
tiae accusatoris vel inquisitoris currere placet. 

Illud demum haud praetereundum est, quod eriminibus raptus, 
stupri per vim illati, et adulterii cum incestu coniuncti, nonnisi lapsu 
viginti annorum praeseribatur; eriminibus vero suppositi partus, par- 
rieidii, assassinli, laesae maiestatis, duelli, falsae monetae, apostatatus, 
haeresis, simonlae, coneussionis, abortus et sodomiae, nullo umquam 
tempore praeseribatur, sed perpetuo horum criminum rei, dum vivunt, 
accusar] et iInquiri possunt. 

Quibus omnibus SSmo Domino Nostro relatis, in audientia habita 
ab infraseripto Cardinali Praefeeto die 21. Martii an 1898, Sanctitas 
Sua sententiam Eminentissimorum Patrum adprobare dignata est. 

Haec significanda habui Amplitudini Tuae, cui fausta et prospera 
omnia a Deo adprecor. 

Romae, die 22. Marti 1898. 

Seraph. Card. Vennutelli, Praef. 

L:+ 8: 4. Trombella, Secret. 

6.C. de Propag. Teber die Ermächtigung von Almoseniern 
für die Marine d. Verein. Staaten v. Nord-Amerika. Je Can. cont. 
21, 349. 

7. Deer. Congr. Indulg. 26./5. 95 indulgentias omnes mille vel 


plurium millium annorum omnino esse revocandas. Acta 8. Sed. 31, 127. 
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8. V.d.B v. Gurk 3./1. 97 üb. d. Kirchstühle A. f. k. K.R. 
13. 533. 
9. Eheinstrukt. ££ d. Diöz. Culm. A. f.k K.R. 78, 808. 


Gerichtssprüche. 
l. E. d. R.G. IV, Civ.Sen. 3./1. 98. Rechtswirksamkeit einer 


Auflage, welche der König einer Kirche behufs Ertheilung der (te- 
vehmigung zu einer Erbeseinsetzung der Kirche dahin gesetzt hat, dass 
diese aus der Erbschaft vorweg einen bestimmten Betrag an bestimmte 
hülfsbedürftige Verwandte der Erblasserin bezahlen solle. E. d. R.G.R. 
in (iv.S. 40, No. 82, S. 304. 

2. Entscheidung d. Schweiz. Bundesrathes betr. Grün- 
lung eines Klosters u. einer Erziehungsanstalt im Schlosse Böttstein. 
af. k. KR. 78, 824. Affiliation d. Redemptoristen mit d. ‚Jesuiten 
ib, 831. 

3. E. d. R.G.R. III. Civ.Sen. 15./10. 97. Ist die Klage auf Ehe- 
scheidung wegen böslicher Verlassung abzuweisen, wenn die Beklagte 
aus einem objektiv nicht vorliegenden Grunde sich in gutem Glauben 
für berechtigt gehalten hat, die Rückkehr zu weigern ? ((sem. Recht: 
kein). Erk. d. R.G.R. in Civ.S. 40, 161, No. 42. 

4 B.d.R.G.R. III. Civ.Sen. 28./5. 98: Setzt. die Trennung der Fhe 
weren böslicher Verlassung den Nachweis des Klägers voraus, dass 
dieser den ernstlichen Willen habe, die Ehe mit dem anderen Ehe- 
alten fortzusetzen? (Nein: gem. Recht). Entsch. d. R.G.R. in Civ.S. 
N. 159, No, 41. 

» Ed. R.G.R. VI. Civ.Sen. 13./12. 97. Bösliche Verlassung liegt 
nicht vor, wenn der Mann die Frau zwar bei sich aufnimmt, aber Jede 
*heliche Gemeinschaft mit ihr verweigert. Seuffert, A. 53, 287, No. 157. 

6. E.d. Oberst. Bayer. L.G. I. Sen. 8./1. 98. Gegenseitige 
Abneigung muss zwar vom anderen Theile verschuldet sein. Doch 
findet keine Kompensation beiderseitiger Abneigung statt. Seuffert, 
A. 53, 289, No. 158, 

. E. desselben 4./6. 98. Unheilbarer Wahnsinn bildet keinen 
protestantischen Ehescheidungsgrumd und kann auch nicht zur Be- 
fründung unüberwindlicher Abneigung verwerthet werden. Seuffert, 
A. 53, 427, No. 236, 

8. Beschl. d. 0.1.G. Stuttgart 24./7. 97. Das Eheverbot wegen 
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Ehebruchs bezieht sich nicht auf die Ehe zwischen einem wegen grober 
Verletzung der ehelichen Treue Geschiedenen und seinem Mitschuldigen. 
Seuffert, A. 53, 425, No. 235. 

9. E. d. Oberst. Bayer. L.G. I. Sen. 27./1. 97. Die wegen 
ihres Verschuldens geschiedene Ehefrau verliert das Recht auf Fort- 
führung des Namens des früheren Ehemanns. Der Rechtsweg ist des 
wegen zulässig. Seuffert, A. 53, 290, No. 159. 


Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die kath. 
Kirche, sowie die kath. und ev. Kirche gemeinsam. 


l. Oesterreich, @. 19./9. 98 über die Dotation d. kath. Seel- 
sorgegeistlichkeit (R.G.Bl. No. 176). A. f. k. K.R. 79, 119. 

2. Oesterreich, G. 8./6. 98. (f. Erzherzogth. Oesterr. unter 
der Enns.) betr. eine Aenderung des Schulaufsichtsgesetzes v. 12.1. 


70. A. f.k. K.R. 79,128. 


kvangelische Kirchengesetze. 


l. Schleswig-Holstein. K.G. betr. Anstellungsfähigkeit u. 
Vorbildung der Geistl. 12./8. 98 (in Kraft seit 1./11. 98). 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen ete. ver 
ordnen mit Zustimmung der Gesammtsynode der evangelisch-lutherischen 


Kirche der Provinz Schleswig-Holstein für die genannte Kirche, was folgt: 


© 1. 

Anstellungsfühig im geistlichen Amte der evangelisch-lutherischen 
Kirche der Provinz Schleswig-Holstein ist jeder Deutsche evangelisch 
lutherischen Bekenntnisses, welcher 25 Jahre alt, unbescholten, geistig 
gesund und frei von solchen körperlichen Gebrechen ist, welche die 
Ausübung des Amtes hindern, wenn er die Befähigung zur Verwaltung 
des geistlichen Amtes nach den Bestimmungen dieses (resetzes nach- 
gewiesen hat. 

Von dem kirchlichen Erforderniss der Reichsangehörigkeit und des 


Alters kann der Minister der geistlichen Angelegenheiten dispensirel- 


S 2. 
Der Nachweis der Befähigung zur Verwaltung des geistlichen 
Amtes wird durch Ablegung von zwei theologischen Prüfungen, der 


— 
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visenschäftlichen und der Amtsprüfung geführt, deren Leitung zum 
‘ s ” * “ .. 
(reschäftsbereich des Konsistoriums gehört. 

Die erste Prüfung tritt an die Stelle des bisher von den General- 


uperintendenten abzuhaltenden Tentamens. 


8 3. 


Der ersten Prüfung muss ein ordnungsmässiges theologisches Stu- 
dium von wenigstens sechs Semestern auf einer deutschen Universität 
nach Ablegung der Reifeprüfung auf einem deutschen Grymnasium vor- 
angehen. Auf dieses Studium wird die Militärdienstzeit nicht angerechnet. 

Enthält das Reifezeugniss nicht den Nachweis der Reife in der 
hebräischen Sprache, so hat der Studirende sich einer Nachprüfung 

vor der hierzu verordneten Behörde zu unterziehen und nach Ablegung 
der Nachprüfung das Studium der Theologie noch fünf Semester fort- 
zusetzen. 

Der Minister der geistlichen Angelegenheiten kann mit Rücksicht 
auf ein vorangegangenes anderes Universitätsstudium als das der Theo- 
logie, oder mit Rücksicht auf ein an einer ausserdeutschen Staats- 
universität zurückgelegtes theologisches Studium oder mit Rücksicht 
auf den besonderen Bildungsgang von den vorgeschriebenen Studien- 
zeiten einen angemessenen Zeitraum erlassen. Auch ist der Minister 
der geistlichen Angelegenheiten ermächtigt, die Zulassung zur theolo- 
fischen Prüfung in besonderen Ausnahmefällen zu genehmigen, wenn 
der Bewerber nach Ablegung der Nachprüfung in der hebräischen 
Sprache weniger als fünf Semester dem theologischen Studium ge- 
widmet hat. 

S 4. 

Unter den Voraussetzungen des $ 3 können nach dem Ermessen 
des Konsistoriums auch solche Kandidaten evangelisch-lutherischen 
Bekenntnisses, welche der evangelisch-Iutherischen Kirche der Provinz 
Schleswig-Holstein nicht angehören, wohl aber deutsche Reichsange- 
hörige sind, zu der ersten Prüfung zugelassen werden. Kandidaten, 

welche die deutsche Reichsangehörigkeit nicht besitzen, können nur 
mit Genehmigung des Ministers der geistlichen Angelegenheiten zur 
Prüfung zugelassen werden. 

85. 


Der Zweck der ersten Prüfung ist, dureh schriftliche und münd- 
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liche Proben zu ermitteln, ob der zu Prüfende durch das Studium auf 
der Universität diejenige allgemeine wissenschaftliche und theologische 
Bildung sich erworben hat und überhaupt diejenigen äusseren und 
inneren Anlagen und Fähigkeiten besitzt, welche seiner Zeit eine wirk- 
same Ausübung des geistlichen Amtes erwarten lassen. 

Auf Grund der bestandenen Prüfung entscheidet das Konsistorium 
über die Aufnahme in die Kandidatenliste und die Ertheilung der 
licentia coneionandi. 

S 6. 

Das Konsistorium überweist die Kandidaten der Theologie ent- 
weder einem Schleswig-holsteinischen Predigerseminar zu einem andert- 
halbjährigen Kursus oder einem Geistlichen der evangelisch-lutherischen 
Kirche der Provinz Schleswig-Holstein zu einer mindestens einjährigen 
Ausbildung im Lehrvikariat. 

Der Erlass besonderer Bestimmungen über das Lehrvikariat bleibt 
dem Konsistorium vorbehalten. 

Der Minister der geistlichen Angelegenheiten ist befugt, in be- 
sonderen Fällen von der Vorschrift dieses Paragraphen ganz oder theil- 
weise zu dispensiren. 

Sr 

Die Kirchenregierung ist befugt, sobald die dazu erforderlichen 
Mittel vorhanden sind, die Bestimmungen des $ 6 Absatz 1 durch die 
andere zu ersetzen, dass jeder Kandidat einen einjährigen Kursus in 
einem schleswig-holsteinischen Predigerseminar und danach ein ein- 
Jähriges Lehrvikariat zu absolviren verpflichtet ist. 

8. 

Die Bestimmungen über den Besuch der Schullehrerseminare seitens 
der Kandidaten der Theologie werden durch dieses Gesetz nicht berührt. 
9. 

Zwischen der ersten und der zweiten Prüfung muss eine Vorbe- 
reitungszeit von anderthalb Jahren, im Falle des & 7 von zwei Jahren 
liegen. 

Die Meldung zur zweiten Prüfung ist spätestens vier Jahre nach 
Ablegung der ersten Prüfung zulässig. Mit dem Ablauf der letzten 
Frist erlöschen die nach $5 dem Kandidaten gewährten Rechte. Der 
Minister der geistlichen Angelegenheiten kann von diesen Fristen aus- 


nahmsweise dispensiren. 


Evangelische Kirchengesetze. 155 
Ss 10. 


B 

Der Zweck der zweiten Prüfung ist, durch schriftliche und münd- 
liche Proben festzustellen, ob die Kandidaten die erforderliche Reife 
zur Uebernahme eines geistlichen Amts erlangt haben. 

Auf Grund der bestandenen zweiten Prüfung befindet das Konsi- 
storum über die Befähigung des Kandidaten des Pfarramts zur An- 
stellung im geistlichen Amte. 

s 11. 

Kandidaten evangelisch-lutherischen Bekenntnisses, welche die 
deutsche Reichsangehörigrkeit besitzen und eine erste theologische Prü- 
fung bei einer deutschen Prüfungsbehörde oder die Lieentiatenprüfung 
bei einer theologischen Fakultät einer deutschen Universität mit gutem 
Erfolge bestanden haben, können von Konsistorium unter Dispensation 
von der ersten Prüfung zur zweiten Prüfung zugelassen werden. 

Kandidaten und Geistliche evangzelisch-lutherischen Bekenntnisses, 
welche nicht die zweite Prüfung in der Provinz Schleswig-Holstein 
bestanden haben, aber dem deutschen Reiche angehören, und in ihrer 
Heimat als befähigt für das geistliche Amt gelten, können auch in der 
Provinz Schleswig-Holstein zu Predigtämtern präsentirt, gewählt und 
kirchenregimentlich berufen werden. Dem Konsistorium bleibt es aber 
vorbehalten, ihre Zulassung zum geistlichen Amte von der mittels eines 
Kolloquiums zu treffenden Feststellung abhängig zu machen, dass sie 
für den Dienst in der evangelisch-lutherischen Kirche der Provinz 
Schleswig-Holstein geeignet sind, 

S 12. 

Mit Genehmigung des Ministers der geistlichen Angelegenheiten 
kan das Konsistorium ordinirte Missionsgeistliche, deren Gewinnung 
für das geistliche Amt mit Rücksicht auf langjährige hervorragende 
Leistungen auf dem Gebiete der äusseren Mission im kirchlichen In- 
teresse liegt, die Fähigkeit der Anstellung im geistlichen Amte bei- 
gen, nachdem durch ein Kolloquium festgestellt ist, dass sie für den 
Dienst in der evangelisch-lutherischen Kirche der Provinz Schleswig- 
Holstein geeimet sind. 

s$ 13. 
Die Kandidaten, welche die im $ 2 angeordneten Prüfungen oder 
eine derselben bestanden haben, unterstehen der Aufsicht des Konsi- 


stor . i s . en 3 i : 
"ms, welche sich auf ihre wissenschaftliche Fortbildung, ihre kirch- 


— 
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liche und praktische Tüchtigkeit und ihren Wandel erstreckt. 

Die Kandidaten haben, sofern sie sich nicht in einem schleswig- 
holsteinischen Predigerseminar oder im Liehrvikariat befinden, das 
Konsistorium von ihrem Aufenthalt und ihrer Beschäftigung in Kennt- 
niss zu erhalten. Der Erlass einer Kandidatenordnung bleibt dem 
Konsistorium vorbehalten. 

S 14. 

Kandidaten, welche der kirchlichen Aufsicht sich nicht fügen, ihre 
wissenschaftliche oder praktische Ausbildung vernachlässigen, oder ein 
für einen Diener der Kirche unwürdiges Verhalten bezeigen, sind bei 
milderen Verstössen durch eine Mahnung zu erinnern, in schweren 
Fällen mit einem Verweise zu belegen oder aus der Kandidatenlıste 
zu streichen. 

Die Entscheidung erfolgt nach Anhörung des Kandidaten dureh 
das Konsistorium, im Beschwerdefalle durch den Minister der geist- 
lichen Angelegenheiten. Lautet die Entscheidung des Konsistoriums 
auf Streichung aus der Kandidatenliste, so muss in derselben ausser 
der Angabe der Gründe eine angemessene Frist bezeichnet sein, inner- 
halb welcher, vom Tage der Zustellung abgerechnet, die Beschwerde 
an den Minister der geistlichen Angelegenheiten zulässig ist. 

Das Recht der Mahnung steht neben dem Konsistorium auch den 
zuständigen (reneralsuperintendenten und Pröpsten (Superintendenten) 
zu. An Stelle des Propstes tritt für die in einem Predigerseminar be- 
findlichen Kandidaten der Direktor desselben. 

Die Streichung aus der Kandidatenliste hat die Entziehung aller 
dem Kandidaten beigelegten Befugnisse zur Folge. 

Die Wiederaufnahme eines aus dem Kandidatenstande entfernten 
Kandidaten ist nur mit Genehmigung des Ministers der geistlichen 
Angelegenheiten zulässig. 

S 15. 

Sind seit Ablegung der zweiten Prüfung mehr als fünf Jahre ver- 
flossen, ohne dass eine Anstellung des Kandidaten im geistlichen Amte 
stattgefunden hätte, oder ist ein im geistlichen Amte angestellt g*- 
wesener Geistlicher längere Zeit ausser Amt gewesen, so ist das Kon- 
sistorium ermächtigt, durch ein Kolloquium festzustellen, ob der Kan- 
didat bezw. Geistliche noch für den Dienst in der evangelisch-lutherischen 
Kirche der Provinz Schleswig-Holstein geeignet ist. 


Evangelische Kirchengesetze. 157 
& 16. 


Kandidaten, welche bei dem Inkrafttreten dieses (Gesetzes das 
Tentamen bestanden haben, können von dem Konsistorium auf Grund 
der bestandenen ersten Prüfung für anstellungsfähig erklärt werden, 
nachdem sie die in $ 6 dieses Gesetzes vorgeschriebene praktische 
Vorbildung genossen haben. 

8 17. 

Die zur Ausführung dieses (Gesetzes erforderlichen Anordnungen 
werden von dem Konsistorium mit Genehmigung des Ministers der 
geistlichen Angelegenheiten getroffen. 

S 18. 

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses (Gesetzes wird durch Kö- 
nigliche Verordnung bestimmt. 

2. Schleswig-Holstein. Bek. d. Kons. zu Kiel 28./11. 98 
die theol. Prüfungen betr. K.G. u. V.Bl. 96, 147. 

3. Baden. Bek. d. O.K.R. d. Einzug, die Beitreibung u. Ver- 
Jährung der Kirchensteuer f. örtl. kirchl. Bedürfnisse betr. 14./7. 98. 
r. u. V.Bl. 98, 125. 

4. Hessen. V. d. Ob.Kons. 24./6. 98 betr. die Prüfungsordnung 
ed. Schlussprüfung d. Kandidaten d. ev. Theol. A. K.Bl. 96, 8. 319. 

9. Sachsen-Weimar. III. Nachtr. v. 25./5. 98 z. (es. über 
d. Volksschulwesen v. 24./6. 74. A. K.Bl. 1898, 359. 

6. Braunschweig. K.G. 6./6. 97. Verhalt. d. Kirche beim 
Begräbniss e. Selbstmörders. A. K.Bl. 98, S. 324. 

. Siebenbürgen, A.B. Rundschr. d. Landesk. 30./4. 98 enth. 
d. Vorschrift f. d. nach $ 11 der „Bestimmungen betr. d. Pfarramt“ 
geforderte Prüfung d. Kandidaten d. Theol. Jahrb. 1898, 274. 

8. Preussen. K.G. v. 16./8. 98 betr. Errichtung eines Hülfsfonds 
für landeskirchliche Zwecke. 

Wir Wilhelm, von (tottes Gnaden König von Preussen ete., ver- 
ordnen unter Z ustimmung der Generalsynode für die evangelische 
Landeskirche der älteren Provinzen, was folgt: 

sl. 

Zur Bildung eines Hülfsfonds für landeskirchliche Zwecke wird 
alljährlich eine Umlage von Einem Prozent der von den Miteglie dern 
der “vangelischen Landeskirche in den älteren Landestheilen der Mo- 


harelje 
'“ zu zahlenden Staatseinkommensteuer erhoben. 
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8 2. 

Dieser Hülfsfonds ist zu verwenden: 

l. zur Gewährung einmaliger und fortlaufender Beihülfen behufs 
Dotirung neuer geistlicher Stellen, 

2. zur Gewährung einmaliger und fortlaufender Beihülfen behufs 
nothwendiger Neu-, Erweiterungs- und Umbauten von Kirchen 
oder Pfarrhäusern, 

3. zur Deckung von Ausgaben, welche zur Durchführung des (re- 
setzes vom 15. August 1898, betreffend die Anstellungsfähigkeit 
und Vorbildung der (reistlichen, Seitens der Landeskirche zu 
bestreiten sind. 

8 3. 

Die zu den obigen Zwecken in einem Rechnungsjahre nicht ver- 
ausgabten Beträge können zur Gewährung allmählich zu tilgender 
Darlehne für die in $ 2 zu 1 und 2 bezeichneten Einrichtungen an 
(remeinden gegeben werden. 

S 4. 

Beihülfen und allmählich zu tilgende Darlehne mit aufgeschobener 
oder unter den gängigen Zinsfuss herabgesetzter Zinsverpflichtung 
dürfen nur an solche (remeinden gewährt werden, deren Bedürftigkeit 
nachgewiesen ist, und die bereits durch Umlage zur Bestreitung kirch- 
licher Bedürfnisse erheblich belastet sind. 


S 5. 

Die Verwaltung des Fonds erfolgt durch den Evangelischen Ober- 
Kirchenrath nach einem von demselben unter Betheiligung des General- 
synodal-Vorstandes festzustellenden Regulativ und dem in gleicher 
Weise jährlich festzustellenden Etat. 

S 6. 

Der Evangelische Ober-Kirchenrath wird mit Ausführung des Ge 

setzes beauftragt. 
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I. Abhandlungen. 


Canonistische Quellenstudien. I. 


| Die Westminster-Synode 1175, 
ne Quelle falscher oder verfälschter Canonen in den nach- 
gratianischen Sammlungen. 
Von 


Dr. Emil Seckel, 


4.0. Professor an der Universität Berlin. 


I. 
Die (' 
ie Canonen der Westminster-Synode 1175 und 
ihre Quellen. 


m a nntag, den 18. Mai 1175 hielt Richard, Erzbischof 
ein ones] ury, Frimas Englands, legat des apostolischen Stuhls, 
a 2 Tiondon in Avessmngier in Gegenwart und mit Zu- 
a z beiden Könige Heinrich (II. und III). Der Synode 
bi, nenli @st sämtliche Suffraganen des genannten Erzbischofs 
‚ Qemlich 

W alterius, Rofensis episcopus 

Cillebertus, Lundoniensis episcopus 

Ricardus, Wintoniensis ep. 

J OScelinus, Saresbiriensis ep. 

Saufridus, Eliensis ep. 
Ogerus, Wigornensis ep. 
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Reginaldus, Bathoniensis ep. 
Rodbertus, Herefordensis ep. 
Bartholomaeus, Exoniensis ep. 
Ricardus, Cestrensis ep. 

Johannes, Cicestrensis ep. 

episcopus de Sancto Dauid de Wallia 
abbas Sancti Albani 

abbas Sancti Edmundi 

abbas Rameseiae 

abbas de Boxeleia. 

Vor diesen 16 Bischöfen und Aebten verkündete der Erz- 
bischof von erhöhtem Sitze aus die Canonen der Synode. 

So erzählen die (esta regis Henrici 1I.', eine äusserst wert- 
volle zeitgenössische Quelle ?. Die Gesta teilen auch den Wort- 
laut der Canonen mit°. 

Ich gebe im Nachstehenden zunächst den Text der Synodal- 
acten und verbinde damit die Untersuchung, aus welchen Quellen 
die Canonen stammen und wie diese Quellen behandelt, d.h. 
insbesondere vielfach verfälscht, zum Teil auch blos in ander: 
Form umgegossen sind. 

(Praefatio.) 


Ideo in ecclesia dei secundum antiquam patrum consuetl- 


! Gesta regis Henrici secundi Benedieti abbatis, The Chronicle of the 
reigns of Henry II. and Richard I. a. d. 1169—1192; known commonly under 
the name of Benedict of Peterborough. Edited by Stubbs. Vol. 1(18#) 
p. 84. — Das vom Londoner Bischof ergangene Einladungsschreiben steht 
bei Gilb. Foliot Epist. 244, Migne T. 190 col. 933. 

® Stubbs in der Preface seiner Ausgabe |. c. p. xliv. 

° Gesta l. c. p. 84—89, in der ed. princeps (Benedictus, abbas Petr" 
burgensis, De vita et gestis Henrici II. et Ricardi I. ed. Hearnius Ton. 
1735) p. 97—106. Der Text der Gesta ed. Stubbs beruht auf zwei Hand- 
schriften, A == Cotton Ms. Julius A XI, B= Cotton Ms. Vitellias E XVIl. - 
Aus den Gesta hat die Synodalschlüsse übernommen der Compilator Rogt! 
de Hoveden, s. Chronica Magistri Rogeri de Houedene, edited by Stubbs 
Vol. 2 (1869) p. 72-77; der Abschnitt hat bei ihm die Aufschrift: Come 
lium Ricardi Cantuariensis archiepiscopi Lundoniis celebratum. Unbrauch- 
barer Abdruck bei Mansi Coll. conc. T. 22 col. 147— 152. 
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dinem coneilia congregantur, ut ii, qui constituti sunt in eminen- 
tiori cura pastorali, uitam subditorum de communi consilio re- 
gularibus institutis informent et enormitates, yuae pullulant in- 
cessanter, consultiore censura compescant. nos itaque potius in- 
haerentes orthodoxorum patrum regulis quam aliquid de nouo 
statuenteg quaedam certa capitula dignum duximus in medium 
promilganda , quae uniuersis prouincialibus nostris firmiter et 
inwiolabiliter ohseruanda iniungimus. ommes enim sacrorum cen- 
senus canonum transgressores, qui statutis huius sacrosanctae 
synodi Praesumpserint contraire. 


1.) 

Der erste Canon ist eine Bearbeitung einer Decretale Ale- 
xanders IT, die uns in ihrem echten und vollen Wortlaut in 
der Briefsammlung des Gilbertus Foliot erhalten ist. 

Epistolae Gilberti Foliot, ed. Cone. Westmonast. c. 1. 
Giles II 97.4 
AdRogerum Wigornien- Ex decretali epistola 
sem ePiscopum.> Alezandıi papae JII ad 
De is, qui se ecclesiasticae Ro gerum Wigornensem 
professionis esse fingentes matri- episcopum.*‘ 
Mona Contrahunt; de sacerdoti- 
bus fornicariis, 
Inter eetera sollicitudinis tuae 
“ae commissa prudentiae tuae 
onuenit studiose ac diligenter 
atendere, ut tales ecclesiis tuae 
zubernation; commissis ministros 
ordineset Praeponas, quiet domui 


domini seiant decenter disponere 

Be ee 

Nach Migne Patr. lat. T. 200 col. 930 (da mir Giles' Ausgabe selbst, 

2 1845, nicht zu Gebote steht). 

Taffe, Regesta pont. Rom. * 12 254. 

Jafte : 12255, welches Stück also mit J. 12254 zu verbinden Ist. E 

1225 ist keine selbstündige Decretale, sondern Bearbeitung von J. 12254. 
11* 
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et populo dei praeesse possint 
utiliter et prodesse. 

Peruenit autem ad audientiam 
nostram, quod quidam in tua 
dioecesi commorentur, qui se ec- 
clesiasticae professionis esse fin- 
gentes, cum tamen ecclesia- 
stica beneficia habeant, 
matrimonia contrahunt et adep- 
ta beneficia nihilominus obtinere 
contendunt ; alii autem, licet filüi 
sacerdotum existant, patribus suis 
in ecclesiis quasi hereditario iure 
succedunt et in his postmodum 
instituti ad sacros ordines minus 
licite promouentur. (Quod quia 
— amouere. (Vgl. unten 8. 163 
fg.; der Bearbeiter stellt um). 

De sacerdotibus uero publice 
fornicariüis discretioni tuae nihi- 
lominus praecipiendo mandamus, 
ut eos diligenter conuenlas et at- 
tentius commoneas, quod forni- 
carlas suas dimittant et ase pror- 
sus expellant. quod si ad com- 
monitionem tuam facere contem- 


(Vgl. unten c. la zu Anfang.) 


(a.) 

Si quis sacerdos’ uel clericus 
*in sacris ordinibus constitu- 
tus°® ecclesiam uel ecclesia- 
sticum beneficium” habens pu- 
blice fornicariam habeat‘ et‘ 
semel‘, secundo et tertio?’ com- 
monitus “fornicariam suam‘ non 
dimiserit el a se prorsus nn 


a-@ gm. T(uronensis concilii 1163 canones falsi ce. 4). — » officium T. 
— © habet B — sı T. — ® et ins. B. — '!-feam T. — 


° Durch eursiven Druck werden diejenigen Partien der Westminster-Cano- 
nes hervorgehoben, welche sich mit den nachweisbar benutzten Quellen decken. 
® Die Wendung in sacris ordinibus constitutus (vgl. Hinschius, Kir 
chenrecht Bd. 1 S. 7) gebraucht Richard 3mal (vgl. noch c. 2. 3), ohne 


sie in seinen Vorlagen vorzufinden. 


° Vgl. c. 13, wo die Worte semel, secundo et tertio der Quelle ent- 


lehnt sind. 


F 
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pserint et ın sua imnıunditia du- 


serint persistendum, tu eos absque 
appellationis remedio ab omni of- 
fein et beneficio ecclesiastico non 
differas spoliare. [«.1163—1174.] 


(uod quia indignum est et sa- 
Cora canonum institutionibus 
Aoscitur penitus obuiare, frater- 
tatı fuae per apostolica scripta 
raeeipiendo mandamus, quate- 
aus illos, qui infra subdiacona- 
tunı Aatrimonia contraxerunt, 
a Sul wsoribus separari nulla 
rtione permittas, nisi de com- 
N! assensu illae ad religionem 
(unsire wluerint et ipsi in dei 
U Qugiter Commorari. si au- 
tem cum üXorıbus uixerint, ec- 
Cesiastieg be 
In tantum, 
utio dei per 


neficia, quae ad il- 
qui assidue in ser- 
Seanfr een spectare no- 
ne ie ehent ullatenus ob- 
Conatu ue] N, qui in subdia- 
Conuolarunt “pra | ad matrimonia 
dehent nit vnulieres POsSun. et 
Induere, en. e enenıeS as 
to Matrimo ‘ Autusmodi coniunc- 
Mum est 2 wen sed contuber- 

raesenti . tius BUBEN azIOu 
tate san tibi auc- 
N mus, ut filios sacer- 
MT. 
Weilanter A. 


tor 
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erpulerit, sed potius in immun- 
ditia sua® duxerit persistendum, 
omni officio et beneficio cccle- 
siaslico spolietur". 


(b). 

Si qui uero infra subdiaco- 
natum‘ constituti malrimonia 
contraxerint, ab uroribus suis, 
nisi de communi consensu ad 
religionem Iransire uoluerint et 
ıbi in dei seruitio iugiler* per- 
manere, zullatenus separentur, 
sed cum uroribus wuiuentes ec- 
clesiastica beneficia nullo mode 
percipiant. qui autem in suhdia- 
conalu uel supra ad malrimo- 
nia conuolauerint, mulieres eti- 
am inullas el renilenles relin- 


quant. 


(e.) 


eliam eiusdem 


Decreuimus 
epistolae auxctorilate, ne flü sa- 


—— $Eopriuetur T. — ! subliaconum B. — *“ sie Bet Hou.: 
ern. 
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dotum in paternis ecclesiis mini- cerdotum in paternis ecclesüs 
strare uel eas occasione quali- amodo personae instituantur nec 
libet obtinere nullatenus patiaris, eas qualibet occasione media 
sed ipsos ab ecclesüs, in quibus non intercedente persona 
patres eorum ministrasse no- oblineant. 
scuntur, cessante omni appella- 
tionis obstaculo studeas penitus 
amouere. 

Das Einschiebsel am Ende von c. lc wird man nicht anders 
denn als Verfülschung bezeichnen können. Die übrigen Abweich- 
ungen vom Original betreffen mehr die Form als die Sache. 


(2.) 
D. 44 c. 4. Conc. Westmonast. c. 2. 
Item ex concilio Cartag. Er concilio Carlagi- 
LEE, nensi III. 


Clerici " edendi uel bibendi _Cl/eriei in sacris ordinibus con- 
causa tabernas non ingrediantur stituti edendi uel bibendi causa 
nisi peregrinationis necessitate /abernas non ingrediantur ne 
compulsı. publicis potationibus intersit 

D. 44 c. 3. nisi peregrinationis necessilale 

Item ex VI. Sinodo.!” compulsi. 

2... 81 quis uero tale quid si quis uero tale quid fecerit, 
fecerit, aut cesset aut deponatur. auf cessel aut deponatur. 

Dem Carthagischen Concil von 397 wird hier eine Bestin- 
mung untergeschoben, die es nicht verfügt hat, und der ganzen 
Norm wird eine Sanction beigegeben, die ihr fremd war. Die vor- 
gratianischen Stücke entnimmt der Verfasser unsrer Canonen 
nicht einer älteren Sammlung, sondern — hier wie wohl immer — 
dem Decret Gratian’s '°. 

Gone; Carthag:. HL (a, 397) ec, 275 Bruns T. 19: 12%. | 

'! So schreiben — statt: ut elerici — nur Regino und Gratian. 

? Synodus Const. quinisexta (a. 692) ce. 9; et. Mansi Tom. 11 col. #6. 
Vgl. N. 20, 21, 23, und ferner den benachbarten Standort beider 
Quellen des c.2 Westmon. bei Gratian. Die Möglichkeit, dass Richard von 
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(3.) 
0.23 4.8 c. 30. Conc. Westmonast. c. 3. 
ı  Itemex concilio Tolle- Ex econcilio Toletano 111. 
tano X]. '* 

His, a quibus domini sacra- Iös, qui in sacris ordinibus 
menta tractanda sunt, iudicium constituti sunt, zZuedieium  san- 
sum agitare non licet. et guinis agitare non licet. unde 
ideo magnopere talibus exces- prohöbemus, ne 
sihus prohibendum est, ne indis- 
eu Presumptionis motibus agl- 
tatı aut, quod morte plectendum 
est, senteneia propria iudicare 
preöumant aut per se inferant aut per se membrorum [runca- 
engen! truncationes quwi- fiones facient aut inferendas 
buslibet personis aut inferendas iudicent. quod se quis 
DIES ANN: quod S] quise juam ho- 

u Inmemor preceptorum aut 
in ecclesiae suae famulis aut in 
quibuslibet personis tale aliquid tale fecerit, enncessi ordinis 
fecerit, concessi ordinis priuetur prixetur ofticio et loc. 
honore et loco; sub perpetuo quo- 
de dampnationis teneatur erga- 
au religatus. cui tamen con- 
u exeunti ex hac uita non 
est neganda propter domini mi- 
senvordiam , qui non uult pec- 
catoris Mortem, sed ut conuer- 
tatur et uiuat. 
inhibemus etiam sub intermina- 


ER 


Ü ı u . . . . 
a einen bereits bearbeiteten Text des Deeretum Gratiami vor sich 
z er habe, liegt zu weit ab, als dass sie in Rechnung gezogen werden 
sste, 
Un 
ö Cone. Tolet. XI. (a. 675) e. 6; Bruns T. 1 p. 311. 
Vgl. Ed. Friedberg. not. 388. 
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tione anathematis '°, ne quis sa- 

cerdos habeat uicecomitatum aut 

praepositi saecularis officium. 
Die Quelle wird hier gekürzt und ihr ein neuer Rechtssatz 


angefälscht. 
(4.) 
D. 236 22; Conc. Westmonast. c. 4. 
Item ex concilio Aga- Er concilio Agalensi. 


tensı. "” 

Cleriei, qui comam nutriunt,  (leriei, qui comam nutriunl, 
ab archidiacono, etiamsı nolue- ab archidiacono etiam  inmuili 
rint, inuiti detondeantur. uesti- /ondeantur. westimentis eliam 
menta etiam uel calceamenta eis, we/ calceamentis, nisi quae ho- 
nisi que religionem deceat, uti nestatem et religionem deceml, 
aut habere non liceat. 

020.3. 4ıL£ 

..... 81 quis autem contra si quis autem contra hoc facere 
hoc facere presumpserit et.... praesumpserit et  commonitus 
non emendauerit ... . .) 

[G.12.: 2, 431 5 0 
1 15 0,16 0: 7 8 18 3,8 Bte, 

. . excommunlcationi sub- ercommunicationi subiaceal. 
laceat.) 


eis" uli non licet®. 


emendare noluerit, 


Auch hier ist der Norm der echten Quelle eine falsche 


Sanctio legis angeflickt, von der ich — bei der Gewöhnlichkeit 
ihres Inhaltes — nicht behaupten will, dass sie gerade aus den 


angezognen Stellen des Decretes stamme. 


(9.) 


Ex diuersis decretis Urbani, Innocentilet 


a eos Hou. — ” liceat Hou. 


1% Die Sanctionsformel sub interminatione anathematis wird von unsrer 
Synode mit Vorliebe (viermal, ef. c. 5, 6, 10) angewendet; den Quellen, welche 
die Synode zunächst benützt, ist sie fremd. 

'" Conc. Agath. (a. 506) c. 20; Bruns T. 2 p. 150. 


Seckel, Canonistische Quellenstudien I. 167 


„-onelliis Calcedonensi? Cartaginiensi‘“. 
Kun "quidam elerici, ddesperantes ab episcopis suis ordinari ue] 
„ropter Mperitjam uel uitae incontinentiam uel natiuitatis condi- 
tionen Auffituli defectum aut aetatem minorem, extra prouineiam 
suzım, iNierdum etiam a transmarinis episcopis ordinantur uel or- 
dır2atos se mentiuntur ignota sigilla episcopis suis deferentes: 
statuwmus talium° ordinationem irritam esse habendam, sub inter- 
minatione anathematis inhibentes, ne a quoquan ad officii sui 
executionen suscipiantur. episcopumquoque nostrae iurisdictionis, 
u talem sciens et prudens ordinauerit uel susceperit, ab illius 
ordinis collatione, ad quem eum ordinauit uel suscepit, usque ad 
condiemam satisfactionem se nouerit esse suspensunt. 

Dieses Elaborat hängt nur lose zusammen mit den in der 
Aufschrift genannten Quellen, als welche in Betracht kommen 
dürften : 

Urbani Il. Synodus hab. Placentiae (a. 1095) c. 15 — D. 70c. 2, 

Innocentius I. ad Victricium (a. 404) — D. 71 ce. 2, 

Gone. Chalcedon. (a. 451) c. 6. 13. 20 (Hisp.) — D. 70 c. 1, 
D. 710.74, 

Cone. Carthag. I. (a. 348) c..6 — D. 71 c.6; Ill. (a. 397) 
.21—-D.72c 2. 

(6.) 

Item‘. Cum ecclesia dei, secundum euangelicam uerita- 
tem, domus orationis esse debeat et non spelunca latronum 
et sanguimis forum, saeculares causas, in quibus de sanguinis 
effusione uel de poena corporali® agitur, in ecclesiis uel in coeme- 
tennis agitari sub interminatione” anathematis prohibemus. ab- 
surde' (') enim est et crudele ibi sanguinis iudicium exerceri, ubi 
et reis constituta est tutela refugii. 

Der Canon gibt sich, auch ohne die Aufschrift ‚Decretum 


“ concilü B — ® Calcedonis B, Chalcedonensis Hou. — © Carthaginis 
B, Carthaginensis Hou. — @ om. B. — ® talem RB. 
“om. B. — dom. B. — ® intermissione B. — *! absurdum How. 


" Ex. Math. 21 1, Marc. 11 17, Luc. 19 .6 


ba 
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nouum‘ (ce. 9), als eigener, neuer Schluss unsrer Synode zu er- 


kennen. (7.) 


G1:54 84308: 
Item exconeilio Triburi- 
ensi"., 

Dietum est solere in quibus- 
dam locis pro perceptione cris- 
matis nummos dari, similiter ?® 
pro baptismo et communione. hoc 
symoniacae heresis esse?! detesta- 
ta est sancta synodus et anathe- 
matizauit, et ut de cetero nec pro 
ordinatione nec pro cerismate uel 
baptismo uel balsamo nec pro 
sepultura uel communione quic- 
quam exigatur 2, statuit??; sed 
gratis dona Christi gratuita dis- 
pensatione donentur. 


(0. C.12q. 20. 4if.; C. 
16 . 7. 11i. f. ete.) 


C'onc. Westmonast. ce. 7. 
Er coneilio Triburiensi. 


Dictum est solere in quibus- 
dam locis pro perceptione chris- 
matis nummos dari, similiter 
pro baptismo“ et communione. 
hoc simoniacae” haeresis” esse‘ 
"detestalta est" sancla synodus 
et anathematizauit. stalwmus' 
ergo, ul“ de cetero nec pro 0r- 
dinatione® "nec pro chrismale' 
nec pro baptismo* 'nec pro’ ex 
trema unctione "nee pro‘ sepul- 
lura 'nec pro‘ communione 'nei 
pro' dedicatione gquwieguam eri- 
gatur, sed gratis dona Christi 
gratuita dispensatione donenlur. 
si quis contra * hoc facere pra®- 
sumpserit‘, anathema sit. 


Der benutzte Text des Triburer Schlusses ist, wie sich hier 
sicher beweisen lässt (N. 13), derjenige Gratian’s. Die Vorlage 


a baptismate 7 (e. 10). — ® -cam -sim T. — ® om. B. — 4-4 detestauit T. 
° prohibemus 7. — f ne T. — Ss ordine T. — U-h om. T. — !-! uel T.- 


k-k statuerit 7. 


'® Canonum Triburiensium Collectio Catalaunensis c. 26 (ed. Seckel, 
Neues Archiv d. Ges. f. ält. d. Geschichtskunde Bd. 18 S. 400; cf. ed. Kraust, 


MG. Capp. I p. 206 sq.). 


‘° So schreibt nur Gratian, und keiner seiner Vorgänger (om. Ort. 


Ivo Deer. 1, 295; solere quoque Reg. 


1, 129, Burch. 4, 101). 


* Dies hat wiederum nur Gratian (in einem Teil der Ueberlieferung. 
cf. Friedberg not. 1583; semen: Orig. Reg. Burch. Ivo 1. cc.). 

= Cf. Friedberg not. 1586 und not. e zu d. St. 

”°* Ebenfalls nur bei Gratian (nicht: Orig. Reg. Burch. Ivo Il. ce.) 
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jst durch tatheständliche Erweiterungen verfälscht und durch eine 
fremde Sanction bereichert. 


(8.) 
c. 14203 (Palea) Satz 1. Conc. Westmonast. c. 8. 
Urbanus papa in conci- Ex decreto ÜUrbani papae. 
\io apıd Melfiam c. 12%. ‚Vullus praelatus in reeipiendo 
Nullus abbas precium sumere 
uel exigere ab eis, qui ad con- 
uersionem ueniunt, aliqua pacti 
‚ Pecasione presumat. 


monacho uel canonico uel sanc- 
timoniali prelium sumere wel 
erigere ab ls, qui ad conuer- 
sationem weniuntl, aliqgua pacti 
ER ED a 
T. 21 col. 356): 
-... pro recipiendis mona- 


chis, eanonieis et sanctimonia- 
Ins... 


= . 5: wa 
5 a 


(f.C.12 q4.20.46i.f) 8 guis autem hoc fecerit, una- 


thema sit. 

Die Satzung Urban’s ist durch ein Einschiebsel, das der Ver- 
fasser einer einheimischen, englischen Synode entlehnt zu haben 
scheint, verfälscht und in bekannter Manier mit einer Sanctio 
Ausgestattet. 


(9.) 
Decretumnouum. 

Nulli liceat ecclesiam nomine dotalicii ad aliquem transferre 
tel pro praesentatione alicuius personae pecuniam wel aliquod 
emmolumentum pacto interueniente recipere. quod si quis fecerit 
et inde in iure uel confessus uel conuietus* fuerit ?, ipsum tam 
reria quam nostra freti auctoritate patrocinio eiusdem ecclesiae 
in perpetuum priuari statuimus. 


Flo nen, 


* commotus B. 


“* Cone. Melf. (a. 10829) c. 7; Mansi T. 20 col. 723. 


By: it 
Zu: in iure u. conf. u. conu. fuerit vgl. c. 12, wo die Worte der 
“Quelle entnommen sein können. 
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(10.) 


Conc. Westmonast. c. 10. 

Ex decretis diuerso- 
rum patrum. 

Secundum instituta * patrum’ 
(D. 886 2:8. nostrorum “sub interminatione 
.. . „ plurimos clericorum ne- anathematis prohibemus‘, ne mo- 
gotiationibus inhonestis et tur- nachi uel e/eriei causa Jucri ne- 
pibus lucris inminere ...— [c.9] gotientur"; et ne monachi a cle- 
negotiatorem clericum . . . ricis uel® /aieis firmas‘ teneant, 
1 19:04:76 38%: 
Decimas et ecclesias a laicis ficia ad firmas’" suscipiant'. 


neque® laici ecclesiastica bene- 


monachi non susciplant . . .) 
Die erste Norm dieser Neubildung deckt sich inhaltlich mit 
dem alten Recht; die zweite und dritte führt neue Rechtssätze ein. 


(11.) 
Erconcilio Meldensi®. 

Quicunque ex clero uidentur esse, arma* non sumant net 
armati incedant, sed professionis suae rocabulum religiosis' 
moribus et“ religioso" habitu praebeant. quod si contempserinl, 
lanquam sacrorum canonum conlemplores el ecclesiaslicae auc- 
loritatis profanatores proprü gradus amissione mulctentur, quia 
non possunt simul deo et saeculo militare. 

(setreue Wiedergabe der Vorlage; nur ein Wort (not. a) 
ist gestrichen. 

(12.) 

Ex decretoAlexandri papae III.* Norwicensi' 

episcopo misso. - 


« statuta 7’ (c. 5). — P praedecessorum 7. — °-° decernimus T. — 
A negotiationem inhonestam (cf. D. 88 c. 2) exerceant T. — ® a ins. T.— 
' .mam T. — 8 eccelesiam ins. T. — * teneant uel ins. B. — ! teneant T 

* militaria ins. Grat. (et fontes). — ® religionis A. — “ex Hou. — !r 
ligiosi B. 

“om. B. — ® Nortwicensi How. 


?° Conc. Meld. (a. 845) c. 37; Mansi T. 14 col. 87; = 0.3 q.8 «6. 


rn 
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Ilud etiam de® uicariis, qui personis fide et iuramento‘! 
„bligati sunt, duximus statuendum, quod, si fide” uel® sacramenti 
religione COntempta personatum sibi falso assumentes contra per- 
on se EleXerint®, super hoc in iure 'uel confessi uel' conuicti 


alt fuerint, de cetero in eodem* episcopatu ad ofticii sul executionem 
a non admittantur. 


f 
+ 
BE 
L 
k 


Da sämtliche Ueberlieferungen dieser Stelle auf unser Concil 
zurückgehen können ?”, vgl. unten S. 183, uns also keine sichere 
“Kontrolle an der Hand des Originals möglich ist, so muss es eine 
offene Frage bleiben, ob und inwieweit Richard von SanIEIDUNT 
' den echten oder einen gemodelten Text bietet. 
(13.) 
C.16q4.7c.5. Conc. Westmonast. c. 13. 
-, Item ex concilio Rotho- Ez concilio Rothomaygensi. 
magensi®. 
Umnes decimae terrae siue . Umnes decimae lerrae siue 
| ffugibus sine de pomis arborum de frugibus siue de fructibus ar- 
domini sunt et illi sanctifican- dorum siue de* aliis fructibus 
tur, sed quia modo multi inue- domini sunt et illi sanctifican- 
niuntur decimas dare nolentes, Zur. sed quia multi modo inue- 
statuimus, ut secundum domini niuntur decimas dare nolentes, 
nostri preceptum admoneantur s/aluimus, ul iuxta domini pa- 
semel et secundo et tertio. quod®® pae (!) praeceptum” admonean- 
si non emendauerint, anathema- tur semel, secundo et° Lertio, ut 


en 


"in T (ec. 6. — d-d uel sacramentis B. — ® sacramento Hou., T. — f fi- 
KIT.— set TV — Bet ins T. — !-! om. rt. -keoT. 

"om B. — d praecepta B, Hou. — °< om. B. 

” Einige Anklänge an unser Stück finden sich in dem Schreiben Alex- 
u Il. ad Wiilelmum) Norwicensem ep. (Epist. Gilb. Foliot ed. Giles 
2 95; Migne T. 200 col. 929) ‘Ex tenore litterarum', Jafte ? 12253. Die 
Möglichkeit ist nicht ausgeschlossen, dass can, 12 Westmon. aus dieser De- 
cretale (ex decreto') fabricirt ist. 

** Conc. Rotomag. (saec. IX) c. 8; Bruns T. 2 p. 269. 

” Der Abschnitt Boues- non redimetur, der hier im Originale (Bruns 
l. c.) folgt, ist in das Decret als Palen eingeschoben; die Palea ist dem Re- 
dactor unsrer Canonen unbekannt gewesen oder von ihn ignorirt worden. 

Val. Friedberg not. 47 z. d. St. 
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tis uinculo feriantur usque ad 
satisfactionem et emendationem 
congruam. 

C. 16 q. 7 ec. 4 (Ambrosius). 
. de grano aut de uino 


aut de fructibus arborum aut de 
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de grano, de uino, de fruclibus 
arborum et? de foetibus anima- 
lium et‘ de lana et‘! de agmnıis 
°et° de caseis® et“ lino et‘ ca- 
nabe et de reliquis, quae an- 


nuatim renouantur, decimas in- 


pecoribus . . . tegre persoluant. guod si com- 
moniti non emendauerint, ana- 
themati se nouerint subiacere. 

Der Text des Canons von Rouen in der Fassung Gratian’s 
ist im Interesse analoger Erweiterung und reicherer Exemplificirung 
verfälscht. 

(14.) 

Item‘. 

Calunniam et audaciam temere litigantium condemnando in 
expensas et alio multiphici remedio imperialis sanctio compescat'. 
yuoniam igitur hoc* sacris institutis@ consonare dinoseitur, prae- 
cipimus, ut de cetero in causis pecuniarlis°, “quae inter celericos 
aritabuntur‘, uietus uietori condemnetur in expensis®". qui auten 


soluendo non fuerit, eum in arbitrio episcopi sui puniendum 


relinquo. 
Eine Quelle für diesen Canon lässt sich nicht finden; der 
c. 9 der falschen Schlüsse von Tours 1163?! — s. Beilage — 


kann nicht als solche gelten. Der Hinweis auf das römische 
Recht erscheint bei einem englischen Kirchenobern in der Zeit 
des Vacarius und seiner Nachfolger ?? als nicht geradezu un- 


erklärlich. 


dom. Hou. — °-* de butyro et caseo Hou. — f de Hou. 
a om. A. — ® compesecit T (c. 9). — ° om. T. — 9 constitutis T. — 
° pecuharibus B, prauis (!) T (ed.). — f"fom. T. — 8 expensas T. — P nisi 


forte, sicut cautum est, pro absente feriatur (sic) sententia add, reliqua om. T. 
#1 Auf diesen verweist Friedberg, Canones-Sammlungen S. 72, 162, 
201. Quinque compilationes S. 63, X. (5, 37) 4 not. 1 (vgl. Corp. iur. can. II 
col. Xl). | 
% Vgl, Savigny, Geschichte des römischen Rechts im Mittelalter 
B1l.4°S 41 #. 
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(15.) 


D. 1 c. 71 de cons. 
Pelagius...®, 


Inuenimus has nouem prefa- 
tiones in sacro catalogo tantum 3% 
recipiendas, id est: unam in al- 
bis pascalibus, aliam die ascen- 
sionis domini, tertiam die pen- 
tecosten, quartam de natalı do- 
mini, quintam de apparitione do- 
mini, sextam de apostolis, septi- 
mam de sancta trinitate, octa- 
uam de cruce, nonam de ieiu- 
nio in quadragesima tantunımodo 
dieendam. 

Diet. Grat. post c. 2 D. 70. 

In eodem etiam concilio (Ur- 
bani II. hab. Placentiae a. 1095 
c. 15[?]°°) antiquis nouem pre- 
fationibus decima addita est, 
ne ita se habet ‘Eqyuum et sa- 
lutare’ (mot. c. Correct.: et te 
ueneratione welassumtione B. 
Mariae ...)... 


‘Maria B. — f om. B.e — som. B. 
* Apocıyph, J. 1065. 
®Cf. Mansi Tom. 20 col. 807. 


* reperiendas A. — "> omne How. — * natali How. — 4-4 om. B. 


Conc. Westmonast. c. 15. 
(a) Ex decreto Pelagiıi 
papae. 

Inuenimus tantum decem prae- 
fationes in sacro calhalogo re- 
cipiendas*. unamin albis pascha- 
libus ‘Et te quidem ommi® tem- 
pore’. secundam in die ascen- 
sionis ‘Qui post resurrectionem’. 
terliam in penlecosten ‘Qu a- 
scendens super omnes coelos’. 
quartam de natale° domini‘Quia 
perincarnati "uerbi mysterium’". 
guintam de apparilione domini 
‘Aula cum unigenitus tuus’. Sez- 
tam de apostolis ‘Et te, domine, 
suppliciter exorare’.  seplimam 
de sancla trinitate ‘(Ju cum 
unigenito tuo’. oclauam de eru- 
ce ‘Qui salutem humani gene- 
ris’. zonam de ieiunio quadra- 
gesimali tantummodo dicendam 
‘Qui corporali ijelunio’. decimamn 
de beata uirgine® "El tein! ue- 
neralione bealae Mariae!. 

(b.) huns igitur decreti et do- 
mini papae Alexandıı auctori- 
tate distriete praecipimus, ne quis 
praefatis praefationibus aliquam 
omnino praesumat adiicere. 


* Friedberg, not. 787 z. d. St. 
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Das pseudo-pelagianische Decret ist eigenmächtig erweitert, 
insbesondere durch Hinzufügung der zelinten Praefatio; ob die 
Berufung auf Alexander III. in dem bestätigenden Beschluss 
unserer Synode Grund lat, muss dahingestellt bleiben. 


(16.) 


D.2c.781.de cons. 

Iulius papa episcopis 
per Egiptum °®, 

Illuduero, quod pro conplemen- 
to communionis intinctam tradunt 
eucharistiam populis, nec hoc 
prolatum ex euangelio testimo- 
nium receperunt .... . nam In- 
tinctum panem alıs Christum 
prebuissenon legimus excepto illo 
tantum discipulo, quem intincta 
buccella magistri proditorenı os- 
tenderet, non que sacramenti 
huius institutionem signaret. ... 


Conc. Westmonast. c. 16. 
Ex decreto* /ulü papae. 


Inhibemus, ne quis quasi pro 
complemento communionis in- 
finclam alicui eucharistiam tra- 
dat. nam inlinclum panem aliis 
Christum praebuisse non leyimus 
ercepto illo tantum discipulo, 
quem intincla buccella magistri 
prodilorem ostenderit, non quae 
sacramentli huius instilulionem 
signarel. 


Auszug aus der Vorlage olıne sachliche Aenderungen. 


(17.) 


D. 1 cc. 45 de cons. 

ItemexconcilioRemensi 
Er 

Ut calix domini cum patena, 
si non ex auro, OMNnINO ex ar- 
gento fiat. 8 1. si quis autem tam 
pauper est, saltim uel stagneum 
calicem habeat.... 


('onc. Westmonast. c. 17. 
Ex concilio Remensi. 


Praecipimus, ne consecretur 
eucharistia nisi in calice aureo 
uel argenteo. et, ne stagneum 
calicem aliıquis episcopus amodo 
beneldicat, interdicimus. 


Wie die meisten Wörter, so sind auch die Normen des West- 


minster’schen Schlusses andre als in der Vorlage. 


a concllio B. 


#6 Conc. Bracar. I. (675) ec. 1; Bruns T. 2 p. 97. 
97 Caput incertum; Regino 1, 68: 


Jaffe ? 203. 
Ex concilio Remensi titul. VIIL 
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(18.) 


C.304.5c2. 
Itemex decreto Hormis- 
dae papae c. 6°%. 
Nullus fidelis, ceuinscumque 
condieionis sit, occulte nuptias 


Conc. Westmonast. c. 18. 
Er decretis* Ormisdae 
papae. 

Nullus fidelis, cuiuscungue? 
conditionis sit, occulle nuplias 


facıat, sed benedictione accepta faciel‘, sed benediclione accepla 


a sacerdote publice nubat in do- 
mINO, 


a sacerdote publice nubal in do- 
mino. si quis ergo" sacerdos 
aliquos occulte coniunxisse in- 
uentus fuerit, triennio ab offi- 


cio“ suspendatur. 


Satz 1 ist wortgetreu der Vorlage entnommen, Satz 2 ist 
Fälschung, die einen neuen Rechtssatz autstellt. 


(19.) 


C. 30 q. 2 c. un. 

Testatur hoc iddem Nykolaus 
papa°° dicens: 

Ubi non est consensus utrius- 
(ue, non est coniugium. ergo qui 
pueris dant puellas in cunabulis 
et e conuerso, nichil faciunt, nisi 
uterque puerorum, postquam ue- 
nerit ad tempus discretionis, con- 
sentiat, etiamsi pater et mater 
hoc fecerint et uoluerint. 


* decreto B, Hou. — ® cuiusqyue 
B. — ® suo ins. B. 
» decreto B, Hou. — um. B. 


Conc. Westmonast. c. 19. 
Ex decretis* Nicholai 
pap.ae. 

Ubi non est consensus ulrius- 
que, non est coniugium. 
qui pueris dant puellas in cu- 
nabulis, nihil faciunt, nisi uler- 
que puerorum, posiquam uene- 
rini ad tempus discrelionis, con- 


ergo 


senlial. 

huius ergo decreti auctoritate 
inhibemus, ne de” cetero aliqui, 
ad 
aetatem legibus constitutam et 
A, B. — ® taciat B, Hou. — * uero 


yuorum uterque wel alter 


® Caput incertum; Burch. 9, 3: Ex deer. Hormisdae papae_c. 6, 


Jaffe ? 867. 
5» Nicht bei Jaffe, 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. IX. 2. 


Jvo Pan. 6, 


122: Nicolaus papa. 


zn Po 
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eanonibus determinatamnon per- 
uenit, coniungantur, nisı forte alı- 
quando, urgente necessitate in- 
terueniente, pro bono pacis* 
coniunctio talıs toleretur. 

Die Vorlage ist bis auf zwei unbedeutende Auslassungen 
treulich wiedergegeben. Die sich anschliessende Bestimmung 
eizener Mache ist als solche nicht deutlich zu erkennen, demnach 
als Fälschung zu bezeichnen. 


Von Quellen benutzt das Westminster-Concil, ausser zwei 
Decretalen Alexander’s IUI. und vielleicht dem Conec. Londin. 
1127, lediglich das Decret Gratian’s ", 

Die neuen Sätze, die unsre Synode aufstellt teils unter 
eizener *?, teils unter fremder Flagge *, zeigen formelles Geschick 
und praktischen Verstand. Sie haben auf eigentünliche Weise 
ihr Glück gemacht: sie sind zum Teil* als gemeinrechtliche 


‘ Auch Alexander III duldet ‘pro bono pacis’ eine Abweichung von 
den Verboten (Verwandtschaft betr.) des kirchlichen Eherechts, Coll. Lips. 
99, 12 (J. 14169). 

“4 Trotzdem bleibt Radulfus de Diceto, F 1202 oder 1203, (ed. Stubbs 
Opera historica T. 1, 1876. p. 399) an der Oberfläche haften, wenn er meint, 
die meisten Sätze des Conc. Westmonast. finden sich schon im (Gratiani- 
schen) Corpus. Vgl. das Folgende. 

+: G. lc. 6. 9. (10.) 14. 15b. (19.). 

+» C. (le) 2-5. 7. 8. 10. 13. 15a. 17—19. 

“# Von den 20 Stücken der Westminster-Synode (Praefatio und 19 Ca- 
nones) kehren 13 in Canonensammlungen wieder (Praef. und ce. 1—6. 9. 
10. 12. 14. 18. 19). 

#5 Auch in den Canonen der Synode von Rouen 11% (Mansı Toni. 22 
col. 981— 586) zeigt sich weithin der Einfluss der Westminster-Synode von 
1175: 

Conc. Rotomag. c. 2 cf. ec. 17 Conc. Westmonast. 
c. 6cf. c. le 
c. Tef. c.5 erste Hälfte 
c. 9 cf. c. 10 (vgl. unten) 
c. 10 cf. c. 3 Schlusssatz 
c. 18 ct. c. 6 
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Normen des canonischen Rechts recipirt worden, was freilich bis 
auf den heutigen Tag verborgen bleiben konnte. In den reci- 
pirenden Sammlungen erscheinen sie aber in keinem einzigen 
Falle als Canones Westmonasterienses, sondern entweder als 
Papstdecretalen (unter den Namen Alexander’s11I.oder Lucius’ III.) 
bezw. als Canones conec. Tolet. II. und eone. Turon. 1163, oder 
unter der fälschlichen bezw. nur teilweise richtigen Quellenbe- 
zeichnung, die sie schon in den Acten unsres Concils führen. 


II. 


Die Canonen der Westminster- Synode 1175 in 
denCanonen-Sammlungen bis aufGregorIX. 


Die Benutzung der Westminsterschen Schlüsse in den bisher 
bekannten Collectionen *# will ich zunächst in einer Tabelle vor 


Augen führen (S. 178. 179). — 
Im Einzelnen ist Nachstehendes zu bemerken. 
Praefatio. 

Die Coll. Paris. 1. c. 38b nimmt die Praef. herüber bis auf 
den Schlusssatz, welcher die Umgestaltung zur Decretale nicht 
ertrug. Der recipirte Text ist nur in Kleinigkeiten verändert. Die 
Praef. erscheint als Teil einer Decretale (c. 38a Cum sitis beni- 

Cone. Rotomag. c. 19 cf. c. 10 Westmonast. Ende (?) 

ec. 23 cf. c. 13. 

# Vgl. Friedberg, Die Canones-Sammlungen zwischen Gratian und 
Bernhard von Pavia (1897) und dazu meine eingehende Besprechung in 
D.L.Z. 1897 Nr. 17 Sp. 658-671. Von angeblich unbekannten und unge- 
druckten Decretalen und Goncilsschlüssen kann ich jetzt 7 weitere nach- 
weisen. Leber Coll. Cant. 62B, Coll. Paris. I. 38b, 113. 114, (Coll. Lips. 
11. 29) sind die unten folgenden Darlegungen zu vergleichen. Coll. Paris. 
I. 181 kehrt wieder in der Appendix Conc. Lat. 16. 6, Jaffe 41 = 
(Labbe X col) 1629, wie nach Friedberg a. a. O0. S. 63 (vgl. auch zu 
Coll. Paris. 1. 40, 178. 180) ein Benutzer der Hs. beigeschrieben hat. Coll. 
Brug. 13,1 (ohne Inscription) ist = Conc. Rem. 1148 c.2, Mansi Tom. 21 
col. 714; der Canon begegnet in keiner andern bekannten Sammlung. — 
Dass zu den acht von Friedberg a. a. O. behandelten vorbernhardischen 
Canonen-Sammlungen etwa sechs weitere hinzukommen, wird sich im Ver- 
laufe dieser Quellenstudien ergeben. 
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Conc. Westmonast. mit Inscriptionen, 


_ Anfangs und | Schlussw orten. 


Prf. Ideo in ecclesia — iniungimus 


| 
la.b Ex decretali epistola Alex. p. II. ad 
Rogerum Wigorn. ep. Si quis sacer- 
dos — relinquant. 
lc (Inser. cf. la.) Decreuimus etiam eius- 
| dem — obtineant. 


2 Ex cone. Cartag. III. Clerici in sacris 62B (Alex. 7a Alex. III. 
Il.) Roto- Cantuar. 
ar-, concilio. 


— deponatur. 


Ä 


3 Ex conc. Tolet. III. Is qui in Rene 
| — saecularis officium. | 


3+4 Ex conc. Tolet. IIl. a. Iis qui in sacris — 
saecularis otficium. — Ex concilio; 
Agatensi db. Clerici qui comam — ton- 

| deantur. c. uestimentis — non licet. 

| d. si quis autem contra — subiaceat. 


mag. 
chiep. 


380 Fratribus 


| 


114 Idem in 


| 
on 
| 


ni hospitals 


b (Inser. cf. 27, 4 Id.(Alex. 
| er 


' 111.) Cantua- 
riensi archi- 


ep. 


5 Ex diuersis decretis Urbani, Innocentii 62C(Inser. . u: cf, 6, 26 Idem 
et conciliis Calced. et Cartag. Quia.cf. 62B) 


| 

s Ei 

| yuidam cleriei — suspensum. 
Item. Cum ecclesia dei— refugii. 


6 


9 ‚Decretum nouum. XNulli liceat ecclesi-. 
| am— priuari statuimus. 

10 Ex decretis diuersorum patrum. Se- 

cundum instituta — suscipiant. 


| 


12 Ex decreto Alex. p.IIl. Norwicensi ep. 
nılsso. Ilud etiam de uicarııs— al-. 
nmittantur. | 


| 
14 Item. a. Calumniam et audaciam - in 
expensis ah forte— feratur). 5. qui 
autem soluendo — relinyuo. | 


Ex decretis Ormisdae papae. Nullus 
fidelis — suspendatur. 


i 
'Ex decretis Nicholai papae. Ubi non 
E est — toleretur. | 
| 
| 


' (Alex. 111.) 
27,3 Id.(Alex. 
Ill.) Londo- 
| niensi ep. 
39, 4 (Inser. 
deest; c. an- 
| tecedens: Id. 
Norwic. ep.) 


3,2 Id. (Alex. 
11.) a. 


49,10 Ex de- 
cretis Hor- 
ımisdae pap- 
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| ER N ; Alan. und - | 1.9 
Bamb. | Lip. , Cass. Brug. Comp. antiq. X. Jafte 


| 


UI TTIT= 


12 255 
cf. 12254 
(a. 1163 
-— — 1174) 


ee 


_ 11. 29alt.exc. 
Tollet. II. 


14,4 Alex. 14.4 Id.(Alex. 24, 4 Alex. _ I. (3,37) 6 Id. (3. 50) 5 Idem! + 13811 


- = | — 


| | 
Pr | = F 2. | = (14089) 
u 
| | 
| | 


UL c. e. III) Cantuar. IL Cant. (Alex. III.) (Al. III.)Cant. 
archiep. archiep. 'Cant. archi- arch.a.d (3.1) 
| ep. 7 Alex. 1II 
Ct. archiep.b. 
= — 11,15 Ex _ | — r 14197 
Turon. | (14 089) 
conc. 


= 11, 29b (Inscr. —_ Alan. (3, 1972.(8 49)5 Lu-| t 15212 
cl, 29a; et: I. (3,27) 2cius II. 
Item ex euan- mu maus IH. | 
| 


gelio) 
_— 11, 29c (Inser. 
cf. 11, 29a. b) 
14,3 Idem 14, 31d. ( Alex. 24, 3 Idem 18,12 (In- | (3, 37)5 Id. ® 50) 6 Ilem! F 13999 
(Alex IIT.) III. Lund. ep. (Alex. IIL.) ser. deest) (Alex. III.) (Alex. III) 


—  —— — 


Luinidi- ‚—=52, 1U Alex. Lundo. ep. undon. ep. Londonensi 
nensi ep. p. III. Lugd. | IP: 
_ — [ep- _ — Alan. (2, 12)1.(5,31) 6 Idem! 12252 
| IL (2.16) 1’(Alex. III) | (a. 1160 
Alex. III, Norvic. ep. — 1174) 


Bam ep. | 
— 40,3 Item ex — 44, 10 (In- 


I. (5. 32) 5 Id. (5, 37) 4 Idem — 
conc. Tollet. Scr. deest) (Alex. II) (Alex. IL) 
Ill. a. b. a. ın conc. Tu- ın conc. Tu-' 
Ton. a. ron a. 
- _ — Alan. MDz — — 
I (43) 2: (867) 


en — 1 (4.2) 4 Ni- (4,2) 2 Nico- Z— 


u Alex. IL 
| colaus papa. laus papa. 


( derbe tan- 
‘tum ınitialia 
159, 24 Item ex! 
ic. Magont.) | | | | 
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gnitate — desistere noluistis), in deren Inscription kein Papstname, 
nur die Adressaten stehen. Vielleicht ging in der Vorlage, welche 
von der Coll. Paris. I. benutzt ıst, dem Conc. Westmonast. die 


Deeretale unmittelbar voran. 


lab. c. 
Der Text der Coll. Paris. 1. c. 113. 114 bei Friedberg Cano- 
nes-Sanımlungen 8. 58 ist aus der Quelle mehrfach zu verbessern *. 
‚oll. Parıs. I. ist vom Texte der Vorlage ın unbedeutenden 
Dingen abgewichen *. 


9 


Der Text der Coll. Cant. c. 62 B (Friedberg Can.-Sanınıl. 
S. 17) weist einige Abweichungen von der Vorlage auf (vgl. unten). 
— Ob die Inscription von Cant. 62 (Rotomagensi archiep.) auf 
62 A allein im Sinne ihres Verfassers sich beziehen soll oder 
auch auf 62 B (Conc. Westmon. ec. 2) und 62 C (ebenda ce. 5), 
steht dahin. — Ueber Jafte 14089 vgl. unten zu c. 5. 

In Coll. Paris. I. c. 7a ist die Inscription (Alex, IL. Can- 
tuar. concilio) entstanden durch verkehrte Combination der Quellen- 
bezeichnungen von Cone. Westmon. c. 1 und 2; vgl. auch Seckel 
in der D.L.Z. 1896 Nr. 27 Sp. 860. Ehe die Quelle gefunden 
war, meinte Friedberg Can.-Samml. S. 17. 53, unser Canon sei 
„ein Stück von J. 13811*; dies ist schon darum nicht mehr 
zu halten, weil es eine Decretale J. 13811 überhaupt nicht zibt; 
vel. unten zuc 3-4. — Der Text des ce. 7a Coll. Paris. 1. 
deckt sich mit dem der Quelle; er ist besser als der in c. 62B 
Coll. Cant. (letztere schreibt portionibus statt potationibus, und 
nisi peregrinationis causa statt n. p. necessitate compulsi). 

6.113 Z. 1 statt elericus. Si quis: clerieus in sacris; Z. 3 nach in 
inmunditia sua ist ausgefallen: duxerit persistendum, omni officio et bene- 
ficio ecelesiastico spolietur. Si qui uero infra subdiaconatum (constitu ti 
m. contraxerint); 2.5 a, E. statt uinentibus: uiuentes. — C. 114 2.1 statt 
Nee minus: Decrenimus. 

*# So 2. 6 statt ecclesiastica beneficia nullo modo pereipiant: ecclesias 
uel prebendam non habeant. 
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3. 

Vgl. auch unten zu e. 6 und 9. — Zu Lips. 11, 29 bemerkte 
Friedberg Quinque Comp. p. 192 not. 4 ‚Inter editos C. Tolle- 
tanorum canones inuentus non est’, was für den Anfang von Lips. 
11,29 a mindestens teilweise nicht zutrifft, da ja die meisten 
Worte des Passus Si (Iis) qui in sacris — et loco sich im ce. 6 
cone. Tolet. XI. (oben S. 165) finden. Friedberg ]. e. fährt fort 
‚sed ad uerbum usque concordat eum’ (Lips.) ‚14, 4 (Comp. 1. c. 6 
(3,37) = c.5 X. (3,50); dies ist nicht für den ganzen Canon 
11,29 Lips., sondern nur für das erste Drittel (11,29a) richtig. 
— Die Inscription mit der falschen Ziffer III. (II. bei Friedberg 
C'an.-Samml. S. 120 ist Druckfehler) ist dem Cone. Westmon. 
entnommen. — Die Textdifferenzen gehen über unbedeutende 
Kleinigkeiten nicht hinaus; so wird z. B. für uicecomitatum ge- 
setzt uicecomitis (officium). ü 

3+ 4. 

Die Coll. Paris. L.c. 7b ist die erste Sammlınıg, in der die 
Stücke fülschlicherweise Alexander III. (Cantuariensi concilio) 
zugeschrieben werden; vgl. über die Inseription oben zu ce. 2. — 
Die Lesarten der Coll. Paris. I. sind nicht publicirt; die ersten 
Worte (Iis qui) modelt die Paris. L, wie alle ihre Nachfolgerinnen, 
zu ‚Clerici(s) qui’ um. 

In der App. 27,4 zuerst lautet die Aufschrift: (Alex. IIT.) 
Cantuariensi archiepiscopo, was alle Spätern übernommen 
haben. — Auch in den Textwandlungen ist die App. für die 
Folgezeit zum Teil massgebend; statt concessi ordinis officio wird 
seschrieben : honore, statt inhibemus: iubemus, statt wicecomita- 
tum: uicecomitis u. s. w.*°. 


# Zu Anfang, hinter den Worten ‘Clericis, qui in sacris ordinibus con- 
stituti snnt’, schieben jedenfalls die Jüngern Collecetionen (Cass. 24.45 X. 
3,50, 5) die Inscription von Gonc. Westmon.c. 3 ein: ex concilio Toletano. 
In der App. ed. Mansi fehlt das Einschiebsel (was Friedberg zu X. 3,50, 5 
zu notiren unterlassen hat); wie sich Bamb. und Lips. verhalten, weiss ich 
nicht. Wahrscheinlich ist es Zufall der Ueberlieferung, dass im Mansi’schen 
Texte der App. die 3 Worte fehlen. 
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In den Decretalen Gregor’s IX. (3,50) 5. (3,1) 7 kehrt 
der Satz e. uestimentis — lice(a)t nicht wieder. Am Texte ist 
in Kleinigkeiten weitergemodelt. 

Jaftfe 13811 (a. 1159—1181!) ist unter die Fälschungen 
zu verweisen, da der Text nicht von Alexander III. stammt, son- 
dern seinem ganzen Umfange nach aus Conc. Westmon. c.. 3+4 


herrührt. 
5. 


Was Friedberg Can.-Samnl. S. 17. 53. 145 über Jafte 13811. 
14089. 14197 sagt, ist zu berichtigen. Ueber J. 13811 s. oben 
zuc.3—+4; J. 14197 (a. 1159— 1181) ist vielmehr = Conc. West- 
mon. c. 5; J. 14089 setzt sich zusammen aus J. 13934(?), c. 2 
und 5 Conc. Westmon. — Wie die Texte von Cant. und Paris. I. 
lauten, ist nicht bekannt; die Appendix zeigt nur unbedeutende 
Abweichungen. 

6. 

Die Textvarianten sowohl in Lips. 11, 29b als ın Alan. (3,19) 2, 
Comp. 11. (3,27) 2, X. (3,49) 5°° sind ohne erhebliches Interesse. 

Die (verfehlte) Quellenangabe in Lips. (Item ex euangelio) 
ward auf Grund des Textes gebildet. Die Inscription der jüngern 
Sammlungen (Lucius III.) ist deren Erfindung, Jaffe 15212 
(a. 1181—1185) = c. 6 Conc. Westimon. demnach als Fälschung 
zu bezeichnen. 

Die Coll. Lips. scheint für unser Stück nicht die Quelle der 
spätern Collectionen abgegeben zu haben; Alan hat wohl direct 
aus dem Conc. Westmon. geschöpft. 


I, 

Die Aufschrift in Lips. 11,29 ist die von c. 3 Conc. West- 
mon., vgl. oben. Die Textvarianten sind germgfügig; bei Fried- 
berg Quinque Comp. p. 193 lin. 2 v. u. ist pacto verlesen zu 
peccato. 

10. 
Die Inscription in App. 27,3 (Alex. III. Londoniensi ep.) 


°° Hier hätte Friedberg auch Lips. 11,29b heranziehen sollen. 
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ist von allen spätern Collectionen beibehalten worden, soweit in 
ihnen der Canon überhaupt mit Quellenangabe versehen ist. Der 
Text von App. u. s. w. zeigt leichte Veränderungen; in X. (3,50) 6 
hat Raymund ‚suo nomine’ eingeschoben (vgl. Friedberg not. 4 
z. d. St... — Jaffe 13999 (a. 1159—1181) = c. 10 Conc. West- 
mon. ist keine Decretale. 

12. 

Ob ce. 12 Conc. Westmon. Quelle der Collectionen ist, lässt 
sich nicht mit Sicherheit ausmachen’!. Trifft es zu, so ist der 
Canon unabhängig einerseits von der Appendix, andererseits von 
Alanus bezw. Comp. II. der Quelle entlehnt>?. 

14. 

Coll. Lips. 40,3 geht auf das Conc. Westmon. direct, nicht 
etwa durch Vermittelung der Appendix, zurück. Die Inscrip- 
tion (Item ex conc. Tollet. III.) ist dem c. 3 der Westminster- 
Synode entnommen, vgl. Lips. 11,29; die Quellenangabe des c. 3 
ist also vom Verfasser der Lips. auf cc. 4—14, die vielleicht 
in seinem Exemplar der Inscriptionen ermangelten, mitbezogen 
worden. Wegen der Textvarianten s. Friedberg zu X. (5, 37) 4. 

App., Brug.(?), Comp. I. und X. lassen die Worte ‚quae 
inter clericos agitabuntur’, sowie den Schlusssatz (5) des Ori- 
ginals weg und fügen als Schluss ihres Textes hinzu: nisi forte, 
sicut cautum est (X. streicht forte — est), sententia pro absente 
feratur. 

Alexander III. wird das Stück zuerst in App., Alex. IIl. 
in conc. Turon. zuerst? in Comp. I. beigelegt. 

18. 
Die Appendix gleicht noch dem Originale in Aufschrift und 


»! Zu beachten ist insbesondere die Angabe: P. C. Consuluit in App. 
u.s. w, Friedberg zu X. (5, 31) 6.not. 2. 

#? Dass die späteren Sammlungen nicht auf App. zurückgehen, beweisen 
Ihre ursprünglicheren Lesarten; vgl. mit unserm Text des c. 12 Westmon. 
die nott. 4. 6 und zumal 9 in Friedberg's Apparat zu X. (5,31) 6. Im Uehrigen 
sind die Varianten ohne Bedeutung; Raymund hat am Schlusse non zu 
nullatenus verstärkt. 62 Vol. aber Beilage. 
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Textgestalt, während Alanus bezw. Comp. Il. den Canon Alex- 
ander III. zuschreiben und den Text modeln, s. Comp. 1I. (4, 3) 2 


ed. Friedberg. 
19. 


Lips. 59, 24 scheint ausser Zusammenhang mit dem Conc. 
Westmon. zu stehen >. 

In Comp. I. stammen Inscription und Text aus Conc. West- 
ınon.; ob direct oder vielmehr durch eine unbekannte Mittelquelle, 
lässt sich fragen, nicht beantworten. — Comp. I und X. lassen, 
nachdem sie die Anfangsworte Ubi non est consensus hergesetzt 
haben, den Rest des aus C. 30 q. 2 c. 1 Entlelhnten fort (zweifel- 
los im Hinblick auf die Decret-Stelle); im Uebrigen ist der über- 
nommene Text leicht retouchirt. In X. fehlen noch die Worte 
huius ergo decreti auctoritate und de cetero. 


Von den Westminsterschen Schlüssen werden zugeschrieben: 
Alexander IlIl.: (Praef.in Par. 1.38b); lc in Par. I. 114; 
2 in Cant. 62B, Par. I. 7a; 3—+4 in Par. 1. 7b, App. 27,4 
u. s. w.; 5 in Cant. 62c, Par. I. 7c, App. 26,26; 10 in App. 
27,3 u.8.w.; 14a in App. 3,2 u. s. w.; 18 bei Alan. u. s. w.; 
Lucius Ul.: 6 bei Alan. u. s. w;; 
dem conc. Tolet. IIL.: 6 in Lips. 11,29b; 9 ın Lips. 11, 29c; 
14a.b in Lips. 40,3; 
dem conc. Turon.:5 in Brug. 11, 15 (vgl. ferner Beilage). 
Die Westminstersche Quellenangabe wird beibehalten für: 
la.b in Parıs. I. 113; 3 in Lips. 11,29a; 12 in (App. 39, 4), 
bei Alan. u. s. w.; 18 in App. 49,10; 19 in Comp. I. (4,2) 4 
und X. (4,2) 2. 

Für die gegenseitigen Beziehungen der nachgratianischen 
Sammlungen zu einander gewinnen wir folgende Ergebnisse. 

»* Was die Anfangs- und Schlussworte des Canons in Lips. betrifft, so 
folge ich der genaueren Angabe bei Friedberg, Can.-Sammlungen S. 126 
(Ubi non est consensus—coniugium est), nicht der allgemeineren bei Fried- 
berg, Quinque Comp. p. 206. — Die Verweisung auf Burch. 9,61, 1vo 
Decr. 8, 179 (Druckfehler ; muss heissen 197) bei Friedberg, Can.-Samnıl. 
a. a. O. ist nicht richtig. 
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Die Coll. Paris. l. kann ihre canones Westmonasterienses 
nicht aus der Caantabr. haben’? (wegen Par. I. 7b. 38b. 113. 114, 
die in Cant. fehlen, und wegen des Textes von Par. 1. 7a, welcher 
dem Originale näher steht als Cant. 62 B, vgl. oben (S. 180) 
zu c. 2 Westinon.). 

Die Cantabrigiensis hat möglicherweise aus der Paris. 1., 
möglicher- und wahrscheinlicherweise 5% direct aus der West- 
minster-Synode geschöpft. 

Die Appendix Conciliü Lateranensis scheint zum Teil 
die Paris. I. zu benutzen (App. 27,4; 26, 26), zum Teil ist sie 
ireette Benutzerin des Conc. Westmon. (App. 27,3; 39,4?; 3,2; 
49,10). 

Die Bambergensis ist von der Appendix abhängig. 

Die Lipsiensis schöpft teilweise aus der Bambergensis 
(Lips. 14,4; 14,3 = 52, 10), teilweise geht sie direct (oder durch 
unbekannte Vermittelung) auf das Conc. zurück (Lips. 11,29. 
b. c; 40,3). 

Die Casselana beruht auf der Bambergensis. 

Die Brugensis scheint direct von der Appendix abzuhängen. 

Die Compilatio I. (3,37) 5. 6 hat App., (Bamb.), Lips. 
oder Cass., (5,32) 5 App. oder Brug. benutzt; (4.2) 4 rührt 
kaum direct, sondern eher durch unbekannte Zwischenquelle aus 
den Conc. Westmon. her. 

Alanus scheint unmittelbar aus der Westminster-Synode, 
kaum aus Lips. bezw. App. zu schöpfen. — Die Counpilatio II. 
des Engländers Johannes Galensis beruht in den hier interessiren- 
den Partien auf Alanus. 

Die Deeretalen Gregor’s IX. haben die sechs ein- 


— 


® Wenn Friedberg, Can.-Samnıl. S. 48 meint, es erscheine immer- 
hin möglich, wenn auch keineswegs sicher, dass die Coll. Cant. von 
der Coll. Paris. I. benutzt sei, so ist diese Aufstellung jedenfalls nicht auf 
den Westminsterschen Stoff zu beziehen; ob sie im Uebrigen haltbar ist, 
kann hier nicht untersucht werden. 

° Sonst würde die Cant. wohl aus Paris. I. die Inseription und c. Tb 
mitübernommen haben. 
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schlägigen Stücke aus den beiden ersten Compilationes antiquae. — 

Wir lernen also fünf Collectionen kennen, die unmittelbare 
Benutzerinnen der englischen Synode sind. Bei dreien von ihnen 
(Cant., App. und Alanus) wurde schon bisher englischer Ursprung 
angenommen. Für die Parisiensis I. über deren Heimat 
sich bisher nichts sagen liess (Friedberg Canones-Sammlungen 
S. 48), wird Entstehung in England bei der mehrfachen Heran- 
ziehung des Conc. Westmon. wenige Jahre nach 1175 ziemlich 
wahrscheinlich 97. 

Auffallen muss das Erscheinen Westminsterscher Schlüsse 
in der Lipsiensis : ist sie wirklich in Italien verfasst (Friedberg 
a. a. OÖ. S. 129), so muss um 1185 bereits eine Abschrift der 
canones Westmonasterienses (oder eine unbekannte Sammlung mit 
c. Westmon. 3. 6. 9. 14) ihren Weg nach Italien gefunden haben. 

Dass unter allen bisher bekannt gemachten vorbernhardischen 
Sammlungen nur die Parisıensis II. keine Benutzung der 
Westminster-Synolde zeigt, stimmt treftlich zu der bisherigen An- 
nahme, wonach die Paris. Il. vor 1179 ausserhalb Englands (in 
Bologna?) verfasst ist (Friedberg a. a. O. S. 28 fi.). 


Beilage. 


Die 12falschen Canonen des Concilsvon Tours 1163. 


Im Thesaurus nouus aneedotorum edd. Martene et Durand 
Ton. + (1717) col. 143—146 wurden erstmals’® aus zwei Hand- 
schriften (S. Michaelis in Periculo maris, S. Germani a Pratis) 
zwölf zuvor unbekannte Schlüsse von Tours (19. Mai 1163) mit- 
geteilt. Ihre Echtheit ist mit Recht bezweifelt worden 5°; die 


87 Auch abgesehen von der Westminster-Synode, findet sich ein Canon 
der Coll. Paris. I. in den Gesta Henrici; auch er muss also in England zu- 
günglich gewesen sein (Par. I. 40, J. 12942, Gesta Henrici a. 1178, 1. c. 
[oben Note 1] p. 210-212). 

58 Wiederholung bei Mansı Tom. 21 col. 1182—1184. 

® Vgl. Hefele-Knöpfler, Conciliengeschichte Bd. 5% (1886) S. 615 
N. 1; Jaffe post 10859. 
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Quellen der Fälschungen sind aber bisher nur zum kleinsten Teile 
(für c. 11. 12) ermittelt. Ich vermag sie für alle Canonen ausser 
einem nachzuweisen. 

l. Decreuimus ut laici ecclesiastica — exercere iustitiam = Conc. 
Rem. 1148 c.5, Mansi Tom. 21 col. 715. Brug. 17,5 (ohne 
Inscription). Comp. I. (2,1) 2, X. (2,1) 2 richtig inscribırt. 

2. Hoc autem sanctorum patrum — anathema sit = Conc. Rem, 
1148 c. 14°%, Mansi ]. c. col. 717. Brug. ceit. 17,5. 


3. Praecipimus ut si qui clerici — non amittant =? 

4. Si quis sacerdos — priuetur beneficio = Conc. Westmonast. 
1175 c. 1a. 

d. Secundum statuta praedecessorum — ad firmam teneant = 
Conc. Westmonast. 1175 c. 10. 

6. lud etiam in uicariis — non admittantur = Conc. West- 
monast. 1175 c. 12. 

1*\, Fures et latrones — non negamus = Coll. canonum Tri- 


buriensium Catalaunensis c. 7. Paris. II. 37,1 (ex conc. Tri- 
bunensi). App. 34 post c. 2 (ex conc. Turon.). Lips. 8,5 
(ex conc. Tribur.). Brug. 43,2 (ohne Inser.). Comp. I. (5, 26) 4 
(ex conc. Tribur.). X. (5,18) 2 (ex conc. Tribur.). 

8. Ut nemo presbyterorum exenium — cognitum est = Hincmarı 
Capitula presbyteris data a. 852 c. 13, Migne Patr. lat. Tom. 
125 col. 776. Paris. I. 170° (Idem [Alex. III] in conc. 
Turon.). Bamb. 1,5 (Idem [Alex. IIL]). Lips. 1,6 (Alex. 
p. III). Cass. 13, 6. Brug. 4,5 (Idem [Lucius III.) Lucensi ep.). 
Comp. I. (5,2) 13 (Idem [Alex. IIL]). X. (5,3) 14 (Idem 
[Alex. III.].. Jaffe + 14199. 

9°, Calumniam et audaciam — fer[iJatur sententia = Conc. West- 
monast. 1175 c. 14 («.). 

10%, Dietum est in — anathema sit = Conc. Westmonast. 1175 c. 7. 


Fehlt bei Friedberg, Can.-Samnl. $. 149, 201. 

° Nicht im Cod. $. Mich. 

* Friedberg, Can.-Samml. S. 62 hat nicht erkannt, dass dieses 
Stück Hincmar zur Quelle hat und in Bamb. 1,5 etc. wiederkehrt. 

® Nicht im Cod. $. Mich. % Nicht im Cod. S Mich. 
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11°. Innouamus autem ut — communione careat = Conc. Lat. 
1179 c. 22, Mansı Tom. 22 col. 229 sq. 
126%. Quod a praedecessore — manere suspensos = Conc. Lat. 


1179 c. 2, Mansı l. c. col. 218. 


Aller en nach waren die 9 canones Turo- 
nenses des Cod. S. Mich. und die 10 des Cod. 8. Germ. nicht 
in den Hss. on unter einer Ueberschrift; vielmehr werden 
wir ın beiden — heute nicht wieder aufgefundenen *” — Hess. 
Canones-Sammlungen vermuten dürfen, in denen sich die 9 bezw. 
10 Stücke unter den unrichtigen Inscriptionen Ex conc. Turon. 
bezw. Alexander III. in conc. Turon. zerstreut vorfanden. Die 
Collectio S. Mich. und die Collectio S. Germ. würden sich mit 
keiner der bekannten Sammlungen decken. 

Mit der Attribution fremden Stofies an das Conc. Turon. 
1163 stehen die beiden Sanımlungen keineswegs allein. In der uns 


vorliegenden Ueberlieferung werden von den Canones Turon. falsi 
c. 7 in der Appendix Conc. Lat. 34 post c. 2, 
c. 8 ın der Coll. Paris. I. c. 170, 
c. 9 in Comp. I. 5,32)5 = X. (5,37) 4 

und ausserdem c. 5 Conc. Westmonast. in Brug. 11,15 der Synode 


von Tours zugeschrieben. 


Von den Westminsterschen Canones kehren wieder: 

c. la. 10. 12 sowohl in Coll. S. Mich. als in Coll. S. Germ. 
(c. 4. 5. 6); 

c. 7. 14a nur in Coll. S. Germ. (c. 10. 9). 

Conc. Westmon. c. 7 a sich in keiner andern Sammlung, 
c. 1a in andern Collectionen nur in Verbindung mit c. 1b (vgl. 
die obenstehende Tabelle). 


® Nicht im Cod. S. Gern. °° Nicht im Cod. S. Gern. 

6? Höchst wahrscheinlich ist der Cod. S. Mich. identisch mit der Hand- 
schrift 149 der Bibliothek von Avranches, vol. Catalogue general des ma- 
nuscrits des bibliotheques publiques T. 4 (1872) p. 504 und Catalogue ge- 
neral Departements T. 10 (1889) p. 70. 
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Die Textvarianten der falschen Schlüsse von Tours (T) sind 
oben 8. 162—172 in den Buchstaben-Noten nutgeteilt worden: 

Westmon. c. la. Der Text der Coll. Paris. I. 113 ist durch- 
weg onginaler als T; demnach rührt Par. I. nicht aus T, T ent- 
weder aus dem Original oder aus Par. I. oder aus unbekannter 
Mittelquelle her. 

Westmon. e. 7. Die Varianten zeigen unwiderleglich, dass 
T auf dem Texte der Westminstersynode aufgebaut ist und letz- 
terer, da er dem Originale näher bleibt, nicht auf T zurückgehen 
kann. T enthält lauter Textverschlechterungen. 

Westinon. c. 10. Die Varianten von Tin den nott. b. e. i 
decken sich mit denen der bisher bekannten Collectionen, die 
übrigen charakterisiren sich als willkürliche Eingriffe. 

Westmon. c. 12. Der Text von T stelıt dem der Appen- 
ix am nächsten (ef. nott. c. i); die andern Abweichungen (nott. 
e.f. g. h) finden sich auch in den übrigen Collectionen. 

Westmon. c. 14a. Wie die nott. f. h zeigen, gleicht T text- 
lich der Appendix und ihren Nachfolgerinnen. 
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Ergänzungsquellen der sog. Kalenberger Kirchen- 
ordnung de 1569. 


Von 


Pastor von Bötticher-Echte (Hannover). 


Alle älteren Kirchenordnungen setzen vor allem für ihre 
vermögensrechtlichen Bestimmungen „eine anderweitige Ergän- 
zungsquelle voraus“. (Kahl K.-R. u. K. P. 1894 $ 13 III S. 164.) 
„Sie gehen nur in den seltensten Fällen darauf aus, eine voll- 
ständige und zusammenhängende Darstellung der neuen Kirchen- 
verfassung zu geben, sind daher ohne Zurückgehen auf die älteren 
historischen Verhältnisse gewöhnlich im Einzelnen nicht zu ver- 
stehen“. OÖ. Mejer d. K.-R. $ 63. Viele Bestimmungen z. B. 
die über Anteil der Pfarren an der Gemeinheit sind nur aus 
der wiederholt z. B. durch capitulare eccles. cap. 10 ı. J. 818/819 
M.G.tom. I pars I pag. 277), capitulare papiensi Hlotharü cap. 1 
1.J.832 (M. G.tom. II parsIpag. 60) (concilia Germaniae von Hartz- 
heim Köln 1749 tom. I pag. 54510; tom II pag. 438ıs, 441, 444 
und 446), durch Friedrich IL ı. J. 1220 (Hartzheim tom. III pag. 
505), durch die für die ganze Mainzer Erzdiözese wozu fast das 
ganze Gebiet der Kirchenordnung des Herzog Julius de 1569 ge- 
hörte seitdem massgebenden, auf dem Mainzer Concil i. J. 1310 
approbierten statuta provincialia (Krusch ı. Ztsch. des histor. 
Vereins für Niedersachsen 1897, S. 119, Hartzheim tom. IV pag. 
205, 206, 213) bestätigten Immunität „gelegentlich eingestreut“ 
(Kahl a. a. 0.8 13 IL S. 163), weil das Objekt der Immuni- 
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tät nicht nur die durch dieselbe von den bürgerlichen Gerichten 
und allen persönlichen Lasten befreiten Kirchendiener sondern 
auch die Pfarrhufe (mansus ecclesiasticus) gehörte, welche nebst 
Pfarrgarten, Wiese und Echtwort (= Ware) an der Haus = und 
Hotstätte = curtis = area = atrium als dem fundus dignior 
als untrennbarer Bestandteil hieng und daher die area nebst 
Ware einschloss !. Es sind daher jene Bestimmungen der nieder- 
sächsischen Kirchenordnungen zunächst vom Standpunkte des 
deutschen Rechts nach Massgabe der Markverfassung, wie sie 
v. Maurer, Gierke, Heusler u. a., und nach Massgabe der 
(irundherrschaft, wie sie W. Wittich „die Grundherrschaft in 
Nordwestdeutschland“ 1896 dargestellt hat, zu beurteilen. Von 
diesem Standpunkte sind die „sehr allgemeinen“, vom heutigen 
Standpunkte aus unklaren Bestimmungen der obigen Kirchen- 
ordnungen klar und einfach. Weil das Reichsgericht die Worte 
der Kalenberger Kirchenordnung (K. K.-O.) de 1569 ohne Be- 
rücksichtigung ihrer rechtsgeschichtlichen Voraussetzung von 
modernen Anschauungen aus erklärt, so hat es in seiner Ent- 
scheidung d. d. 20. März 1896 (Bd. VI Heft 2 S. 212, Heft 3 
S. 273 der deutschen Zeitschr. f. K.-R.) zwar die Auffassung 
des Oberlandesgerichts Celle von der Ungiltigkeit der Kirchen- 
ordnungen des 16ten und 17ten Jarhunderts für nicht „ohne Be- 
denken“ erklärt, aber die angeblich „bindende* Feststellung des 
Oberlandesgerichts, dass jene Bestimmungen der K. K.-O. über 
Gemeinheitsgenuss der Kirchendiener und Pfarrwitwen keine 
dingliche Rechte begründet hätten sondern zunächst nur 
ene Auflage seien, wie die persönlich Eingepfarrten ihre 
Kirchendiener und Pfarrwitwen versorgen sollten, versucht damit 
zu halten, dass die K. K.-O. der Pfarrwitwe neben Mastung, 
Weide und lastenfreies Haus nur „notdürftige Feurung* 
zuschreibe und nach ihrer authentischen Auslegung d. d. 23. 


Fe ne 


'v. Maurer, Einl. 8. 272. Peetz, Volkswissenschaftl. Studien, 
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November 1593 (Schlegel K.-R. V.S. 595) nur „entscheidenden 
Wert“ lege auf die Teilname der Kirchendiener an allen „Er- 
träzen“ der Gemeinheit. 

Eine etwas andere Auffassung der obiren Bestimmungen 
der K. K.-O. hat das preussische Kultusministerium d. d. 15. 
Auzrust 1898 G. IN. 11919 laut der Entscheidung des K. Landes- 
Konsistormums ın Hannover d. d. 26. Aurust 1898 J.-Nr. 3254. 
Finen diesseitisen Antrag auf authentische Auslegung der K. 
K.-O. und der auf dieser aufrebauten landesherrlichen Verord- 
nung de 25. September 1721 Absatz 5 (Ebhardt Kirchenzesetze 
II 8. 372) hat demnach das Kultusministerium ablehnend be- 
schieden, weil trotz des rechtskräftig gewordenen Urteils des Ober- 
landesgeriehts Celle d. d. 18. September 1895 die Bestimmungen 
der K. K.-O. de 1569 noch heute „unmittelbar giltig 
undanwendbar® seien, „soweit nicht im Einzelnen nachweisbar 
eine entzerzenstehende Rechtsentwickelung Platz verrittfen®* habe, 

weil „durch die ın Frage kommenden Vorschriften der 
K. K.-O. für die kirchlichen Institute bezw. für die kirchlichen 
Beamten dingliche Rechte nicht unmittelbar 
haben begründet werden sollen und können‘, 

sondern „höchstens die vorhandenen dinshchen Rechte 
bestätiet seien®; 

— (die Kirehenordnung habe also den kirchlichen Insti- 
tuten bezw. ıhren Inhabern nur ein Forderungsrecht auf eın 
dingliches Recht gereben, nach dessen thatsächlicher Erfüllung 
erst ein dinzliches Recht für dieselben begründet sei — 

weil es „völlig ausgeschlossen“ sei, dass die Staatsgesetz- 
sebung neue dingliche Rechte den geistlichen Stellen schaffen 
würde. 

Diese Ministerialentscheidung, obwol sie auf den Antrag des 
K. Konsistoriums, Landeskonsistoriums und Oberpräsidiums in Han- 
nover nach langer Prüfung ergangen ist, sowie die eben besprochene 
Reichsgerichtsentscheidung sind ein Beweis, dass die höchsten 
Spitzen unserer Kirchenregierung und ‚Justiz bei der Beurteilung der 
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kirchenrechtlichen Verhältnisse, welche im alten deutschen Rechte, 
speziellim Sachsenrechte, ihren Entstehungsgrund haben, 
„nicht aus dem Vollen schöpfen“. (Friedberg in D. 
2. f. K.-R. VIII 1 8. 29). Ein solches Schöpfen aus dem 
Vollen ist aber hier durchaus nötig, wenn nicht bedeutende 
dingliche Rechte der geistlichen Stellen in Niedersachsen fast 
überall da verloren gehen sollen, wo die Gemeinheiten noch 
nicht geteilt sind. Es sollen daher die Hauptergänzungsuuellen, 
welche zum richtigen Verständnis der niedersächsischen Kirchen- 
ordnungen, besonders der Vorschriften der K. K.-O. de 1569 
über den Gemeinheitsgenuss der Kirchendiener (Pastor und 
Küster = Opfermann) und Pfarrwitwen bezw. deren Stellen 
hier kurz nach einander angefürt werden, obwol sie in ein- 
ander greifen. 

Vorangeschickt seien die masszebenden Vorschriften. 

Die K. K.-O. bestimmt zuletzt gedruckt 1739 8. 241 im Kapitel 
„Immunitates und Freiheiten der Kirchendiener* etwas umständlich, 
dass die Kirchendiener sowol hinsichtlich ihrer Person als auch hin- 
sichtlich ihrer Pfarr- und Kirchengüter „unbesteuert und unbe- 
schwert bleiben“, von ihren Privatgütern aber Steuer zu geben haben. 

Dann färt sie fort: „Sie (die Kirchendiener) sollen auch 
Wunn Wasser und Weyde und andere Gerechtsame gleichsam 
andern selbigen Flecken Untertanen doch mit des Flecken Mass 
und Ordnung zu geniessen und zu gebrauchen haben“. 

In demselben Kapitel ist bestimmt, was die Pfarrwitwe zu 
geniessen hat und bereits in Bd. VIII 3. S. 358 der D. Z. £. 
K.-R. abgedruckt. 

Diese Bestimmungen könnten den Schein erwecken, als wenn 
nur den Kirchendienern und Pfarrwitwen zur Aufbesserung ihres 
Einkommens der Anteil an der Gemeinheit gewärt wäre. Aber 
es ist eine Eigentümlichkeit des deutschen Rechts, dass dieses 
Land und Leute als ein untreunbares Ganze auffasst und daher 
die geniessenden Personen mit den geniessenden Hufen oder Hot- 
stätten als identisch ansieht. Ebenso gehen die deutschen Real- 
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lasten im Unterschiede von den römischen servituten in patiendo, 
welche olmne Rücksicht auf den Besitzer ausgeübt werden, zu- 
nächst den Besitzer an und nur dann den Grund und Boden, 
wenn der Besitzer nicht will oder kann (Zt. f. d. R. Bd. 18 
S. 145). Däher erscheint bald ein Bezirk „Kirchspiel“ als Träger 
der Kirchenlast, öfter aber die Bewoner desselben. Daher er- 
scheinen in den sächsichen Weistümern und Forstordnungen 
in der Regel nur die „Einwohner“ „Untertanen“ „Kirchspiel- 
leute“ als die Gemeinheitsberechtigten, wärend auch heute nach 
ununterbrochener Praxis des Oberlandesgerichts Celle die Waren un- 
trennbare Bestandteile, früher Zubehörungen genannt, des Bauern- 
hofs (area) sind. Es kann keinesfalls aus dem Wortlaute der 
K. K.-O., nach dem die kirchlichen Personen als die zum Gemein- 
heitsgenuss Berechtigten erscheinen, geschlossen werden, dass die 
Kirchenordnung nicht auch, wie bei den bäuerlichen und adligen 
Höfen und Burgen, die Ware der Kirchendiener und Pfarrwitwen 
als eine dingliche Zubehörung der betr. kirchlichen Institute be- 
gründen und bestätigen wolle. 

I. Für diese Absicht spricht aber erstlich die Landesgewohn- 
heit in Niedersachsen, der gemäss die Waren dingliche untrenn- 
bare Zubehörungen der area seit alter Zeit sind (Strube recht. 
Bedenken Band Il Bed. 138. S. 526—527)! Wenn daher die 
“apitulatio de partibus Saxoniae cap. 15 bestimmt, dass je 120 
pagenses unam curtem jeder Kirche geben, so gehört selbstver- 
ständlich damals zu jener eurtis nicht nur Garten und Wiese 
sondern auch das Echtwort als untrennbare Zubehörung zu. Da- 
her bestimmen die obigen Kapitularien und statuta provincialia 
Moguntina, welche für das ganze südliche Niedersachsen Rechts- 
kraft hatten, dass der mansus mit der area:curtis, auf welcher 
Kirche und Pfarre standen, mit ihren Zubehörungen, als welche 
ddes Beispiels wegen nur Garten und Wiese angefürt werden, frei 
von allen Lasten, Beschwerden und sicher gegen jede Verjärung 
(sine ullo praeiudicio) bleiben solle. comes vel missi hoc, quod 


ı Köcheri.d. Ztsch d. hist. Vereins f. Niedersachsen, 1897, 8. 17. 
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inde subtractum est, prebyteris cum sua lege restituere faciant!. 

Noch im Jahre 1855 hat das Oberappellationsgericht Celle 
entschieden, das Häuslinge, welche kein praedium dominans 
haben, kein dingliches Recht an der Gemeinheit erwerben können 
(Gerber deutsches Privatrecht $ 5l.; Magazin für hannov. Recht 
Bl. V Hett 3. 5). Die Kehrseite dieser Landesgewohnbheit ıst 
doch wol, dass alle Gemeinheitsnutzungen, auch die von der 
K. K.-O. gesetzten, dingliche Zubehörungen der geistlichen Stellen 
(area) sein sollen. Es war daher Landesgewonheit bis annähernd 
zur Mitte dieses Jarhunderts, dass Anbauer, welche kein Recht 
auf die Gemeinheitsnutzung aus ihrem Hausbau herleiten sollten, 
hei der Einräumung eines Bauplatzes einen Verzicht auf jede 
Nutzung der Gemeinheit zu leisten hatten (Magazin für hanno- 
versches Recht Band V 8. 411) 

Dass auch den geistlichen Stellen schon kraft ihrer area das 

Recht auf eine Ware gegeben sei, 

darauf weist hin die Bestimmung obiger K.K.-O., dass die 
Pfarrwitwe Haus und Warezu geniessen habe. Ehenso setzt dies 
Recht der vor Erlass der Kirchenordnungen bestehenden Kiüster- 
stellen die K.K.-O. voraus, wenn sie pag. 305 anordnet, dass 
„mit den Küstereien“ „wo bis anhero gewesen“ „deutsche Schulen“ 
d. h. keine Latein- Schulen zusammen angerichtet werden. Die 
Schulstellen auf dem Lande können daher auf Grund der K.K.O. 
nichts verlangen als nach Massgabe des Herkommens „Schulholz* 
für das Schulzimmer. 

Diese Landesgewohnheit, dass die Pfarrwitwen schon kraft 
Ihrer Hausstätte eine Ware verlangen können, hat auch anerkannt 
das Gericht Garte, Fürstentum Göttingen, d. d. 6. Dezember 1804 
nit der Begründung: „Es ist genug, dass dieselbe (Schule, rectius 
Küsterei und Pfarrwitwe) Gemeindehäuser besitze und also in 
dieser Qualität, wenn auch sonst kein klares und deutliches Recht 
dafür spreche, Gemeinderechte habe.* Diese Entscheidung ist 


in 
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von der Justizkanzlei Göttingen d. d. 20. September 1805 be- 
stätirt für die Kirchendiener, nicht aber für die Pfarrwitwe, weil 
die K. K.-O. nur einzelne Gerechtirkeiten der Pfarrwitwe zuer- 
kenne. Diese Auffassung der Justizkanzlei beruht auf einen Iır- 
tum (d. Ztsch. f. K.R. Bd. VII. S. 365), da die K.K. O. durch 
Mastung, Weide, Feurung und die Gewärung eines Hauses und 
der Lastenfreibeit nach damaligen Verhältnissen tatsächlich Teil- 
name an allen Erträgen der Gemeinheit zuweist. 

Da ferner durch den Bau und die Erhaltung des Pfarr- 
witwenhauses, wie es die Verordnung von Hemrich Julius d. d. 
28. September 1594 auch für den Fall vorschreibt, dass noch 
keine Pfarrwitwe in einem Kirchspiele wäre (Schlegel K-R. V. 
S. 670 Beilage 82), durch den Bezug des Bau- und Reparatur- 
holzes aus der Gememe- bezw. herrschaftlichen Forst das Pfarr- 
witwenhaus nach Möglichkeit die Ware genoss, so ist diese Tat- 
sache auch ein kleiner Hinweis, dass die K.K.-O. den Pfarr- 
witwenhäusern ein dingliches Recht auf die Waren begründen, 
den Pfarrer- und Küsterstellen bestätigen und begründen will. 
Diese Absicht geht klar hervor aus der „authentischen“ Er- 
klärung der K. K.-O. durch die Verordnung von Heinrich Julius 
d. d. 23. November 1593 (Schlegel K.-R. V S. 595). 

In dieser Verordnung wird festgestellt mit vielen Worten, 
dass nach „Landesgewonheit“ der Pastor (wenigstens) wie ein 
Ackermann, der Opfermann wie ein Kötner an allen Erträgen 
teilneme; bei dieser Landeszewonheit solle es gemäss K. K.-O. 
de 1569 bleiben. Da diese Verordnung de 23. November 1593 
die Pfarrer hinsichtlich der Quantität der Gemeinheitsnutzung 
dem Ackermann und die Küster dem Kötner gleichstellt, so ı1st 
aus obiger Landesgewonheit zu schliessen, dass auch die K. K.-O. 
für die Gemeinheitsnutzungen der geistlichen Stellen dieselbe 
Rechtseigenschaft bestätigen will, welche die Gemein- 
heitsnutzungen der Ackerleute und Kötner bis heute haben. Das 
Oberlandeszericht Celle hat in allen seinen Senaten stets aner- 
kannt, dass im gemeinrechtlichen Teile des ehemaligen König- 
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reich Hannover, wozu nur Ostfriesland, Niedergrafschaft Lingen 
und das Eichsfeld nicht gehören, (O. Rudorfi d. hannov. Privat- 
recht 1884 S. 1) die Gemeinheitsmutzung auch trotz des han- 
noverschen Gesetzes d. d. 28. Mai 1873, welches wol die Trenn- 
barkeit der Grundstücke von der Hotstätte einfürte, nicht aber 
die der Waren, noch eine untrennbare Zubehörung der 
Hofstätte sei, so dass, 2. B. wenn jemand diese verkauft, olıne 
etwas über das Echtwort festzusetzen, der Käufer des Haupt- 
hofplatzes ein Klagrecht auf die dazu gehörige Ware hat. 
(Frank Entscheidungen des Tribumals zu Celle 2. Autl. 
1557 Bd. 4 Nr. 9; Magazin für das deutsche Recht der Gegen- 
wart herausgegeben von Böliker Bd. II Heft 1 Hannover 1882 
vel. die Arbeiten von Stegemann und Münchmever daselbst; 
Sammlung bauernrechtlicher Entscheidung S. 126; Frank a. a. 
0). Bd. IS. 217). Noch kürzlich hat das Reichsgericht III. 
Senat diese alte Praxis des Oberlandesgerichts Celle d. d. 12. 
November 1897 in 8. Schultze contra Richter als irrevisibele 
partikularrechtliche Norm bestätigt. Es ıst kein triftiger Grund 
vorhanden, dass nicht die Waren der geistlichen Stellen im Ker. 
Hannover ebenso wie die der Bauern als untrennbare Zube- 
hörungen der area angesehen werden, wie es auch die Braun- 
schweiger Gerichtspraxis auf Grund derselben K. K.-O. de 1569 
bis heute getan hat, zumal in der ganzen niedersächsischen Ge- 
setzgebung seit Ludwig d. Fr. der Grundsatz nunmer wieder be- 
stätiet ist, dass die kirchlichen Besitztitel nicht nur nach Bauern- 
recht sondern nach dem ius nobilium zu beurteilen sein und das 
Recht auf eine interpretatio benigna in zweifelliaften Fällen für 
sich haben (Schlegel K.-R. Bd. V S. 342)!. Aber auch da, 
wo auf Grund einer entgegenstehenden Ortsgewonheit die Trenn- 
barkeit der Ware von der area anerkannt wird, ist in den auf 
Grund der hannoverschen Gesetze d. d. 5. Juni 1888 und d.d. 
2. April 1887 betr. Realgemeinden angenommenen Statuten fest- 
gesetzt, dass die Ware unteilbar sei, also voraussichtlich auch 
'W. Wittich S. 126. Gandersheimer 1.-A. de 1691 sub 17 und 18. 
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durch eine teilweise Niehtausübung nicht beschränkbar oder 
verjärbar sei. 

Dr. König vertritt bei Burkhardt „Aus dem Walde* VI. 
S. 12—75 1876 die Ansicht, dass im Harze, obwohl derselbe 
zum gemeinrechtlichen Teile des Kar. Hannover gehört, auf Grund 
der von den Welfischen Fürsten im 16ten und 17ten Jarhunderte 
den Gewerkschaften und anderen Personalverbänden gewärten 
Holzmutzungen nie Pertinenz eines besonderen Grundstückes ge- 
wesen seien. Aber jene Bergfreiheiten setzen ebenso wie die nieder- 
sächsischen Kirchenordnungen und Forstordnungen voraus, dass 
die Glieder obiger Personal- Verbände wenigstens eine area haben, 
weswegen Ihnen «durch die Bergfreiheiten nicht nur Brennholz 
sondern auch Bauholz zur Notdurft zugewiesen wird. Alte Harz- 
bewoner 2. B. Hotelier Römer in Grund bleiben bei der An- 
sicht, dass die Gemeimheitsnutzungen des Harzes nur dingliche 
Zubehörungen seien und dass nur infolge der grossen Liberali- 
tät des hannoverschen Königshauses von 1850—1866 gegenüber 
dem Harze, worüber der Landtag sich wiederholt beschwert hat, 
auch solchen Einwonern Gemeinheitsnutzungen gegeben sind, 
welche noch keine Hausstätte besassen. Aber selbst Dr. König 
erkennt an, dass die Gemeinheitsnutzungen schon am Fusse des 
Harzes, vollends im übrigen Niedersachsen „in der Regel“, ding- 
liche Zubehörungen der Hotstätten seien; W. Wittich S. 95 8 2. 

II. Die obige Verordnung de 23. November 1593 fürt zu 
einer zweiten Ergänzungsquelle der Kirchenordnungen, der Huf- 
verfassung. Nie ist eine Eigentümlichkeit des deutschen Rechts 
und eine Liebhaberei der Sachsen gewesen, welche sie nach allen 
Seiten verbreitet und mit Zähirkeit festgehalten haben. Wenn 
wir die ohne schwere Kämpfe erfolgte Besitzname des Gebiets 
zwischen der Elbe und der Weser aufihren beiden Seiten durch 
die seefahrenden Sachsen in die Zeit von 400—600 p. Chr. 
setzen!, so fanden sie damals deutsche Stämme und daher Huf- 
verfassung vor. Da die Sachsen aber wolhabender waren und 
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grössere Ansprüche machten als die eingeborenen Deutschen, 
(Meitzen ILS. 26 #.) so hessen sie die eingeborenen Deutschen 
als liten und Minderfreie im Besitze ihrer kleinen braunschweig- 
lüneburgischen Hufen, (a 7, 5 ha.) legten für sich selbst aber 
vier solche kleine Hufen zu einer Vollhufe (= 30 ha.) zusammen. 
Hieraus erklärt sich allein die Tatsache, dass der Vollhufner 
in Niedersachsen allein als der eigentliche Vollbauer, Acker- 
mann wenannt, gilt, dass die Halbmeyer = Halbhufner, wie 
vielfach nachweisbar, im Mittelalter aus einem Vollmeverhofe 
entstanden sind und dass endlich die Ritterzüter soweit sie nicht 
besondere Lehen dazu bekommen haben, in der Mark sowie vier 
Volllufner berechtigt waren!. 

Ist diese Vermutung richtig, so ist es verständlich, dass 
Karl d. Gr. in der capitulatio de partibus Saxoniae je 120 
pazenses die Verpflichtung auferlegt, unam curtis und duos mansos 
d.h. zwei Vollhufen jeder Kirche zu geben. Dafür spricht, dass 


nachweisbar die Mehrzahl unserer alten Kirchen — wenn 
das Meyer und Zinsland mitgerechnet wird — zwei Vollhufen 


zehabt, die bei der Minderzahl der Kirchen auf dem Wege der 
Erhpacht verloren gegangen sind, dass wir einige Kirchspiele 
haben, welche einen go bildeten und daher wahrscheinlich aus 
120 Vollhufnern bestand z. B. Hollenstedt, Predöhl, (Meitzen 
II S. 483), dass wir im Fürstentwn Lüneburg, Holstein und 
Dinemark viele Kirchspiele finden, welche ein Viertel eines säch- 
sischen Untergaus (go) gebildet haben, dass wir aber in «dem 
fruchtbaren südlichen Niedersachsen in einem go 10—12 Kirch- 
spiele mit je 12 oder 10 Vollhufen tinden ?. 

Jede Hufe war „der ideelle Anteil an den geteilten und ungeteil- 
ten Feldern“, (Meitzen a.a.O. I 81 und 82, 162) hiess auch Echt- 
wort. Vor allem haben die Pfarrhufen bis in die Gegenwart ihre 
Rechte gewart (Meitzen I 82 II 303). Daher werden in den Visi- 


! Lagerbuch des alten Amts Friedland de 1751 8. 810. Staatsarchiv 
zu Hannover. 
* Meitzen, Siedelungen 1896. I. S. 141. IL 8. 307. 
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tationsprotokollen (Kayser die reformator. Kirchenvisitationen 
in den welfischen Landen 1542— 1544), die Gemeinheitsnutzungen 
der Pfarrer in der Regel gar nicht genannt und meistens nur 
einzelne des Beispiels wegen z. B. S. 157, 173, 174, 186, 187, 
192, 193, 196, 209, 210, 220, 230, 240 — und 8. 480 findet sich 
zufällig der Ausdruck echtwort, — weil dieses ein unverjär- 
barer Bestandteil der Pfarrhufe war. Daher ist es zu erklären, 
dass nach der Verordnung d. d. 23. November 1593 der Pastor 
wie 1 Ackermann nach Landesgewonheit an allen Erträgen der 
(semeinlieit teilnam und in Zukunft teilnemen sollte Aber 
die obige Kirchenordnung bestimmt, dass die Kirchendiener 
„doch mit des Flecken Mass und Ordnung zu geniessen haben*®. 
Abgesehen davon, dass hannoverscheund braunschweigische Gerichte 
den Finger gelegt haben auf „gleichsam andere selbigen Flecken 
Untertanen“ dass demnach das Mass der Nutzung seitens der andern 
Untertanen auch für die Kirchendiener massgebend sein sollte, 
hatte dieser Zusatz „doch nach des Fleckens Mass und Ordnung“ 
seinen doppelten Grund darin, dass neben den 4 Hauptgerecht- 
samen es „nach des Flecken Mass und Ordnung“ noch 
manche unbedeutende Nebengerechtsame z. B. das Recht Wasser 
zu schöpfen, Gänse und Schafe zu treiben, Sand und Stein zu 
holen, trockenes Laub oder Holz oder Blättern zu lesen, gab, auf 
welche ein Pastor oft kein Gewicht legte, wol aber die Bauern. 

Vor allem hat der Zusatz „doch nach des Flecken Mass 
und Ordnung“ noch heute seinen vollen Sinn, weil die Zal der 
(Juoten oder Gemeinheitsnutzungen für die Pfarren in ıhren 
Hufen begründet ist. Es war in ganz Niedersachsen sowol im 
l16ten Jarhunderte als später Sachsenrecht, dass nach Mass- 
gabe der Hufen die Gemeinheitsnutzung erfolge, daher auch die 
Lastenvertilgeung nach einer Verordnung d. d. 17. Juli 1615 
(ef. N. 1321 im Archiv zu Wolfenbüttel). Dies beweisen alle 
Urkunden im Oldershausen’scher Archiv vom 1294—1616, welche 
die Hufen nie anders erwänen als mit dem Zusatze (d. Z f. 
K.-R. VI S. 217) „mit aller Zubehörung und Gerechtigkeit in 
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Holze, Felde, Wiesen, Wasser und Weide, besucht und unbe- 
sucht, wie das Namen haben mag, nichts ausbeschieden“ oder 
änlichen Zusätzen. Von derselben Rechtsanschauung geht aus 
das Reskript von Herzog Julius de 4. Septeniber 1584 (Gesenius 
Meierrecht Beilage IV S. 18) und das im Auftrage des Herzogs 
aufgestellte Amtslagerbuch von Westerhof de 1595 im Staat- 
archiv zu Hannover sub Hannover 74 Osterode B. 313, welches 
auf den ersten Seiten zu den Hufen hinzufügt „mit Rischen und 
Wischen®, „in Wald und Feld“. Es heisst daselbst auf S. 27 
über Doerode „Hans Berener ist ein Vollackermann hat darbei 
3 Hufen gehabt von denen v. Oldershausen zu Lehen, 2 Hot- 
plätze, die Wischen sindt mit in die Länderei gerechnet, hat in 
der Gemeinde 3 Holzteilung“ „Hans Stockmann ist verstorben 
und hat itzund Hermann Eichtag, auf dem Ackerhofe ıst keine 
Feuerstätte, sonst gehört an Acker in Rischen und Wischen 
darzu 7 Hufe, kommen Heinrich Koch zu Einbeck zu und denen 
v. Öldershausen zu Lehen. Wenn er der Gemeindte geniesst, 
gebt er mit in Herbst- und Meybede*. 

S. 29 „Henning Volkmer Pfarrherr zu Willershausen hat 
3 Hufe Landes in Rische und Wische, dieselbige hat er den 
Leuten verteilet um einen gebürlichen Zins®. Diese Fälle sind 
typisch für das ganze Amt Westerhof, ja für Niedersachsen. 
In diesem Amtslagerbuche werden hiernach die Zubehörungen 
nicht besonders erwänt aber vorausgesetzt durch «die Bemerkung 
„giebt in Herbst und Meybede“, was die Abgabe der Bauern 
für die Gemeinheitsnutzung an den Grundherrn war. Von dieser 
waren die Pfarrer frei, weil sie kraft eigenen Rechts Hufe mit 
Ware genossen. Dieser Rechtssatz blieb giltig bis über die 
Mitte dieses Jarhunderts. Nur im südlichen Niedersachsen hat 
sich aus Veranlassung der Kontributionen hier und da ein an- 
deres Ortsgewonheit gebildet, nach dem die Gemeinheitsüber- 
schüsse sowie die Kontributionen und Gemeinelasten ganz nach- 
bargleich ohne Rücksicht auf die verschiedenen Klassen der Ein- 
woner verteilt sind, die alten Gerechtsame blieben aber nach 
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Massgabe der Hufenzal genossen. Erst in den letzten 20 Jaren 
haben infolge Aufhören der Natnralwirtschaft und infolge der 
Schwierigkeit „nach Notdurft* die Gemeinheitserträge zu verteilen 
nach vielen Kämpfen Ackerleute und Kötner sich dahin vereinigt, 
alle Gemeinheitserträge unter die Reiheleute ohne Rücksicht 
auf den verschiedenen Grundbesitz zu verteilen. 

Statt aber immer genau die Hufenzal als Massstab der 
Gemeinheitsnutzung hervorzuheben wurde auch der Grundbesitz, 
Hausbedarf, die Notdurft als Massstab bezeichnet, weil das Haus 
je nach der Grösse des dazu gehörigen Landes mehr die Ge- 
meinheitsnutzung bedurfte. Doch galt dabei stets der Grund- 
satz, dass dem Rottland gar kein oder nur ein ganz geringer 
Anteil an der Gemeinheit zustand. (Festschrift z. Säkularfeier 
der Kön. landwirtsch. Gesellschaft zu Celle am 4. Juni 1864, 
2te Abt. Bd. 1 8. 202; W. Wittich S. 85 ft.). 

Weil es aber prinzipieller Grundsatz blieb, bei der Gemein- 
heitsteilung, dass nur die Höfe — areae — gleicher Klasse 
gleiche Teilung und die Verschiedenartigkeit der Klassen nach 
der Hufezal sich richtete, so bildete die Hufverfassung keinen 
Gegensatz zu der Taandesgewonheit, dass alle Besitzer einer 
area mit einigen Morgen Rottland oder zerteiltem Hufeland 
(= Kötner) sowie die Besitzer einer Hufe an der Gemeinheit 
teilnamen. Wenn aber die seit dem 17ten Jahrhunderte hin- 
zuzekommenen Brinksitzer und Anbauer nur Hintersassen blieben, 
also nicht vollberechtigt wurden, so lag dies daran, dass sie nicht 
nachbargleich alle Lasten tragen wollten, (cf. Verord. de 7. De- 
zember 1790, welche verbot die Veräusserung der Gemeinheits- 
anteile, wodurch Reiheleute sich den erdrückenden Lasten zu 
entziehen suchten). Es bestand daher in ganz Niedersachsen 
noch in den letzten Jarhunderten das Recht für die Pfarrin- 
haber, aus dem Besitz der Kirchen- und Pfarrhufen das Recht 
auf Gemeinheitsnutzung als einer untrennbaren Zubehörung her- 
zuleiten. Weil aber nach Ortsgewonheit verschieden die Kirchen- 
und Pfarrhufen bald ganz mit der Ware an Meyer verpachtet 
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wurden, bald in einzelnen Morgen verpachtet oder selbstbewirt- 
schaftet wurden, so konnten die Pfarrinhaber nur für die Hufen, 
die sie selbst bewirtschafteten oder zum Teil verpachtet hatten, 
die Ware beanspruchen. Daher schwankt die Zal der Pfarr- 
waren von 1—4 in Niedersachsen, und dieser Tatsache trägt 
die K. K.-O. Rechnung durch die Worte „nach des Flecken 
Mass und Ordnung“. Selbstverständlich blieben aber die ver- 
schiedenen Pfarrwaren untrennbare und unverjärbare Zubehörungen 
zu den Hufen wie bei den bäuerlichen Hufen. Daher bestimmt 
die vom Landesherrn bestätigte Kalenbergsche Superintendentur- 
3. Juni 

14. Oktober 

„Es sollen ja die Pastores undt mitbeschriebenen mit allem 
Fleiss sich hüten, dass sie so wenig von den Eingepfarrten als 


ordnung d. d. 1656 sub caput V]. 3. 


Viehelirten zum Hütelohn nötigen lassen, sondern bei dero von 
von Sr. F. Gn. zugewandten Freiheit (ausser den was er aus 
suten freien Willen ohne einige consequentz ihnen zuwenden 
will) sich steif und feste behalten. Wegen der Mast und Feu- 
rung bleibts billig, wie es jeden Orts hergebracht ist. Es wäre 
denn, dass es ausdrücklich wider die fürstliche Kirchen-Ordnung 
und wider die communia iura lieffe“ (Kleinschmidt Sammlung 
von Landtagsabschieden 1832 Il. S. 312). Hiermit ist der Be- 
hauptung, dass die K. K.-O. nur das Herkommen als Massstab 
für den Gemeinheitsgenuss der Kirchendiener hinstelle, der Boden 
entzogen. | 

UI. Die dritte Ergänzungsquelle der K. K.-O. ist die Grund- 
herrschaft. 

Sie stand auf ihrer Höhe vom 12ten und 1l3ten bis zum 
löten Jarhunderte, so dass es ausser dem kirchlichen Grund- 
besitz fast keinen freien Grundbesitz mehr gab. 

Die Grundherren hatten das volle uneingeschränkte Eigen- 
tum am Bauerngut und der Dorfallmend. Aber sie übertrugen 
die Hufen mit der unentbehrlichen Ware wieder den Bauern 
gegen allerlei Abgaben und Dienste. Noch im Anfange des 
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l6ten Jarhunderts waren die Grundherrn befugt neue dingliche 
Lasten ihren Bauern aufzulegen und dieselben jeder Zeit abzu- 
mevern. 

(Spittler Gesch. des Fürstent. Hannover 1789 I. 8. 111). 

Erst seit der Mitte des 16ten Jarhunderts suchten die 
Landesherren dieses Recht der Grundherrn zu beschränken. 

Erst mit dem Landtage zu Salsdahlum de 1597 und zu Gar- 
dersheim de 1601 wurden die Abmeverungsgründe fixiert (Wit- 
tich S. 388). Aber es kann keinem Zweifel unterliegen, dass 
die Landtage, welche im 16ten und 17ten Jahrhundert die K. K.-O. 
in allen Punkten bestätigten, berechtigt waren, unmittelbar 
dingliche Verpflichtungen den Gemeinen aufzuerlegen (v. Maurer 
Gesch. der Fronhöfe 1862 8 625 8 624). Die Befugnisse der 
Landtage waren ein Gemisch von grundherrlichen (= privat- 
rechtlichen) und öffentlich rechtlichen. Ganz besonders frei und 
eingreifend blieb das Eigentumsrecht der Grundherren an den 
Almenden. Nie liessen das altdeutsche Recht bestehen, dass 
die Waren untrennbare Zubehörungen der Hufen und Hofstätten 
waren, sie liessen den Bauern ihre hergebrachten Gerechtsame 
(Mastung, Weide, Bau- und Brennholz), weil diese zur Notdurft 
d. h. zur wirtschaftlichen Existenz der Hufen unentbehrlich waren ’. 

Aber die Bauern hatten für ihre Gemeinheitsnutzung Herbst- 
und Maibede zu zalen, wovon die geistlichen und adeligen 
Stellen frei blieben, weil sie kraft eigenen Rechts die Gemein- 
heit nutzten. 

Die Grundherrn hatten fast überall die Schäfereigerechtig- 
keit in den Dorfallinenden und das Recht, für Kirche und öffent- 
liche Zwecke Parzellen aus der Gemeinheit (v. Maurer a. a. O. 
$ 413) abzusondern. Sie übten allein die Verwaltung der Ge- 
meinheit, daher auch das hannov. Gesetz d. 11. Juli 1859 den 
Gemeinen dies Recht genommen hat. 


! Vertrag d. den 21. September 1392 sub 1 bei Kleinschmidt I. S. 70 
und 81; v. Inama-Sternege. die Wirtsch.-Gesch. bis zum Schl. der Karol. 
1879. S. 271: d. Wirt.-Gesch. des 10. bis 12. Jahrh. 1891. S. 211. 216. 
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Bei Gemeinheitsteilungen fiel den Grundherrn der dritte Teil 
zu (Rechtsfälle aus der hannov. Gerichtspraxis Heft I S. 66 1854) 
ein Recht welches ausdrücklich die Gemeinheitsteilungs-Ordnungen 
de 1824 für Kalenberg, Hoya und Hildesheim im Nachtrage an- 
erkennen. Sie konnten gegen den Willen der Gemeinen neuen 
Anbauern die Gemeimheitsnutzung gewären, geren welche der 
Rechtsweg ausgeschlossen war !, 

Dieses bis in die Mitte dieses Jarhunderts fest gehaltene 
und tief eingreifende Verwaltungsrecht war ein Rest des vollen 
Eisentumsrechts, was einst die Grundherren über die Gewmeinheiten 
hatten. (Grimm Weistümer II 110. 112. 114. 117 111. 367. 404). 
/u diesem Grundsätze hat sich die Landdrostei Hildesheim hin- 
sichtlich der Gemeineforsten des Gerichts Oldershausen bekannt 
m emer Akte beim Regierungsprästidenten Hildesheim de 1846 
bis 1850 und ausdrücklich hervorgehoben, dass diese Verwaltungs- 
rechte nicht ein Ausfluss der öffentlichen Pohzei- oder Aufsichts- 
rechte seien. Die römische Lehre vom herrenlosen Gut war auf 
diese Grundherrlichkeit insofern von Einfluss, als man annahm, 
dass die Gemeinheiten ein superfluum in sich hätten und dass 
dalier der grundherrliche Amtmann befugt sei, Gemeinheitnutz- 
ungen den neuen Anbauern zu erteilen, falls die alten Gerecht- 
same „nicht erheblich“ dadurch geschädigt würden ?. 

(Ganz zweifellos war es daher, dass die Gesammtheit 
der Grundherrn d. h. der Landtax mit Zustimmung des Landes- 
herrn, welcher der grösste Grundherr im Lande war und daher 
da, wo Grundherrn ausstarben, kraft öffentlichen Rechts die Be- 
fuznisse der privatrechtlichen Grundherrn fortsetzte, berechtigt 
war, den geistlichen Stellen ein unmittelbar dingliches Recht auf 
volle Ware zu bestätigen zu begründen und für die Zukunft zu 
garantieren. Das traditionelle Wolwollen der Landtage und 


ıW. Wittich, S. 103. 8.138. 8.145. 8.1%. v. Bülow u. Hage- 
mann, Erört. Bd. IL Erört. 27. 17. 24; Strube, rechtl. Bedenken Bd. IV 
Bed. 120. 

° Festschrift z. Säkularfeier d. landw. Gesellsch. in Celle, 2. Abt. Bil. 1. 
3. 284 1864. 
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der welfischen Landesherrn für die lutherische Kirche ist ein 
sicherer Beweisgrund dafür, dass die Landesherrn und Landtage 
auf Grund dieser Berechtigung unmittelbar untrennbare 
unverjärbare dingliche Zubehörungen zu den geistlichen 
Stellen nicht nur nach Bauernrecht sondern nach Massgabe des 
ius nobilium et canonicum, der Hufenverfassung und des Sachsen- 
rechts neu begründen bezw. bestätigen wollten. Jene von den 
welfischen Landesherrn mit vieler Sorgfalt gepflegte Grundherr- 
schaft ist erst 1. J. 1870 von der preussischen Regierung zum 
Teil aus Unkenntnis zum Teil aus liberalen Neigungen aufgegeben. 
(W. Wittich S. 449). 

Da aber die K. K.-O. den Markgemeinen zugleich die Ver- 
pflichtung eines Pfarrwitwenhausbaus auferlegt, so ist diese Auf- 
lage ein Zeichen, dass die K. K.-O. nach Sachsenrecht auch die 
Markgemeine = das Kirchspiel als dingliche Trägerin der Kirchen- 
lasten (d. 2. f.K.-R. Vlll. 1. S. 78) festhalten will. Diese waren 
nicht wie es unter Richter-Dove die herrschende Ansicht ge- 
worden ist nur relativ dingliche Lasten sondern seit alter 
Zeit absolut dinglicher Natur. 

IV. Eine vierte Ergänzungsquelle der K. K.-O. bilden die 
Forst-Ordnungen, abgedruckt m A. Fritschii corpus iuris vene- 
natorio — forestalis Lipsiae, impensis Joh. Ludovici Gleditschu 
anno MDCCIH pars III. sub 9 und 11, zum Teil bei Kleinschnidt 
Landtagsabschieden II 8. 208, ım Original befindlich im Herzog. 
Landesarchiv zu Wolfenbüttel?. 


' Heusler, instit. d. d. R. I S. 380; Meitzen a.a. 0.1. S. 122; 
d.Z2.f K-R VI.1. S. 78 #. 

* Hier heisst es in der von Herzog Heinrich d. J. warscheinlich de 
1547 gegebenen und für alle herrschaftlichen,. geistlichen, Bauern- und 
Bürgerholzungen im Fürstentum Wolfenbüttel, Calenberg, Göttingen sowie 
in der Grafschaft Hoya reformierten Holzordnung sub VIIL.ı S 119: „wor- 
bei wir uns gleichwol dahin erklüren. dass, was zu Reparation der Kirchen, 
Schul, Pfarr- und Rathäuser und andern aedificiorum publieorum Bawholz 
auf vorangeregte Besichtieung von nöthe seye wird, solches nah fördert 
auf masse, wie bisshero gebräuchlich gewesen, vom Forszinse befreyt seyn 
solle.“ 
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Diese Forstordnungen de 1547 und 1590 sind nie aufgehoben, 
vielmehr nur bestätigt und ergänzt durch die Forstordnungen 


Es folert dann die vielfach de 1591 datierte Forstordnung in pars II 
sub numero XI, genauer d. d. 20. Oktober 1590, sub No. 888 im Archiv zu 
Wolfenbüttel. (Ueber den Zusammenhang dieser Forstordnung mit der 
K. K.-O. vergl. v. Heinemann, Geschichte v. Braunschweig u. Hannover 
Bil. II. 1886. S. 402. 414; Bodemann über Herzog Julius in Müllers Zeit- 
schrift für deutsche Kulturgeschichte, Neue Folge, Jahrgang V S. 198, bei 
Schlüter-Hannover gedruckt 1875.) In dieser heisst es auf Seite 125: 

.6. Zum Sechsten, (sollen) unserer Untertanen eigene Holtzunge mit 
aller Verwüstung gleich den unsern verschonet sein, und ihre Theilung oder 
Notdurft darin nicht erheben oder zu haben mächtig seyn, sie habens dann 
im Forstamte dem Oberverwalter oder Oberförster angezeiget, die dann ihnen 
auf ibre Anforderung ausweisen, auch darnechst ihre Holtztheilung 
also machen, dass sie ihre Nothdurft nach Gelegenheit eines jeden Dortts- 
Einwohner desselben Gehöltzes, an Feuerholtze ietzo sie und künftig ihren 
Nachkonımen nichts mangeln, sondern notdürfftiglich haben mögen, was 
über ihre Nothdurfft und sonsten zu verlassen, daran wollen wir uns den 
angestammten Vorkaufl zu unsern Berg- und Hüttenwerken vorbehalten haben. 

9. Zum neunten, da jemands angehalten würde, ein neu Hauss bey 
einem Dorfe uf die Gemeine zu setzen, oder einem ein Stück Ackers oder 
Garten abzukauffen und zu bebauen, soll solches keineswegs ohne unsern 
fürstl. Konsens oder unser Stadthalter und Rathe Bewilligung geschehen viel 
weniger Bauholtz und andere Nothdurft darzu ausgewiesen werden; 
da aber einem oder andern sein Hauss, Scheunen und anders banfüllig, dass 
es nicht zu bessern, sondern neue zu bauen von nöthen, so sol gleichwol 
kein Holtz darzu angewiesen werden, es sey dann dieNothdurfft von 
dem Amtmann und Förster besichtigt und ein Ueberschlag zu Papier gesetzt, 
wie viel Stücke Holtzes darzu vonnöthen, wann solches von dem Forst-Anmite, 
Amtmann, Ober-Förster, Förster unterschrieben, sol solches der Verzeuchnis 
nach, an Ort und Enden dem Forst und in Holtzunge ohne Verwüstung 
durch die Oberförster und Förster mit der Waldaxt ausgemahlet und an- 
gewiesen werden. Was zinssbar ist, darvon sol uns unnachlässiges der Zins 
berechnet werden, da es aber die Leute umsonst berechtiget, und so ein 
altes Herkommen ist, sollen die Leute von den Förstern nicht mit über- 
mässigem Trinkgelde beschwert werden, bei Vermeydung unserer schweren 
Stratfe und Ungnaden.“ 

10. Zum zehenden, sol es mit Segeholtz, Bauholtz, Latten, Felgen, 
Speichen, Trag- und Kannenholtz, auch “allem andern, was erlaubt und ge- 
hauen wird, erstlich ins Forst-Amt und Register gebracht, eingeschrieben 
und unterschrieben werden. 

Sub 12 wird verordnet bei Strafe von sechs Gülden, dass „zur Sparung 
viel Zaunhöltzer des lebendigen Heckenwerks, so für Acker und Wiesen 
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von 8. Juni 1678 ($ 18. cap. 3), welche für die Fürstentümer 
Kualenberg, Göttingen u. a. ebenso wie die Kirchen-Ordnung de 
1569 bis in die neuste Zeit ihre Rechtsgiltigkeit behalten haben. 
(Hüline Geschichte des Kgreh. Hannover und des Herzost. 
Braunschweig. 1830 Teil II. S. 482. 412. 427; v. Heinemann Ge- 
schichte von Braunschweig und Hannover 1886. II S. 469. 470). 
Was folgt nun aus diesen vier Ergänzungsquellen der K.K.-0? 
1. Das zu den Kirchen und geistlichen Gebäuden aus den 
herrschaftlichen oder Gemeine-Forsten gelieferte Bauholz ist frei 
von Stammgeld und Trinkgeld entsprechend der Lüneburger 
K.-O. de 1643 cap. AI. 8 31. 
(S. 119 der Forstordnung de 1547. N. 9 der Forst-O. de 1590). 
2. Die Bestimmung der K. K.-O. de 1569, dass der Pfarr- 


gemacht werden muss,“ ein Ackermann jährlich dreissig Ruthen, ein Hall- 
spünner funfzehn Ruthen, die Körter zehn Ruthen lebendigen Heckenwerk:s 
setze und pflanze. 

Sub 13 wird verordnet, dass bei Strafe von drei Gülden „jeder Acker- 
mann, dienstfrey oder unfrey, niemands ausbeschieden, in Dörfern alle Jahr 
zu rechter Zeit zehn junge Eichen, der Halbspänner fünf und der Kortmann 
drei tüchtige, mit Fleiss die Wurzel ausrode und auff ihre Gemeine auch 
auf die blossen Flecke, in ihren Höltzern um Martini oder Mitfasten setzen 
und pflanzen.“ 

25. Zum fünf und zwantzigsten, demnach an etlichen Oertern in 
unserm Fürstentumb unsere Unterthanen ihre Gehöltze unter sich getheilet, 
dass ein jeder weiss, wie viel Morgen und Ruthen Holtzes an Grund und 
Boden er hat, darin er alle Jahr hauen mag, dadurch dann grosser Schaden 
geschieht. Als erstlich, der eine ist ein Schlenimer und Zehrer und damit 
er keinen Mangel leiden mag, verhauet er seine Holtzung in kurtzen Jahren 
 dermassen, dass seine Nachkonmen nichts finden. 

Zum andern, so viel geringe Hauunge, so in einer Dorfschaft Holtzung 
an vielen Oertern hin und dorten der gantzen Holtzung durchgeschieht, 
nicht also geheget werden, als wann die gantze Einwohnere ihre Holtzunge 
an einem Orte hauen und fällen oder sie müssen sich der Huten, Trifft und 
Weyde gäntzlich enthalten. Derowegen wollen Wir in Gnaden ernstlich 
euch unsern Ober- und Förstern, auch unsern Amt-Leuten eingebunden 
und befohlen haben, dass an denen Orten, da solche böse Ordnunge ver- 
handen, die abgeschaftet werden, auch dann die Holtz-Theilung ingemein 
jedern Ackermann und Körtern oder nach Gelegenheit der Hufezahl aus- 


ceteilet werden.“ 
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witwe u. a. „notdürftige Feurung“ gegeben werde, will ebenso 
— wie die vielfachen Angaben in den Verzeichnissen der Kirchen- 
und Pfarrgüter aus den letzten Jahrhunderten und aus diesem 
Jahrhundert, dass den geistlichen Stellen das Recht auf „Not- 
holz“ „notdürftige Feurung“ „Brennholz“ zustehe — nichts anders 
zu Gunsten der geistlichen Stellen festsetzen als „nachbargleiche 
Holzteilung“ (N. 6 der F.-O. de 1591). 

3. Der Umstand, dass die geistlichen Stellen in den Gemeine- 
listen dieses Jahrhunderts nicht als Bauholzberechtigte angeführt 
sind, spricht nicht gegen eine Bauholzgerechtigkeit der geist- 
lichen Stellen, weil in jenen Listen nur die Stammgeld zalenden 
Bauholzberechtigten bezeichnet wurden. 

4. Auch die vielfach aus diesem und dem vorigen Jahr- 
hunderte vorhandenen Nachrichten, dass die Inhaber der geist- 
lichen Stellen um Latten- Zaun- Tragholz u. ä. die Gemeine 
resp. Forstbehörden „bitten“ oder „ansprechen“ mussten, bilden 
keinen Beweis gegen solche dingliche Nutzholzberechtigungen der 
geistlichen Stellen, da alle Forstinteressenten nur nach Prüfung 
der Forstbehörden solche Nutzhölzer bekamen, je nach der augen- 

blicklichen Leistungsfähigkeit des Waldes und dem festgestellten 
Bedürfnis (N. 10 a. a. O.). 

5. Durch dieses Recht auf notdürftiges Bau- Brenn- und 
Nutzholz, Mastung und Weide hatten die geistlichen Stellen ein 
Recht auf volle Waren wie andere Interessenten als untrennbare 
Zubehörungen der Kirchen- und Pfarrhufen (N. 25 a. a. O. und 
landesherrl. Verord. d. d. 7. Dezember 1790 Strube Teil 2. Be- 
denken 138 S. 526). Ist aber die Trennbarkeit der Ware von 
der Hufe oder Hofstätte durch besonderes Orts-Herkommen in 
der Provinz Hannover aufgehoben, so ist die Unteilbarkeit 
der Ware durch Landesgewohnheit und das hannov. Forst-Gesetz 
d. d. 13. Juni 1873 8 1. I. S 3 8 22 festgehalten. 

6. Die geistlichen Stellen waren infolge der ihnen durch 
K. K.-O. gewährten Immunität frei auch von allen Holzanpflan- 
zungen und Gemeinheitsdiensten, wozu alle Ackerleute und Kötner 

14* 
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entsprechend ihren Nutzungen verpflichtet waren. 

Infolgedessen waren die geistlichen Stellen nicht volle aber 
privilegierte Glieder der Markgemeine, waren aber nach der „au- 
thentischen* Auslegung der K.-O. d. d. 23. November 1593 (Schle- 
gel K.-R. I. S. 35 V. S. 598) vollberechtigt an allen Gemein- 
heitserträgen (N. 12 und 13 a. a. ©.) und nach $ 25 d. braunschw. 
Gesetzes de 1835 und nach $S 2 und $ 4 des braunsch. Ges. d. d. 
19. Mai 1890). 

7. Nach Massgabe der Hufen waren bereits die Gemeinheiten 
vielfach unter die Hufbesitzer, also auch an die Kirchen- und 
Pfarrhufen, vor der Mitte des 16ten Jahrhunderts geteilt (Meitzen I. 
S. 76). Diese Teilung ist aus wirtschaftlichen Gründen im In- 
teresse einer besseren Aufsicht wieder aufgehoben, bei einzelnen 
Kirchen- und Pfarrhufen ausnahmsweise nicht, wie z. B. in 
Willershausen und Eisdorf, Kreis Osterode a. Harz. 

Die Gemeinheitsnutzung geschah entweder streng nach der 
Hufenzahl oder nach Massgabe der Klasse, ob jemand ein Kötner 
oder Ackermann war. Für die Kötnerberechtigung war mass- 
gebend die area, für den Ackermann die Zal der Hufen. (N. 25 
a. a. OÖ. und Verord. d. d. 25. Septhr. 1721 bei Ebhardt hannov. 
Kirchenges. 1I S. 372). 

8. Die Thatsache, dass in solchen von den Gemeinen- 
Holzungen getrennten Kirchen- und Pfarrholzungen die Küster 
und Pfarrwitwen die Ware nur an diesen Holzungen bekommen 
haben, ist ein Beweis, dass die Küster und Pfarrwitwen an den 
Gemeineforsten das Recht auf Waren wie ein Kötner nur als 
Hintersassen von Kirchen- und Pfarrhufen erhalten haben. (N. 9 
und N. 25 a. a. O.). 

9. Da (N. 6 de 1590) die Bauern auf die Ueberschüsse der 
Almend gar kein Recht hatten, so sind ihnen diese nur als 
„Beitrag“ zu den Lasten (spez. Kirchen-) vom Grundherrn an- 
gewiesen resp. von Pfarrinhabern überlassen. 

V, Die obigen vier Ergänzungsquellen haben eine gemein- 
same @uelle, das Sachsenrecht. Als nach dem Tode Erichs II 
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\. J. 1584 Calenberg-Göttingen an Braunschweig-Wolfenbüttel 
gefallen war, beschwert sich der Gandersheimer Landtag i. J. 
1585 (Kleinschmidt a. a. OÖ. II S. 204). 

„Dass man in den Gerichten das ius Saxonicum und andere 
iura statutaria et municipalia receptasque consuetudines nicht 
mehr attendiren wolle“. Darauf erfolgte folgendes resolutum: 

„S. F. Gn. Gemühte sey nicht, dass das Sachsenrecht oder 
andere jura statutoria et municipalia oder andere löbliche Landes- 
gebräuche gänzlich aufgehoben werden sollen sondern dass solches 
von verständigen Rechtsgelehrten auch Erfarenen der Land- 
schaft zuvor alle mal erwogen und in welchen Fällen die iura 
statutoria und alte Gebräuche zu behalten, in welchen die auch 
zu vermeiden, eigentlich beraten und darauf denn gewisse con- 
stitutiones verfasset und publicieret werden sollen*®. 

Krusch hat diese landesherrliche Erklärung dahin gedeutet, 
dass Herzog Julius alles Sachsenrecht durch das römische Recht 
habe allmählich vertreiben wollen (Zeitschrift des hist. Vereins für 
Niedersachsen 1893 S. 281, 294, 298). Aber nicht nur v. Heine- 
mann a. a.0. II S. 433 ff., Spittler 11 S. 311, Gesenius, Meier- 
recht I S. 435 sondern auch die Bestimmungen der K. K.-O., 
denen gemäss ein jedes „Kirchspiel in Stadt und Land“ ver- 
pflichtet wird der Pfarrwitwe Haus und Ware zu geben, zum 
Bau auch der vermögenden Kirche „Hand und Spanndienste® 
(S. 395) zu leisten, ja nach der authentischen Auslegung d. d. 
23. November 1593 die Pfarre in Bau zu erhalten, und vollends 
der Wortlaut des Gandersheimer-Landtagsabschied de 1601 8 2, 
53,84, $ 15, 821 und 861 sind eine Bestätigung dafür, dass 
die K. K.-O. nicht nur das germanische Kirchspiel als dingliche 
Trägerin der alten Kirchenlasten festhalten will sondern auch 
die Untrennbarkeit und Unverjärbarkeit der Ware von den 
bäuerlichen und geistlichen Stellen auf Grund des deutschen und 
kanonischen Rechts. Ebenso hat Herzog Julius die Untrenn- 
barkeit der Ware von der Hufe und area durch Gandersheimer- 
L.-A. de 1601 sub 24 und Landtagsabschied von Salzdalılum 
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de 1597 sub. 19, sanktioniert. Gesenius I. 8. 469, 447, 423. 
Eine besondere constitutio erfolgte nicht, weil die Beibe- 
haltung dieser Stücke des Sachsenrechts unzweifelhaft war. Viel- 
fach ist dieses Sachsenrecht falsch verstanden z. B. hat Miguel 
im J. 1855. Hannov. Magazin V Heft 1 8. 247, 266 die Per- 
tinenzqualität des Göttinger Bauernguts nur aus dem öffentlichen 
Interesse, um leistungsfähige Bauern zu erhalten, begründet. 
Aber jene Pertinenzqualität lag nicht nur im öffentlichen Interesse 
nicht nur in der Grundherrschaft sondern im altdeutschen Recht 
kraft dessen auch die wenigen Bauern, welche nie ganz einer 
Grundherrschaft sich übergeben haben, z. B. die freien in Ilten, 
Landdrosteı Lüneburg, die Ware als eine untrennbare unver- 
järbare dingliche Zubehörung ihrer curtis festgehalten haben. 
Ist dieses der Fall, dann will auch die K. K.-O. dies unmittel- 
bar dingliche Recht der Pfarren, Küstereien und Pfarrwitwen 
nach Sachsenrecht begründen und ausserdem die allem Kirchen- 
und Pfarrgut gewährte Immunität, Integrität, welche bereits im 
Mittelalter von dem unus mansus integer auf das ganze Kirchen- 
gut mit seinen Zubehörungen ausgedehnt war, Unverjärbarkeit 
und das ius restitutionis mit dem Hinweis auf des Papstes Recht 
und auf das sacrilegium S. 249, S. 270, 272 „dass solches alles 
ohne gemindert und geschmälert dieser unser Verordnung nach 
ewiglich und unwiderruftlich also bleiben und... wo ichtiges da- 
von abgelöst oder sonst bewegender Ursachen halb alieniert, dass 
solches unverlanget der Pfarr und Pfründ zu Gute widerange- 
legt und verwendet werde“. Diese Worte der K. K.-O. sind deut- 
lich eine Erneuerung des durch Ludwig den Fr. den Kirche ge- 
währten ius restitutionis. (O. Meier 8. 362. Schlegel IV. S. 287.) 
Bereits nach der obigen Ministerialentscheidung ist durch 
das Oberlandesgerichtsurteil d. d. 18. September 1895 der Pfarr- 
witwe ılır Anteil, der Pfarre und Küsterei wenigstens das von 
ihnen stets genossene Bauholz rechtswidrig abgesprochen. Ist aber 
das Recht auf Bauholz ausgeübt, so haben die Pfarre und Küsterei 
in Echte auch vom Standpunkte des Oberlandesgerichts unter den 
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(d. Zt. f. K.-R. VI. Heft 2 S. 213 fi. Heft 3 8. 273 fi.) dar- 
gelegten Verhältnissen ihre volle Ware nicht verloren. Wer giebt 
jenen geistlichen Stellen und deren Inhabern den Ersatz? Die 
Pastoren werden auf die K. K.-O. verpflichtet; aber sie haben 
sämmtlich bis z.1. April 1899 auch die Zusicherung von dem Landes- 
Konsistorium erhalten, dass sie in ihren Rechten und Gerechtsamen 
geschützt werden sollen. Wo bleibt dieser Schutz? Anliche 
Verhältnisse wie die in Echte geschilderten bestehen in vielen 
benachbarten Kirchspielen Imbshausen, Eboldshausen, Calefeld, 
Wiershausen, ja fast in ganzen Inspektionen z.B. Hohenstedt, Elze, 
(röttingen ILL, Salzgitter, vermutlich fast im ganzen hannov. Nieder- 
sachsen, wo die Gemeinheiten noch nicht ganz geteilt sind. Wenn 
nun in Zukunft die Gerichte auch nur im Sinne des Kultus- 
ministeriums entscheiden, wird dann nicht eine in kirchlicher und 
und politischer Beziehung bedenkliche Erregung in die Gemeinen 
eintreten, weil dieselbe Kirchenverfassung so verschieden ange- 
wandt wird. Unser niedersächsischer Stamm ist in legaler Be- 
ziehung musterhaft, aber er kann aufs Aeusserste empört 
werden, wenn dieselben Bestimmungen der Kirchenverfassung 
30 verschieden angewandt werden. 

Aber die Entscheidung des Ministeriums beruht auf einem 
Irrtum; denn die K. K.-O. will, wie obige Ergänzungsquellen 
beweisen, ein unmittelbar dingliches Recht auf vollen 
Gemeinheitsgenuss begründen, bestätigen und „ewiglich 
zusichern*. 

Ist aber durch die K. K.-O. ein unmittelbar dingliches Recht 
den geistlichen Stellen begründet, so ist dies aus den in d. Zt. 
f. K.-R. VIII. 1 S. 95—100 VI. 3 S. 275—291 dargelegten 
Gründen nicht einmal durch einfache Verjährung erloschen. Die 
Landeskirche kann aber verlangen, dass die Waren der geistlichen 
Stellen ebenso geschützt werden wie die der bäuerlichen Stellen. 
Ist aber die Ware nach der beständigen Praxis des Oberlandes- 
gerichts untrennbar von der Hofstätte, so muss sie auch unver- 
Järbar sein für die geistlichen und bäuerlichen Stellen. 
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Dazu konmt, dass nach der bisherigen Praxis des Oberlandes- 
gerichts Celleund nach der auf Grund des Gesetzes d. d. 7. Septent- 
ber 1838 erlassenen noch heute für alle hannoverschen Gerichte 
bindenden Königlichen Verordnung d. d. 3. März 1840 gegen- 
über den durch Gesetz auferlegten dinglichen Verpflichtungen 
keinerlei Verjährung, wenigstens nicht die sog. unvordenkliche, 
stattfindet !, 

Dieser Grundsatz hat zwar durch die obige Verordnung nur 
eine unmittelbare Geltung für die durch die Hildesheimer Polizei- 
Ordnung vom 20. Oktober 1665 gewährten Gemeinheits-Nutzungen 
und für die durch Hildesheimer Verordnung d. d. 17. Dezember 
1700 festgesetzten Zehut-Rechte. Aber derselbe Grundsatz der 
Unverjärbarkeit ist auch hinsichtlich der durch K. K.-O. xe- 
schützten dinglichen Rechte anzuwenden. Das Oberappellations- 
gericht Celle hat diesen Grundsatz auch hinsichtlich der Lüne- 
burger K.-O. de 1643 laut Entscheidung de 2. Dezember 1822 
(v. Bülow und Hagemann Erört. Bd. 7 Er. 124) und auch hin- 
sichtlich der Gemeinheitsnutzungen, welche durch K. K.-O. be- 
sründet sind, angewandt bis z. J. 1825. 

Am 8 Januar 1825 hat das Oberappellationsgericht Celle 
1. 8. der Pfarr- und Küsterei zu Calefeld zum ersten Male den 
Grundsatz aufgestellt, dass, wenn auch die durch K. K.-O. 
begründeten Gemeinheitsnutzungen durch non usus nicht be- 
schränkt werden könnten, so könnten sie doch dureh unvordenk- 
liche Verjärung erlöschen. Gegen dieses novum hat Schlegel 
d. d. 30. Juni 1324 und d. d. 15. Februar 1825 mit Berufung 
auf Pufendorf obs. iur. 11I. obs. 188 & 31 und 32 und v. Bü- 
low und Hagemann Bd. 3 Erört. 34 sich erklärt „als äusserst 
verderblich® cf. Konsistorialakten „Rechtsstreit der Pfarre und 
Küsterei in Calefeld“ 1823—1825—1828 und nur eine qualiti- 
zierte Verjährung für statthaft erklärt (X,-R.1. 8.17). Auch scheint 
das Konsistorium in Hannover bis 1870—1880 nach seiner Ver- 
ordnung d. d. 26. Juli 1949 (d. Zt. f. K.-R. VI Heft 28. 213, 

! Rudorfa. a 0.8.30 u38% G.-S. 1 1 u 8. 
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VIO Heft 1 S 98) sowie das Landesverfassungsgesetz d. d. 6. Au- 
gust 1840 8 76 (d. Zt. f. K.-R. VII Heft 3 S. 365) auf dem 
Standpunkte Schlegels zu stehen. 

Aber wenn auch solche Urteile gefüllt sind, dass z. B. die 
Pfarre vom Fichtenholze, dessen Geldertrag zu den gemeinen 
Lasten verwandt wurde, aus einer Parzelle nichts bekam, so übte 
sie doch durch Mastung, Weide, Bauholz u. a. ilıre Rechte an 
derselben Parzelle aus, deren Nutzung ihr abgesprochen war. 
Niemand wollte infolge einer solchen geringen Beschränkung das 
volle genossenschaftliche Recht der Pfarre bestreiten. Daher 
haben bei allen Gemeinheitsteilungen in Niedersachsen nach den 
mir gewordenen Mitteilungen die Pfarren und Küstereien auf 
Grund ıhrer alten vier Gerechtsame, auch wenn sie seit unvor- 
denklicher Zeit an den früher unregelmässigen und geringen 
Veberschüssen keinen Anteil gehabt haben, doch bei den Ge- 
meinheitsteilungen bis 1870—1880 ihren vollen nachbargleichen 
Anteil erhalten (d. Zt. f. K.-R. VIII. 1 S. 98). Ebenso auch 
die Pfarrwitwentümer gemäss Kirchenordnung wenn auch an 
einem Orte seit unvordenklicher Zeit keine Pfarrwitwe gewesen 
ist (d. Zt. f£ K.-R. VII3 S. 361). Auf Grund dieser Lanldes- 
gewohnheit haben die geistlichen Stellen v. J. 1831 bis 1862 
Ihren Grundbesitz im Kgr. Hannover um 28125 Kalenberger 
Morgen (A Morgen = 120 Ok. = 26,12 ar) vermehrt. (Fest- 
schrift z. Säkularfeier 2te Abt. Bd. 1. 8. 195). Auch der 
erste Kenner der hannoverschen kirchenrechtlichen Praxis, Evers 
in Celle, steht auf dem Standpunkte, dass, wo die geistlichen 
Stellen früher die Hauptgerechtsame genossen haben, diese volle 
Ware durch teilweise Nichtausübung nicht erloschen sei. Wird 
aber an die Nutzungen der ungeteilten Almenden seitens der 
geistlichen Stellen ein solcher oder änlicher Massstab angelegt, 
wie ilın das Oberlandesgericht Celle d. d. 18. Septhr. 1895 
an die der geistlichen Stellen in Echte angelegt hat, so kann 
man an diesem Beispiele einen Begriff bekommen, welch ein 
Grundbesitz den geistlichen Stellen verloren gehen wird, wenn 
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keine authentische Auslegung der K. K.-O. durch ein Kirchen- 
und Staatsgesetz kommt. Die geistlichen Stellen in Echte (Pfarre, 
Küsterei und Pfarrwitwe) hätten, wenn die K. K.-O. richtig 
ausrelegt wäre, ein Recht auf 55 Morgen Forst, auf eine jähr- 
liche Rente von 1500 Mk., welche sich in den nächsten Jahren 
erheblich steigern wird. | 

Statt dieser Rente sind sie laut Entscheidung der K. Spezial- 
31. Dezember 1897 
22. August 1898 
Kapital von 2220 M. abgefunden. Diese Ablösung ıst so ver- 
lockend für die Realgemeinen, dass z. B. die zu Wiershausen, 
Amt Westerhof, bereits eine Ablösung auf die Pfarrgerechtsame 
estellt hat und gewiss bald andere Realgemeinen folgen werden. 
Soll solche Schädigung vermieden werden, soll der Rechtsschutz 
des Staates nicht nur ein papierner sondern ein wirklicher sein, 
so ist eine authentische Auslegung der K. K.-O. unvermeidlich. 
Die obige Ministerial-Entscheidung ist ein Beweis, wie verschieden 
die Bestimmungen der K. K.-O. aufgefasst werden. Es ist auch 
von den vielbeschäftigten Richtern gar nicht zu verlangen, dass 
sie zum vollen Verständnis obiger Bestimmungen so viel Zeit 
anwenden. Es sind durch solche Auslegung gar keine neuen 
dinglichen Rechte zu begründen, sondern nur die alten miss- 
verstandenen klar zu stellen unter Festlegung der Normen etwa, 
welche die Braunschweiger Gerichtspraxis gegenüber der recht 
verstandenen K. K.-O. bis in die neuste Zeit festgehalten hat 
(d. Z. f. K.-R. VI Heft 3 8. 290). 

Die authentische Intepretation hat rückwirkende Kraft. Rück- 
wirkende Kraft muss aber auch ein solches Gesetz haben, damit 
die jetzt in Gefahr stehende feste gleichmässige Ordnung, unter 
der gern unser niedersächsisches Volk sich beugt — bleibt —, zum 
Segen von Volk und Land. Ein solches Gesetz mit rückwirkender 
Kraft würde kein novum in der niedersächsischen Geschichte 
sein, da durch die Konstitution de 4./15. Dezember 1733 (Ebhardt 
II S. 373) alle entgegenstehenden Verträge, res iudicatae und 
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anderes Herkonımen aufgehoben ist, auch durch die Redinte- 
grationsgesetzgebung am Ende des 17ten Jahrliunderts dem Be- 
sitzer der area ein klagbares Recht auf alle Zubehörungen des- 
selben gegeben ist, auch wenn diese seit unvordenklicher Zeit 
aus irgend einem Grunde abalieniert waren. 
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Die alten hessischen Definitorialordnungen und das 
Definitorium der Obergrafschaft. 


Von 


Lie. Dr. Wilhelm Diehl in Hirschhorn a.N. 


(Schluss. ) 
111. 


Der Zusammenhang des Synodus Definitorum mit 
der Synodalverfassung der Obergrafschaft. 


Zu den bisherigen Ausführungen, die das hohe Alter und 
die Bedeutung des Synodus Definitorum der Obergrafschaft ın 
der Zeit vor 1617 darthun wollten, muss nunmehr noch eine dritte 
Untersuchung kommen. Wie haben wir, kirchenrechtlich be- 
trachtet, die Stellung dieses Synodus zu präcisieren? Ich glaube, 
nicht mehr darlegen zu müssen, dass es unrichtig ist, wenn Köhler 
und mit ihm die kirchenrechtliche Auffassung unsrer Zeit in dem 
Detinitorium ein Erzeugnis der im Gegensatz zur Superinten- 
dentengewalt nach 1600 sich vordrängenden landesherrlichen Kir- 
chengewalt sieht. Das Definitorium ist ja viel älter als die 
Strömung, die mit dem Landgrafen Moritz ins Leben getreten 
sem soll. Zudem beweisen die bisher mitgeteilten Aktenstücke, 
dass die Definitoren vor 1600 alles Andere als Creaturen der 
Landgrafen waren. Ihr Collegium verkehrt mit dem Landgrafen 
nicht direkt. Zwischen ihnen steht als Mittelsperson der Superin- 
tendent. Sie versammeln sich zwar 1574, 1581, 1586, 1589, 1598, 
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1599, 1608, 1610 nach Aussage des Rationarii „ex mandato* oder 
„nomine principis*. Doch geht dies mandatunm, wie so manche 
Stelle aus den früher mitgeteilten Schreiben des Definitoriuns 
beweist (vgl. oben No. 2, 4 u. s. w.), durch die Hand des Superin- 
tendenten. Und neben diesen ex mandato principis berufenen 
Versammlungen gab es doch auch solche, von deren Berufung 
der Landgraf nicht das Geringste wusste (vgl. besonders oben 
No. 7). Die Beschlüsse der Versammlung haben freilich keine 
gesetzliche Kraft, sie bekommen dieselbe erst durch landgrätliche 
Approbation. Aber ist es nicht merkwürdig, dass diese Appro- 
bation in nicht einem einzigen der vorliegenden Fälle versagt 
wird? Dies ist um so höher zu werten, als Georg I. und Ludwig V. 
ihr Land und ihre Pfarrer genau kannten und sich sehr genau 
um Alles kümmerten. Dies Detinitorium kann es sogar wagen, 
1603 einen von dem Landgrafen vorgeschlagenen Schulmeister 
zurückzuweisen. Im Bericht No. 5 thun sie das mit M. Bach. 
Siethun es Gewissens halber, und der Landgraf giebt ihnen nach. 
Dies ist ihr Recht. Man vergleiche nur einmal, um sich zu 
überzeugen, Bericht No. 5 und No.7. Hier reden sie in einer 
Sache, da sie kein „Recht* haben zu reden. Wie entschuldigen 
sie sich da und bitten, die „rertrawlich Bitt“ nicht übel zu nelimen. 
Dort weigern sie sich, Bach anzustellen und setzen ihm, ohne 
des Landgrafen Ansicht noch einmal zuerst eingeholt zu haben, 
so hart zu, dass er seinen Antrag, den der Landgraf unterstüzt 
hatte, zurückzieht. 

Für diese Thatsachen müssen ausreichende Erklärungsgründe 
sefunden werden. Ich finde sie nur in dem Verhältnis, in dem 
der Synodus Definitorum zu der Diözesansynode der Obergraf- 
schaft stand. Dass beide als zusamımengehörig betrachtet werden, 
beweist allein schon die Thatsache, dass sie eine gemeinsane 
Synodalkasse hatten, wie das Rationarium zur Genüge belegen 
kann. Es folgt aber auch aus anderen Thatsachen. Wenn eine 
Particularsynode gehalten werden soll, so berät vorher der Syno- 
dus Definitorum „de instituenda synodo* (vgl. 1557 und wohl 
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noch sonst), ist die Particularsynode vorbei und sind die Pastores 
wieder heimgezogen, so bleiben die Detinitores noch einen oder 
zwei Tage beisammen (vgl. 1558, 1561, 1564), „des Synodi halben 
sich etlicher mengel mit einander zu underreden“. Ihre Eingabe 
wegen der Wittwenfrohndienste aus dem Jahr 1581 (vgl. No. 1) 
richten sie nomine totius Synodi an den Landgrafen. Bei der 
Superintendentenwahl sammeln sie die Stimmzettel einer Anzahl 
Pastores Synodi und bei der Introduktion des neuen Superinten- 
denten sind sie die Vertreter der Diözesansynode. Freilich er- 
streckt sich diese Zusammengehörigkeit blos auf das Collegium 
Detinitorum als solches. Der einzelne Detinitor hat keinen fest 
abzegrenzten Bezirk. Sein Auge richtet sich wie das aller seiner 
Kollegen auf das ganze Land und alle Geistlichen desselben. Man 
hat ihm auch nicht von allem Anfang an eine bestimmte Zahl 
von Geistlichen unterstellt oder zur Beaufsichtigung anheimge- 
geben. Müssen doch jedesmal bei den Superintendentenwahlen 
die Namen der Geistlichen ihm mitgeteilt werden, deren Zettel 
er zu sammeln hat! Darum kann auch einmal ein Definitor in 
einer Sitzung fehlen oder eine Definitorenstelle eine Zeitlang er- 
ledigt sein. Ob 3 oder 4 oder 5 oder gar 7 Definitores da sind, 
das entscheidet nichts über grössere oder geringere Bedeutung 
der Sitzung. Das Collegium, der Synodus Definitorum, ist die 
Hauptsache. Aus diesen Gründen möchte ich mich auch da- 
gegen sträuben, das Institut des Definitorensynodus allzusehr mit 
dem Satz der Visitatorenordnung von 1537 in Zusammenhang 
zu bringen: „die Superintendenten mögen in iren zirken, et- 
liche in Stetten oder Dörffern untersetzen, die auff ein zal irer 
nachpaur Pfarherrn aufsehens haben, wie sie leren und leben, 
und davon darnach dem Superintendenten bericht zu geben 
haben“. Der Synodus Definitorum, der uns in der Rechnung von 
1555 begegnet, ist doch bereits etwas ganz anderes. Er hat ganz 
andere Befugnisse und ein ganz anderes Arbeitsgebiet. Die De- 
finitores setzt kein Superintendent ein. 1584 bei Moterus 
Tod „deliberirt“ das Collegium über den Nachfolger, der 
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Superintendent berichtet, der Landgraf bestätigt! Ich glaube 
vielmehr, bei aller Anerkennung des Gedankens, dass die oben citierte 
Stelle von Bedeutung für die Einrichtung des Synodus Definitorum 
gewesen sein wird: es müssen noch ganz andere Faktoren mit- 
gespielt haben, bis dies Collegium in der Gestalt möglich wurde, 
wie es uns 1555 bereits begegnet. Auch der Name „Definitores*“, 
nach dessen geschichtlicher und sachlicher Erklärung ich schon 
lanze suche, birgt für mich ein Problem, an dessen Lösung noch 
gearbeitet werden muss. Vielleicht, dass zwei kleine Notizen, 
die ich nicht bei Seite lassen möchte, uns auf die Spur helfen. 
Die eine steht in dem Rationarıum bei der Rechnung von 1555 
und lautet: „15 mtr. Korn giebt Contz Ja mit seinen miterben 
zu pungstadt und gefallen in der Gerawer pacht von der Edel- 
leuth Capellen altar zu Geraw, welche U. g. f. und H. deın Synodo 
verordnet hat a’ 37%. Sie weist uns vielleicht auf: die Ent- 
stelhungszeit nicht bloss des Synodus d.h. der Diözesansynode der 
Übergrafschaft sondern auch des Definitoriums hin. Ist doch 
die Verknüpfung zwischen Definitorium und Synode zu stark, 
um nur so zufällig geworden zu sein. Und nun die andere Notiz. 
In dem von Archivdirektor Frh. v. Schenk im Archiv für hess. 
Geschichte Bd. XV. veröffentlichten Competenzbuch des Superin- 
tendenten Voltzius findet sich unter den Gefällen von Gross- 
Gerau folgender Eintrag: 

„f) Altar in der edelleut Capellen, welche etwan des alten 
Conrads von Catzenelnpogen nebenson hat lassen machen und 
fundirt, hat fallen gehabt: 

3l mltr. Korn zu Pfunestat und 

5 fl. hin und wider an Gelt. 
Und sein des bemelten Korns 15!/, mltr im Kasten zu Geraw 
und 15!/e m. sampt dem gelt, 5 fl. nemlich, dem synodo ver- 
ordnet, die zerung davon zu erlegen, wenn im jar ein mal 
pfarrherrn vermoge F'stl. Ordtnung zusammenkonmen und iren 
synodum halten“. 

Am Rande dieser Notiz ist beigefügt: „teste principis manu 
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propria in edicto quod exit a’ 37 ad Nicolaum Fabritium*. 
Nach diesem Eintrag haben wir vielleicht noch einen weiteren 
Anknüpfungspunkt für das Rätsels Lösung: das Schreiben des 
Landgrafen, das noch zu suchen wäre, und die Person des Fa- 
britius. Nikolaus Fabritius, der in den Jahren 1537—1555 Super- 
intendent und zwar, was im Gegensatz zu Heppe’s völlig ver- 
drehter Darstellung (K. Gesch. I, 446) immer wieder betont 
werden muss, damals einziger Superintendent der Ober-Graf- 
schaft war, war eine Persönlichkeit, deren Einfluss lange noch 
nicht genügend gewürdigt wird. Ihn verstehen lernen ist eine 
Aufgabe der Zukunft. Es ist meine feste Ueberzeugung, wenn 
die Zukunft ihn verstehen gelernt hat, dann wird sie die offene 
Frage wegen der Urgeschichte des Synodus Definitorum auch beant- 
worten. Vorerst bleibt uns nichts als das Bekenntnis, die Geschichte 
der Entstehung dieses Synodus ist uns unklar. Trotzdem wissen 
wir aus ihr etwas sehr Wichtiges: Synodus Definitorum und 
Synodus Pastorum sind zusammengehörige sich gegen- 
seitig ergänzende Grössen. Wie der Synodus Pastorum in 
eine weitere Arbeits- und Lebenssphäre gestellt wird durch die nach 
1567 ins Leben tretenden grossen Generalsynoden, da lässt das Ar- 
beitsgebiet des Synodus Definitorum nach. In den 12 Jahren 1568 
—1579 finden nur 8 Sitzungen des Synodus Definitorum statt, 
während die Rechnungen von 1555—1566 von deren 11 berichten. 
Wie aber mit dem Aufhören der Generalsynoden das Ansehen und 
(lie Bedeutung der Diözesansynoden allmählich dahinsinkt, da erhebt 
sich der Synodus Definitorum, gleichsam als Erbe der grossen Ver- 
gangenheit, zu um so höherer Bedeutung: 1584—1595 finden 20, 
1596— 1607 finden 16 Sitzungen desselben statt; 1555 —1566 halten 
die Zusammenkünfte zu Prüfungen der Pfarrer und die zu 
allgemein kirchlichen Zwecken veranstalteten sich das Gleich- 
gewicht, 1568—1579 treten die letzteren völlig in den Hinter- 
grund, 1584—1607 dagegen bilden sie über die Hälfte der vor- 
liegenden Sitzungsfälle. Noch eine weitere Beobachtung lässt 
sich machen. Ehesache werden vor dem Definitorium bloss ın 
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der Zeit zwischen 1581—1592 erledigt, Disziplinarfälle der Geist- 
lichen begegnen uns zumeist in der Zeit nach den Generalsynoden, 
etliche auch vor 1568. In diesen Beobachtungen zeigt sich eine 
eeschichtliche Entwicklung m der Stellung des Synodus Deti- 
nitorum. Aber noch ein anderes Moment verdient Beachtung. 
Mit dem Auftreten des Superintendenten Leuchter im ‚Jahr 1608 
fehlen im Rationarium alle Sitzungen des Synodus Definitorunı, 
die einen anderen Zweck haben als Kandidaten des Pfarr- 
amts zu exammieren. Von 1608 ab scheint der Synodus Deti- 
ntorum nach den Angaben des Rationarıi nichts anders als eine 
Prüfungskommission zu sein, was er auch nach der Definitorial- 
ordnung von 1617 ausschliesslich oder wenigstens vornehmlich 
ist. Der Synodus Definitorum hat die Diözesansynoden über- 
lebt, er hat sogar zeitweilig ihre Stelle ausgefüllt. Aber dem 
(Geiste, dem sie zum Opfer fielen, konnte auch er sich nicht ent- 
ziehen. Er ward gehörig beschnitten. Als Prüfungskommission 
liess man ihn bestehen, in seine übrigen Funktionen teilten sich 
andere Grössen. Wann dies geschah, ist nicht mehr zu bestimmen, 
1617 ist dieser Prozess bereits zu Ende. 


IV. 
Aus der Geschichte der Definitorien von 1617 an. 


1604 waren die Giessener Teile Oberhessens an Hessen- 
Darmstadt gekommen. Erst 1617 übertrug man das Stück alter 
Kirchenverfassung, das man Definitorium nannte, auch auf die 
neuen Gebietsteile. Man hat lang damit gezögert, galt es doch, 
wichtigere Arbeiten als diese zuerst zu vollenden. Als man es 
aber 1617 gethan, da fand man in erster Linie Gegensatz von 
einer Seite, da man den Gegensatz gar nicht erwartet hatte. 
Zu erwarten wäre der Gegensatz von Seiten der Pfarrer ge- 
wesen, denen in der Aufoktroierung der Verfassung der Ober- 
erafschaft ein neues Opfer zu den vielen alten zugemutet wurde. 
Aber die Geistlichen regten sieh nieht. Sie hatten ja Alle das 
Examen hinter sich. Weshalb sich da aufregen über eine Sache, 
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die sie gar nichts mehr angine! Dagegen rerte sich eine andere 
Instanz, die in ihrem Widerspruch viel gefährlicher war, die 
(ziessener theologische Fakultät. Ephorus und Superintendent 
hatten ihr die neue Ordnung mitgeteilt, aber sie konnte sich bei 
derselben nicht beruhigen. Sie schreibt am 16. April 1618 u. 
A.: „Wir haben unsserer geleisteten ptlicht wegen nicht umb- 
gang haben können, E. F. G. underthenig von etlichen noht- 
wendigen puncten zu berichten undt wie bey denselbigen wir unss 
zu verhalten gnedige erklerung zu bitten. Undt erstlich zwar 
haben E. F. G. unss in unssere eidt undt Pflicht gnedig einge- 
bunden, wie wir ins gemein bey Exammibus ordinandorum so 
woll mit der examination selbst, alss auch denen testimoniis so 
nonine facultatis sub sigillo erteilet werden, unss verhalten sollen, 
welche Examina teilss durch die newe verordnung von der Theo- 
logischen Facultet ab undt zu denen von newem namhafftig 
bestimmten definitoribus gewendet werden. Welches auch des wegen 
bedencklich scheinet, die weil sonst die auss fremden landen 
ahnhero gesendet werden, anders nicht alss bey der Theologischen 
Facultet sich ahn geben undt umb die examination ordination 
undt testimonium ahnsuchen wie bey anderen Universiteten ge- 
breuchlich, undt darauff die hessische Stipendiaten- undt Kirchen- 
ordnung sehen. Vor das ander, dieweil bissher der Herr Su- 
perintendens die ordination zwar, auff gutachten der Facultet, 
verrichtet, aber die testimonia nicht er selbst, sondern der De- 
'anus facultatis gegeben undt versiegelt: will von nöten sein, 
hierin gute mass zu halten, dieweil Decano beschwerlich fallen 
will, denen testimonia zu erteilen, die er selbst nicht examiniret 
undt ihre profectus exploriret hat. Zum dritten, dem nach 
in E. F. G. löblichen Universitet ein studium Universale Theo- 
logicum bestellet, darın auch Doctorandi sich examiniren undt 
promoviren lassen undt ohne einigen underscheid alle studiosi, 
einheimisch undt auslendisch gleich imformiret werden: Dahero 
auch wansieabzuzihen gedencken, ihre testimonia zu bitten pflegen: 
ist zu wünschen, dass hierin also verfahren werde, damit es weder 
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Confusion gebehren, oder E. F. G. löblichen Universitet zu einem 
nachteil oder verkleinerung gedeutet werden möge, Wan dan 
gmediger Fürst undt Herr wir vor unss selbst nicht finden können 
wie alles alınzustellen, dass E. F. G. gnedigem willen in un- 
derthenigem gehorsam von unss gefolget werde alss bitten wir 
hier mit underthenigk, E. F. G. gerulien gnediglich ihre meinung 
über abgesetzte puncten unss zu eröffnen, darnach wir unss hin- 
für underthenigk zu richten haben werden. Thun hirmit u. s. w. 
.. . Decanus et Professores facultatis Theologicae*“. 

Auf dies Schreiben erging nun eine vom 1. Mai 1618 da- 
tierte Antwort folgenden interessanten Inhalts: „Wir wöllen euch 
nicht verhalten, dass berürte Unsere Ordnung nach reifer be- 
rathschlagung Unserer zue geistl. und weltlichen sachen verord- 
neten Räten, von Unss, auss Christlichem eifer undt väterlicher 
Vorsorge zue forderst zue den Ehren Gottes und furterss des- 
selben Kirchen zue nutze in eine solliche constitution gebracht 
undt zue deme ende publicirt dass jzo undt ins kunfftig allent- 
halben in unserm Fürstentumb undt landten derselben gleich- 
formig nachgegangen werden solle Gleich wie aber diese 
ordnung allen die Jenige concerniret, welche 
inunserm Fürstentumb undt landen zue geist- 
lichen Diensten gebraucht werden sollen, Also 
wurdt es der Übrigen wegen, welche entweder an frembden orten 
zue dergleichen ämptern kommen, oder aber die sich one habende 
gewisse vocation examinirn und ordiniren lassen wöllen, zue eines 
Jeden freien willen gestellet, sich ewerem examini zu untergeben 
undt von euch testimonia zue petiren, auch sich fortan von unserm 
Superintendenten ordiniren und confirmiren zu lassen. Undt 
nach deme weilandt unser gnediger geliepter Herr Vatter hoch- 
löblichen gedächtnuss mit S. Gn. dreier gebruedern Landtgraven 
Ludwigen und L. Philipsen in anno 1572 undt 1573 publicirten 
reformation ordnung undt Agenda sich Dahien verglichen, statuirt 
undt geordnet, dass der Superintendens diejenige, welche zue 
sollichen ämptern, zu bestellen seindt, in gegenwertigkeit deren 
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Pfarherr, die er zue rath zue ziehen pfleget, examiniren undt 
ein Predigt von inen hören solle, So haben Wir es in hoc passu 
bei sollicher ordnung verpleiben lassen, Jedoch dobei einen ge- 
wissen undt gleichmesig durchgehenden modum bestimmen wollen, 
Wass vor Pfarherr ein Superintendens hiezueziehen undt wie es 
des Examinis, der Wahl undt alles anders halber gehalten werden 
solle, Sonstet Ist unser meinung nicht gewesen, durch erteilung 
unserer Universität privilegien der Superintendenten Inspection 
und daher ihnen gepurendes exainen zue entziehen und dasselbe 
der Theologischen Facultät zuubergeben. Derowegen wir auch 
nicht nachgeben können, In deme der Superintendent welcher 
nicht eben uff die Theologische Facultät gewidmet die ordination 
verrichtet, dass er solliches nicht in Crafit seines Ampts sondern 
uff ewer gutachten tlınen undt verrichten solle. Wurde also ın 
dieser unser ordnung diejenige examıina so whol Doctorandorum 
als anderer, welche bei euch der Facultät gesucht werden undt 
in unserer Superintendenten inspection nicht laufen, nicht ab: 
undt den newen namhafltig bestimpten definitorn zugewenllet, 
Sondern in obberurtem unterscheidt die Facultät bei deme, wass 
ihr die privilegia geben undt die Superintendenten neben den 
zuereordneten Pfarherrn und Detinitorn bei Ihrem examine ge- 
lassen, Sollichen zuefolge seindt die testimonia zu unterscheiden, 
dass welche sich von der Facultät examiniren lassen, dessen ein 
Zeupmuss von derselben nemen, die Jenige aber so durch unsere 
Superintendenten undt dorzu geordnete Definitores examinirt, 
auch fortan zue einem gewissen Pfar Ampt ihrer anbefolenen 
inspection ordinirt undt confirmirt werden (nach buchstablichem 
Inhalt obangezogenen 1572 jährigen reformation) von dem Supe- 
rintendenten desselben bezircks unter seinem handtzeichen undt 
siegell eine schriftliche Urkundt empfangen und lassen wir es 
doch auch whol deren halber, welche in unserm Furstentumb 
Pfarr ämpter bedienen sollen, bei der Agenda, dass dieselbe testi- 
monia nicht allein ihrer erudition undt geschickligkeit sondern 
auch gfhürten lebens undt wandels furnemblich von ewerer facul- 
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tät oder anderen reinen Evangelischen Universitäten uf welchen 
ein Jeder studiret, aussbringen undt bei Ihrem examine uflegen“. 

Bei diesen letzten Bestimmungen blieb es, wenigstens eine 
Zeit lang. Waren Kandidaten zu prüfen, so kamen die in der 
Detinitorialordnung namhaft gemachten Personen zusammen und 
vollzogen die Examination. Wir ersehen das aus den Rechnungen 
des geistlichen Landkastens, aus welchem ja die Diäten für die 
Detinitoren genommen werden sollten. So lesen wir in der Ruhrik 
„Ausgabe in Gemein“ der Rechnung vom Jahr1619: „8'/a fl. 
Zehrung dem H. Superintendenten, seinen Collegen, auch Pfar- 
herr von Grünbergk und Echzell bey den examinibus Newer 
Pfarrer vermöge Verordnung, 10!/a fl. Zeerung dem Herrn Superin- 
tendenten seinen Collegen Pfarher zue Echzel undt Grunbergk 
als drey newe Pastores examinirt“; vom Jahr 1620: „6 fl. 
vom examine Theologico M. Balzer Mollers undt M. Ludwig 
Faberi dem Herrn Superintendenten, D. Feuerborn Idem 1 fl., 
D. Herdenio undt Pfarher zu Grünbergk alın zerung den 20. Martü 
laut quitung Jedem 2 fl., 3'/a fl. ahn gepuhr bei dem examine 
Theologieco M. Danielis Corvini D. Feuerbron her Philips Moller 
und Pfarher von Grunbergk den 17. Fehruar. 4 fl. an Zehrung 
bey obgesetzten beyden examinibus aufgangen undt vermöge ab- 
schiedts de ao 1620 dem Hern Superintendenten erstattet worden“; 
romJahr 1623: „12 fl. 2 alb. an verordneter gebühr bey 
2 examinibus theologicis M. Jost Heckmans und Johan Jost Haber- 
korn von Fellden den 2ten April 623. 3 tl. 5 alb. wegen examinis 
M. Johan Wicken Pfarherrn zu Schotten; vom Jahr 1624: 
„6 fl. den 19ten Octobris ist ein Pfarher undt 3 Schulmeister 
eyaminiert worden. 3 fl. den 11 septembris seindt 3 Pfarherrn 
undt 4 Schulmeister examinirt worden“; vom Jahre 1625: 
„12Ya fl. seindt etliche Pfarher examiniert worden.“ vom Jahr 
1628: „77 fl. 21 alb Hern D. Georg Herdenio Superintendenten 
wegen der examinirten Pfarhern ab A" 1624 bıss in annum 1628, 
‘7 fl. 21 alb Hern D. Justo Fewerborn dsgl., 77 fl. 21 alb Hern 
D. Joh. Steubern dsgl., 22 fl. 6 alb. Hern D. Mentzeri Witt. dsgl., 
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8 fl. 24alb. Hern D. Winckelmans Witt. dsel.; 10 fl. Hern M. 
Joh. Henrico Tonsori Paedagogiarchae zu Zehrung bey den 
zweyen examinibus zu Giesen in A° 1628“. Wir haben hier 
Zeugmisse für dies Inkrafttreten der Definitorialordnung von 1617, 
- wie wir sie gar nicht besser wünschen können. Freilich nicht 
für das Giessener Definitorium allein. Der letzte Posten, aus 
der Rechnung von 1628 bezieht sich, wenn nicht ganz so doch 
sicher zum grössten Teil, auf das Definitorium zu Marburg. Aber 
wenn wir von diesem Posten ganz absehen, so müssen wir auf 
unsrer Behauptung beharren. Leider hören diese Notizen in den 
Rechnungen des geistlichen Landkastens mit 1628 auf. Den 
Grund hiefür bietet der Abschied über die Rechnung vom Jahre 
1627: „Vors Neundte so haben die Herrn Detinitores Uns zu 
verstehen gegeben, welcher gestalt unser gnediger Fürst und 
Herr unlängstet reseribiret und verordnet, dass aus dem Land- 
kasten vom iezo lauffenden 1628 jlhar und hinfüro Ihnen pro 
examinibus weiter nichts geliffert sondern solche Unkosten be- 
sagtem Jandkasten zum Besten ersparet werden solten, dessen 
dan Sie an ihrem ortli underthänig zufriden, Weil aber von den 
vorigen Jharen ilınen noch in etwas zu erlegen und zu bezahlen 
nachständig; So wolten Sie verhoffen, auch gebehten haben, Ihre 
F. G. disses underthänig zu berichten, darmit Ihnen ihr gebüer- 
nus noch gefolget werden möchte welches die Commissarıi under- 
thenig zu verrichten übernonmen.* Doch besteht das Detini- 
torium zu Giessen noch lange weiter, wie eine Reihe von 
Schreiben an es und von ılım aus der Folgezeit deutlich beweisen. 

Ebenso entwickelte sich das Marburger im Jahr 1624 em- 
gerichtete Detinitorium bald im bestem Sinne. Schwierigkeiten 
machte bei seiner Einrichtung eigentlich bloss die Wahl der Beı- 
sitzer. Doch kam man auch hierüber hinaus. Weil Winkelmann, 
der nach wie vor Superintendent des Giessener Bezirks bleiben 
sollte, zugleich Professor primarius in Marburg war und 
Feuerborn und Steuber ebenfalls nach Marburg überzogen, so 
mussten vor der Hand die Detinitorien zu Giessen und Marburg 
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auf eine ganz sonderbare Weise zusammengesetzt werden, näm- 
lich so, dass Winkelmann, Steuber, Feuerborn und der neue Su- 
perintendent des Marburger Bezirks, Georg Herdenius, zu gleicher 
Zeit beiden Definitorien angehörten. Das Giessener Detinitorium 
setzte sich einer Notiz nach aus folgenden Personen zusammen: 
l) Winkelmann als Superintendens und Director, 2) Her-denius, 
3) Feuerborn, 4) Steuber, 5) Braun, Pfarrer zu Grünberg, 6) Hap- 
pel, Pfarrer zu Kirtorf und 7) dem Pfarrer zu Kirchberg als 
Mitgliedern. Das Marburger Definitoriun sollte bestehen aus 
l) Herdenius als Direktor, 2) Winkelmann, 3) Feuerborn, 
4) Steuber, 5) dem Archidiakonus zu Marburg, 6) M. Gilllausen, 
Pfarrer zu Kirchhain und 7) M. Steuper, Pfarrer zu Gladenbach 
als Mitgliedern. Ob diese Art der Zusammensetzung wirklich 
Thatsache ward, kann ich eben nicht entscheiden. Es kommt 
für unsere Zwecke auch darauf nicht an. Hauptsache ist viel- 
mehr die andere Thatsache, dass sich in dem hiesigen Staats- 
archiv eine ganze Anzahl Berichte auch dieses Detinitoriuns aus 
der Zeit von 1624—48 vorfindet. 

Somit bliebe uns nur noch eine Aufgabe, einen Blick auf 
die Entwicklung des (ältesten) Darmstädter Definitoriums zu werfen. 
Es erhielt im Jahr 1628 eine neue Definitorialordnung, die Köhler 
a. a. O. veröffentlicht hat. Dieselbe war durch die im Jahre 
1628 vollzogene Trennung der Obergrafschaft in zwei Superin- 
tendenturen (Gerau und Darmstadt) nötig geworden. Indem sie 
die Forderung aufstellte, dass es auch weiter bei dem einen De- 
hnitorium zu Darmstadt verbleiben sollte, musste sie wegen dessen 
Zusammensetzung einige neue Anordnungen treffen, die bei Köhler 
nachgelesen werden können. Dieses Detinitorium erhielt sich bis 
ins 19te Jahrhundert. Ueber seine Ausgaben habe ich ein die 
Jahre 1689—1831 umfassendes Buch auf dem hiesigen Ober- 
Konsistorium gefunden. Ebenso habe ich ein Verzeichnis seiner 
Beisitzer von 1555— 1831 zusammengestellt. Doch ist hier nicht 
der Ort, dasselbe mitzuteilen und die Aenderungen in der Art 
der Zusammensetzung genauer zu besprechen. 
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V. 

Es liegt uns noch ob, aus unsren Darlegungen einige Schlüsse 
für die Geschichte der hessischen Kirchenverfassung im I1’ten 
Jahrhundert zu ziehen. Sie mögen sich an das in mehr als einer 
Beziehung tüchtige Schriftehen von Wilhelm Köhler „Hessische 
Kirchenverfassung im Zeitalter der Reformation“ anschliessen. 
Wir sehen dabei von der Kritik aller nicht hieher gehörigen 
Materien dieses Buches ab, obwohl sie sich, weil Köhler leider 
den „Büchern“ zuviel gerlaubt hat, in grossem Umfang mit 
Erfolg beginnen liesse. WVorderhand muss zugegeben werden, 
dass die Ausführungen Köhlers von der Stellung des Landes- 
herrn 8.43 f. auch nach meinen Untersuchungen mir im Allge- 
meinen in den rechten Wegen zu gehen scheinen. Nicht mehr halt- 
bar dagegen scheinen mir seine Ausführungen über die Superin- 
tendenten. 1555—1617 ist in der Obergrafschaft die Examina- 
tion und Ernennung der Pfarrer nicht Sache der Superintendenten 
sondern des Synodus Detinitorum; ebenso ist der Superintendent in 
der Obergrafschaft in der Ausübung der Disciplinargewalt über die 
Geistlichen und Kirchendiener, in Sachen des Kultus und der 
Liturgie gebunden an die Ansicht seiner Detinitores. Nicht er 
sondern dieser Synodus beschliesst und legt seine Beschlüsse dem 
Landgrafen zur Approbation vor. Nicht er sondern der Synodus 
Detinitorum wagt es dem Landgrafen in kirchlichen Angelegen- 
heiten auch einmal Trotz zu bieten. Steht in dieser Zeit 
ein kirchliches Organ in einem gewissen Abhbhängigkeitsverhält- 
nis zum Landgrafen, so ists nicht das Detinitorium sondern 
der Superintendent. Er steht als Mittelglied zwischen den beiden 
anderen. Ueberhaupt, glaube ich, wird die überspannte Ansicht 
von der absoluten „bischötlichen“ Gewalt der Superintendenten sich 
etwas modifizieren müssen. Hand in Hand damit muss eine höhere 
Schätzung der synodalen Organe in der Landeskirche gehen, 
wenigstens in der Obergrafschaft. Der Synodus Detinitorum hatte 
a, wie wir oben sahen, ein gar weites Arbeitsgebiet, auch Ehe- 
sachen fanden vor ihm (gegen Köhler 8. 45) ihre Entscheidung. 


Ueber das Recht der Anordnung ausserordentlicher 
kirchlicher Feiertage. 


Von 


Professor Dr. iur. Johannes Merkel in Göttingen. 


I. Die Befugniss des Landesherren, kraft eigener Machıt- 
vollkommenheit ausserordentliche kirchliche Feiern anzuordnen und 
für dieselben Festsetzungen hinsichtlich der Liturgie zu treffen, ist 
neuerdings namentlich in ihrer Anwendung auf die hannoverische 
Landeskirche beanstandet worden. Daher sei es gestattet, von 
hier den Ausgangspunkt zu nehmen. Als für die Provinz Han- 
nover 1869 die Verfügung eines ausserordentlichen Buss- und 
Bettages durch königlichen Befehl vom 3. November, dem Tage 
des Zusammentrittes der ersten ordentlichen Landessynode, für 
den 10. d. M. erfolgte, ohne dass das Landeskonsistorinn vorher 
darüber gehört worden wäre, glaubte man darin eine Ge- 
fihrdung der Freiheit der Landeskirche erblicken zu sollen, weil 
in dieser Anordnung die hannoversche Kirche „in dieselbe Linie 
als zuständiges Gebiet gestellt würde, wie die der Union ange- 
hörenden alten Provinzen“, und weil man sich dagegen verwahren 
zu müssen meinte, „nicht unter die Territorialgewalt auch in dem 
zu gerathen, was die Interna und den Cultus angehe*!. Aber 
die Bedenken richteten sich damals nur gegen die Unterlassung 
einer vorgängigen Verständigung mit dem Landeskonsistorium 

' Worte des Superintendenten Rocholl aus vöttingen auf der ersten 
ordentlichen Landessynode: Protokolle dieser Versammlung 5. 54 130. 
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als der zuständigen obersten Kirchenbehörde, und es erklärte 
im Namen der zur Prüfung der Angelegenheit niedergesetzten 
Kommission der Synodale Geheimer Regierungsrath Brüelin der 
Landessynode: „man sei davon ausgegangen, dass nach dem 
Urteil alle Kirchenrechtslehrer die landes- 
herrliche Anordnung eines Bettages keine nich- 
tige sei, dass derselbe nur geistlichen Beiraths sich zu be- 
dienen habe, diesen aber, ohne dadurch im seinen Reservat- 
rechten beschränkt zu werden, füglich nicht anders, als vom 
Landes-Konsistorium erhalten könne“!, 

Viel schärfer, ja, man wird sagen dürfen, gegensätzlich zu 
der soeben erwähnten Ansicht äusserte sich der ständige Aus- 
schuss der Landessynode, als er wegen der Lutherfeier ım Jahre 
1883 von dem Landeskonsistorium um sein Gutachten angegangen 
wurde. Er sprach seine Meinung dahin aus, dass „Anordnungen, 
kraft deren ein nach der bisherigen Rechtsordnung der Kirche 
nicht kirchlich zu feiernder Tag obligatorisch mit kirchlichem 
Gottesdienst gefeiert werden soll, möge nun diese Feier eine 
periodisch wiederkehrende oder nur einmalige sein, und ebenso 
Anordnungen, kraft deren für einen schon nach kirchlicher Ord- 
nung zu feiernden Gottesdienst für den Einzelfall entgegen der 
geltenden Rechtsordnung liturgische Stücke obligatorisch ausser 
(sebrauch gesetzt werden sollten, nur im Wege der kirchlichen 
Gesetzgebung, also nur mit Zustimmung der Landessynode er- 
lassen werden dürfen“ 2. In der hiezu gegebenen Begründung 
wurde insbesondere dem Vorgang von 1869 jede präjudicierende 
Bedeutung abgesprochen, weil er einer Zeit angehöre, zu welcher 
die Landessynode noch nicht im Stande gewesen sein würde, 
ihre Mitwirkung zu erteilen. 

Endlich fand, nachdem wegen Nichtbefolgung einer vom 
Landeskonsistorium erlassenen Bekanntmachung wegen Feier des 

! Daselbst S. 306. 


” Aktenstücke der 4, Landessynode 1837 Nr. 5 8. 7. S. das Gutachten 
selbst in der „Hannoverschen Pastoral-Correspondenz* 1893 Nr. 12 S. 147. 
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hundertjährigen Geburtstages Kaiser Wilhelm’s I. einige Geist- 
liche der hannoverschen Landeskirche Disciplinarstrafen unter- 
worfen worden waren, die vorstehende Auffassung einen ent- 
schiedenen Ausdruck und eine eingehendere Begründung, als bis- 
her, in einer „Petition um Prüfung des Rechtes der kirchenregiment- 
lichen Organe zu eigenmächtigen Aenderungen bezüslich des 
öftentlichen Gottesdienstes“, welche der gegen Ende 1887 versanm- 
melten ausserordentlichen Landessynode vorgelegt und in dieser 
verhandelt wurde!. 

Die Gründe, welche seit 1883 hiefür geltend gemacht wurden 
und auch in den zuletzt bezeichneten Disciplinarverhandlungen 
wiederkehrten 2, sollen hier nicht alle der Reihe nach dargelest 
und erwogen werden. Der springende Punkt der ganzen Erör- 
terung ist jedenfalls die Frage, ob die vor Erlass der Kirchen- 
vorstands- und Synodalordnung vom 9. Oktober 1864 unleugbar 
einseitig erfolgten landesherrlichen Anordnungen ausserordent- 
licher Feiern und ıhrer liturgischen Ausgestaltung? dem allgemei- 
nen kirchlichen Gesetzgebungsrecht des Landesherrn entsprungen 
waren oder auf einem besonderen Reservatrecht des letzteren 
beruhten. Denn: „stellte die Anordnung schon früher einen 
Akt der kirchlichen Gesetzgebung dar, so würde sie Jetzt, der 
Vorschrift der Synodalordnung ($S 65, 1) * gemäss, allerdings nur 
mit Zustimmung der Landessynode getroffen werden können, auch 
wenn sie im Uebrigen sich ganz im Rahmen der Gottesdienst- 
ordnung hielte. War das Gegenteil der Fall, d. h. handelte es 
sich auch früher schon nicht um einen gesetzgeberischen Akt, so 
bedarf es auch nach dem Inkrafttreten der Synodalordnung der 


ı 8. Protokoll dieser Synode S. 23. S. 83—101. Die Petition selbst ist 
nicht im Buchhandel erschienen. 

° 3. Kirchliches Anıtsblatt für den Bezirk des Königlichen Landexkon- 
sıstoriums in Hannover 1898 Stück 1. 

°S. die Nachweisungen im Erkenntniss, welches in der in voriger Note 
erwähnten Disciplinarangelegenheit erging: a. a. O. S. 6. 

* „Kirchengesetze werden unter Zustimmung der Landessynode er- 
lassen, wieder aufgehoben, abgeändert und authentisch interpretirt.* 
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Zustimmung der Landessynode nicht“!. Das fragliche Reservat- 
recht wird nun von den Gewmern des Anordnungsrechtes aufs 
Bestimmteste in Abrede gestellt. Sie sagen: aus einer „wiederholt 
geübten Befugnis, bei ausserordentlichen in das Leben des Volkes 
tief eingreifenden Vorkomnissen die Abhaltung ausserordentlicher 
Gottesdienste (Bettage, Dankfeiern) anzuordnen“ ?, könne noch kein 
Gewohnheitsrecht, am allerwenigsten ein Reservatrecht abgeleitet 
werden. Eventuell müssten Reservatrechte strikt ausgelegt werden 
und, seien die Verfügungen bisher blos für Buss- und Bettage, 
für Dankfeste für Siege, Friedensschlüsse und sonstige Befreiungen 
aus gemeiner Noth und Gefahr angeordnet worden, so ergebe sich 
das Recht zur Anwendung jener Befugniss nicht ohne Weiteres 
auch bei einem Anlasse, wie es die Geburt eines „längst verstor- 
benen Landesherrn“ sei. Endlich: würde ein Reservatrecht solchen 
Inhalts vorhanden gewesen sein, so hätte es eines ausdrücklichen 
Vorbehaltes desselben Seitens des Königs gegenüber der die sy- 
nodale Gesetzgebung vorbereitenden Vorsynode des Jahres 1863 
bedurft und dieser sei nicht erfolgt°. 

Das Fehlsame dieser Argumentation dürfte vor Allem in 
der nicht ausreichenden Berücksichtigung der geschichtlichen 
Entwickelung liegen, welche die aufgeworfene Frage genommen 
hat, einer Entwicklung, die sich namentlich auf dem Gebiete 
der Litteratur des Kirchenrechts vollzog. Denn, wenn z. B. 
(in der angeführten „Petition“) behauptet wird, erst in der zweiten 
Hälfte des vorigen Jahrzehnts (1875—80) habe die Wissen- 
schaft eine dem landesherrlichen Absolutismus zuneigende Richtung 
eingeschlagen, oder (im Gutachten des Synodalausschusses: 8. 232 
N. 2): die Frage sei von den Kirchenrechtslehrern nur selten 
berührt worden, so zeigen derlei Aeusserungen, dass man 

ı Worte des Erkenntnisses in der bei N. ? S. 233 erwähnten Disciplinar- 
sache: a. a. O. 8. 5. 

® Uhlhorn u. Chalybaeus, Kirchengesetze der evangelisch-luther- 
ischen Kirche der Provinz Hannover (1856) 8. 6. 

®S. die oben 8. 233 N. ! erwälinte „Petition.* 
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wenigstens nicht von einer Untersuchung der einschlägigen Litte- 
raturgeschichte den Ausgangspunkt genonmen hat. Ebensowenig 
verträgt es sich mit allgemein angenommenen Rechtssätzen, dass 
ınan den althergebrachten Unterschied zwischen einmaligen und 
ständigen Feiern (mit der „Petition“) als „willkürlich unlogisch 
und unjuristisch* brandmarkt. Denn eine solche Umgehung des 
Begriffes „ausserordentlich“, wie sie dort als möglich hingestellt 
wird: dass „aus einem und demselben Anlass jedes Jahr von 
Neuem eine einmalige Feier“ oder dass „dieselbe Feier von vorn- 
herein auf 2, 3, 10 oder 100 Jahre angeordnet“ werde, gehört 
doch wohl in das Gebiet der Dinge, deren man von einem nicht 
rein chikanösen Kirchenregiment sich nicht gewärtig zu halten 
braucht. Es dürfte von solchen angeblichen Konsequenzen das- 
selbe zu sagen sein, was von der in der „Petition“ geltend ge- 
machten: dass der Landesherr vielleicht auch das weitere Recht 
in Anspruch nehmen könnte, die von ihm gemachte Liturgie 
allsonntäglich selber vom Altar und von der Kanzel aus zu cele- 
brieren: derlei Gedanken sind niemals in Wirklichkeit umge- 
setzt worden! und werden es nie werden. Den Ausführungen, 
welche der Schreiber dieser Zeilen seiner Zeit in dieser Frage 
als Mitglied der Landessynode 1897/98 gegeben hat ?, sei es ge- 
stattet, im Folgenden eine etwas breitere Grundlage zu verleihen. 

UI. Die Frage, ob die weltliche Obriekeit kirchlich zu feiernde 
Feste anordnen könne, war — zunächst noch ohne die bereits 
im Corpus juris civilis (D. 4, 6, 26, 7 Ulpian) vorkommende Unter- 
scheidung zwischen ordentlichen (regelmässigen) und ausserordent- 
lichen Feiertagen — schon bei den Kanonisten des 15. Jalır- 
hunderts bestritten *. Später erklärten die Meisten dieses Recht 
als zur „potestas spiritualis“ gehörig und behaupteten von ihn: 
„pertinet ad religionem“*, weshalb Laien es so wenig, als jene 


ı Vgl. zu der zuletzt erwähnten Idee die bekannte Novelle von W. H. 
Riehl: „Die zweite Bitte“. 

® Protokolle S. 87 fi 

°S. Panormitanus (de Tudeschis) zu can. 2. N. 2.9. 
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potestas überhaupt, besitzen könnten!. Daneben war jedoch 
die Ansicht nicht unvertreten, dass die geistliche Obrigkeit der- 
gleichen Feste nicht anordnen solle, ohne sich mit der weltlichen 
darüber ins Benehmen zu setzen, und man begründete diese 
Meinung mit Aeusserungen des kanonischen Rechtsbuches, ın 
welchen von Feiertagen die Rede ist, welche die Bischöfe für 
ihre Diözesen „cum clero et populo“ oder „cum populo“ festge- 
setzt hätten (de consecr. Il, 1: concil. Lugdun. X. 2, 9, 5: 
Gregor IX, 1227—1234). Die beiden Stellen bilden, beiläufig 
bemerkt, wenn man das blos für weltliche Feiertage massgebende 
Gesetz Constantin’s (a. 323) im Corpus juris eivilis (OÖ. 3, 12, 3) 
abrechnet, die einzige gesetzliche Grundlage, welche es für das 
gemeine Kirchenrecht in dieser Materie gibt. Man legte sich 
ihre Aeusserungen so zurecht: wegen des grossen Einflusses, den 
ein kirchlicher Feiertag auf weltliche Dinge ausübe, solle der 
Bischof „cum populo“ gemeinsam handeln oder „vice populi® die 
„magistratus“ hören, denn es würde sonst schwer sein, olıne welt- 
liche Beililfe die Laien zur Feier der Feste zu bewegen ?. 
Endlich fehlte auch die extreme Ansicht nicht, welche die 
weltliche Gewalt ohne Weiteres für befugt erklärte, kirchliche 
Feiertage aufzustellen. Sie berief sich u. A. darauf, dass Kaiser 
Constantinus den Freitag zur Erinnerung an das Leiden 
des Herren zu einem Feiertage gemacht habe und dass ohne 


ı Von den bei Wiestner, Institutiones canonicae Lib. II (1706) p. 
167 hiefür Citirten sei z. B Barbosa erwälınt, „de officio et potestate 
episcopi* (Lugduni 1598) Alleg. 105 Nr. 36: „Adhibetur — populus non 
quidem ut cum Episcopo statuat venerandos dies, sed potius ut ab eo 
audiat Praesul, si multipliceitate festorum oneretur, quaeve sint, quae ex 
consuetudine coli omissum est: aut si patronorum Ecclesiarum festa vene- 
rari praeciplantur necne: nam his atque alüs auditis solus Episcopus 
statuet.“ 

® Bernard van Espen, ius ecclesiasticun universum (1702) ID, 17, 1. 
18. Er eitirt den Autor der notae ad epistolas S. Gregoriüi 3 lib. 11: „Lt 
feriae imperentur aut cessent, non soli pontifices, non soli principes efh- 
ciunt, sed aequum est, ut conspirent populi, jusque Divinum tam naturale 
quam primitivum (?) consulatur.* 
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weltlichen Arm die Heilighaltung der Feste nicht erzwungen 
werden könnte, was doch durchaus Nichts „spirituale* sei’. 
Aber solche Ansichten blieben, wie gesagt, m der Minorität und 
die Gegner suchten die dafür angeführten Argumente, die sie 
„speciosa magis quam efficacia* nannten?, tlunlichst zu ent- 
kräften. 

III. Der Unterschied zwischen ordentlichen und ausseror- 
dentlichen Festtagen (feriae ordinariae und repentinae) ist schon 
dem älteren kanonischen Rechte bekannt. Von den letzteren 
heisst es®: „subito pro renata sive rebus oceurrentibus et exigentibus 
r.g. ob res domi militiaeque prospere gestas: ob nativitatem, inau- 
gurationem, nuptias vel adventum prineipis, ob luctum publicum: 
al lJuem epidemicam, seditionem vel aliam calamitatenı publicam 
avertendam indicuntur“ * und sie werden repentinae genannt: 
„wa sunt incertae, imo extra ordinem repente et subito indi- 
euntur*. Diese Unterscheidung wird zum ersten Male in unserer 
Materie bei Fagundez?° verwendet, indem er das Erforderniss 
der weltlichen Zustimmung zu kirchlicherseits angeordneten Feier- 
tagen bei den „festivitates extraordinariae et non singulis annis 
recursurae* als gewohnheitsrechtlich abgeschaftt bezeichnet, so 
dass Bischof und Domkapitel (clerus) hier genügten. Anderer- 
seits hat ein kanonischer Schriftsteller des 17. Jahrhunderts (ge- 
storben 1687): Prosper Fagnanus, welcher im Uebrigen jedem 
Einflusse der weltlichen Gewalt in dieser Materie ablehnend gegen- 
über stand, später zu Gunsten der „feriae repentinae* eine Aus- 
nalıne gemacht, indem er bemerkt: diese könne der „princeps 
laicus* ohne Konkurrenz anordnen. Seine Argumente entnimnıit 


-_——___ 


ı Citate bei Wiestner 8. 6: z. B. Didac. de Saa Idea principis 
ehristiani 1659. 1669. 

"Wiestnerp. 167. 

’ Wiestner 11,982. 

*Cf. D. 4, 6, 26, 7 cit.: „feriae extra ordinem — indietae ob res puta 
prospere gestas vel in honorem principis.* 

’ Praeceptiones ecclesiasticae Lib. I cap. 5 (eit. bei Wiestner oben 
N. ı 8, 236). 
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er dem Corpus juris eivilis: D. 4, 6, 26, 7 C. 3,12, 3 ih. ce. 9, 2 
(wo von sollemnitas „in nostrum ortum aut natalem celebranda“ 
die Rede ist), wozu Baldus und die „Scribentes“ angeführt 
werden !. Dieses Zugeständniss ist um so wichtiger, als es, wie 
bemerkt, von einem Vertreter der pontifikalen Theorie ausgeht. 

IV. Die Lehrer des evangelischen Kirchenrechts zählten die 
Feiertage zu den „Adiaphora“, weil die Augsburgische Kontes- 
sion, welche im Art. 28 das Anordnungsrecht der Bischöfe aner- 
kannte und nur gegen den Missbrauch desselben sich erklärte, 
in Art. 15 aufgestellt hatte: „Von Kirghen-Ordnung, von Men- 
schen gemacht, lehret man diejenigen halten, so ohne Sünde 
mögen gehalten werden und zu Frieden, zu guter Ordnung in 
der Kirchen dienen, als gewisse Feier, Festa und dgl. Doch 
seschieht Unrecht dabei, dass man die Gewissen nicht damit be- 
schweren soll, als sei soleh Ding nötig zur Seligkeit“. Damals 
kam es übrigens nicht so sehr auf die Anordnung neuer, als 
vielmehr auf die Abschaffung vorhandener Feiertage an, über 
(deren Uebermass nicht allem in jener Urkunde (Art. 28) sondern 
auch schon früher und später in der Reformationszeit Beschwerden 
laut wurden ?. Das Recht nun, kirchliche Feiertage anzuordnen, 
sie abzuschaffen oder auch sie zu verlegen, stand demnach der- 
selben Gewalt zu, welcher das „ius circa adiaphora“ eingeräumt 
wurde, und diese besass in den evangelischen Territorien der 
Jzandesherr, schon in seiner Eigenschaft als Bischof. Frei- 
lich übertrugen hieher wieder einige Kirchenrechtslehrer, wie 
Benedikt Carpzov, Theodor Reinkingk und Schilter?, die 


i Fagnanus Commentaria im 1I. ibrum Decretalium (ed. 1740) ad 
X.2.9, 5. N. 36. 75. 76 (p. 8). 

2:8. Kopp, Die katholische Kirche (1830) 8. 321 ff. Insbesondere: 
die „100 Beschwerden deutscher Nation* auf dem Nürnberger Fürstentage 
1522,23 bei Schilter, de libera ecclesia Germaniae p. 887 N. 37 (in der 
Breslauer Dissertation 18%4 von Bruno Gebhardt, „Die Gravamina der 
deutschen Nation gegen den römischen Hof“ nicht erwähnt). Sodann: auf 
der Trierer Synode 1549 cap. W bei van Espenl]. cit. II, 17, 1, 21. 

> Carpzov. Jurisprud. eccles. ». consistorialis (1652) Iib. II def. 247; 
Reinkingk, Tractatus de regimine secuları et ecelesiastico (ed. Il. 1641); 
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ältere Lehre, dass er dazu der Zustimmung der Geistlichkeit be- 
dürfe („cum elero“). Genauer: sie behaupteten, «die 3 ordines 
oder status ecclesiastici, die Geistlichkeit, der Landesherr und 
die Gemeinde, beziehungsweise deren Repräsentanten, müssten 
zusammmenwirken, um Aenderungen in den kirchlichen Sitten, 
msbesondere in der Läturszie vorzunehmen. 

Aber die Vertreter dieser Ansicht können, obgleich sich 
unter Ihnen der Begründer der protestantischen Kirchenrechts- 
wissenschaft befindet, nicht als völlig unparteissche Zeugen des 
#eltenden Rechtszustandes angesehen werden, da sie von einer 
Hinneizung zu pontifikalen Anschauungen auch sonst nicht frei- 
zusprechen sind!. 

So hatte sich denn bei den evangelischen Kirchenrechts- 
lehrern eine völlig der bisher vorherrschenden entgegengesetzte 
Auffassung ausgebildet: der Landesherr galt ihr als der einzige 
Disponent in diesen Dingen. Eine durch Christian Thomasius 
beeinflusste Hallenser Dissertation von Brenneisen (1695) 
stellte, gestützt auf ältere Autoritäten (Conring und Brun- 
nemann)?), das Recht des Landesherren hinsichtlich der Adia- 


Schilter, instit. iur. canon. (1688) Ib. II tit. 18 8. 

ıS.über Carpzov: J.H. Böhmer, Iusecclesiast. 2. S1 (Ip. 149): 
‚Negari nequit, Carpzovium incaute saepissime, contra rationem eccle- 
slarını nostrarum, tradita pontifieum secutum, imo adeo iis immersun fuisse, 
ut nemo magis juris canoniei usum in fora protestantium tanstulerit.” Ueber 
Reinkin ek: Stintzing, Geschichte der deutschen Reehtswissensch. 
I i18s4) S. 199: „Reinkingk's Werk (tract. de regim.) ist mit jeder 
Faser in die Ueberlieferungen des Mittelalters verwoben, soweit nicht sein 
entschiedener Protestantismus ihn befreit hat.“ Ueber Schilter's Ab- 
hängigkeit von Petrus de Marca s,. Landsberg, Geschichte der deutsch. 
Rechtswiss. IIT (1898) S. 61. 

®?8a.0.8.17. Es handelte sich um die Grenzen des Rechts der 
Fürsten, Handlungen ihrer Unterthanen zu beeinflussen, und in (dieser Frage 
stützt sich die Dissertation auf Joannes Brunnemann, de inre eccle- 
siastico (1721), welcher I, 2, 28 speciell das jus „ceremonias sacras ordinan- 
di- dem „ins in sacra* beizählte, dann aber & 34 il. die Thesen Hermann 
Conring’s (Fxereitatio politica de maiestatis eivilis autoritate et ofticio 
eirca sacra 1645 $ 15 ff.) über das Recht menschlicher Anordnung des Cul- 
tus wiederholte. 
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phora als Folge seines „ius circa sacra hin und rieth nur bei 
Anwendung desselben zu politischer Vorsicht; allerdings nannte 
sie unter den zahlreichen namhaft gemachten Adliaphora die An- 
setzung von Feiertagen gerade nicht. In den hiezu gegebenen 
„Monita praesidis® (nm. 3) billigste dann Thomasıus diese 
Ansicht nicht alleın, sondern er suchte sie auch mit den Art. 
7, 15 und 16 der Augsburgischen Confession noch fester zu be- 
sründen. 

Just Henning Böhmer! aber wandte die Theorie 
vom „ius circa sacra® auf unseren Fallunmittelbar an: der Landes- 
herr übe das Verfügungsrecht über die Feiertage „vi eivilis Im- 
peri® und „ratione superioritatis territorialis® aus und dasselbe sei 
daher zu den „heutigen“ „reservata principum* zu zählen. Er 
berief sich dafür auf die allgemeine Praxis, wonach der Landes- 
herr die Entscheidung über die Feste „in secretiori consilio® zu 
treffen und das Dekret darauf den Konsistorien zuzuschicken 
pflege, damit diese das Weitere veranlassen könnten. Er führt 
Beispiele von Anordnung ausserordentlicher Feiertage durch den 
Landesherrn aus den 80er Jahren des 1’ten Jahrhunderts ım 
Sachsen-Meiningen an; namentlich waren es Buss- und Bet-Tage 
wegen ansteckender Krankheiten und Türkengefahr, wie sie da- 
mals fast überall in Deutschland abgehalten wurden. Böhmer 
betrachtet es auch als eine notwendige Folge seiner Ansicht, 
dass der Landesherr für die von ihm angeordneten Feiertage 
den „modus celebrandi“ bestimme ?. 

Bei dieser Gelegenheit möge sogleich darauf aufmerksam ge- 
macht werden, dass ähnliche Fälle, wobei die Feste „nur auf 
besonderen Befehl des Landesherrn, nach den von demselben ge- 
gebenen Vorschriften stattfanden“, auch ın Kurhessen aus dem 
17. Jahrhundert erweislich sind ?. 


! lus ecclesiast. protestantium Tom. I (1720) p. 646 (I. 28, 52), p. 1087 
(II, 9,5). Tom. II (1723) p. 68 (Diss. praelim. $ 74). p. 73 (ib. $ 85). 

®: Tom. I. p. 1094 (II, 9, 14). 

’S. Ledderhose, Kurhess. Kirchenrecht (neu bearb. von Pfeiffer 
1821) $ 121: Fälle von 1617 an. Büff, Kurhess. Kirchenr. (1861) S. 346 
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Just Henning Böhmer musste übrigens von seinem 
eigenen Sohne Georg Ludwig! Widerspruch erfahren. Denn 
dieser leugmete die aus dem ius circa sacra gezorene Folgerung 
und verfiel wieder in die Meinung zurück, dass die Befugniss, 
Feiertage anzuordnen, im Allgemeinen ein „ius ecclesiae et an- 
nexum religionis exercitio“ sei, daher blos den kirchlichen Oberen 
zukommt. Aber er machte dennoch (nach dem Vorgange des Fag- 
nanus) eine Ausnahme zu Gunsten ausserordentlicher Feiern, welche 
der Landesherr allein und für sich „ob beneticia divina principi 
et reipublicae collata“* anordnen könne, während er allerdings 
die liturgische Einrichtung derselben wieder dem Kirchenregiment 
ausschliesslich zuweist. Für die Abschaffung bestehender und 
überflüssig erscheinender Feiertage will er in evangelischen Terri- 
torien den Landesherrn an die Zustimmung seiner Stände ge- 
bunden wissen. 

Hiezu erinnere man sich, dass nach einer anderweitigen Mit- 
teilung ? nm den Jahren 1772/3 „ma Hannöverschen“ zahlreiche 
Feiertage „durch Communication mit den Landständen“ abge- 
schafft wurden, was freilich nieht ohne Widerspruch abeing. 
Namentlich im Harz wollten die Bergleute von ihren gewohnten 
Festtagen nicht lassen, so dass dort auch nichts zu machen ge- 
wesen sein soll. Allein diese Opposition ging schwerlich von 
verfassungsinässigen oder nur überhaupt von juristischen Er- 
wägungen aus, sondern sie dürfte blos auf die Reaktion alter Ge- 
wohnheit zurückzuführen gewesen sein. 

Solcher einschränkender Ansicht entsprach auch die Auf- 
fassung, welche im Jahr 1730 die evangelischen Landstände des 
Stiftes Hildesheim gegenüber ihrem Landesherrn, dem Kurfürsten 
von Cöln als Bischof von Hildesheim, wegen einer von dem dor- 


N.7: 3 Fälle aus dem Jahre 1631, zu deren letztem vom 14. September 
freilich bemerkt wird, dass ihm „an vielen Orten kaltsinnig beigewohnt 
worden“ sei; daselbst noch andere Fälle bis 1830 herauf. 
!G. L. Böhmer (1715-1797), Principia iuris canon. (ed. 7. 1302) 
$3 282. 283. 
® Bei Wiese, Handbuch des gemeinen Kirchenr. III. 1 (1802) 8. 362. 
16 * 
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tigen evangelischen Konsistorium für den 25. und 26. Juni d.J. 
angeordneten Jubelfeier der Augsburgischen Confession zur Geltung 
zu bringen suchten!, und der jüngere Böhmer ist, weil er 
diesen Streit citiert, vielleicht gerade durch denselben zu einer 
von der seines Vaters abweichenden Feststellung mit veranlasst 
worden. Der Landesherr wollte nämlich — in diesem Falle von 
der pontitikalen Theorie abweichend! — jene Verfügung nicht 
gelten lassen und man berief sich ihm gegenüber evangelischer 
Seits auf den „Besitz“, in welchem sich das Consistorium  be- 
tinde: ohne Zuthun der katholischen Obrirkeit für die ihm unter- 
geordneten Geistlichen Feiertage festzusetzen. Es werden zalıl- 
reiche Fälle aus dem 17. und 18. Jahrhundert angeführt, wo 
dies ohne Widerspruch geschehen sei?. Allerdings lag hier das 
Rechtsverhältniss insofern besonders, als durch einen Recess von 
1651 dem Consistorium alle „partes iurisdietionis ecelesiasticae* 
übertragen worden sein sollten®, und man davon ausging, dass 
der katholische Landesherr dieses „exercitium“* einem evangeli- 
schen Consistorio zu überlassen verpflichtet wäre ®. 

V. Gegen Ende des 18. Jahrhunderts erfolgte die erste ge- 
setzliche Entscheidung unserer Frage im Allgemeinen Landrechte 
für die Preussischen Staaten (IL, 11,34). Dem Standpunkte, welchen 
diese Coditikation zum Kirchenstaatsrechte ılhırer Zeit einnahn, 
entsprach die Bestimmung, dass die Anordnung öffentlicher Bet-, 
Dank- und anderer ausserordentlicher Festtage „allein vom Staate“ 
abhängen sollte. Aber auch die Theoretiker dieser Epoche und 
vom Anfange des 19ten Jahrhunderts fussten wieder auf Just 
Henning Böhmer, teils mit teils ohne Quellenangabe. Er- 
steres ist der Fall bei Schlegel, dem Schriftsteller des chur- 
hıannöverschen Kirchenrechts’. Er gibt allerdings nur in Band I 
1.8 Reichs-Fama VI (1731) p. 161—230. 

2 Daselbst p. 175 ff. vgl. 163 ff. 

1.0. p. 194. 

* Daselbst p. 201. 

> J.K.H. Schlegel, Churhannöversches Kirchenrecht I 1801) 8.113. 
II (1808) 8. 4. 
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semes Werkes (1801) jene Theorie, dass „die Einführung einer 
neuen gottesdienstlichen Einrichtung“ überhaupt, insbesondere 
die Anordnung eines ausserordentlichen Festtazes, zu den Reser- 
vatrechten des Landesherren gehören, wieder, während er im 
III. Bande (1803), dem jüngeren Böhmer folgend, diese 
Concession auf ausserordentliche Feiern einschränkt und die 
„Innere Einrichtung“ derselben ausschliesslich der Kirchengewalt 
zugestelt. Ohne Nennung J. H. Bölmer’s vertritt dessen Auf- 
fassung, aber auch ohne jene Beschränkung, schon Schnaubert 
in seinen „Grundsätzen des Kirchenrechts“ (1794)!, dann Georg 
Wiese? auf welchem wieder K. F. Eichhorn? beruht. Der 
Letztere macht einen Unterschied zwischen katholischer und evan- 
gelischer Kirchenverfassung; in jener, meint er, sei, wo der Landes- 
herr sich im Besitz des Kirchenregimentes betinde, seit der Re- 
formation die unmittelbare Anordnung solcher Feste ein Recht 
desselben gewesen, weil „es für die Gemeimde sowenig, als für 
die katholischen Kirchenoberen einen rechtlichen Grund geben 
könne, die Feier zu verweigern“ (?). Für die Fälle, da katholi- 
sches Kirchenregiment und Staatsgewalt geschieden sind, beruft 
er sich auf Rechberger, Handbuch des österreichischen 
Kirchenrechts (1815) $ 276, wo dem Landesherrn das Recht zu- 
erkannt wird, nicht blos die vorhandenen „Religionsübungen® 
kraft seines ius advocatine zum Behufe des Staatswohles zu be- 
nützen, sondern auch bei allen Angelegenheiten des Vaterlandes 
öffentliche Gebete und Andacht „durch die Kirchenvorsteher zu 
veranstalten“, wozu diese ohnehin schon nach I Timoth. 2, 1-4 
verpflichtet seien. Hinsichtlich der Anordnung und Abstellung 


' Hier wird ($ 195) ohne jede Quellenangabe gesagt, das Recht. Fest- 
tare anzuordnen und zu verlegen, stehe dem evangelischen Landesherrn 
‚vermöge der ihm übertragenen Kirchengewalt* zu. die Sorge für Beobach- 
tung derselben sei aber durchgängig den Konsistorien überlassen worden. 

”G. Wiese, Handbuch des gemeinen in Deutschland üblichen Kirchen- 
rechts ITL 1 (1802) S. 361. 

"K. F. Eichhorn, Grundsätze des Kirchenrechts II (1833) 8. 260. 
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ordentlicher Feiertage bei den Protestanten verweist er auf Wiese. 

Rekapituliren wir die Anschauungen vom Anfange unseres 
Jahrhunderts, so war die Beschränkung des landesherrlichen 
Reservatrechtes auf ausserordentliche Fälle nur in der Theorie G. 
L. Bölmer’s (im Anschlusse an Fagnanus) und dann bei 
Schlegel Band II vertreten. Die viel weiter reichende An- 
sicht J. H. Bölımer’s hatten Schnaubert, Wiese und 
Eichhorn angenommen. 

Inzwischen unternahnı es die Gesetzgebung in einem katho- 
lischen Lande, die Frage ebenfalls zu regeln: das Bayerische 
Religions-Edikt vom 26. Mai 1818 ($ 55) gab dem Regenten die 
Befugniss, bei feierlichen Anlässen kirchliche Feiern „durch die 
geistliche Behörde anzuordnen“. Ebenso bestimmte am 7. Ok- 
tober 1823 Sachsen-Weimar (8 7), dass Feste „bei besonderen Er- 
eignissen von dem Landesherrn als allgemeine Feste ausgeschrieben 
werden“ könnten; auch die Liturgie sollte zwar von den bischöf- 
lichen Behörden, jedoch „unter landesherrlicher Zustimmung* 
festgestellt werden. 

Unter Berufung auf solche, dem Rechte des Landesherrn 
zuneigende, Vorgänge konnte Richter — er that es wenigstens 
hinsichtlich der Bayerischen Gesetzgebung, da ılım die Weimar’sche 
wohl entgangen war — in den ersten 4 Auflagen seines Kirchen- 
rechts (bis 1853: 8 239) behaupten: in der katholischen Kirche 
sei die Befugniss des Landesherrn, in ausserordentlichen Fällen 
die Ansetzung eines Festtages zu fordern, „ausser Zweifel“ ; „m 
der evangelischen Kirche werden Festtage durch die Regenten 
angeordnet, verlegt oder aufgehoben“. Mit dem letzteren, ohne 
jeden Beleg hingestellten, Satz war die J. H. Böhmer'’sche 
Anschauung freilich nur als Thatsache bezeichnet. Besser fundırt 
findet sie sich bei Büff, Kurhessisches Kirchenrecht (1861, 
S. 346). Dieser Schriftsteller führt als den Grund, weshalb man 
„ron Beginn (der Reformation“ an die Anordnung ordentlicher 
und ausserordentlicher Festtage als ein Recht des Landesherrn 
angesehen habe, an: dass man des weltlichen Schutzes der Feıer- 
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tage halber der weltlichen Obrigkeit bedwifte'. Er zählt daher 
das Recht, in Ansehung der Liturgie und der Festtage Bestim- 
mungen zu trefien (ohne Unterscheidung zwischen ordentlichen 
und ausserordentlichen Fällen) zu den im landesherrlichen Kirchen- 
reriment enthaltenen und zwar der unmittelbaren Ausübung vor- 
behaltenen Rechten (iura reservata) (S. 288). Dies ist nichts 
Anderes, als der J.H. Böhmer- Schnaubert- Wiese- 
Eichhorn- Richter’sche Standpunkt, welchem sich auch 
noch Jacobson für das Preussische Kirchenrecht (1: 1864: 
S 115) anschloss. Er stellt unter Berufung auf Eichhorn fest: 
„der Staat selbst hat stets vermöge seiner Kirchenhoheit das 
Recht ausgeübt, solche öffentliche Festtage anzuordnen, welche 
aus pohtischen oder sonstigen Motiven ılım zweckmässig schienen“. 

1867 wurde die erste von Dove besorgte (im Ganzen die 
6te) Ausgabe des Richter’schen Lehrbuches veröffentlicht. 
Hier waren ($ 253), unter Beibehaltung des bisherigen Textes, 
lediglich neue Argumente hinzugefügt: für die katholische Kirche 
das Weimar’sche Eldikt (s. vorige 8.), für die evangelische ein Hin- 
weis auf die Reduktionen der Feiertage, wie sie seit dem 17. und 
18. Jahrhunderte stattgefunden hatten ($ 252 N. 5), auf Jacob- 
son und auf einige Partikularrechte (Note 12 daselbst). In der 
nächsten (7.) Auflage des Werkes (1874: $ 249) wurde für die 
katholische Kirche das Beispiel Nordamerika’s hinzugefügt, wo 
nicht allein die Regierung des einzelnen Staates, sondern auch 
der Präsident der Union herkömmlich für berechtigt gilt, Dank-, 
Buss- und Festtage anzuordnen (N. 12). Um das Recht der 
evangelischen Kirche zu schildern, musste aber anf die inzwischen 
vieler Orten ins Leben getretene Synodalverfassung Rücksicht 
genonimen werden und dies geschah mit dem Satze: „In den 
Landeskirchen, in welchen Kirchengesetze, insbesondere solche, 
welche sich auf den Kultus beziehen, der Zustimmung der Synode 
bedürfen, darf auch die Anordnung, Verlegung und Aufhebung 


ı Vgl. oben 8. 236 N. ? u. 8.237 N. 8. ferner die Kurhessischen 
Fälle oben 8. 240 N. ®. 
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vonordentlichen kirchlichen Festen (ferisne statutae) nur mit 
Zustimmung der Synode (Landes- bez. Provinzialsynode) erfolgen, 
während die ausserordentliche, aus besonderer Veran- 
lassung erfolgende Anordnung eines kirchlichen Festes (feria 
indieta) sich, auch wenn der Anlass dem kirchlichen Lebensge- 
biet angehört, nicht als ein Akt der Kirchengesetzgebung, sondern 
des erweiterten Mäjestätsrechts (obersten Kirchenresiments) dar- 
stellt. Deshalb greift die persönliche Entscheidung des Landes- 
herin hier Platz, welche, wenn derselbe evangelisch ist, die ma- 
terielle Prüfung, auch der kirchlichen, nicht blos der etwa ein- 
schlagenden politischen Gesichtspunkte umfasst“. 

Es war dies die folgerichtige Ausgestaltung der seit J. H. 
Böhmer herrschenden Anschauung gegenüber der neuen Syno- 
dalverfassung. Die Synodalordnungen hatten damals die Frare, 
als eine im Ganzen nebensächliche, noch nicht berührt und es 
galt daher, ihren Sinn durch Gesetzesauslesung zu ergründen. 
So stand es auch für Hannover. Denn hier schrieb die Kirchen- 
vorstands- und Synodalordnung für die evangelisch-lutherische 
Kirche des Königreiches vom 9. Oktober 1864 in ihrem der Aus- 
legung ziemlichen Spielraum gewährenden 8 65 nur vor, dass 
„Kirchengesetze* ihrem „wesentlichen Inhalt“ nach der Zustim- 
mung der Landessynode bei ihrem Erlass, thırer Aufhebung, Ab- 
änderung und authentischen Interpretation bedürften. Wann 
aber ein Kirchengesetz erforderlich sei, wann dagegen z. B. die 
Kirchenregierung mit einem Erlasse ihrerseits selbständig vor- 
gehen könne, war (wohl nicht ohne Absicht) unentschieden ge- 
blieben. Nur in einem als Auslegungsmittel dienenden Schreiben 
des hannoverschen Kultusministeriums' wurde festgestellt, dass 
„unter Kirchengesetzen hier nur Gesetze, welche vermöge der 
Kirchengewalt gegeben werden, zu begreifen sind, nieht aber 

1 Die Kirchenvorstands- u. Synodalordnung für die evangelisch-lutherische 
Kirche des Königreichs Hannover. Nach den Beschlüssen der Vorsyvnode 
zusammengestellt u. mit einleitenden Bemerkungen versehen (Hannover 1864) 


S. 14. Auch bei Lohmann, Kirchenzesetze der ev.-luth. Kirche des vor- 
mal. Königr. Hannover T. (1STD 8. 64. 
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Gesetze, welche der König kraftlandesherrlicher Ge- 
walt erlässt, sollten sie auch etwa ihrem Gegenstande nach 
mit dem Namen Kirchengesetze bezeichnet werden können*, 
ferner: dass Erlasse, welche nicht neues Recht ın der 
Kırche machen, söndern „nur bestehende Rechts- 
normen zur Vollziehung bringen older innerhalb der 
vom geltenden Rechte gezogenen Grenzen zur Wahrnehmung 
der Zuständigkeit der Kirchenregierung in Oberaufsicht, Organı- 
sation und überhaupt Verwaltung dienen“, nicht als Kirchen- 
gesetze im Sinne der Synodalordnung zu betrachten seien. Aber 
es fragte sich nun eben, ob die Anordnung ausserordentlicher 
Feiern unter den Begriff jenes Verordnungsrechtes falle, eine 
Annahme, welche z. B. in der oben erwälinten Petition von 1897 
namentlich deshalb abgelehnt wird, weil Ausführungsbestimmungen 
blos für bestehende Kirchengesetze erlassen werden könnten, 
während in der vorlierenden Materie ein solches Grund legendes 
Kirchengesetz gerade fehle. 

VI. Bis zu dem Zeitpunkt der Litteraturgeschichte unserer 
Frage, bei welchem wir stehen geblieben waren (Anfang der 7Ver 
Jahre unseres Jahrhunderts), war ein wesentlicher Widerspruch 
gegen die dem Recht des Landesherren freundliche Theorie bei 
den Schriftstellern des Kirchenrechts nieht erfolgt. Denn die 
kurze Bemerkung bei Mejer, Institutionen des Kirchenrechts 
(1845—1869 3. Aufl. 8 195 N. 2): das Recht, Festtage anzu- 
ordnen, stehe in der evangelischen Kirche dem „Kirchenregiment“ 
zu, und: es entschieden hier die allzemeinen Normen der kırch- 
lichen Gesetzgebung, ı1st so allgemein gehalten, dass sich daraus 
jedenfalls nicht eine entgegenstehende Meinung entnehmen lässt', 


! Uebereinstimmend das Hannoversche Landeskonsistortum gegenüber 
dem Synodalausschusse 1883: Protokolle der 4. Landessynode (1857) 5.904, 
u. in dem Erkenntniss von 1597: Kirchliches Amtsblatt 1898 8.5. Dass 
Mejer an den besonderen hier vorliegenden Fall nicht dachte, zeigt auch 
sein Hinweis auf Beispiele, in denen jenes Gesetzgebungsrecht ausgeübt 
worden sei: $ 1% N. 15, denn dort handelt es sich im Wesentlichen ledig- 
lich um die bekannten Reduktionen der kirchlichen Feiertage. 
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Dagegen lautet die Preussische General-Synodal-Ordnung für 
die 9 älteren Provinzen der Monarchie vom 20. Januar 1876, 
indem sie in$S 7 Nr. 4 die Einführung oder Abschaffung allge- 
meiner kirchlicher Feiertage ausschliesslich der landeskirchlichen 
Gesetzgebung unterwirft, allerdings so, als ob der Landesherr 
hier als summus episcopus kein Ausnahmsrecht für sich bean- 
spruchen könnte. Auch werden in Nr. 3 daselbst, Absatz 4 
„durch vorübergehende Verhältnisse bedingte und daher nur zeit- 
weilige liturgische Anordnungen“ der Zuständigkeit des evan- 
gelischen Oberkirchenrathes „mit Ermächtigung des Königs“ vor- 
behalten. Allein unter der letzteren Bestimmung dürfte eben der 
Vorbehalt jenes Reservatrechtsmit Beziehung auf „vorübergehende“, 
ausserordentliche Fälle verstanden werden müssen und die erstere 
Vorschrift der Heranzielung des ganzen Gesetzgebungsapparates 
auf dauernde und regelmässige Anordnungen einzuschränken 
sein!. An dieser Auslegung berührt es nur unsympathisch, dass 
ılann die Ansetzung einer ausserordentlichen Feier für das Gel- 
tungsgebiet der Preussischen Generalsynodalordnung unter den 
(zesichtspunkt einer blossen vorübergehenden Abänderung der 
Liturgie gebracht werden muss, eine Auffassung, welche der herr- 
schenden nicht entsprechen dürfte. Denn die liturgische Anord- 
nung bei solchen Gelegenheiten wurde, auch Seitens derjenigen, 
welche das Recht zu ihr in unseren Fällen dem Landesherrn nicht 
überall zuerkennen wollten, doch stets nur als das Sekundäre be- 
trachtet und behandelt. Aber man wird im Sinne der Preus- 
sischen Kirchen-Gesetzgebung nicht anders können. 


I So versteht die fraglichen Bestimmungen auch das Hannoversche 
Landeskonsistorium : Protokolle der 4. Landessynode 8. 505. Die neueren 
Schriftsteller über preussisches Kirchenrecht, wie Trusen, Das preuss. 
Kirchenr. (2. Aufl. 1894) S. 177, Gossner, Preussisches evangelisches 
Kirchenrecht (1898) S. 373 schweigen über die Frage. 

2 S. auch das Erkenntniss des Hannoverschen Landeskonsistoriunis: 
Kirchl. Amtsblatt 1898 S. 5, wogegen die „Petition® von 1897 in ihrem II. 
Theile die Auffassung als blos hturgische Aenderung als möglich voraus- 
setzt, indem sie das Recht zu solchen Abändernngen denselben Beschrän- 
kungen unterstellt, wie das Recht, kirchliche Feiern anzuordnen. 
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Aus der Zeit nach Erlass der Generalsynodalordnung ist 
die Ausführung bei Uhlhorn und Chalybaeus „Kirchen- 
gesetze der evangelisch-lutherischen Kirche der Provinz Han- 
nover* (1386) 8. 6 hervorzuheben. Diese Schriftsteller nelimen 
hinsichtlich der Anordnung kirchlicher Fest- oder Bet- Tage den 
Dove’schen (inzwischen in der 8. Auflage des Richter’schen 
Kirchenrechts (1886) unverändert festgehaltenen) Standpunkt ein. 
Sie geben zwar die Notwendigkeit von Kirchengesetzen für dau- 
ernde Aenderung d. h. Vermehrung oder Verminderung der 
Festtage zu, glauben aber: es lasse sich nicht nachweisen, „dass 
sich der Laandesherr der früher wiederholt geübten Befueniss, 
bi ausserordentlichen in das Leben des Volkes tief ein- 
greifenden Vorkonmnissen dieAbhaltung ausserordentlicher 
Gottesdienste — anzuordnen, durch die Einführung der Kirchen- 
vorstands- und Synodalordnung habe begeben“ wollen. Das 
Gegenteil ergebe sich vielmehr aus der Erwägung, dass die An- 
lässe hiezu in mehr oder minder unvorhergesehener Weise ein- 
zutreten pflegten, so dass man die Landessynode nicht immer 
erst fragen könne, und dass jene Anlässe regelmässig zugleieh 
im staatlichen Leben wurzelten. 

Friedberg endlich thut in seinem „Verfassungsrecht der 
evangelischen Kirche“ (1888) S. 82 die Aeusserung: „Die An- 
ordnung besonderer kirchlicher Feiertage, Busstage, ausserordent- 
licher Gottesdienste, sowie die Bestimmung über die Form des 
Gottesdienstes vollzieht sich prinzipiell richtig olne Betheiligung 
des Staates, falls nicht die Anorduung den Charakter einer 
allgemeinen hat.“ Dieser letztere Vorbehalt ist vermutlich 
so zu deuten, dass dem Rechte des Landesherrn kein Abbruch 
geschehen soll, also, in Ermangelung genauerer Aussprache, im 
Sinne der dem landesherrlichen Rechte günstigen Theorie. 

Man hat auch noch Aeusserungen von Sohm und Hin- 
schiu s hierherzuziehen versucht, nämlich Sohm’s Bemerkung!: 
„Das ganze Gebiet der Wortverwaltung ist von der landesherr- 


! Kirchenrecht I (1892) $. 685. 
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lichen Gewalt frei". Diese Worte sollten bestätigen, was Loh- 
mann? in der Form ausdrückte: die Geistlichen seien, soweit 
es sich um Handhabung der Gottestdienstordnung handele, nicht 
als Organe der Kirchenregierung anzusehen und daher rücksicht- 
lich dieses Teils ihres Dienstes nicht schlechthin an die Weisungen 
der Kirchenregierung, sondern an die Rechtsordnung der Kirche 
gebunden. Allein man lese, was bei Lohmann auf diese Aus- 
führungen weiter folgt: „Dageren liext es m der Natur der Sache, 
dass sie als Diener einer konkreten Kirchengemeinschaft die Ge- 
setze derselben, auch wenn dadurch die bisherige Rechtsordnung 
in emer nach ihrer Meinung unzulässigen Weise abge- 
ändert wird, beobachten müssen. Halten sie sich im einzelnen 
Falle in ihrem Gewissen gebunden, die Folgeleistung zu versagen, 
und kann oder will die Kirchenregierung kein durch die Rechts- 
ordnung dargebotenes Mittel anwenden, um ilnen eine Stellung 
zu geben, in welcher sie der Anwendung der fraglichen Bestim- 
mung thatsächlich überhoben sind. so bleibt ılınen nach ver- 
geblichem Versuche, durch ihren Protest die Wiederaufhebung 
der Bestimmung herbeizuführen, nichts anderes übrige, als ihr 
Amıt niederzulexen.* 

Eine Aeusserung von Hinschius in der hier einschlägigen 
Materie wird. man vergeblich suchen, wenn nicht der Aufsatz 
dieses Schriftstellers über die „Synodalverfassung“* in v. Holtzen- 
dorff’s Rechtslexikon gemeint sein sollte, wo aber nur von 
dem Recht der preussischen Provinzialsynoden und der General- 
synode, also den Normen der Generalsynodalordnung, die Rede 
ist?, welche auf deren Geltungsbereich beschränkt werden müssen. 

VII. Damit wäre wohl das vorhandene Material über unsere 
Frasze erschöpft‘ und es handelt sich noch einmal um dessen 


! So die „Petition“ u. s. Protokolle der ausserord. Landessynode 1897;98 
5. 99 (Lienhop). 

? Kirchengesetze der evangelisch-lutherischen Kirche des vormaligen 
Königreichs Hannover I (1871) S. 66. 
®v. Holtzendorff, Rechtslexikon 3. Aufl. III (1881) S. 843. 
* Nicht zugänglich waren dem Verfasser dieses Aufsatzes: Phil. Jacob 


Merkel, Teber d. Recht d. Anordnung ausserordent]. kirchl. Feiertage. 951 


Nutzanwendung für das bestrittene Gebiet der Hannoverschen 

Landeskirche. In dieser Richtung aber wird es sich schwerlich 
leugnen lassen, dass bei Erlass der Kirchenvorstands- und Sy- 
nodalordnung im Jahre 1864 die Böhmer’sche Theorie vom 
Reservatrechte des Landesherren die herrschende gewesen ist. 
Trägt sie doch, wie bemerkt (oben 8. 242), der Schriftsteller 
des Hannöverschen Kirchenrechts, J. K. F. Schlegel, selber 
vor, wenn er auch zwischen der Lehre des älteren und des jüngeren 
Böhmer hin und her schwankt. Es ist daher keine „Umkehrung 
der Beweislast“, wie die „Petition“ meint, wenn Uhlhorn 
und Chalybaeus sagen: es lasse sich nicht nachweisen, dass 
sich der Landesherr jener Befugniss, ausserordentliche Feiern 
anzuordnen, habe begeben wollen (oben 8. 249). Vielinehr hat 
man doch in Ermangelung einer zweifelsfreien gesetzlichen Be- 
stimmung davon auszugehen, dass die wissenschaftlichen An- 
schauungen der Zeit auch für den Gesetzgeber massgebend ge- 
wesen sind und dass er das Gegenteil hätte bestimmen müssen, 
wenn er mit einem allgemein anerkannten Satze nicht einver- 
standen war. Es gibt auch die „Petition“ selber zu, dass bei 
„Fanilienereignissen im Hause des Landesherrn* Aenderungen 
der Liturgie verlangt werden können, und behauptet nur mit 
einem juristisch nicht unanfechtbaren Ausdruck, dass dergleichen 
„auf einem privatrechtlichen (?) Titel beruhe*. Niemandem aber 
ist es bisher eingefallen, unter den Anlässen der ausserordent- 
lichen Feiern zu unterscheiden und die Fälle „ob nativitatem, 
nuptias etc. principis“ anders zu behandeln, als diejenigen eines 
öffentlichen Friedensschlusses, der Abwendung einer allgemeinen 
Gefahr oder eines kirchlich oder staatlich wichtigen Gedenk- 
tages.' Nur darüber lässt sich natürlich streiten, ob der ge- 


— 


Huth, de eo, quod eirea ferias sacras instituendas abolendasque instum 
est. Ingolst. 1770 und C.W. Robert, Beyträge zur natürlichen und po- 
sıtiven Rechtsgelahrtheit 1789 (Ueber das Recht des Landesherrn, die Li- 
turgie zu ändem). 
ıv a7: 
Vgl. oben Wiestner & 237. 
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gebene Anlass ein wirklich allgemein als solcher anzuerkennender 
sei oder nicht, und ob die Feier aus irgend einem besonderen 
Grunde, etwa wegen zu nehmender Rücksichten, opportun oder 
inopportun erscheine Wem z. B. Kaiser Wilhelm I. Nichts 
weiter ist, als ein „längst verstorbener Landesherr“, der wird 
sich freilich in seinem Gewissen bedrängt fühlen, wenn er den 
Empfindungen anders Denkender festlichen Ausdruck soll geben 
müssen. Gewiss gilt hier, was schon mehrfach in den Erörter- 
ungen über die vorliegende Frage hervorgehoben worden ist, 
wie es z. B. die Augsburgische Konfession ausspricht (oben 8. 
238): man soll mit solchen Dingen „die Gewissen nicht beschwe- 
ren, als sei solch Ding nötig zur Seligkeit“, und wie es Christian 
Thomasius bei seinem ius circa sacra hinsichtlich der „Adlı- 
aphora“ anempfohlen hat (a. a. 0. S. 28): „Caveat princeps, ne 
Iuius iuris exercitio intempestive utatur.“ Aber in Abrede stellen 
lässt sich unsers Erachtens die Existenz jenes Rechtes nicht und 
für die Innehaltung der gebotenen Schranken bürgen der Han- 
noverschen Landeskirche speziell die Worte, mit welchen der 
König von Preussen am 8. December 1866 gewissermassen den 
‚Summepiskopat über diese Kirche übernommen hat!: „dass er 
das mit der Krone verbundene Amt des obersten Kirchenregi- 
ments in der evangelischen Kirche auch für die evangelisch- 
lutlierische Kirche Hannovers so zu führen gewillt sei, dass es 
nicht zur Beunruhigung der Gewissen oder zur Störung guter, 
kirchlicher Ordnungen, sondern zur Förderung und zum Bau des 
Reiches Gottes diene.“ 


! Erklärung des Königlichen Bevollmächtigten bei der Eröffnung der 
ersten ordentlichen Landessynode am 83. November 1869: Protokolle dieser 
Synode S. d. 


Die Kirchengemeinde- und Synodalordnung für die 
evangelischen Kirchengemeinschaften des Consistorial- 
bezirks Frankfurt a. Main. 


Von 


Pfarrer Foerster ın Frankfurt a. M. 


1. 

Nach langen und selwierigen Verhandlungen [vgl. Chron. 
d. chr. Welt 1897, Sp. 372, 443; 1898, Sp. 3, 171 und 1899 
Sp. 114] ist nun auch auf dein letzten Teilgebiet des preussischen 
Staates die kirchliche Verfassung nach konsistorial-synodalen 
Grundsätzen neugeordnet worden. Die Organe der beiden retor- 
iierten Gemeinden wie die Vertretung der lutherischen Gesamt- 
emeinde haben dem von der Staatsregierung vorgelegten Entwurf 
einstimmig zugestimmt, die von ihnen gewünschten geringfügigen 
Abänderungen sind von dem Kommissar des Kultusministers, 
Ministerialdirektor D. Schwartzkopff, dessen geschickter Führung 
dies Ergebnis in erster Linie zu danken ist, unbedenklich kuonze- 
diert worden, endlich haben auch die stimmberechtigten Glieder 
der Iutherischen Gemeinde, deren Votum einzuholen wenn auch 
nicht rechtlich notwendig, so doch zweckmässig erschien, mit 
überwältigender Mehrheit zugestimmt. Am 3. Juli hat das 
Herrenhaus den Entwurf resp. das ihn begleitende Staatsgesetz 
angenommen, und das Abgeordnetenhaus wird ihm zweifellos 
fülgen. So steht zu erwarten, dass mit dem neuen Jahrhundert 
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die durch den Entwurf geschaffenen kirchlichen Organe in Thätig- 
keit treten werden. 


Der nunmehr der Gesetzwerdung nahe Entwurf hat seine 
Vorgeschichte. Auf sie muss kurz hingewiesen werden, weil nur 
daraus seine Kompliziertheit sich erklären lässt. Die Veranlas- 
sung, auch dem letzten Bezirk ın Preussen eine Kirchenvertfas- 
sung zu geben, war für die Regierung ein grosser kirchlicher 
Notstand, dessen Beseitigung ihr schon lange ernstliche Sorge ge- 
wesen und von den Vertretern der grössten in Betracht kon- 
menden Gemeinde, der lutherischen, seit Jahren dringend ge- 
wünscht, aber unter den bisher bestehenden Ordnungen nicht 
möglich war. Im August 1897 legte die Regieruug den Frank- 
furter Gemeinden einen ersten Entwurf! vor. Der Entwurf 
plante die Zusammensetzung der Frankfurter Gemeinden, der 
lutherischen Stadtgemeinde, der beiden reformierten und der 6 
lutherischen Landgemeinden zu einem Kirchenkörper, sah die 
Aufhebung der beiden Konsistorien und die Bildung eines ein- 
zigen neuen vor, wünschte bei voller Wahrung der Selbständig- 
keit der Einzeleemeinden doch deren Vertreter in einer einzigen 
Bezirkssynode zu sammeln, in deren Hand die Aufgabe der kirch- 
lichen Versorgung des Bezirkes gelest werden sollte. Die Mittel 
dlazu sollten durch eine auf die evangelischen Bewohner des Be- 
zirkes gleichmässig zu verteilende Umlage beschafft werden. — 
Der Entwurf erwies sich als undurchführbar. Die reformierten 
Gemeinden wiesen ihn a limine ab. Ihre Hauptgründe waren, dass 
sie einerseits keine Veranlassung sahen, mit den von ihren Ge- 
meinderliedern aufgebrachten Geldern luthierische Kirchensysteme 
zu errichten und auszustatten, andererseits aber der Bezirkssynode, 
in der die Reformierten nur eine geringe Minderheit gewesen 
wären, zu weitgehende und die Selbständigkeit ihrer Gemeinden 


! Auch dieser war eigentlich nieht der erste. es war schon ein anderer 
vorangegangen, der aber ohne Rücksicht auf die besonderen Frankfurter 
Verhältnisse gearbeitet, nur den Zweck hatte, die Verhandlung in Gang 
zu bringen. Ich zähle ihn deshalb nicht mit. 


Foerster, Frankfurter Kirchengemeinde- und Synodalordnung. 955 


beeinträchtigende Vollmachten eingeräumt fanden. Die luthe- 
rische Gemeinde stand dem Entwurf sehr viel geneigter gegenüber, 
aber auch ihre offizielle Vertretung verwarf die in Aussicht ge- 
nommene Vermischung der Finanzkräfte beider Gemeinden. Auf 
Grund dieser Erfahrungen ist der letzte Entwurf ausgearbeitet. 
Er hat beibehalten das eine Konsistorium anstelle der bisher 
bestehenden zwei, die einheitliche Kirchensteuer und die gemein- 
same Bezirkssynode. Indem aber zwischen den Körperschaften 
der Einzelgemeinde und der Bezirkssynode auf der Mittelstufe 
drei Teilsynoden — die ev. lutlı. Stadtsynode, die ev.reform. Stadlt- 
synode, die ev. lutherische Kreissynode — eingeschoben sind, bot 
sich die Möglichkeit, diesen Organen die Verwendung der von 
den dazu gehörigen Gemeindegliedern aufgebrachten Geldmittel 
zu übertragen, und den Stein des Anstosses für die Reformierten 
aus dem Wege zu räumen, dass sie verpflichtet werden sollten, 
für die Bedürfnisse der lutherischen Gemeinde aufzukommen. Auf 
demselben Wege konnte auch das Verlangen festerer Sicherung 
der Selbständigkeit der reformierten Gemeinden Erfüllung finden. 
Es hat sich gezeigt, dass diese Lösung eine glückliche war, denn 
sie fand in kürzester Frist, den Beifall aller Beteiligten. Es ist 
dennach überflüssig geworden, in den erregten Streit!) einzu- 
treten, den der erste Entwurf hervorgerufen hat, und Recht und 


! Der Streit hat seinen Ausdruck in einer Reihe von litterarischen Ver- 
öffentlichungen gefunden. Allen, die sich über die geschichtliche Situation 
informieren wollen, ist als die beste Schrift das vortreffliche Gymnasial- 
programm des Frankfurter Lessinggymnasiums von 1897 zu empfehlen mit 
der Abhandlung von Prof. Dr. Ernst Trommershausen »Beitrag zur 
Geschichte des landesherrlichen Kirchenregiments in den evangelischen Ge- 
ıneinden zu Frankfurt a. M.< Ferner sind zu nennen die beiden Schriften 
von Teichmann, »Die Neuordnung des evangelischen Kirchenwesens in 
Frankfurt a. Me, Frankf. u. Leipzig, Kesselring (der Verfusser hat seit 
Jahrzehnten unermüdlich auf die Notwendigkeit der Neuordnung hinge- 
wirkt); und Ehlers, »Die Frankfurter Kirchenfrage«, Frankf., Reitz & 
Köhler. Vom Standpunkt der reformierten Interessen ist der erste Entwurf 
beleuchtet in der Schrift von Pfarrer Dr. Heinrich Bauer »Ueber den 
Entwurf u. s. w.e, Frankf., Elsiepen & Lange, und in mehreren Artikeln 
der Reform. Kirchenztg. von Pfwurer Charles Correvon, wo in 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. IX. 2. 17 


256 Abhandlungen. 


Unrecht der dafür und dawider geltend gemachten Gründe nach- 
zuprüfen. Zwei Fragen allgemeineren Interesses aber sollen vor 
den Lesern dieser Zeitschrift verhandelt werden: erstens, welche 
Stellung der Entwurf innerhalb der Gesamtentwicklung evange- 
lischer Kirchenverfassung einnimmt; und zweitens, welches 
die bisherige Rechtslage der Frankfurter Gemeinden war, und in- 
wiefern er sie abändern will. 

Ehe wir darauf eingehen, will ich die wichtigsten Zahlen 
der Frankfurter kirchlichen Statistik anführen — sie sind besser 
als lange Schilderungen geeignet, «die Verworrenheit der Verhält- 
nisse zu veranschaulichen. Die Stadt Frankfurt umfasst inkl. 
der eingemeindeten Vororte Bockenheim und Bornheim nach der 
neusten Tabelle des statistischen Amtes 138,753 evangelische 
Christen; davon haben sich als reformiert bezeichnet 15,225, als 
lutherisch 65,682, als uniert (sehr bezeichnend, da es eine 
unierte Gemeinde, abgesehen von Bockenheim, gar nicht giebt) 
49,562, als Protestanten oder Lutheraner 8156, während 131 alt- 
lutherisch gezählt wurden. In Bockenheim besteht eine unierte 
Gemeinde, die der hessischen Landeskirche zugehört und («dem 
Kassler Konsistorium untergeordnet ist, in Bornheim eine luthe- 
rische, die zu Frankfurt-Land gehört. Zieht man die dort woh- 
nenden und also nicht nach Frankfurt-Stadt kirchlich Gehörigen 
ab, wobei nicht verhehlt sein soll, dass diese Scheidung rein theore- 
tischer Natur, praktisch undurchführbar ıst, da ja Grenzen 
zwischen Bockenhieim und Bornheim und Frankfurt sich nicht 
mehr ziehen lassen, so gehören zur Stadt Frankfurt (inkl. Sach- 


Nr. 49 Jahrg. 1897 auch das erste ablehnende Votum der französisch-reform. 
Gemeinde in extenso mitgeteilt ist Das erste ablehnende Votum der 
deutschen reform. Gemeinde hat wieder Ehlers scharf kritisiert in der 
Chr. Welt 1897 Sp. 1094 f. Endlich hat als ein Unparteischer, aber doch 
mit grosser und m. E. teilweise ungerechter Schärfe zum ersten Entwurf 
das Wort genommen Beyschlag in den D. Ev. Bl. 1897 8.802 #. — Ueber 
den zweiten definitiven Entwurf hat ein Anonymus gehandelt in den D. Ev. 
Bl. 1899 S. 343 ff; und unter Wiederholung seiner Vorwürfe gegen den 
ersten Beyschlag im D. Wochenbl. 1899 Heft 20 8. 801 ff. 
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senhausen) 117,311 Evangelische, von denen 54,550 mit Sicher- 
heit der lutherischen, 13,271 mit Sicherheit den reformierten 
(Gemeinden zugerechnet werden müssen, während es eine offne 
Frage ist, zu welchen Gemeinden die 41,940 Unierten und 7427 
Protestanten sich halten, oder welche Gemeinden für ihre Pasto- 
ration verantwortlich sind. 

Die lutherische Gesamtgemeinde verfügt über 6 Kirchen, die 
teilweise nur Kapellen heissen dürfen, an denen 12 Pfarrer wirken: 
jeder derselben ist Pfarrer der Gesamtgemeinde. Die beiden re- 
fornierten Gemeinden haben je ein Bethaus. In der deutschen, 
die ausserdem ein stattliches Gemeindehaus besitzt, wirken zur 
Zeit 3 Pfarrer; die Seelenzahl beträgt ca. 12,000. In der fran- 
zösischen wirken 2 Pfarrer; die Seelenzahl beträgt ca. 800. 
Die reformierten Gemeinden haben ausser der Zahl der Geist- 
lichen in Verhältnis zur Seelenzahl vor der lutherischen Ge- 
meinde eine festere Organisation, gesündere Ordnungen und 
erössere Mittel voraus. 

Ausserdem stehen in Frankfurt drei Kirchen, deren Rechts- 
lage schwer zu fixieren ist, ja im ganzen deutschen Reich kaum 
Ihres gleichen haben möchte. Die eine, Lutherkirche, im Nord- 
osten der Stadt auf einem zwischen dem alten Frankfurter Weich- 
bild und der alten Bornheimer Gemarkungsgrenze gelegenen, fast 
vollständig bebauten Gelände, ist von einem zu dem Zweck ge- 
bildeten Verein errichtet. Sie steht rechtlich unter dem Bom- 
heimer Kirchenvorstand, ist tatsächlich aber ganz selbständig 
und dank ihrer eigentümlichen Abgrenzung die einzige wirkliche 
Parochialgemeinde in der Stadt. Sie wird zweifellos binnen kurzem 
den durch den Entwurf neugebildeten 6 lutherischen Stadtre- 
meinden gleichgestellt werden. An ihr wirkt ein Pfarrer und 
ein Hilfsprediger; beide als Angestellte des Kirchenbauvereins. 
Ein anderer, der lutherische Kirchenbauverein, hat im Südwesten, 
wo am Bahnhof binnen 10 Jahren ein nenes industrielles Stadt- 
viertel angewachsen ist, eine Notkirche, Friedenskirche, erstellt, 
die als Filialkirche der Weissfrauenkirche verwaltet wird. End- 

17.” 
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lich steht im Westen, zwischen Frankfurt und Bockenheim, eine 
hübsche und trauliche Kirche, Christuskirche, deren Zu- 
kunft den Frankfurter kirchlichen Behörden wohl noch viel Kopf- 
zerbrechen machen wird. Sie ist die Stiftung eines Privatmannes, 
unterhalten und verwaltet von einem freien Verein, dem evang. 
kirchl. Hilfsverein (der aber mit dem bekannten gleichnamigen 
Verein, der auf der Wäalderseeversammlung gegründet wurde, 
nichts zu thun hat); ıhre 3 Pfarrer sind lediglich Angestellte 
dieses Vereins, olıne Beziehung zur ofhiziellen Kirche. Die Gottes- 
dienste in der Kirche und den dazugehörigen Vereinshäusern 
werden als unierte bezeichnet, obwohl in Frankfurt rechtlich die 
Union nicht besteht. Die Pfarrer taufen, konfirmieren und halten 
Ahendmahlsferern ohne Auftrag des Kirchenregiments, ıhre Vor- 
bildung entspricht auch teilweise nicht den gültigen Bestimmungen. 
Die sich dazu rechnenden Gemeindeglieder aber wollen doch als 
(lieder der evangelischen Kirche angesehen sein. Sie sind nicht 
aus der Landeskirche ausgetreten. Sie werden sich auch wahr- 
scheinlich der Kirchensteuer nicht entziehen. Das lutherische 
Konsistorium hat die Gemeinde freilich darauf aufmerksam ge- 
macht, dass es die von Geistlichen der Christuskirche vollzognen 
Amtshandlungen nicht als rechtsgültig nach den Ordnungen der 
lutherischen Kirche und den Verein als ein separiertes kirchliches 
Gemeinwesen ansehe, aber es ist ein sehr fataler Gedanke, eine 
kirchliche Vereinigung, die nicht Sekte sein will und deren Glie- 
der sich den Pflichten gegen die Landeskirche nicht entziehen, 
zu zwingen, dass sie sich als Sekte erkläre. Die Teilnahme an 
geistlichen Handlungen und ihr Vollzug durch Privatpersonen 
wird zwar der Kirchenzucht unterliegen. Diese aber wird — 
das darf man mit Sicherheit voraussagen — gänzlich unwirksam 
bleiben; und eine gesetzliche Handhabe, den Pfarrern der Christus- 
kirche, die noch dazu alle in verschiednen evangelischen Landes- 
kirchen rite ordiniert sind, die Ausübung geistlicher Funktionen 
zu untersagen, besteht m. W. nicht. Abgesehen davon, dass 
dies auch non nostri saeculi wäre. Die Gestaltung dieser Frage 
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ist aber für die Entwicklung der Frankfurter kirchlichen Ver- 
hältnisse von grösster Bedeutung, da der Verein der Christus- 
kirche bereits den Bau einer zweiten Kirche vorbereitet, und durch 
die Rührigkeit und Opferwilligkeit seiner Mitglieder eines starken 
weiteren Wachstums fähig ist. 

Doch diese Frage soll uns nicht länger von der Behandlung 
der Hauptsache abziehen, ihre Berührung war nur deshalb ge- 
boten, damit ersichtlich wurde, wie dringend notwendig die end- 
liche Inangriffnahme des kirchlichen Reformwerkes war. 


I. 


Der Entwurf umfasst nach $ 1 und 2 die evangelisch-huthe- 
rische Kirchengemeinde der Stadt Frankfurt am Main, die deutsch- 
und die französisch-reformierte Kirchengemeinde und die evan- 
gelisch-Jutherischen Kirchengemeinden Bornheim, Oberrad, Nie- 
derrad, Bonames, Niederursel, Hausen. Diese alle bilden einen 
Konsistorialbezirk Frankfurt. Die bisherige lutherische Gesamt- 
gemeinde wird der Zahl der Stadtkirchen entsprechend in sechs 
selbständige Gemeinden zerlegt, die beiden reformierten bleiben 
als Personalgemeinden bestehen. Auf diese beiden finden die 
Bestimmungen des ersten Teils: Kirchengemeindeordnung 
keine Anwendung ($ 50), die in ihren Presbyterien bestehenden 
Organe der Selbstverwaltung bleiben mit samt ihren besondern 
Gemeindeverfassungen unangestastet. In den evangelisch-luthe- 
rischen Gemeinden werden als Organe der Selbstverwaltung 
Kirchenvorstände und Gemeindevertretungen gebildet. 

Die Bestimmungen über Kirchenvorstand, Gemeindevertre- 
tung und Bildung der Gemeindeorgane SS 4 bis 39 entsprechen 
in allem Wesentlichen der Presbyterial- und Synodalordnung für 
Hessen-Cassel [C] vom 16. Dez. 1885 (Friedberg, Verfassgsges. 
I. Ergzbd. S. 52 ff). Nur wenige, aber nicht belanglose Ab- 
weichungen sind zu bemerken. Die Zahl der Kirchenältesten soll 
nicht mehr als 12 und nicht weniger als 4 betragen (C: 8 und 2; 
die Kgem. und Synodalordng. f. Wiesbaden vom 4. Juli 1877 
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— Frdbrg. Bd. 18 236 ff. [W]: 16 und 4; der Entwurf folgt 
der Kirchgem. u. Synodalordnung für die altpreuss. Prov. vom 
10. September 1873 [P]). Die Formulierung des Aeltestengelübdes 
folgt nicht C sondern W u. P. Die Eröffnung und der Schluss 
der Sitzungen mit Gebet werden obligatorisch gemacht (in C nur 
die Eröffnung, in W und P ist das Gebet beidemal fakultativ). 
Bei Stimmengleichheit gelten Anträge ım Kirchenvorstand als 
abgelehnt, während bei C, W, P die Stimme des Vorsitzenden 
den Ausschlag giebt. Diesen Grundsatz hält der Entwurf durch- 
gehends fest. Gegenüber Organisten, Vorsängern und niedern 
Kirchendienern sind dem Kirchenvorstand weitergehende Rechte 
eingeräumt als bei C, analog W und P. Die Maximalzahl der 
Gemeindevertreter ist auf 36 fixiert, bei C: 24 W: 60 P: die 
dreifache Zahl der Äeltesten. Die erheblichste Neuerung bietet 
S 22 des Entwurfs über die Wahlberechtigung. Während nach 
C wahlberechtigt alle konfirnierten, selbständigen, über 25 (nach 
W über 24) Jahre alten männlichen Mitglieder der Gemeinde 
sind; welche mindestens ein Jalır in der Gemeinde wohnen, folgt 
der Entwurf P, wo zu diesen Voraussetzungen noch die des Beı- 
trags zu den Gemeindelasten kommt, indem er das Wahlrecht 
ausserdem an die Zahlung von Kirchensteuer oder eines fre- 
willigen jährlichen Beitrages von mindestens einer halben Mark 
knüpft. Den Bestimmungen über die Wählbarkeit wird eine bin- 
zugesetzt, wodurch die Wahl von Mitgliedern anderer Kirchge- 
meinden in die Organe der wählenden ermöglicht wird. Auch 
fehlt eine Bestimmung, dass und welch ein Teil der Gemeinde- 
vertreter aus denen, die zu den Lasten der Gemeinde beitragen, 
herrühren muss. Die Amtsdauer der Aeltesten ist von 12 Jahren 
bei C, entsprechend W und P auf 6 ‚Jahre festgesetzt. Für die 
Wählbarkeit als Aelteste gelten dieselben Voraussetzungen, wie 
für die als Gemeindevertreter, während bei C eine Steigerung 
der Ansprüche eintritt. Zu bemerken ist endlich noch, dass der 
Entwurf C auch darin folgt, dass der Kirchenvorstand von der 
(semeindevertretung gewählt wird, nicht wie bei W und P von 
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der Gememde direkt, und dass der Kirchenvorstand ein Vor- 
schlagsrecht für die Wahl der Aeltesten hat. 

In C besteht kein Pfarrwahlrecht der Gemeinden. Deshalb 
folgt der Entwurf in den $$ 40—44 über die Besetzung der 
Pfarrämter nicht C sondern W 8$ 48—53 mit einigen allerdings 
recht erheblichen Aenderungen: 1) wird für die Wählbarkeit zum 
geistlichen Amte ausdrücklich .die Zugehörigkeit oder Zustimmung 
zum Bekenntnis der wählenden Gemeindeverlangt; 2) wird statt der 
weisen Bestimmung des & 52 W, wonach Einsprüche gegen Lehre, 
Gaben und Wandel nurvon mindestens 10 Gemeindegliedern erhoben 
werden können, der 8 8 der Verordnung vom 10. Sept. 1873 
(Frdbg., Bd. I $ 73 ff) aufgenonmen, dass Jedes kontfirmierte 
Gemeindeglied einen solchen geltend machen kann. & 45 ist ein 
novum. Er sichert die Aufrechterhaltung der neuerrichteten 
Parochialgrenzen auf eine schonende, ja den Gemeindegliedern 
kaum bemerkliche Weise so, dass der Verpflichtung der Gemeinde- 
pfarrer zur Pastoration ihrer Gemeindeglieder die Freiheit der 
Gemeindeglieder, ihren Seelsorger zu wählen, zur seite steht, nur 
beschränkt durch das Recht des Pfarrers, von nicht zu seiner 
Gemeinde gehörigen Personen nachgesuchte Amtshandlungen ab- 
zulelinen. Die Schlussbestimmungen des ersten Teils entsprechen C. 
$ 49 verdankt seine Entstehung dem Wunsch, das alte Prediger- 
ministerium und den durch Spener geweihten Titel Senior be- 
stehen zu lassen. Der Senior wird von seinen Kollegen gewählt. 
$ 50 spricht in Analogie zu P 8 48 die Exemtion der beiden 
reformierten Gemeinden von den vorstehenden Bestimmungen aus, 
garantiert ihnen ihre bestehenden Verfassungen und macht Ab- 
änderungen derselben von der Zustimmung der zuständigen Ge- 
meindeorgane abhängig, denen Aenderung der bestehenden Ver- 
waltungseinrichtungen allein überlassen wird. 

Der zweite Teil — Synodalordnung überschrieben, 
SS 51—90 ist aus den oben genannten Synodalordnungen 
und dem Kges. betr. die Berliner Stadtsynode und die Paro- 
chialverbände in grossen Orten vom 17. Mai 1895 (K.-G.-Bl. 
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1895 Nr. 68. 37 f.) [Kg] zusammengearbeitet. 

Die Bestimmungen über die lutherische Stadt(Kreis)synode 
zeigen folgende interessante Neufestsetzungen. Die Wahlen der 
weltlichen Mitglieder erfolgen auf 3 Jahre, wien W, P und kg, 
anders in C: 6. Neu ist die Bildung des Synodalvorstandes ge- 
regelt, insofern als auch der Vorsitzende gewählt und die Xot- 
wendigkeit, mindestens einen Geistlichen in den Vorstand zu be- 
rufen, nicht fixiert wird; während also ın CW P und auch im 
Kg mindestens zwei Geistliche im Vorstand sein müssen, kann 
dieser hier nur aus Laien zusammengesetzt werden. Der schon 
oben erwähnte Grundsatz, dass bei Stimmengleicheit Anträge als 
abgelehnt gelten, wird auch bei den Synodalverhandlungen durch- 
geführt. Merkwürdig ist, dass unter den Befugnissen des Syno- 
dalvorstandes nicht ausdrücklich die Uebung der Kirchendisziplin 
in zweiter Instanz aufgeführt wird, die ihm doch durch $ 12 Abs. 1 
zuerteilt ist, ın W und P übt sie die Kreissynode selbst. $ 62 
überträgt der Stadtsynode die Befugnisse und Verbindlichkeiten 
des bisherigen Gemeindevorstandes in finanziellen Angelegenheiten, 
S 64 dem Stadtsynodalvorstand die Geschäfte, die im Kg der 
geschäftsführende Ausschuss versorgt. 8 66 ist dem Kges. vom 
16. Juni 1895 (K.-G.-Bl. S. 53) entnommen. Analog ist die re- 
formierte Stadtsynode gebildet, doch ist zu bemerken, dass ihr 
wie der luth. Kreissynode die aus dem Kg herübergenommenen 
Funktionen nicht übertragen sind. Infolgedessen hat auch die 
ref. Stadtsynode den auf die Stadtsynodalkasse entfallenden Teil 
des Umlageertrages nach Deckung des eignen Bedarfs lediglich 
an die beiden Gemeinden nach dem Verhältnis der von ihren Mit- 
gliedern aufgebrachten Steuererträge zu verteilen. 

Die Bezirkssynode, in der die Organisation gipfelt, besteht 
aus 60 zu wählenden und 6 vom Landesherrn zu berufenden Mit- 
gliedern. Die Synodalperiode dauert 3 Jahre. Von den 60 Ge- 
wählten kommen auf die lutherische Stadtsynode 40, die refor- 
mierte und die lutherische Kreissynode je 10. Unter den Ab- 
geordneten der lutherischen Stadtsynode müssen mindestens 12 
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Geistliche und für jede Gemeinde einer der von ihr in die Stadt- 
synode gewählten Aeltesten sein. Unter den reformierten Ab- 
geordneten müssen je ein Geistlicher beider Gemeinden und 
diese inbegriffen mindestens 4 aus jeder Gemeinde sein, sodass 
also aus der an Seelenzahl erheblich stärkeren deutschen Ge- 
meinde 6 sein können. Unter den Abgeordneten der luth. Kreis- 
synode müssen 4 Geistliche sein. Die Bezirkssynode tritt alle 
3 Jahre zusammen, wie in W; ın C alle 6 Jahre. Das bei W 
nicht formulierte Gelübde der Synodalen stimmt mit C überein, 
nicht mit P. C folgen auch die Bestimmungen über’ die itio m 
partes bei Beschlussfassung über Liturgie, Katechismen, Gesang- 
bücher und Agenden. Der Wirkungskreis der Bezirkssynode ist 
den reformierten Gemeinden gegenüber durch die ihnen garan- 
tierte Gemeindeverfassung mehrfach eingeschränkt. Der Bezirks- 
synodalvorstand besteht aus 5 Mitgliedern, in C und W nur 3; 
eine Notwendigkeit, dass darin ein Geistlicher sitzen müsse, ist 
abweichend von © und W nicht ausgesprochen, dagegen muss 
ein Mitglied des Vorstandes der reformierten Konfession ange- 
hören. Einen Synodalausschuss hat man nicht gebildet; dessen 
Obliegenheiten sind dem wohl eben deshalb verstärkten Vorstand 
mit übertragen. Das den Synodalausschüssen in P W und © 
zustehende Recht einer Mitwirkung bei Ernennung von General- 
superintendenten oder Superintendenten fehlt hier, weil es solche 
nicht giebt. Die Folge ist, dass auf die Besetzung der kirchen- 
rerumentlichen Stellen von synodaler Seite keinerlei Einfluss mög- 
lich ist. 

Einigermassen kompliziert sind die Bestimmungen über die 
Kosten. Die der Bezirkssynodalkasse werden auf die Stadt- resp. 
Kreissynodalkassen verteilt; die Mittel, welche die beiden Stadt- 
synodalkassen bedürfen, werden durch Umlage beschaflt. Die 
Umlage wird einheitlich auf die sämtlichen Evangelischen der 
Stadt verteilt und gleichzeitig in allen Gemeinden nach gleichem 
Massstab erhoben. Der Ertrag wird nach Abzug der Erhebungs- 
kosten auf die beiden Stadtsynodalkassen verteilt; wie oben be- 
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merkt, verteilt die reform. Stadtsynodalkasse ihr Teil nach Abzug 
der Kosten gemeinsamer Einrichtungen wieder an die beiden Ge- 
meinden. Ueber den Beitragsfuss, den Prozentsatz und die Mo- 
dalitäten der Erhebung beschliessen die beiden Stadtsynoden ın 
gemeinsamer Sitzung. Der Bedarf der Kreissynodalkasse wird 
von den einzelnen Landgemeinden durch Zuschlag auf die infolge 
der Beschlüsse der einzelnen Gemeindeorgane zu erhebende Um- 
lage aufgebracht. 

Die Uebergangsbestimmungen enthalten nichts Bemerkens- 
wertes. 

Beyschlag hat dem Entwurf den Vorwurf gemacht, dass 
er den Gemeinden geringere Rechte konzediere, als die sonst 
geltenden Gem.- und Synodalordnungen und diesen Vorwurf mit 
einigen scheinbar recht plausibeln Gründen (S. 809 ff. s. 0.) ge- 
stützt. Die wichtigsten dieser Gründe zu prüfen, kann ich mir 
nicht versagen. Da ist generell zu sagen, dass Beyschlag überselien 
hat, dass die meisten der von ihm bekämpften Festsetzungen keine 
Neuerungen darstellen, sondern aus C übernommen sind. Dies 
Vorbild aber empfahl sich dadurch, dass auch im Cassler Bezirk 
(remeinden verschiedenen Bekenntnisses zu einer Kirchengemeim- 
schaft verbunden sind. Völlig unberechtigt ist seine Entrüstung 
über den „polizeilichen Drohparagraphen“* S 47, der sich entgegen 
seiner ausdrücklichen Versicherung wörtlich ebenso auclı in der 
altpreussischen Kgordnung (S 47), wie im der Nassauischen ($ 4’) 
findet. In der Abweichung des $S 34, wonach die Kirchenältesten 
nicht direkt von der Gemeinde, sondern von der Gemeinderver- 
tretung gewählt werden, von P und W, kann ich nur eine weise 
Bestimmung erblicken. Wer unter der altpreussischen Ordnung 
gelebt hat, weiss zur Genüge, welch ein Mangel es ist, dass dıe 
Wahl der Gemeindekirchenräte nicht von einem engern Gremium 
unter Beteiligung der Pfarrer vorbereitet werden kann, sondern 
dass die Aufstellung der Kandidaten so oft durch die Agitation 
ausserkirchlicher Interessengruppen beeinflusst wird. Dagegen 
bietet der vorgeschlagene Modus einen gewissen Schutz. Eben- 
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sowenig kann ich mir die Klage Beyschlags über die durch die 
Einarbeitung des Kgesetzes vom 17. Mai 1895 entstandene Be- 
schränkung des Steuerrechts der lutherischen Einzelgemeinden 
durch das Steuerrecht der Stadtsynode aneignen. Das Motiv 
des Entwurfes ist dabei offenbar dies gewesen, dass die Gemein- 
den der ärmeren Stadtbezirke, die erfahrungsgemäss noch dazu 
schneller anschwellen, nicht übermässig belastet, die der reicheren 
vielmehr zu deren Lasten herangezogen werden. Der Grund ist 
m. E. durchschlagend. Wiederum unbegründet erscheint mir Bey- 
schlags Besorgnis, als ob nach $ 61 (8 59, 9 des ersten Entwurfs) 
die Stadtsynode wesentlich eine Geldpumpe für das Konsistorium 
ohne eigens Entscheidungsrecht werden sollte. Denn dieser $ ist, 
wenn man ihn unklar findet, was ich nicht vermag, jedenfalls 
im Sinne des Kges. vom 17. Mai 1895 zu verstehen, dem er 
wörtlich entlehnt ist. Die Berliner Stadtsynode ist aber durch- 
aus nicht ohne eignes Entscheidungsrecht, sondern entscheidet 
ganz selbständig über das, was sie für Bedürfnis hält und was 
nicht, sowohl gegen den Willen des Konsistoriums, wie gegen 
die Anträge «der Einzelgemeinde. Am meisten berechtigt schemt 
mir Bevschlags Klage über Beschränkung der Rechte der Synöde 
gegenüber dem Konsistorium. Eine Reihe kleinerer Momente, 
mit denen er diese Klage belegt hat, ist zwar hinfällig, aber auf 
alle Fälle bedauerlich bleibt, dass der Entwurf der Synode kein 
Recht der Mitwirkung bei den Examina und vor allem nicht das 
in Altpreussen, wie in C und W bestehende Recht der Mit- 
wirkung bei der Besetzung kirchenregimentlicher Stellen zugesteht. 
Dies Letztere ist um so bedauerlicher, als dies Recht bisher für die 
Frankfurter Gemeinden in weitem Umfange (s. u. 8. 280, 294) be- 
stand. Zwar betraf dies Recht nur die Besetzung der Konsi- 
storialratsstellen ; da aber dies die einzigen hier bekannten kirchen- 
regimentlichen Posten sind — Generalsuperintendenten oder Su- 
perintendenten giebt es nicht —, so ist nun nach Beseitigung 
dieses Rechts die Frankfurter Gesantgemeinde ohne jeden Ein- 
Huss auf die Zusammensetzung des Kirchenregiments und dadurch 


266 Abhandlungen. 


hinter allen andern preussischen Landeskirchen benachteiligt. 

Wichtiger aber, als alle diese Einzelheiten, die Beyschlag 
an dem Entwurf tadelt, ist die von ihm angegriffene Stellung 
desselben zur Union. Wenn ich auch in dieser Frage 
Beyschlags Vorwürfen entgegentrete. so muss ich freilich voraus- 
schicken, dass sich gerade hierin der zweite jetzt angenom- 
mene Entwurf von dem ersten in zwei nicht unwesentlichen 
Punkten unterscheidet. Während dieser nämlich die Kirchen- 
ältesten auf das Bekenntnis der Kirche verpflichtete, enthält das 
Gelübde des jetzigen diese Verpflichtung nicht; und während 
der erste die Wählbarkeit der lutherischen Pfarrer an die Zu- 
gehörigkeit zum lutherischen Bekenntnis band, begnügt sich der 
jetzige mit der „Zustimmung“ dazu. Das Gelübde der Bezirks- 
synodalen freilich enthält die Verpflichtung zur Treue gegen das 
Bekenntnis „meiner Kirche“. 

Die Stellung des Entwurfs zur Union ist demnach diese: 
Er fixiert, dass es in Frankfurt nur lutherische und reformierte 
Gemeinden giebt. Die Existenz der unierten Gemeinde in dem 
ehemaligen Bockenheim ignoriert er, offenbar aus dem Motiv, 
dass die Regelung des Verhältnisses dieser Gemeinde zum Gan- 
zen zur Kompetenz der erst zu schaffenden Synode gehört, auch 
nicht ohne Zustimmung der Kassler Synode, der die Gemeinde 
Bockenheim gegenwärtig auch nach der Eingemeindung noch unter- 
steht, bewerkstelligt werden kann. Die Evangelischen in Frank- 
furt gehören entweder zu einer der lutherischen, oder zu einer 
der reformierten Gemeinden, zu den letzteren — wie es im Wesen 
der Personalgemeinde begründet ist — nur nach ausdrücklicher 
Erklärung, als welche auch die Nachsuchung einer Amtshandlung 
bei einem der reformierten Pfarrer anerkannt wird (So bestimmt 
es die durch den Entwurf garantierte Verfassung der reformier- 
ten Gemeinden). Sie sind also zur Tragung der kirchlichen Lasten 
verpflichtet, auch wenn sie sich als uniert fühlen, und die luth. 
Kirche wiederum ist zu ihrer Pastoration verpflichtet, soweit sie 
sich nicht den Reformierten anschliessen. Ob sie, ehe sie etwa 
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nach Frankfurt zogen, lutherisch, uniert oder reformiert waren, 
Ist dafür ganz gleichgiltig. Irgend ein konfessioneller Standpunkt 
wird auch für die Mitarbeit in den Gemeindeorganen, wie in den 
Stadtsynoden nicht gefordert. Erst beim Eintritt in die Bezirks- 
synode ist ein konfessioneller Schlagbaum errichtet, und in ihr 
der Konfessionsstand auch für die Teilnahme an Beratungen 
dogmatischer und kultischer Materien entscheidend. 

Ich gestehe, dass ich die Formulierung des Bezirkssynodal- 
gelübdes sowie die vorgesehene itio in partes bedaure; aber olıne 
diese Fixierung wäre der Entwurf für einen Teil der lutherischen 
Gemeinde unannelımbar geworden, der durch seine kirchliche Treue 
und Willigkeit sich den vollen Anspruch darauf erworben hatte, 
dass man die Verfassung nicht gegen seinen Widerspruch erzwang. 
Hievon abgesehen hat der Entwurf die schwierige Frage des Be- 
kenntnisstandes in Frankfurt, ohne diftizile Debatten über die 
Union anzuregen, Ja olıne den thatsächlichen Zustand zu alterieren, 
und ohne den berechtigten Ansprüchen der Unierten etwas zu 
vergeben, glücklich gelöst. Er hat auf das Bestimmteste die Ver- 
pflichtung der lutherischen Gemeinde zur Pastoration aller in der 
Stadt wohnenden Evangelischen (mit Ausnahme derer, die sich 
selbst zu den reform. Gemeinden zählen), hingestellt und allen 
Evangelischen in der lutherischen Gemeinde das Heimatsrecht 
und das Recht der Mitarbeit gewährt, olıne dass sich eine Ge- 
legenheit fände, ihren Bekenntnisstand zu untersuchen — bis auf 
die Bezirkssynode. Das ist ein grosser Fortschritt, wenn man 
erwägt, dass die lutherische Gemeinde bisher selbst für die Ge- 
ineindegliedschaft den Nachweis der Zugehöriskeit zur lutheri- 
schen Kirche forderte, und rechtlich eine Verptlichtung zur Pasto- 
ration der Unierten ablelınen konnte. Es war das um so be- 
denklicher, als der alljährlich nach Frankfurt strömende Zuzug 
fast ausschliesslich aus Ländern herrührt, wo die Union gilt: 
Rheinland, Hessen, Nassau, Baden, Pfalz. — Auch ist ja keine 
Frage, dass die Zusammenfassung der lutherischen und refor- 
mierten Gemeinden in einem Kirchenkörper und die damit ge- 
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schaffene Gelegenheit zum Zusammentagen und Zusammenarbei- 
ten unierend wirken muss. Ja, man könnte fragen, was in Frank- 
furt noch durch die offizielle Verkündigung der Union geändert 
werden sollte. Ist doch auch in der deutschen reformierten Ge- 
meinde der Unterschied des Bekenntnisstandes ausdrücklich für 
belanglos erklärt (s. u. S. 287), wie es nun für die Gliedschaft 
und Pfarrwählbarkeit in den lutherischen gleichfalls annähernd 
vollständig der Fall ist. Es besteht also in beiden Gemeinden 
zu den Bekenntnissen lediglich ein Verhältnis der Pietät, nicht 
der rechtlichen Gebundenheit; und die Glieder der beiden sog. 
Confessionsgemeinden üben sogar thatsächlich und nach dem 1817 
feierlich vollzognen und nierückgängig gemachten Vorgang Abend- 
mahlsgemeinschaft. — Nach dem Gesagten kann ich nur urteilen, 
(lass der Entwurf durchaus den guten Traditionen der preussischen 
Kirchenpolitik folgt. 

Nur wenige Punkte noch sind nach dieser Auseinandersetzung 
mit der Kritik Beyschlags zu erwähnen. Der Entwurf hat sich 
die Erfahrungen, die man seit Emführung der ersten Synodal- 
ordnungen gesammelt hat, zunutzegemacht, indem er die Auf- 
rechterhaltung der Parochialgrenzen gesetzlich festlegt und das 
überflüssige Institut des Synodalausschusses neben dem Vorstand 
ausschaltet. Zwei andre Neuerungen aber werden sich durch die 
Erfahrung schwerlich rechtfertiren lassen und müssen als von 
zweitelhaftem Werte bezeichnet werden, nämlich die fehlende 
Sicherung einer Vertretung der Geistlichen in den Synodalvor- 
ständen und die Beschränkung des Wahlrechts auf die Kirchen- 
steuer Zahlenden oder freiwillig Kontribuierenden. In beiden 
Punkten hat der Entwurf der Frankfurter Tradition Zugeständ- 
nisse gemacht, die wohl nicht ım Interesse der Sache sind. 

Ueber die Neugestaltung der konsistorialen Verhältnisse ist 
in dem Entwurf nichts gesagt. Doch ist aus gleichzeitig nach 
Frankfurt gelangenden Mitteilungen des Ministers für geistliche 
Angelegenheiten zu entnehmen, dass dieser plant, die heute be- 
stehenden beiden Konsistorien, das lutherische wie das reformierte, 
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aufzuheben, ein Königl. Konsistorium herzustellen, worin Mit- 
glieder der lutherischen wie der reformierten Gemeinde (und 
zwar 2) sitzen, dass er das Ernennungsrecht sämtlicher Konsi- 
storialräte für die Krone beansprucht und denselben die umfassen- 
den Kompetenzen der in Altpreussen bestehenden Konsistorien 
zuweisen will. Offenbar ist der Minister der Ansicht, dass über 
die Errichtung und Bildung der Konsistorien die Gemeinden nichts 
zu befinden haben, da dies zu den Rechten des Staates (1us in- 
spieciendi cavendi), die aus seiner Kirchenhoheit fliessen, gehöre. 
Dies scheint mir nun ganz unantastbar, fraglich aber, ob auch 
die Bestimmung des Wirkungskreises des Konsistoriums ohne 
Rücksicht auf das im Besitz der Gemeinden befindliche Kirchen- 
reriment allein durch die Gesetzgebung, resp. durch König]. 
Verordnung, erfolgen kann. Diese Frage führt uns zu einer Un- 
tersuchung der gegenwärtigen Rechtslage der Frank- 
furterevangelischen Gemeinden. 


III. 


Ich beginne, weil dies das Kompliziertere ist, mit der Rechts- 
lage der beiden reformierten Gemeinden. Nachdem die Gemein- 
den, deren Stammväter, refornuerte Flüchtlinge aus Flandern und 
Niederland, in den Jahren 1554 und 1555 in Frankfurt Aufnahme 
gefunden hatten, Jahrhunderte lang unter der Anfeindung des 
Luthertunss und dem Argwohn der ansässigen Bürgerschaft, die 
sich in ihrem Erwerbsleben durch die Fremdlinge gefährdet fühlte, 
gelitten hatten, erreichten sie durch einen Ratsschluss am 15. N o- 


vember 1787 — nicht zum wenigsten auf «die energische Für- 
sprache der preussischen Könige — das exercitium religionis pri- 


vatum und die Erlaubnis, zwei Bethäuser binnen der Stadt Ring- 
mauer errichten zu dürfen. Aus diesem Ratsschluss sind für die 
Folgezeit zwei Bestimmungen wichtig geworden. Erstens die 
Anerkennung der in den Gemeinden bestehenden Verwaltung 
durch Vorsteher, Aelteste und Diakonen, denen die Bestimmung 
der Zeit ihrer Privatgottesdienste, der Liturgie und eine gewisse 
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Kirchenzucht ihrer Gemeindeglieder durch Ermahnungen, War- 
nungen und temporelle Abweisung vom hlg. Abendmahl zuge- 
standen wurde. Zweitens dass den Gemeinden die Wahl von 
zwei Predigern für jede Gemeinde und deren Entlassung ver- 
gönnt, dabei aber bestimmt wurde, dass die neugewählten jedes- 
mal dem Rat zur Bestätigung zu präsentieren seien und vor er- 
haltener Bestätigung zur Ausübung ihrer Funktionen nicht zuge- 
lassen werden sollten. 

So dankbar nun die Gemeinden für das zurzeit erwirkte 
Anerkenntnis ihres Bestandes waren, so mussten sie doch dahin 
streben, noch mehr zu erlangen. Am schwersten empfanden sie, 
dass ihren Pfarrern das Recht zu taufen und zu trauen vorent- 
halten war. Darin trat erst ein Wandel durch den Fürstprimas 
Karl von Dalberg ein, der als Grossherzog von Frank- 
furt am 28. Januar 1812 eine bedeutsame Verordnung erliess. 
Nachdem nämlich schon das Organisationspatent vom 10. Oktober 
1806') die Gleichberechtigung der drei christlichen Konfessionen 
ausgesprochen, das Dekret vom 25. Dezember 1806 den Retor- 
mierten auch das exercitium religionis publicum gegeben, und im 
Jahre 1810 bei der Wall des Pfarrers Jeanrenaud in der fran- 
zösischen Gemeinde der Ratsschluss vom 15. November 1787 aus- 
drücklich als „völlig ab, tot und nicht geschehen zu betrachten“ 
erklärt war, — regelte diese Verordnung im Einzelnen die kirch- 
lichen Verhältnisse im Grossherzogtum Frankfurt. Die refor- 
nierten Gemeinden in der Stadt Frankfurt wurden dem refor- 
mierten Konsistornum in Hanau unterstellt, dessen Funktion 
dieAusübungallerEpiskopal- undkirchlichen 
Rechte namens des Landesherrn unter Leitung und Öberauf- 
sicht des Kultusministeriums war. Ausdrücklich wurde ihm auch 
die Oberaufsicht über das Kirchenvermögen und die geistlichen 
Stiftungen der einzelnen Konfessionen, im besondern auch in den 
beiden Frankfurter refornuerten Gemeinden, überwiesen. Ebenso 
übte das Konsistorium die Prüfung, die Einweisung und Vorstel- 


I temäss $ 63 des Reichsdeputationshanptschlusses von 1803. 
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lung der Prelliger, die volle Disziplinargewalt über dieselben und 
das Recht der Kirchenvisitation. Es kann demnach keine Frage 
sein, dass der Landesherr über die reformierten, wie über die 
lutherischen Kirchen des Grossherzogtums landesbischötliche Ge- 
walt im vollen Umfange in Anspruch nimmt und dass die beiden 
reformierten Gemeinden in genau dem gleichen Verhältnis zur 
bürgerlichen Obrigkeit standen, wie die lutherischen. 

Daran ändern auch die beiden Zugeständnisse nichts, die 
den reformierten Gemeinden in Frankfurt eingeräumt wurden. 
Nämlich (Art. 11 der Ver.), dass sie ıhr eigmes Presbyterium 
und Diakonie und durch dieselben die Verwaltung ihres beson- 
deren Kirchenvermögens, Almosenkastens und Stiftungen nach 
der bisherigen Uebung, jedoch unter der (dadurch also nicht 
aufzehobenen) Oberaufsicht des Konsistoriums behalten sollen. 
Und: dass ihnen auch das Recht gewahrt würde, bei Abgang 
eines ihrer Prediger einen Andern dem Landesherrn zu präsen- 
tieren, „welchen wir im Falle, dass Wir nichts gegen dessen 
Person, sittliche und andere Eigenschaften eimzuwenden finden, 
als Landesherr bestätigen werden.“ — Man erkennt leicht, 
dass diese beiden Bestinnmungen lediglich die betreffenden Sätze 
des Ratsschlusses vom 15. Nov. 1787 wieder aufnehmen und auch 
nicht eine Linie darüber hinausgehen. Wenn im Unterschiede 
von diesem Ratsschluss die grossherzogliche Verordnung den ge- 
wählten Gemeindebehörden ihre finanzielle Selbstverwaltung ga- 
rantiert, so ist auch dies kein Fortschritt, da der Rat 
keinen Anlass gehabt, über die damals noch höchst patriarcha- 
lisch geführte Finanzverwaltung der Gemeinden Bestimmung zu 
treffen, auch nie von sich eingegriffen hat, also dieses neue Zu- 
geständnis materiell nichts ändert, als dass dadurch die Ober- 
aufsicht des staatlichen Konsistormums auch über die Finanz- 
verwaltung der Gemeinden festgesetzt wird. Wenn aber von dem 
Recht der Gemeinden auf Selbstbestimmung über die Liturgie 
und auf Kirchenzucht keine Rede mehr ist, dagegen vom Landes- 
herrn alle Episkopal- und kirchlichen Rechte in Anspruch ge- 
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nommen werden, so deutet das eher auf eine Beschränkung der 
kirchlichen Freiheit der Gemeinden hin. In derselben Richtung 
liegt die Inanspruchnahme eines völlig unbeschränkten Bestäti- 
gungsrechtes der Pfarrwallen für den Landesherrn. 

So sind durch den Grossherzog die beiden refornuerten Ge- 
meinden zwar einerseits aus der unwürdigen und schwierigen 
Lage einer nur tolerierten Religionsgesellschaft befreit, ander- 
geits aber auf das engste mit dem Staat verbunden worden. 

Diese enge Verbindung mit dem Staat hat sich um nichts 
gelockert, als die alte freie Reichsstadt wiederhergestellt wurde. 
Dies hatte zunächst nur zur Folge, dass in das dabei auch wie- 
derauflebende lutherische, nun protestantisch genannte, Konsisto- 
rıum auch zwei reformierte Geistliche berufen wurden. Indessen 
dies war nur ein kurzes Uebergzangsstadium, das dann durch die 
gesetzliche Neuordnung der Verhältnisse in der Constitutions- 
ergänzungsakte vom 18. Oktober 1816 abgelöst wurde. 

Dies ist die Urkunde, auf der noch heute sich das Rechts- 
verhältnis der reformierten, wie der lutherischen, Gemeinden zun 
Staat gründet, und die deshalb etwas ausführlicher besprochen 
werden muss. Sie nimmt zunächst in Art. 6!) die durch den Gross- 
herzog ausgesprochene Aufhebung aller bürgerlichen Unterschiede 
zwischen den Angehörigen der drei christlichen Konfessionen auf, 
wiederholt dieselbe in feierlicher Form und sichert sie durch 
Einzelbestimmungen über die Zusammensetzung des Senats. Die 
Kirchenverfassung behandeln sodann die Artikel 35, 36, 37, 
39, 40, 42—44. — Art. 35 setzt die „allgemeinen Grundsätze“ 
fest: „Alle und jede, sowohl christliche als andere kirchliche Ge- 
meinden, gleichwie sie auf den Schutz des Staats Anspruch zu 
machen haben, sind auch der Oberaufsicht des Staates unterge- 
ordnet und dürfen keinen besonderen Staat im Staate bilden. 
Allsemeine, von den unmittelbar vorgesetzten kirchlichen Behör- 
dden eines Religionsteiles verfasste Verordnungen, bedürfen der 


ı Entsprechend dem Art. 46 der Wiener Kongressakte vom 9. Juni 1815 
und dem Art. 16, Abs. 1 der deutschen Bundesakte vom 8. Juli 1815. 
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Sanktion des Staats.... Dem gesamten Senate bleibt die Ober- 
aufsicht übertragen und dem gesetzgebenden Körper ist die Sank- 
tion organischer Einrichtungen und die Genehmigung allgemeiner 
Verordnungen vorbehalten; ... Jede Gemeinde der drei christ- 
lichen Konfessionen besorgt abgesondert unter der gedach- 
ten ODberaufsicht des Senates und der Sanktion 
des Staats ihre religiösen, kirchlichen, Schul- und Eırzie- 
hungsangelegenheiten“. Art.36 und 37 geben nun die Ausführung 
der „Allgemeinen Grundsätze“ für die protestantischen Gemeinden. 
Art. 36 für die protestantisch-lutherische [s. u. S. 291], Art. 37 
für „die protestantisch-reformierte Gemeinde“: „Dem freien Wil- 
len und Gutbefinden der reformierten hiesigen Gemeinde bleibt 
die Einrichtung eines reformierten Konsistoriums unter der Di- 
rektion zweier reformierten Ratsrlieder nach dem Muster des 
evangelisch-lutherischen überlassen. Da inzwischen diese kirch- 
liche Gemeinde alle Kosten ihres Religionskultus, vertragsmässig, 
ohne Konkurrenz des Stadtaerari aus eignen Mitteln bisher be- 
stritten hat, so sollen, solange (dieses Verhältnis fortbesteht, selbst 
in dem Falle der Errichtung eines eigmen reformierten Konsisto- 
riums, doch der reformierten Gemeinde oder den Behörden, welche 
sie dazu bestimmt, ausschliesslich alle jene Befugnisse verbleiben, 
welche dieselbe bisher durch Wahl und Einberufung ihrer 
Prediger, Kirchendiener u. dergl. ausgeübt hat.* Art. 39 han- 
delt von der Dotation der lutherischen und katholischen Kirchen 
unter Vorbehalt eines etwaigen gleichen Rechtsanspruchs der 
reformierten Gemeinde. Art. 40 erteilt jeder der christlichen 
(remeinden die Befugnis, besondere kirchliche Gemeindevorstände 
anzuordnen, die die Gemeinde in kirchlichen Angelegenheiten bei 
der einschlagenden Behörde zu vertreten, über die äussere Dis- 
ziplin zu wachen, das Kirchengut zu verwalten, für die Unterhal- 
tung der Kirchen und Pfarrhäuser zu sorgen, die niedern Kirchenof- 
fizianten zu ernennen und zu inspizieren haben. In Art. 43 und 
44 walhrt sich der Senat die Entscheidung aller Differenzen ın- 


nerhalb der Konsistorien und Klagen über die kirchlichen Be- 
1e2* 
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hörden, sowie den Erlass vorübergehender zeitiger kirchlicher 
Anordnungen, wie Veranstaltung von Dankfeiern u. s. w. 
Unzweifelhaft ist der erste Eindruck dieser Artikel der einer 
erheblichen Lockerung des bis dahin bestandenen engen Verhält- 
nisses von Staat und Kirchen. Es scheint, als ob sich der Staat 
auf das jus circa sacra zurückziehe, und das jus im sacra gänz- 
lich den Gemeinden überlasse. Ich zweiflle auch nicht daran, 
dass dies die Absicht der Dreizehnerkommission gewesen ist, 
welche die CEA ausgearbeitet hat, da in den Motiven für 
die oben geschilderte Ordnung der kirchlichen Verhältnisse aus- 
drücklich auf eine Abhandlung des Professors Planck in Göt- 
tingen Bezug genonimen ist, dessen Ansichten, wie bekannt, darauf 
hinauslaufen, zwischen den Rechten der Kirchengesellschaft, welche 
sie durch ihre eignen Behörden übt, und den Rechten des Staates, 
die dieser den Kirchengesellschaften gegenüber als sebstverständ- 
lich besitzt, einen scharfen Schnitt zu machen. Indessen dies 
Prinzip ist doch nicht ohne wesentliche Einschränkungen durch- 
geführt. Das kirchliche Gesetzgebungsrecht bleibt danach un- 
verändert beim Staat. Und er behält doch auch in den Kirchen- 
gesellschaften eine einflussreiche Stellung. Dies zeigt sich schon 
darin, dass der Senat zwei Mitglieder des eingesetzten lutheri- 
schen und vorbehaltenen reformierten Konsistoriums von sich aus 
ernennen, ein drittes aus drei vom Konsistorium Vorgeschla- 
genen wählen will. — Vor allem aber schliesst der klare Wort- 
laut der CEA einfach aus, dass der Staat auf irgend eins der 
Rechte verzichte, die er bisher den Kirchen gegenüber besessen 
hat. Denn es wird dem lutherischen Konsistorium genau der- 
selbe Wirkungskreis zugeschrieben, wie vor dem Jahre 1806, also 
weder eine Verminderung seiner Rechte gegenüber den Gemein- 
den, noch eine Vermehrung gegenüber dem Staat vorgenommen. 
Die alte Konsistorialordnung vom Jahre 1774 bleibt bestehen. 
Ganz ebenso wird auch der reformierten Gemeinde nur das Ver- 
bleiben der Befugnisse garantiert, welche dieselbe bisher aus- 
geübt hat. Es könnte nur zweifelhaft sein, ob damit auf die Zeit 
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des Grossherzogtums Frankfurt oder auf die Zeit vorher rekur- 
rıertt wird. Anzunehmen ist das Letztere, da ja bei den Lutlie- 
ranern das Jahr 1806 als normgebend genannt wird. Aber wir 
haben oben gesehen, dass so ungeheuer der Fortschritt ist, den 
die Reformierten durch Erteilung des exercitium rel. publicum 
unter Dalberg gemacht hatten, an den speziellen Bestimmungen 
über ihre kirchliche Verwaltung wenig dadurch geändert wurde. 
Also auch nach Erlass der CEA bleiht z. B. das Bestätigungs- 
recht der Pfarrwahlen beim Senat. 

Die CEA hat also, weit entfernt davon, der lutherischen wie 
der reformierten Gemeinde völlige Freiheit zu geben, im Wesent- 
lichen nur den überlieferten Zustand präzisiert: 

l) Der Staat übt völlig unbeschränkt das jJus circa sacra 

wie er es oben in Art. 35 definiert hat. 

2) Der Staat verteilt das jus in sacra in der lutherischen 
(semeinde auf das Konsistorium und den evtl. vorgesehenen 
(Gemeindevorstand; in der reform. Gemeinde überlässt er 
diese Verteilung dem freien Willen und Gutbetinden der Ge- 
meinde. Beiden gegenüber aber wahrter sich die be- 
sonderen Rechte, die er von Alters her gehabt hat. 

Nach dem Allem kann es keine Frage sein, dass Friedberg 
das Verhältnis der beiden Kirchen zum Staat in Frankfurt richtig 
formuliert!), wenn er sie als zwei Landeskirchen bezeichnet. 
In der Hand des Staates liegt nicht nur die Kirchenhoheit, son- 
dern auch die Kirchengewalt, wenn es auch Teile der letzteren 
aus freien Stücken den besonderen Kirchenbehörden anvertraut hat. 

Dies wird nun noch deutlicher durch die Geschichte der 
Entstehung des Reformierten Konsistoriums. 

Ich erwähnte oben, dass nach Wiederherstellung der freien 
Reichsstadt zunächst ein gemischtes Konsistorium eingesetzt wurde. 
Gegen diesen Zustand hatten Lutheraner und Reformierte gleicher- 
weise, aber aus sehr verschiedenen Gründen Bedenken. Die Luthe- 
raner drangen 1816 beim Rat auf Erneuerung eines rein lutherischen 


ı Lehrbuch ete. 4. Aufl. 1895. S. 100. 
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Konsistoriums, wie es bis 1806 bestanden hatte, mit Rücksicht 
auf die Denkungsart vieler Gemeindeglieder, denen eine so nahe 
Verbindung mit den Reformierten anstössig sel. Die Reformier- 
ten machten durch eine mit Genehmigung des Presbyteriums der 
deutschen Gemeinde ausgehende Schrift der Pfarrer Passavant 
und Spiess bekannt, dass sie diese Abneigung nicht teilten, viel- 
mehr auch eine äussere Vereinigung beider Konfessionen wünsch- 
ten. Ihre Bedenken richteten sich darauf, dass das bestehende 
gemischte Konsistorium zuweitzehende, mit reformierten Grund- 
sätzen unverträgliche, kirchenregimentliche Befugnisse gegenüber 
den Gemeinden übe. 

Jenem Wunsche des lutherischen Predigerkonvents willfahrte 
ja nun die CEA durch Errichtung eines rein lutherischen Kon- 
sistoriums für die Lutheraner. Dagegen behielt dasselbe seine 
vollen kirchenregimentlichen Befugnisse. Vielleicht darf man ein 
Entgegenkommen auf die geäusserten Bedenken der Reformierten 
darın sehen, dass diesen die Errichtung eines Konsistoriums frei- 
gestellt wurde. Nun aber erhob sich die Frage, wenn die Re- 
formierten von dieser Erlaubnis doch Gebrauch machten, welchen 
Charakter sollte es tragen, den des lutherischen Konsistoriuns 
(worauf die Worte ın Art. 37 der CE A deuteten, es solle „nach 
dem Muster des lutherischen“ errichtet werden), d.h. den einer 
gemischten staatlich-kirchlichen Behörde, die einen Teil des jJus 
in sacra ausübt, oder den einer rein staatlichen Behörde, die das 
Jus circa sacra namens des Staates ausübt, während das jus ın 
sacra ungeteilt den Gemeindeorganen — Presbyterien — ver- 
bleibt. In dieser Frage liegt die Entscheidung über die recht- 
liche Lage der reformierten Gemeinden auch m der Gegenwaıt. 
Denn, wenn damals das in Art. 35 der CEA definierte jus 
circa sacra bei Senat und gesetzgebendem Körper geblieben und 
nicht auf das reformierte Konsistorimm übergegangen ist, so Ist 
klar, dass dies Recht jetzt der Krone Preussens als Rechtsnach- 
tolgerin des Staates Frankfurt, gehört. 

Diese Frage ist nun aber längst entschieden, und zwar zu 
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gunsten des Staates. Im Archiv der deutschen reform. 
Gemeinde befindet sich ein ausführlicher Schriftwechsel zwischen 
den Presbyterien der deutschen und französischen reformierten 
(remeinden und dem Senat, vom Jahre 1816 bis ins Jahr 1820 
reichend. Beide Gemeinden waren gleich nach Erlass der CE A 
darin einig, dass es geraten sei, von der in Art. 37 anheimge- 
gebenen Errichtung eines besonderen reformierten Konsistoriums 
Gebrauch zu machen, hauptsächlich weil man nur auf diese Weise 
den wünschenswerten Einfluss auf das Schulwesen zu gewinnen 
meinte. Von vornherein war man sich klar, dass dies reforn. 
Konsistorium nicht in demselben Masse kirchenregimentliche Be- 
fugmisse ausüben dürfe, wie das lutherische, da dem die garan- 
tierten Rechte der Presbyterien entgegenstünden. Es wurde also 
eine viel beschränktere Thätigkeit in Aussicht genommen. Im 
Schoosse des deutschen Presbyteriums suchte man sie dahin zu 
formulieren, dass das reformierte Konsistorium lediglich die Funk- 
tionen versehen sollte, die bis 1806 auch für die reformierten 
Gemeinden das lutherische Konsistorium geübt hatte, nämlich 
l) die Bewilligung aller Proklamationen, Kopulationen und Haus- 
taufen; 2) die Vermittlung zwischen klagenden Eheleuten; 3) das 
Candidatenexamen und die Ordination; 4) die Untersuchung der 
Zeugmisse der Candidaten, die hier predigen wollen; 5) die Be- 
stimmung der Texte auf besondere Festtage. — Diese Formulierung 
schien aber dem französischen Presbyterium nicht hinreichend. 
Nach gemeinsamer Beratung einigten sich die beiden Gemeinden 
dann auf eine von je4 Vertretern beider Gemeinden unterschriebene, 
am 19. Mai 1817 dem Senat übergebene Vorstellung an den Senat. 
Darin wird ausgeführt, dass die Presbyterien bisher alle sonst 
wohl dem Konsistorium zustehenden Rechte in Bezug auf das 
innere Kirchenregiment selbst ausübten und diese Rechte, die 
ihnen nach Art. 37 der CEA garantiert seien, beizubehalten 
wünschten. Das Konsistorium, das sie zu errichten beantragten, 
solle daher an diesen Rechten nicht teilnehmen, sondern viel- 
mehr die Behörde sein, welche namens der obersten Staatsbehörde 


278 Abhandlungen. 


nach Artikel 35 die Oberaufsicht über die Gemeinden führt und 
diese bei jener vertritt. — In dieser Eingabe ist auf das deut- 
lichste als die Meinung der Gemeinden ausgesprochen, dass das 
reformierte Konsistorium als Staatsbehörde das jJus circa sacra 
auszuüben habe, das nach der CE A dem Senat, resp. dem ge- 
setzgebenden Körper zustand, sich dagegen um das jus in sacra 
nichts zu bekümmern habe, das allein den Presbyterien zustehe. 
Diese Meinung haben die reformierten Presbyterien mit Zä- 
higkeit und Geschick in vielen weitern Vorstellungen festgehalten 
aber siesind damitbeim Senat nicht durchge- 
drungen. So gern dieser bereit war, den Wunsch der Ge- 
meinde auf Errichtung eines eignen reform. Konsistoriums zu er- 
füllen, so fest blieb er dabei, dass er dieser Behörde nicht ein 
Titelchen seiner im Art. 35 der CEA der Staatsgewalt vorbe- 
haltenen Rechte überlassen könne. 

In einem Ratsbeschluss vom 5. Mai 1818 erklärt der Senat 
den Art. 35 der CEA: „Jeder Gemeinde ıst auf die nachher 
bestimmte Weise die Ausübung der Kirchengewalt, welche das 
Kirchenregiment genannt wird, mit dem Vorbehalt der Kirchen- 
hoheit, welche einer jeden Staatsregierung, ohne alle Rücksicht 
auf Glaubensbekenntnisse nach dem natürlichen Verhältnis von 
Staat und Kirche zusteht, überlassen. In dem Art. 37 ist hie- 
nächst wegen der ev.-reform. Gemeinde disponiert: [Folgt der 
Wortlaut.) Hierdurch ist bestimmt, wie die Kirchen gewalt 
der ev.-reform. Kirche ausgeübt, oder das Kirchenregiment — 
immer unabbrüchig der von dem Senate und respective der ge- 
setzgebenden Versammlung ausgeübt werdenden Kirchenhoheit 
— geführt werden soll.“ — Man sieht, das Konsistorium soll am 
Kirchenregiment, nicht an .der Kirchenhoheit teilnehmen, 
es soll in Gemeinschaft mit den Presbyterien die Rechte der Ge- 
meinde verwalten, aber es soll nicht staatliche Rechte wahrneh- 
nen, die vielmehr reserviert bleiben. 

Noch ausführlicher und klarer redet ein Ratsbeschluss vom 
17. Nov. 1818: „Die Kirchenhoheit oder der Inbegriff der Rechte 
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des Staates über die Kirchen im Staatsgebiet (jus circa sacra oder 
majestaticum), welche ganz verschieden ist von der Kirchengewalt 
(potestas ecclesiastica, Jus in sacra) und deren Ausübung oder dem 
Kirchenregiment (regimen soc. eccles.), steht jeder Staatsregierung 
ohne alle Rücksicht auf Glaubensbekenntnisse zu: der Senat 
kann sich derselben, die ihm in der Gesamtheit übertragen 
ist, nach den Bestimmungen der CEA gar nicht ent- 
äussern, oder auch solche, ohne gegen dies Verfas- 
sungsgesetzanzustossen, willkürlich gebildeten und 
in den Dispositionen jener offenbar nicht gegrün- 
detensog. Zwischen- oder Mittelbehörden zwischen 
Kirchen und Staate überlassen, und ebensowenig 
kann der Senat den verfassungsmässigen Befugnis- 
sen der gesetzgebenden Körper etwas vergeben; 
beiseitegesetzt, dass es auch ohne andre entgegenstehende Gründe, 
welche in dem ersten Satze des Art. 35 der CEA deutlich genug 
ausgedrückt sind, an sich schon in das Uebertriebene fallen würde, 
wenn man in einer einzelnen Stadt zur Ausübung der Kirchen- 
hoheit, bei welcher die Art des Bekenntnisses gar nicht in Be- 
tracht kommt, drei eigne besondre Behörden anordnen wollte.“ 

Wiederum ist damit klar ausgesprochen, dass die Schaffung 
einer Zwischenbehörde, wie das Konsistorium durch seine Zusanı- 
mensetzung aus staatlich ernannten und von der Gemeinde gewählten 
Mitgliedern sein soll, keinerlei Verzicht auf die staatlichen Rechte 
bewirkt. Es wird dann im Folgenden lediglich als eine Sache 
praktischer Erwägung der beiden Presbyterien hingestellt, ob 
diese ein reformiertes Konsistorium mit der ihnen garantierten 
„Ausübung eigner Collegialrechte durch Presbyterien“ (ein sehr 
bezeichnender vorsichtiger Ausdruck, der die Auslegung der CEA 
durch die reform. Gemeinden implicite als irrig bezeichnet) für 
unvereinbar oder doch unnütz halte. Es ıst also eine innere 
Angelegenheit der Gemeinden, ob sie ein Konsistorium haben 
wollen oder nicht. Die Rechte des Staates bleiben unberührt. 

Wenn auch die Gemeinde diese Rechtsanschauung des Se- 
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nats, die unzweifelhaft sachlich richtig! ist, nicht adoptierten, 
so haben sie sich doch fügen müssen. Sie haben, um die Stel- 
lung des Konsistoriums ganz klar zu legen, beantragt, der Senat 
möge eine den Rechten und bisherigen Verhältnissen der beiden 
Gemeinden angemessene Konsistorialinstruktion entwerfen, und 
diesem Entwurf haben sie, als der Senat ihrem Antrage entsprach, 
zugestimmt. 

So kam die Verordnung über die Bildung und 
den Geschäftskreiseinesevangelisch-reformierten 
Konsistoriums vom 8 Februar 1820, aufverfas- 
sungsmässigen Beschluss der gesetzgzebenden Ver- 
sammlung vom 5. Januar 1820, vom Bürgermeister 
und Rat erlassen, zustande. Die Zusammensetzung des 
Konsistoriums ist diese: 2 reformierte Senatoren, von denen der 
ältere das Direktorium führt; die 2 ältesten Pfarrherrn der bei- 
den Gemeinden, 2 Assessoren ?, die die Gremeinden aus den frü- 
heren Aeltesten vorschlagen. Die Funktionen des Konsisto- 
rıums sind wesentlich nach der alten Verordnung über das 1726 
errichtete lutherische Konsistorium von 1774 festgesetzt, jedoch 
unter zeitgemässen Modifikationen. Das Konsistorium hat „für 
die Aufrechterhaltung des kirchlichen Zwecks der beiden genann- 
ten christlichen Kirchengemeinden Sorge zu tragen.“ Es ver- 
mittelt den Verkehr zwischen den Gemeinden und dem Senat, 
genehmirt die Anstellung der geringen Kirchendiener durch das 
Presbyterium, nimmt den Predigern den Amtseid ab, leitet die 
Kandidatenprüfungen, kann den Predigern Verweise erteilen, 
prüft und genehmigt Aenderungen in der Liturgie, sorgt für 


! Dies ergiebt sich auch aus Art. 41 der C. E. A., wonach eine ge- 
mischte Kommission zur Inspektion des Religionsunterrichtes u. 8, w. kon- 
stitniert werden soll. Diese Kommission besteht aus Delegierten aus den 
protestantischen Konsistorien und der katholischen Kirchen- und Schulkonm- 
mission. Hierin zeigt sich, dass die Konsistorien als kirchliche, nicht 
als staatliche Behörden gedacht sind. 

® Bei Friedberg, Verfassungsges. I S. 259 heisst es fälschlich Pa- 
storen statt Assessoren. 
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die vom Senat befohlenen Kirchenteierlichkeiten, erteilt die Auf- 
hietscheine bei Trauungen, gestattet Haustaufen, hat in Ehestrei- 
tirkeiten zu vermitteln, beaufsichtigt die reformierten Schulen 
und — das ist das Wichtigste — nimmt an der gemischten Kom- 
mission teil, die nach Art. 41 der CEA zur Inspektion des 
Religionsunterrichtes in simultanen Schulen und einigen andern 
Zwecken gebildet war. 

Zu bemerken ist hierbei zweierlei: Erstens, dass der Staat 
(Senat) dem Konsistorium auch kein Titelchen der Rechte über- 
tragen hat, die er für sich beanspruchte. Er behält entschei- 
denden Einfluss auf die Zusammensetzung des Konsistoriuns. 
Er reserviert sich die durch nichts beschränkte Bestätigung der 
von den Gemeinden durch das Konsistorium präsentierten Pfar- 
rer. Er behält sich die höhere Disziplin über Kirchen- und 
Schuldiener und Prediger. Fr hat von sich aus ausserordentliche 
Rirchenfeierlichkeiten anzuordnen. Er räumt dem Konsistorium 
keinen Anteil an der kirchlichen Gesetzzebung ein. — Die Ge- 
meinde empfängt keinerlei Zuwachs, sondern nur eine Fixierung 
Ihres Rechtszustandes. Als die den Presbyterien unbeschränkt 
zukommenden Befugnisse werden nur genannt, die freie Verwal- 
tung ihrer Kirchen, Schulen und Stiftungsfonds. Also nicht ein- 
mal das ganze jus in sacra, geschweige denn das jJus circa sacra 
hat der Staat preisgegeben. 

Zweitens aber ist höchst merkwürdig der letzte (16.) Pa- 
ragraph. Er lautet: „Diese Verordnung, auf welche die Mit- 
glieder des Konsistoriums und der Aktuar vom Senat zu ver- 
pflichten sind, bleibt so lange in Kraft, als die evangelisch-refor- 
mierten kirchlichen Gemeinden alle Kosten ihres Relirionskultus 
ohne Konkurrenz des Stadtaerarii aus eignen Mitteln bestreiten, 
und so lange als eine gänzliche Vereinigung der evangelisch- 
lutherischen Gemeinde mit der evangelisch -reformierten nicht 
zustande gebracht sein wird.* Aus diesem 8 hat man neuerdings!) 


' Bauer, Der Entwurf ete. Frankfurt 1897 S. 10; Ref. Kztg. Nr. 49 
Sp. 392 Nr. 1 des Artikels „zur Frankfurter Kirchenfrage*. 
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gefolgert, der Senat habe sich dadurch binden wollen, das 
Konsistorium für ewige Zeiten unter den beiden Bedingungen be- 
stehen zu lassen, — und die Krone Preussen seı nun auch ver- 
pflichtet, dies Konsistorium bestehen zu lassen, da ja die beiden 
angeführten Bedingungen erfüllt, resp. nicht erfüllt seien. Ich 
halte diese Auffassung für mrig. Zugrundeliegt dabei die Mei- 
nung, als habe sich der Staat Frankfurt bei Schaffung eines Kon- 
sistoriums eines Teils seiner Rechte gegenüber den Gemeinden 
begeben. Wir haben gesehen, dass dies ein Irrtum ıst. Es han- 
delte sich bei Schaffung des Konsistoriums nicht um eine Ueber- 
tragung von staatlichen Rechten, sondern um eine Verteilung der 
den Kirchen zustehenden Rechte zwischen Presbyterien und Kon- 
sistorium. Zu den staatlichen Rechten, zu dem jus circa sacra, 
gehört aber m. E. unzweifelhaft, wie die Errichtung, so auch die 
Moditikation der Konsistorien, — soweit nur dadurch nicht der 
Bestand der den Gemeinden garantierten Rechte alteriert wird. 
Der angezogne $ kann nicht den Sinn haben, dies Recht ohne 
Rücksicht auf die Zeitumstände festzulegen, — müsste doch dann 
das Konsistorium auch bestehen bleiben, wenn sich die reform. 
Gemeinden einmal auflösten. Wir werden den richtigen Sinn 
finden, wenn wir uns erinnern, dass die erstaufgeführte Be- 
dingung sich schon in Art. 37 der CEA findet und dort zur 
AbgrenzungderRechte der Presbyterien von denen 
des Konsistoriums dient: Auch wenn ein Konsistorium er- 
richtet wird, sollen alle Jene Befugnisse, welche die Gemeinden 
bisher durch Wahl und Einberufung ihrer Prediger, Kirchen- 
diener und dergl. ausgeübt haben, bei den Presbyterien bleiben, 
da diese Gemeinden keinerlei Mittel aus dem Stadtaerar bezie- 
hen. — Deuken wir ferner daran, dass bei den Verhandlungen 
über die Errichtung des Konsistoriums die Presbyterien sich da- 
gegen wehrten, dasselbe „nach dem Muster des lutherischen“ 
init dessen weitgreifenden kirchenregimentlichen Befugnissen ge- 
bildet zu sehen, so kann der Sinn des fraglichen & nicht zweifel- 
haft sein: Es ist ein Schutz der Gemeinde gegenüber dem Kon- 
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sistorium. Solange die Gemeinde sich aus sich selbst erhält, soll 
es bei der vorliegenden Abgrenzung der Rechte in sacra zwischen 
Konsistorium und Presbyterien bleiben. Ich resumiere: Unantast- 
bar ist erklärt der Teil der Rechte in sacra, die in der Konsi- 
storialordnung aufgrund der CEA Art. 37 der Gemeinde und 
ihren Behörden garantiert sind. Davon kann ihnen nichts genom- 
men werden. Aber, dass ich es gleich sage: diese Rechte sind 
geringer, als man gemeinhin denkt: Freie Verwaltung ihrer Schu- 
len, Kirchen und Stiftungsfonds, das Recht der Präsentation 
ihrer Prediger, der Anstellung der geringen Kirchendiener, ein 
liturgisches Veto: das ist Alles. 

Ehenso müssen wir noch ein Wortsagen über diezweite Beding- 
ung für das Bestehen des Konsistoriums in dem erwälnten $ 16 
„solange nicht eine gänzliche Vereinigung zwischen der lutheri- 
schen und reformierten Gemeinde zustande gebracht ist“. Wie 
erklärt sich diese Limitation? Ich habe auch schon oben hervor- 
gehoben, dass die Reformierten ausdrücklich durch ihre Pfarrer 
Passavant und Spiess im Jahre 1816 hatten erklären lassen, dass 
sie hofften, neben der innern bereits eingetretenen und vorhan- 
denen Vereinigung der Evangelischen werde auch eine äussere 
Vereinigung, der bis jetzt eigentlich nur äussere Hindernisse im 
Wege standen, von selbst immer mehr hervortreten und ihrer 
Vollendung entgegeneilen. Dieser Wunsch einer völligen Union 
aller Evangelischen wurde auch vom Rate geteilt und besonders 


durch die Feier des Reformationsfestes 1817! — das ja auch in 
Preussen das Zeichen zur Union gab — allzemein bestärkt. So 


machte denn der Senat in seinem Dekret vom 5. Mai 1818 dem 
zu errichtenden reform. Konsistormm zur Pflicht, vereint mit 
dem schon bestehenden lutherischen dahin zu wirken, dass das 
Ziel der Vereinigung der beiden hiesigen evangelischen Gemein- 
den recht bald erreicht werde. Dies fand bei den beiden retor- 
mierten Gemeinden — und sie würden ja dem Geiste ihrer Väter un- 


' Damals wurde auch in Frankfurt Abendmahlsgemeinschaft deklariert 
und zum ersten Male feierlich geübt. 
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treu geworden sein, hätten sie diese Gesinnung verleugnet — 
freudigen Widerhall.e. Ausdrücklich erklärten die Presbyterien 
aın 18. Juli 1818, dass sie in den Wunsch einstimmten, es möge 
bald eine völlige Vereinigung der lutherischen und reformierten Ge- 
meinen von Frankfurt zu Einer evangelischen Kirche zustande kom- 
men und dass sie wıter der Voraussetzung, dass durch diese Ver- 
einigung die bisher bestandenen und durch die CEA den Ge- 
meinden von neuem zugesicherten Rechte und Freiheiten zur 
eisnen Handhabung des innern Kirchenregiments 
durch selbstgewählte Vorstände nicht geschmälert werden dürften, 
jederzeit bereitwillig seien, zur Realisierung der gewünschten und 
gewiss wünschenswürdigen Vereinigung mit Freuden die Hand zu 
bieten. — Auf diesen Meinungsaustausch ist nun wohl die oben 
angeführte Klausel zurückzuführen. Sıe besagt, dass die Organi- 
sation des Konsistoriums kein Hindernis der äusseren Vereini- 
gung zwischen Lutheranern und Reformierten sein und in diesem 
besondern Falle die jetzt dem reformierten Konsistorium über- 
tragenen Rechte einer andern gemeinschaftlichen Behörde über- 
tragen werden sollten. Bekanntlich ist die Hoffnung des Rates 
wie der ehrwürdigen reformierten Presbyterialen, die indem Wunsche 
nach völliger äusserer Veremigung der Evangelischen in Frank- 
furt ein schönes Denkmal ihrer Weisheit und Weitherzigkeit 
hinterlassen haben, nicht so bald erfüllt. Zwar die innere Union 
besteht in Frankfurt. Ein Bewusstsein der Unterscheidungslehren 
von Reformierten und Lutheranern ist nicht wieder aufgekommen, 
Abendmahlsgemeinschaft wird längst geübt, an der deutsch re- 
formierten Gemeinde besteht zu Recht die Bestimmung, dass bei 
der Wahl der Pfarrer auf das Sonderbekenntnis der zu Berufen- 
den keinerlei Rücksicht zu nehmen sei, und es wirken an ihr 
tatsächlich Pfarrer, die von Abstammung lutherisch, von Herzen 
uniert sind. Aber eine äussere Vereinigung ist bis heute nicht 
zustande gekommen!. Wenn nun die Krone Preussen bei voller 
3 Die Geschichte des Unionsversuches hat Ehlers dargestellt: Ein 


Kirchenverfassungsversuch für die vereinten evangelischen (remeinden. Frank- 
furt 1587. 
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Wahrung aller der Rechte der Gemeinde, die ihr m dr CE A 
und in der Konsistorialordnung verbrieft sind, die Herstellung 
einer evangelischen Kirche in Frankfurt erstrebt, so nimmt sie 
damit nicht nur die weisen Bestrebungen des Senats von 1820 
wieder auf, sondern handelt auch im Geiste der Väter der heute 
lebenden Reformierten. 

Seit dem Jahre 1820 hat sich an der Rechtslage der refor- 
mierten Gemeinden in Frankfurt nichts gewandelt. Manche ein- 
zelne Bestimmung der besprochenen Gesetze ist zwar veraltet 
und hingefallen. Aber sie selbst sind die öffentlich rechtlichen 
Grundlagen für den Bestand der Gemeinde. Auch die Annexion 
hat daran nichts geändert. Eine Kgl. Verordnung vom 22. Sept. 
1867 hat bis auf Weiteres die Konsistorien in Frankfurt 
in ihrer Wirksamkeit belassen. Verhandlungen, die der Ober- 
reglerungsrat von Prittwitz im Auftrage des Kultusministers 
von Mühler im Sommer 1868 mit den Gemeinden in Frank- 
furt über eine Neuordnung der kirchlichen Verhältnisse führte, 
sind im Sande verlaufen. Doch ist durch Gesetz vom 13. März 
1882 in der Zusammensetzung des Konsistoriuns eine gering- 
fürige Aenderung eingetreten, indem dabei anstelle der beiden 
reformierten Ratsmitglieder ein vom Könige zu ernennender Vor- 
sitzender und ein vom Magistrat der Stadt zu wählendes, von 
Könige zu bestätigendes Mitglied trat. Das ändert an den 
oben geschichtlich entwickelten Grundsätzen nichts. Ich wieder- 
hole, dieselben sind: 

1) Den reformierten Gemeinden ist ihre Presbyterial- und 
Diakonieverfassung, die freie Verwaltung ihrer Kirchen, Schulen 
und Stiftungsfonds, die Wahl und Präsentation ihrer Pfarrer, 
die Anstellung der niedern Kirchendiener, der Anspruch, dass 
ohne ihren Antrag ihre Liturgie nicht geändert werden kann, 
und das Vorschlagsrecht der weltlichen Assessoren des Kon- 
sıstoriums garantiert. 

2) Der Staat besitzt die unumschränkte Kirchenhoheit, zu 
der auch die Gesetzgebung und daher die Auflösung des Kon- 
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sistoriums gehört, die noch dazu in dem Falle der äusseren 
Veremigung der reform. und luther. Gemeinde zu einer Kirche 
ausdrücklich vorgesehen ist; selbstverständlich regelt er auch 
von sich aus das Verhältnis der Kirchen zur Schule. 

3) Der Staat besitzt ausserdem die kirchenregimentlichen 
Rechte der Bestätigung der Pfarrer, der Disziplin über die 
Pfarrer, soweit Vergehen eine härtere Strafe als einen Ver- 
weis angebracht erscheinen lassen, das Recht, kirchliche Feiern 
anzuordnen, die Ernennung, resp. Bestätigung der Mitglieder 
des Konsistorinms. 

Zu erwägen bleibt schliesslich nur noch, ob irgend eines 
der 1866 vom Staate Frankfurt an den Staat Preussen überge- 
gangenen Rechte der hier geltenden Verfassung widerstreitet und 
daher als aufgehoben zu betrachten ist. Dies scheint mir nun 
der Fall zu sein mit dem Bestätigungsrecht der Pfarrwahlen, das 
dem klaren Wortlaut des damals noch in ungebrochener Gültig- 
keit bestehenden Artikels 18 der Verfassung für den preussischen 
Staat zuwider ıst. Dies Recht dürfen wir also als erloschen an- 
sehen. Soweit es heute noch geübt wird, beruht es auf den Ge- 
setzen vom 11. Mai 1873 und vom 29. April 1887. Danach 
kann der Oberpräsident binnen 30 Tagen Einspruch gegen die 
Anstellung eines Geistlichen einlegen, wenn der Gewählte aus 
einem Grunde, der dem bürgerlichen oder staatsbürgerlichen 
Gebiete angehört, für die Stelle nicht geeignet ist. 

Aber ist damit nun wirklich die Rechtsgrundlage der refor- 
mierten Gemeinden vollständig beschrieben? Besitzen sie nicht 
eine gültige umfassende Gemeindeordnung, worin die 
Verfassung der Gemeinde und ihrer Behörden aufs genaueste ge- 
regelt ist? 

In der That besitzt die deutsch-reformierte Gemeinde eine 
solche, während in der französischen eine Fixierung der im Em- 
zelnen geltenden Ordnung! nicht stattgefunden hat. Sie stammt 


» Dieselbe beruht, soweit ich unterrichtet bin, auf der Discipline des 
eglises reformees de France. 
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aus dem Jahre 1851 und stellt im wesentlichen nichts als eine 
Feststellung und zeitgemässe Bearbeitung des seit Alters in der 
(semeinde bestehenden Gewohnheitsrechtes dar. Sie hat 84 Para- 
graphen in 4 Abschnitten: Von der Gemeinde, ihren Mitgliedern, 
deren Rechten und Pflichten, deın Erwerb und Verlust des Ge- 
meinderechtes; von den Behörden der Gemeinde; von den 
Aentern in der Gemeinde; von den Dienern der Gemeinde; und 
einen Schluss. Daneben sind Geschäftsordnungen für die ein- 
zelnen Behörden, Aemter und Diener der Gemeinde aufgestellt. 
Die charakteristischsten Punkte dieser Gemeindeordnung sind: die 
Begründung auf das geoffenbarte Gotteswort in der heiligen 
Schrift und die Bestimmung, dass wählbar zu Pfarrern Theo- 
logenderevangelisch-reformierten oder auch 
der evangelisch -unierten oder evangelisch- 
lutherischen Kirche sind; ferner der 8 2: „Die Gemeinde, 
welche ihr gesamtes Kirchenwesen aus eigenen Mitteln unterhält, 
ordnet und verwaltet ihre Angelegenlieiten selbständig. Ihr Ver- 
hältnis zum Staat wird durch das öffentliche Recht bestimmt*; 
ferner die Unterscheidung zwischen Mitgliedern der Gemeinde, 
die die Gemeinderechte durch unmittelbare Abstammung von 
einem Gemeindegliede oder durch Aufnahme in die Gemeinde, 
worüber das Presbyterium durch Majorität beschliesst, erlangt 
haben, und die einen halbjährlichen Beitrag von mindestens 3 Fl. 
leisten müssen, — und Angehörigen, die durch Taufe oder Kon- 
firmation in die Gemeinde aufgenommen werden oder, als Ange- 
hörige einer auswärtigen unierten oder reformierten Ge- 
meinde ihren Zutritt zur Gemeinde vor deren Geistlichen erklären, 
aber an den Rechten der Mitglieder keinen Anteil haben; die Teilung 
der Machtbefugnisse der Gemeinde zwischen stehendem und grossem 
Presbyterium und der Gemeindeversammlung, die jedoch nur an der 
Pfarrwahl und Pensionierung, resp. Entsetzung eines Pfarrers 
und bei den ihr vom grossen Presbyterium überwiesenen Geschäften 
mitzuwirken, sowie das stehende Presbyterium aus einer doppelten 


Anzahl Vorgeschlagener zu wählen hat; die Teilung des stehen- 
Deuteche Zeitschr. f. Kirchenrecht. IX. 2. 19 
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den Presbyteriuns in Aelteste und Diakonen, die die Armen- 
pflege selbständig verwalten; endlich die Bestimmungen über den 
Vorsitz der Leitung im Presbyterium, worein sich mit einem 
der Pfarrer nach jährlichem Wechsel, der erste Aelteste und der 
erste Diakon teilen. 

Diese in ihren wesentlichen Stücken vortreffliiche Gemeinde- 
ordnung hat nur einen grossen Mangel, nämlich den, dass sie 
nicht, wie Art. 35 der C EA ausdrücklich vorschreibt, staat- 
lich sanktioniert ist. Weder der Staat noch der gesetz- 
gebende Körper sind darum überhaupt angegangen worden, sie 
zu genehmigen. Und doch ist kein Zweifel, dass eine Gemeinde- 
ordnung zu den „allgemeinen Verordnungen“ gehört, deren Sank- 
tion der eben zitierte Artikel 35 der CE A den staatlichen 
Behörden vorbehält. Nach allem, was oben dargelegt ist, hat 
die Errichtung eines reformierten Konsistoriuns an der Fortdauer 
dieses staatlichen Rechtsanspruches nichts geändert!. Selbst 
wenn das Konsistorium die Gemeindeordnung genehmigt hätte, 
entbelrte sie der zu ihrer vollen Rechtsgültigkeit verbindlichen 
staatlichen Sanktion; und wir stehen somit vor der merkwürdigen 
Thatsache, dass die Verfassung der deutsch-reformierten Ge- 


meinde — natürlich abgesehen von den ihr inder CE A garan- 
tierten Rechten — eigentlich bisher in der Luft schwebte. 


Aber nicht einmal der Genehmigung des Konsistoriums hat 
sich die Gemeindeordnung von 1851 zu erfreuen gehabt. Als 
nämlich am 9. Juli 1851 das Presbyterium die im grossen Pres- 
byterium beschlossene und bereits für alle Gemeindemitglieder 


ı Dass dies richtig ist, ergiebt sich auch daraus, wie sich der Staat 
Frankfurt gegenüber den andern Konfessionen verhalten hat. Die Vor- 
schriften über die Einrichtung und die Aufgaben des kirchlichen Vorstandes 
der katholischen Gemeinde sind vom Senat und gesetzgebenden Körper 
beschlossen worden (Fr. G.- u. St.-8. IIL S. 147). In der lutherischen Ge- 
meinde hat erst das Ges. vom 5. Febr. 1857 (Frdbg. IS. 264), die Beschluss- 
fassung über eine zu schaffende Gememdeordnung der Uebereinstimmung 
von Konsistorium, Gemeindevorstand und Gemeinde übertragen; die Zu- 
sammensetzung und den Geschäftskreis des Gemeindevorstandes aber hat 
das Staatsgesetz geregelt. 
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durch den Druck vervielfältigte Gemeindeordnung dem reform. 
Konsistorium zur „gutfindenden Kenntnisnalme“ überreichte, resol- 
vierte dieses, dass es an mehreren Paragraphen Anstoss nelıme 
und „eine Genehmigung der Gemeindeordnung erst nach erfolgter 
-Ahänderung der mit der bestehenden Gesetzgebung nicht im 
Einklang befindlichen Bestimmungen aussprechen“ könne (22. Sept. 
1851). Das Presbyterium aber erklärte dem Konsistorium am 
24. Sept., indem es die Beanstandungen des Konsistoriumns zu 
entkräften suchte, dass, da es sich nicht in der Lage befinde, 
in den zur Verteilung der Gemeindeglieder bereit liegenden Exem- 
plaren noch Veränderungen vornehmen zu können, es nunmehr 
diese Verteilung unverzüglich bewerkstelligen lassen werde. Auf 
dieses Schreiben ist eine Rückäusserung nicht erfolgt, wie in der 
Presbyterialsitzung vom 15. Okt. ausdrücklich erwähnt wurde. — 
Es ergiebt sich daraus aber deutlich, dass das Konsistorium der 
(Gemeindeordnung die Genehmigung versagt hat, wenn es auch 
stillschweigend ihr Inkrafttreten zuliess. — Die (semeinde ist sich 
dieses Mangels auch bewusst geblieben, denn das Presbyterium 
beauftragte am 27. April 1870, nachdem inzwischen mehrere 
Bestimmungen der Gemeindeordnung modifiziert oder ausser 
Geltung gesetzt waren, eine Kommission, die ausdrückliche An- 
erkennung der Gemeindeordnung von 1851 beim Konsistorium 
nachzusuchen. Aber die beauftragten Herren kamen nach gründ- 
licher Erwägung zu dem Rat, man möge von einem solchen Ge- 
such abstehen: die Stellung der Gemeinde würde nicht un- 
sicherer, wenn die Anerkennung jetzt unausgesprochen bliche. 
— Im Jahre 1891 hat dann eine abermalige Revision der Ge- 
memdeordnung stattgefunden. Die Akten geben keinen Anhalt 
dafür, ob für diese Revision die Genehmigung des Konsistoriums 
nachgesucht ist; jedenfalls findet sich eine Urkunde darüber nicht 
im Archiv der Gemeinde. 

Nach dem allen muss es dabei bleiben, dass die Rechts- 
grundlage der reformierten Gemeinden in den oben statuierten drei 


Sätzen vollständig beschrieben ist, und dass die Gemeindeord- 
19” 
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nung der zu ihrer Gültigkeit erforderlichen staatlichen Sanktion 
bis heute entbehrte. 

Ich bin freilich nicht der Ansicht, dass dieser Mangel that- 
sächlich von grosser Bedeutung ist. Denn ich vermag in der Ge- 
meindeordnung keinen Satz zu entdecken, der zu einer Beanstan- 
dung durch die staatliche Kirchenhoheit Anlass böte. Zwar ist 
eine solche Anfechtung regierungsseitig einmal geltend gemacht 
gegen den Satz der Gemeindeordnung, dass als Angehörige der 
Gemeinde ausser den durch Konfirmation Aufgenommenen nur 
betrachtet werden, welche aus einer auswärtigen ev.-ref. oder 
ev.-unierten Gemeinde zuziehend ihren Hinzutritt zu der Gemeinde 
erklären, während es einem allgemeinen kirchenrechtlichen 
Grundsatz entspräche, dass alle Glieder desselben Bekenntnisses 
stillschweigend zu der Kirche ihres Bekenntnisses gerechnet wür- 
den. Hierbei aber ist zweierlei verwechselt: Es würde grund- 
sätzlich unzulässig und mit dem Begriff einer Gemeinde unver- 
träglich sein, wollte die Angehörigkeit zur Gemeinde auf einen 
Aufnahmeakt gegründet werden. Dadurch würde die Gemeinde 
zum Club. Aber eine Erklärung, zur Gemeinde gehören zu 
wollen, ohne dass diese den Meldenden abweisen kann, wider- 
spricht keinem bekannten kirchenrechtlichen Grundsatz, gehört 
vielmehr zum Wesen einer Personalgemeinde und ist in jedem 
Falle unvermeidlich, wenn Ordnung herrschen soll, wie sie denn 
auch thatsächlich an andern Orten, in analogen Verhältnissen, 
z. B. in der Stadt Posen, wo neben 2 lutherischen Parochialge- 
meinden eine reformierte Personalgemeinde ist, zu Recht besteht. 
Ich halte also die Forderung einer ausdrücklichen Erklärung des 
Zutritts zur Gemeinde, als welche auch das Nachsuchen einer 
Amtshandlung bei einem ihrer Geistlichen anzusehen ist, für un- 
anfechtbar. 

IV. 

Es ist nicht nötig, ebenso ausführlich die gegenwärtige Rechts- 
lage der Frankfurter lutherischen Gemeinde 
darzustellen. Denn diese Gemeinde stand dem von der Regie- 
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rung vorgelegten Entwurf von vornherein weniger frei gegenüber, 
als die reformierten. Sie bedurfte nämlich dringend auch ab- 
gesehen von der Befriedigung des kirchlichen Notstandes schon 
zur dauernden Erfüllung ihrer finanziellen Verbindlichkeiten, 
wenn sie nicht mit Sicherheit einem völligen Bankerott entgegen- 
gehen wollte, des Rechtes, Kirchenumlagen zu erheben. Dies 
Recht konnte ihr nur der Staat verleihen, und der Staat war 
seinerseits in der Lage, dafür Bedingungen zu stellen. Insofern 
ist die Frage nach dem bisherigen Verhältnis des Staates zur 
lutherischen Gemeinde weniger wichtig, und war hier zu einer 
Neuregelung dieses Verhältnisses freiere Bahn. Indessen wird 
es zur richtigen Abschätzung, ob die im Entwurf der lutherischen 
Gemeinde angebotnen Rechte nicht zu teuer bezahlt sind, auch 
hier lohnend sein, den bisher bestehenden Zustand auseinander- 
zusetzen. 

Wer sich der obigen Darlegungen über die Gesetzgebung 
aus der Zeit des Grossherzogtums Frankfurt und de CE A 
erinnert, wird von vornherein vor dem Irrtum bewahrt sein, als 
ob das Verhältnis der lutherischen Genieinde zum Staat ein wesent- 
lich engeres sei, als das der reformierten, als ob etwa nur jene 
als Frankfurtische Landeskirche zu gelten habe. Dies ist im 
17. und 18. Jahrhundert zwar unzweifelliaft der Fall gewesen, 
aber der Grundsatz der CE A ist die völlige Gleichsetzung 
des Verhältnisses beider Gemeinden zum Staate. Zu den in 
Art. 35 der CE A festgesetzten „Allgemeinen Grundsätzen“, 
die über alle drei christlichen Konfessionen das gleiche unum- 
schränkte jus circa sacra des Staates in Anspruch nehmen, kommt 
für die protestantisch-lutherische Gemeinde Art. 36 in Betracht, 
welcher lautet: „Für die religiösen, kirchlichen Schul- und Er- 
ziehungsangelegenheiten der protestantisch-lutherischen Gemeinde 
wird das unter der Reichsstadt schon bestandene lutherische Konsi- 
storium hergestellt. Es besteht dasselbe 1) und 2) aus 2 Juthe- 
tischen Senatoren der ersten oder zweiten Ratsordnung, wovon 
der ältere das Direktorium führt, 3) 4) und 5) aus dem Senior 
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des evangelisch-lutherischen Ministeriums und den zwei vordersten 
Pfarrherren als Konsistorialräten, sodann 6) aus einem rechts- 
gelehrten Konsistorialrat. Letzterer wird so gewählt, dass das 
Konsistorium, nach vernommenem Gemeindekirchenvorstand dem 
Senate drei Subjekte vorschlägt, wovon dieser einen wählt. Mit 
Ausnahme der Ehesachen, welche an das Stadtgericht verwiesen 
bleiben, ist der Wirkungskreis dieser Behörde ganz der nämliche, 
wie solcher vor dem Jahre 1806 gewesen, nur dass sie allein auf 
lutherische Religions-, Kirchen- und Schulsachen beschränkt ist“. 
Art. 40 überlässt es jeder der drei christlichen Gemeinden, einen 
besonderen kirchlichen Gemeindevorstand anzuordnen, welche Be- 
stimmung, da die reformierten Gemeinden einen solchen schon 
in ihrem Presbyterium besassen, hauptsächlich der lutherischen 
zu statten kam. 

Indem der Wirkungskreis des Konsistoriums durch Hinweis 
auf die vor 1806 bestehende Ordnung, wie sie in der Konsistorial- 
ordnung vom 4. Januar 1774 fixiert ist, beschrieben wird, giebt 
der Staat (Rat) keines der in dieser Ordnung sich vorbehaltenen 
Rechte preis. Es sind dies vor allem, abgesehen von den in 
Art. 35 der CE A schon festgelesten Kirchenhoheits- und 
Gresetzgebungsrechten, die Bestätigung der zu Pfarrern Gewählten, 
die höhere Disziplin über Kirchen- und Schuldiener, die Ober- 
aufsicht über die Stiftungen. Diese Rechte bleiben dem Staat 
Frankfurt, ebenso wie er die den Reformierten gegenüber inne- 
gehabten Rechte beibehalten hat. 

Somit ist also die Stellung des Staates zur lutherischen Kirche 
die gleiche, wie zur reformierten: Er übt unbeschränkt das jus 
circa sacra, und er behält auch bestinimte jura ın sacra. 

Ein Unterschied aber liegt in der Verteilung der übrigen 
Jura in sacra zwischen lutherischem Konsistorium und dem in 
Aussicht genommenen freigewählten @emeindevorstande. Während 
nämlich in den reformierten Gemeinden hierin der Löwenanteil 
den Presbyterien zutiel, behält das lutherische Konsistorium alle 
seine kirchenregimentlichen Befugnisse, olıne davon etwas dem 
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Gemeindevorstande abzutreten. Dahin gehört die Fürsorge für 
die Erhaltung der reinen Lehre, der Ordnung und Disziphn in 
Kirchen und Schulen, der Vorschlag der Prediger, die niedere 
Disziplin, die Erteilung der Eheproklamationen, die Verteilung 
der Stipendien aus den bestehenden Stiftungen — alles Dinge, 
die in den reformierten Gemeinden zur Zuständigkeit der Pres- 
byterien gehören. Der Grund für diese Benachteiligung des 
lutherischen Gemeindevorstandes vor den refornierten Presbyterien 
ist ersichtlich nicht nur die überlieferte Schätzung des Konsi- 
storiums sondern auch die finanzielle Unselbständigkeit der luthe- 
rischen Gemeinde. 

Wenn nun aber alle diese Befugnisse dem Konsistorium 
blieben, was sollte dann noch der gewählte kirchliche Gemeinde- 
vorstand? Was sollte man ihm für Aufgaben zuweisen ? Wir 
erinnern uns, dass sich eine ganz analoge Schwierigkeit in der 
reformierten Gemeinde bei Schaffung des reformierten Konsi- 
storiums bot; der beatus possidens war dort das Presbyterium, 
hier das alte Konsistorium. So ergaben sich denn auch gleich, 
als man nach Art. 40 der CE A dazu schritt, einen Gemeinde- 
vorstand ins Leben zu rufen, zwischen den 14 als provisorischer 
(Gemeindevorstand vom Konsistorium dazu bestimmten Gemeinde- 
mitgliedern und dem Konsistorium tiefgreifende Differenzen, die 
zu langen und erregten Verhandlungen führten, bis im Jahre 1820 
am 20. Januar die Ratsverordnung, betr. Bildung des lutherischen 
Gemeindevorstandes, erging. Dieselbe enthielt jedoch keinerlei 
Bestimmung über den Wirkungskreis der Behörde. : Und so be- 
gann nun ein jahrzehntelanges Ringen zwischen Gemeindevorstand 
und Konsistorium, dessen Einzelheiten zu verfolgen nicht die Auf- 
gabe dieser Abhandlung ist. Doch muss hervorgehoben werden, 
dass es sich dabei nicht um einen Streit zwischen Staat und 
Kirche, sondern zwischen Konsistorium und Gemeindevorstand 
handelt, und der Staat darin nur hemmend oder fördernd ein- 
greift. Seinen Abschluss fand dieser Streit im Jahre 1857. Am 
5. Februar erging ein organisches Gesetz, das unter Aufhebung 
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einzelner Artikel der CE A (36 und 42) die Zusammensetzung 
des Konsistoriums dahin regelte, dass der Senat dazu 2 Sena- 
toren, davon einen als Direktor, delegiert, während die übrigen 
Mitglieder, 3 geistliche Konsistorialräte, ein rechtsgelehrter und 
zwei weltliche Assessoren, teils vom Konsistorium, teils vom Pre- 
digerministerium, teils vom Gemeindevorstand präsentiert werden, 
und der Verpflichtung durch den Senat bedürfen. Ein zweites 
Gesetz vom gleichen Datum bestimmte über den Geschäftskreis 
des lutherischen Konsistoriums. Derselbe ist viel umfassender 
geblieben, als der des reformierten. Ihm liegt u. A. ob Aufsicht 
über Lehre und Gottesdienst, Examen und Ordination der Kan- 
didaten, eine weitgehende Mitwirkung bei Besetzung der Pfarr- 
stellen, Verpflichtung, Einführung, Anweisung und Beaufsichti- 
gung der Pfarrer, Oberaufsicht der kirchlichen Vermögensver- 
waltung, Vermittlung der Geschäftsverbindung mit dem Staate. 
Völlig gleich geblieben sind die Rechte des Staates: Bestäti- 
gung der Pfarrer, höhere Disziplin, Anordnung von Kirchenfeier- 
lichkeiten. Ein drittes Gesetz vom gleichen Datum regelt Zu- 
sammensetzung und Geschäftskreis des Gemeindevorstandes. Er 
hat 9 geistliche und 36 weltliche Mitglieder. Seine bescheidenen 
Befugnisse sind die Vertretung der Gemeinde in kirchlichen An- 
gelegenheiten, niedere Disziplin, Verwaltung des Kirchenguts (Ge- 
meindekasse und Almosenkassen selbständig) Fürsorge für die 
Unterhaltung der Kirchen und Pfarrhäuser, Ernennung und Be- 
aufsichtigung der niedern Kirchendiener, liturgisches Veto und 
Mitwirkung bei der Feststellung der Gemeindeordnung und den 
Pfarrwahlen. Bedeutsam ist auch hier die Unterscheidung zwischen 
stimmberechtigten — zahlenden — und nicht stimmberechtigten Ge- 
meindegliedern. Die Wahl des Gemeindevorstands erfolgt nach 
einer doppelten nicht bindenden Vorschlagsliste Die näheren 
Ausführungen dieses Gesetzes sind der gleichzeitig erlassenen Ge- 
meindeordnung überlassen, die im Jahre 1872 erneuert ist. Her- 
vorzulieben ist daraus, dass zu Pfarrern nur solche gewählt werden 
können, die sich zur evangelisch-Jutherischen Kirche bekennen, 
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und dass als Mitglieder der Gemeinde nur solche Personen an- 
gesehen werden, die ihre Zugehörigkeit zur ev.-lutherischen 
Kirche durch Taufe oder Konfirmation, oder durch das Zeugnis 
einer zuständigen ev.-lJutherischen Kirchenbehörde naclıge- 
wiesen haben. 

Diese Organisation der lutherischen Gemeinde trägt deutlich 
die Spuren des Kampfes an sich, der um sie zwischen Konsisto- 
rum und Gemeindevorstand geführt ist. Diese beiden Behörden 
stehen sich fast wie feindliche gegenüber. Es ist ängstlich Vor- 
sorge getroffen, dass nur ja niemand in beiden Behörden zugleich 
sitze: die Pfarrer, welche Mitglieder des Konsistoriums sind, sind 
vom Gemeindevorstand ausgeschlossen. Noch mehr, es besteht 
überhaupt keine Möglichkeit für das Konsistorium, sich in den 
Sitzungen des Gemeindevorstandes vertreten zu sehen, seine Mei- 
nung geltend zu machen, aufzuklären u. s. w.; es giebt nur schrift- 
lichen Verkehr! Ebenso fixiert diese Organisation - einen ganz 
überflüssigen Gegensatz zwischen Pfarrern und Laienwelt. Die 
Pfarrer dürfen nicht einmal bei der Pfarrvorwahl mitstimmen, 
und dem „Predigerministerium“ wird die Möglichkeit, etwa seiner- 
seits zwischen Konsistorium und Gemeindevorstand eine Fühlung 
herzustellen, durch die Bestimmung abgeschnitten, dass es zur 
Stellung eigner Anträge nicht berechtigt ist. — Am hinderlich- 
sten für eine gesunde Entwicklung zeigt sich dies Misstrauens- 
verhältnis in den Bestimmungen über die Pfarrwahl. Diese sind 
so horrend, dass es schade wäre, wenn sie nicht als ein Unieum kirch- 
licher Gesetzgebungskunst aufbewahrt würden. Die Sache ver- 
läuft so: Ist ein Pfarramt erledigt, so wird die Stelle ausgeschrie- 
ben. Die eingegangnen Meldungen sichtet der Gemeindevorstand 
— natürlich mit Unterstützung eimer Unterkommission — und 
bestimmt, wer zu Probepredigten zuzulassen sei. Dieser Beschluss 
geht (schriftlich!) an das Konsistorium, dessen Einverständnis 
eingeholt resp. in langwierigen Verhandlungen erkämpft werden 
muss. Nun finden die Probepredigten statt. Darauf spricht 
sich das Konsistorium über die Befähigung der Bewerber aus, 
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resp. stellt eine Reihenfolge derselben auf. Ebenso erstattet der 

Sprengelvorstand (dreiin den zu den Kirchen gehörigen Sprengeln 

gewählte Aelteste und drei Diakone mit den beiden Pfarrern 

der Kirche; diese Sprengel existieren lediglich für die Wahlen) 
einen Bericht und stellt gleichfalls eine Reihenfolge auf. Nun 
nimmt der Gemeindevorstand eine Vorwahl vor, bei der aber die 

Pfarrer keine Stimme haben. Das Resultat ist ein Dreiervorschlag. 

Dieser wird mehrfach bekannt gemacht. Und dann erst erfolgt 

die Wahl durch die im Sprengel wohnhaften stimmberechtigten, 

d.h. zahlenden Gemeindeglieder, worauf das Konsistorium ersucht 

wird, nun das Erforderliche über Einführung und Verpflichtung 

‘ des Gewählten anzuordnen. — Man kann sich wohl denken, welche 

Zeit dies umständliche Verfahren in Anspruch nimmt, und wie 

lange Vakanzzeiten inzwischen sich ausdehnen. 

Ich fasse die Rechtslage der Gemeinde zusammen: 

1) Der Staat besitzt unbeschränkt das jus circa sacra, ausserdem 
die besondern Rechte der Ernennung zweier Konsistorialräte, 
der Bestätigung der Pfarrwahlen, der höheren Disziplin, der 
Anordnung von Kirchenfeierlichkeiten. Seine Rechte ge- 
genüber der lutherischen Gemeinde sind also ge- 
nau die gleichen, wie gegenüber den reformier- 
ten Gemeinden. 

2) Die Verteilung der Befugnisse des Kirchenregiments zwischen 
Konsistorium und Gemeindevorstand ist jedoch eine andre, 
als bei den Reformierten. Die hauptsächlichen Befugnisse übt 
das Konsistorium. Doch hat der Gemeindevorstand das Wahl- 
recht der 3 weltlichen, die Gesamtheit der Pfarrer unter Mit- 
wirkung des Konsistoriums das Wahlrecht der 3 geistlichen 
Konsistorialräte. 

Es bleibt noch eine besondere Frage zu besprechen, die der 
Dotation. Art. 39 der CEA setzte die eigne Dotation des 
lutherischen Religionskultus und -schulwesens fest. Ausgeführt 
wurde dieser Art. erst durch die Dotationsurkunde vom 2. Febr. 
1830. Auf den Betrag der damals fixierten Dotation kommt es 
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hier nicht an, wohl aber darauf, dass Rechte des Staates 
auf die Dotation nicht gegründet worden sind. Die Dotation ist 
dann beim Uebergang der Stadt Frankfurt an die Krone Preussen 
durch Gesetz vom 5. März 1869 der Stadt Frankfurt als Patro- 
natsverpflichtung geblieben. Dafür hat der Staat Preussen ihr 


das Recht vindiziert, in das lutherische — wie auch in das re- 
formierte — Konsistorium durch Wahl des Magistrats ein Mit- 


glied der betreffenden Gemeinde als Konsistorialrat zu entsenden 
und sich nur die Ernennung des Vorsitzenden vorbehalten. 

Auch hier bleibt endlich noch das Verhältnis dieser staat- 
lichen Rechte zur preussischen Verfassung zu erwägen. Es muss 
daraus dieselbe Folge gezogen werden, wie bei den Reformierten, 
das staatliche Bestätigungsrecht der Pfarrwahlen ist durch Art. 
18 der Verfassung aufgehoben; es richtet sich heute nach den 
oben genannten Gesetzen vom 11. Mai 1873 und 29. April 1887). 

Dass die Stadt Frankfurt ein Bestätigungsrecht für sich be- 
ansprucht und wenn auch nicht grundsätzlich, doch faktisch er- 
langt hat, gehört nicht hierher: Es handelt sich dabei um eine 
zweifellos missbräuchliche Ausdehnung des Patronatsrechtes, die 
von der Stadt durch Hinweis darauf erzwungen ist, dass von Ihr 
die — gesetzlich leider nicht festgelegte — Pensionierung der 
Pfarrer erwartet würde ?). I 

Erst jetzt, nach Darlegung der Verhältnisse auch in der lu- 
therischen Gemeinde, kann ich auf einen Punkt eingehen, der 
neuerdings viel erörtert ist. Nämlich den Charakter der beiden 
Konsistorien. Sind dieselben staatliche Behörden? Sie führen 


!Trommershausen S$. 97. 

®Rönne (Staatsrecht II, 2 [3. Aufl.] S. 687 Anm. 10) sagt zwar: „In 
der luth. Gemeinde Frankfurts besteht das Bestütigungsrecht des Königs, 
auf welchen die betr. Rechte des vormaligen Senats übergegangen sind, 
fort; die ev.-reform. Gemeinden haben uneingeschränkte Freiheit der Pfarr- 
wahl.“ Die hier geübte Unterscheidung ist sicher falsch. Würde der Art. 
18 der preussischen Verf. das ehemalige Bestütigungsrecht des Senats nicht 
tangieren, so bestände dies als ein Recht der Krone auch gegenüber beiden 
Gemeinden. Thatsächlich aber ist es in beiden als erloschen betrachtet. 
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die Bezeichnung „Königliche“, aber daraus kann man nicht fol- 
gern, dass sie staatliche Behörden sind, sie sind Behörden des 
Königs in semer Eigenschaft als summepiscopus. Wir erinnern 
uns, dass schon bei Errichtung des reformierten Konsistoriums 
von den reformierten Gemeinden der Versuch gemacht worden 
ist, ihm das Gepräge einer rein staatlichen Behörde aufzudrücken 
(S. 0. S. 276). Ebenso haben die reformierten Gemeinden in den 
Verhandlungen des Jahres 1868 auf 1869 es als ihr Reclıt be- 
hauptet, ihr Konsistorium als ein Königliches, d. h. staatliches 
anzusehen und daraus die Folgerung gezogen, dass dasselbe nicht 
etwa einem andern Königl. Konsistorium, z. B. dem zu Wies- 
baden, unterstellt werden könne. Dieser Anspruch ist Jedoch 
nicht anerkannt. Schon der Senat hatte es (s. 0. 8. 278 f.) ab- 
gelelint, in dem Konsistorium etwas anderes als eine gemischte, 
staatlich-kirchliche Behörde zu sehen. Auf denselben Standpunkt 
stellte sich dann 1868 der Kommissar des Ministers. Und in 
dem Prozess, den der preussische Fiskus mit der Stadt Frankfurt 
über die Kosten des lutherischen Konsistoriums führte, vertrat 
die Wiesbadener Regierung die Meinung, dass das lutherische Kon- 
sistorium eine kirchliche Behörde der Stadt sei, für die der Staat 
nur ein teilweises Ernennungs- oder Bestätigungsrecht ausübe, und 
der Spruch des Appellationsgerichts Wiesbaden, bei dem die 
Sache ilır Bewenden hatte, führte aus, dass sich das Konsistorium 
als ein Organ der Stadt- und Kirchengemeinde darstelle, dem 
nur gleichzeitig die Ausübung gewisser staatlicher Hoheitsrechte 
mit übertragen se. — Dasselbe gilt natürlich auch vom refor- 
mierten Konsistorium. Beide sind trotz der Ernennung ihres Vor- 
sitzenden durch den König keine staatlichen Behörden!) 
und es entspricht dem Sachverhalt, dass bis heute die Kosten 
für beide nicht vom Staat getragen werden. 


! Es ist mir nicht verständlich, wie Beyschlag (S. 807) behaupten 
kann, dass das Gesetz vom 13. März 1882 das bestehende luth. Konsistorium 
als königliches (das soll heissen: staatliches) anerkannt habe. Davon ist in 
dem Gesetz keine Rede und aus der Ernennung des Vorsitzenden durch den 
König folgt es keineswegs. 
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Zum Schluss werfen wir noch einen Blick auf die bisherige 
Rechtslage der lutherischen Landgemeinden. Dieselben 
standen unter dem lutherischen Konsistorium; ihre Pfarrer wirk- 
ten bei der Wahl der geistlichen Konsistorialräte mit, doch 
mussten diese den Stadtpfarrern entnommen sein; dafür musste 
bei Beratungen über kirchliche Angelegenheiten der Landgemein- 
dden ein von den Pfarrern der Landgemeinden allein gewählter 
Vertreter zugezogen werden. Die Pfarrer wurden auf Vorschlag 
des Konsistoriums vom Senat (Minister) ernannt. Die Kgord- 
nung vom 11. März 1889 (Frdbg., 2. Ergbd. S. 100 f.) gab ihnen 
eine selbständige Gemeindeordnung und damit das Umlagerecht. 
Diese Ordnung war im wesentlichen nach Ü gestaltet. Hervor- 
zulieben ist daraus nur, dass zwar prinzipiell die Gemeindemit- 
glielschaft an die Zugehörigkeit zur evangelisch - lutherischen 
Kirche gebunden ist, Mitglieder der reformierten oder unierten 
Kirche aber einfach durch ihre Erklärung des Beitritts zur Ge- 
meinde die Rechte und Pflichten eines Gemeinderliedes erhalten. 
Eine Zusammenfassung der Landgemeinden in eine Kreissynode 
fehlte. 

V. 

Will man nun Gewinn und Verlust an Rechten abschätzen, 

die der Entwurf den Frankfurter Gemeinden bringt, so wird man 


davon ausgehen müssen, dass — wie aus der vorstehenden ge- 
schichtlichen Skizze hervorgeht — das kirchliche Gesetzgebungs- 


recht bisher unberührt in den Händen des Staates lag. Der 
Entwurf betätigt die Gesamttendenz der neuern Kirchenverfas- 
sungen, die Kirchen auf sich selbst zu stellen, darin, dass er 
das Recht der Gesetzgebung einem von den Gemeinden freigewähl- 
ten Organ, der Bezirkssynode, anvertraut, und dem Staat nur die 
unbedingt notwendige und unumgängliche Sanktion vorbehält. 
Was sodann die Sonderrechte der reformierten Gemeinden 
angeht, so gewinnen diese in erster Linie die Garantie ihrer Ge- 
meindeordnung und die Sicherheit, dass diese nur nach ihrem 
Willen und aus ihrer Initiative fortgebildet werden kann. Sie 
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gewinnen weiter ein Recht der Mitwirkung bei allen Angelegen- 
heiten auch der lutherischen Gemeinde, die zur Kompetenz der 
Synode gehören, ausgenommen allein die dogmatischen Materien, 
durch die reformierten Synodalen, und eine Sicherung ihrer fi- 
nanziellen Basis. 

Nur an zwei Punkten könnten sie möglicher Weise die Konm- 
petenzen der Bezirkssynode einmal als lästig empfinden: wenn 
ihnen durch die Mehrheit neue, regelmässig wiederkehrende Col- 
lekten auferlegt oder kirchliche Bedürfnisse des Bezirks wider ihren 
Willen für allgemeine erklärt würden, zu denen auch sie beizu- 
steuern haben. Beides ist kaum zu befürchten. 

Was sie weiter verlieren, ist das bisher besessene Recht der 
Mitwirkung bei der Zusammensetzung des Konsistoriums. Ueber- 
haupt werden sie sich daran gewöhnen müssen, dass dieses eine 
regere Initiative und eine schärfere Kontrolle insbesondere über 
die Pfarrer in Anspruch nimmt, als bisher üblich war. Dafür 
aber hat der Staat auch das Recht der höhern Disziplin in die 


Hand.der kirchlichen Behörden — Konsistorium und reform. 
Stadtsynodalvorstand — gelegt. 


Es ist kaum nötig, auch für die lutherische Gemeinde (Gre- 
winn und Verlust der Rechte durch den Entwurf abzuschätzen. 
Denn es ist in die Augen fallend, dass hier der Gewinn beden- 
tend, der Verlust minimal ist. Dieser besteht nämlich ausschliess- 
lich in dem Verlust einer Beteiligung an der Zusammensetzung 
des Konsistoriums. Dafür aber erhält die neugebildete Synode 
eine durch die Mitwirkung reformierter Synodalen in der Be- 
zirkssynode nur geringfügig beschränkte rechtliche Selbständig- 
keit, die bisher fehlte, mit allen Konsequenzen, die Einzelgemeinde 
aber eine nie gekannte Selbstverwaltung, die die Bedingung der 
Entwicklung kirchlichen Lebens in ihr ist. Vor allem aber wird 
das in die Hand der Synode wie der Einzelgemeinden ' gelegte 
Umlagerecht für die lutherische Gemeinde von viel grösserer Be- 


ı Für die Einzelzemeinden wird es praktisch nur für die Landgemeinden 
in Betracht kommen. 
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deutung sein, als für die reformierte die Mitwirkung an dem 
Umlagerecht der Synode. Denn da das lutherische Kirchenwesen 
hinter dem reformierten erheblich zurück ist, wird es ihm vor 
allem und zuerst zugute kommen. 

Endlich die lutherischen Landgemeinden. Sıe erhalten durch 
den Entwurf die Fortbildung der ılınen am 11. März 1889 ge- 
währten Geineimdeordnung, die nur in geringfügigen Kleimigkeiten 
geändert wird; daneben aber das gewichtige Recht der freien 
Pfarrwall, das sie bisher nicht besassen. Das Umlagerecht, das 
ihnen die Gemeindeordnung vom 11. März 1889 schon gewährt 
hatte, bleibt in der bisherigen Form erhalten. Der Bedarf der 
Kreissynodalkasse, d. h., da die Kreissynode Aufgaben finanzieller 
Art nicht hat, der auf sie entfallende Anteil an dem Bedarf der 
Bezirkssynodalkasse „für allgemeine, allen Gemeinden gleichmässig 
zugute kommende kirchliche Bedürfnisse des Bezirkes“ wird auf 
die Kgemeinden umgelegt. 

Zuletzt noch ein Wort über die allerdings merkwürdige Ge- 
staltung der finanziellen Lage der städtischen Gemeinden durch 
den Entwurf. 

Die Kirchensteuer wird auf die evangelische Bevölkerung 
ohne Unterschied der Gemeindezugehörigkeit gelest. Die Höhe 
derselben bestimmen die lutlı. und die ref. Stadtsynode in ge- 
meinsamer Sitzung. Der Ertrag aber wird zwischen die luthe- 
rischen und reformierten Gemeinden verhältnismässig geteilt. Da 
nun das lutherische Kirchenwesen in vielen Punkten (Zahl der Pfarr- 
stellen, Pfarrgehälter, Reliktenversorgung) hinter dem reformierten 
zurücksteht, ausserdem fortwährend erheblich wächst und daher 
neuer Kirchen und Pfarrsysteme bedarf, während der Zuwachs 
der reformierten Gemeinden geringer ist und vermutlich nach 
Einführung der neuen Ordnung noch geringer werden wird, so 
ergiebt sich, dass die lutherische Stadtsynode stets einen höheren 
Steuersatz fordern wird, als es im unumgänglichen Interesse der refor- 
mierten Gemeinden liegen würde. Hoffentlich wird man nicht zu be- 
fürchten brauchen, dass eine lutherische Opposition gegen einen 
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etwa von der lutherischen Majorität gewünschten höheren Pro- 
zentsatz sich diese Sachlage zu nutze mache und mit Hilfe der 
reformierten Stimmen ihren Willen durchsetze. Hoffentlich wer- 
den vielmehr die reformierten Gemeinden ihren Ueberfluss dazu 
benutzen, ausser der Vervollkommnung ihrer eigenen Gemeinde- 
einrichtungen allgemeinen und idealen Interessen der evangeli- 
schen Kirche ihre Fürsorge zu gewähren, und sich des Rufes, 
mit zu den reichsten Gemeinden im protestantischen Preussen 
zu gehören, würdig erweisen. 

Auch an diesem Punkte hat der Entwurf erreicht, was er- 
reichbar war. Denn dass sich die reformierten Gemeinden da- 
gegen sträubten, dass man ihnen eine rechtliche Verpflichtung 
auferlegte, mit ihrem Steuerertrage lutherische Kirchen etc. zu 
errichten, kann man ihnen schwerlich verdenken. Dass aber 
andererseits die Erhebung der Umlage in verschiedener Höle 
die grössten Unzuträglichkeiten würde zur Folge gehabt haben, 
ist gleichfalls einleuchtend. So bot sich allein der Weg, den 
der Entwurf gegangen ist. 

Eine ideale Konstruktion der Kirchenverfassung bietet er 
nicht, aber er ist wohlgeeignet, das geistliche Leben der evan- 
gelischen Gemeinden in der Stadt Frankfurt soweit zu fördern, 
als dies rechtliche Formen überhaupt vermögen. 
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Kirchliche und staatliche (soziale) Bedenken gegen 
Leichenverbrennung und Aschebeisetzung (sog. 
Feuerbestattung). 


Von 


Landgerichtsrat a. D. Dr. Herm. Ortloff-\Weimar. 


Vorbemerkung. 


Die Frage der sog. Feuerbestattung (richtiger: Leichenver- 
brennung und Aschebestattung) ist seit einer Reihe von Jahren 
in der kirchlichen und staatlichen, überhaupt der sozialen Publi- 
zistik in entgegengesetztem Sinne mit Hervorhebung der Gründe 
für und wider, auch vielfach in Vorträgen und Einzelschriften 
behandelt worden und es scheint, dass die Gegnerschaft im Ab- 
nehmen begriffen ist, selbst auf Seiten der Kirchenvertreter, 
welche von Anfang an sich fast durchweg ablehnend verhalten 
haben. Die Bewegung zugunsten der Feuerbestattung anstatt 
der ausschliesslich gebräuchlich gewesenen Erdbestattung ging 
im deutschen Reiche namentlich von der Stadt Gotha aus, wo 
unter dem freisinnigen Regiment in Kirche und Staat weniger 
Bedenken herrschte, Ausnahmen von einer althergebrachten, kirch- 
lichen und gesellschaftlichen, staatlich, bez. kirchenstaatsrechtlich 
geschützten Sitte und Gewohnheit zu gestatten. Hier ist seit 1878 
für die Verbrennung von Leichen auf dem Friedhofe folgende 
Einrichtung getroffen, welche als „Krematorium“* im Ganzen be- 
zeichnet wird, während man diesen Ausdruck auch nur für den 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. IX. 2. UV 
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Verbrennungsofen verwendet!. Es besteht eine Kapelle mit Ver- 
senkung des Sarges, welcher ungeschen in der Vertiefung in 
den angebauten Ofen auf Schienen (unhörbar) gerollt wird, so- 
dass mit der Versenkung in die Kapellengruft in Gegenwart der 
Trauergemeinde, nach Einsegnung der Leiche und Gebet des 
Geistlichen die Feierlichkeit mit Gesang die Feier am Grabe bei 
der Erdbestattung ersetzen soll. Von der Verbrennung selbst 
wird vom Publikum nichts wahrgenommen, als etwa der aus dem 
hohen Sehlot sanft aufsteigende Dunst und Rauch. Die Asche 
der mehr durch Gaserzeugung im Siemens’schen Regenerativofen 
als durch Feuer verzehrten Leiche wird sorgfältig in einem Be- 
hälter gesammelt und zur Verfügung der Leidtragenden gestellt, 
welche sie entweder in vorbehaltenen Grabstätten oder Erbbe- 
gräbnissen mit Anbringung von Denkmälern oder Gedenktafeln 
auf den heimischen Friedhöfen privatim, auch vielleicht mit einer 
folgenden, von einem Ortsgeistlichen geleiteten Nachfeier zur 
Erde bestatten, oder in einer Urne auf Privatgrundstücken auf- 
stellen. Auf dem Friedhofe zu Gotha befindet sich aber eine 
besondere Halle zur Aufstellung von mit den Aschenresten ge- 
füllten Urnen in Reihen, das sog. Kolumbarium, als Rulıe- 
stätte der Leichenasche. 

Die Organisierung der Leichenverbrennung und der damit 
verbundenen Bestattungsformen hat, besonders infolge der von 
dem 1876 in Dresden abgehaltenen internationalen Kongress für 
Toteneinäscherung aufgestellten 7 Leitsätze und der daran sieh 
haltenden verschiedenen Verbrennungssysteme im Deutschen Reiche 
nach und nach von Gotha sich auf andere Städte, wie Ham- 
burg, Heidelberg, Jena, in der Schweiz auf Zürich, Basel u. a. nı. 
ausgedehnt, indessen wegen ihrer Kostspieligkeit weniger, als 
wegen eines noch viel verbreiteten Vorurteils und unklar wider- 


! Ustrina war bei den Römern die ganze Anlage zur Leichenverhren- 
nung: derartige öffentliche Kinäscherungsstätten lagen vor den Thoren der 
Stadt Rom und waren mit Grabdenkmälern versehen; angesehene Fannlien 
hatten ihre besonderen Ustrinen. 
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strebender Gefühle nur langsam sich einen Boden zu erstreiten 
vermocht. Im Grunde sind die gegen die Feuerbestattung er- 
hobenen Bedenken mehr dem angewöhnten oder anerzorenen 
Gefühle, als einer einfachen und klaren Verstandes- und Ver- 
nunfterwägung entstammende. 

Die Organe der Vereine für Feuerbestattung zur Bekämpfung 
der Gegner der Feuerbestattung sind die in Berlin erscheinende 
Zeitschrift: „Flamme“ und das im Verlag von H. L. Schlapp in 
Darmstadt herausgegebene Organ der freien Vereinisung deut- 
scher Vereine „Phönix, Blätter für Bestattungsreform“. Letzterem 
war es Jange nicht gelungen, das in Offenbach errichtete Krema- 
torium, wegen des Widerstrebens der hessischen Regierung un- 
geachtet der Zustimmung des Abgeordnetenhauses für Zulassung 
der Toteneinäscherung in Betrieb zu setzen!. Die über die 
Feuerbestattung? erschienene Litteratur ist sehr reichhaltig und 
es möge genügen, auf die in Ph. Reclams Universal-Bihliothek 
1896 in Nr. 3551/52 erschienene Arbeit zu verweisen: „Die 
Totenbestattung in vorgeschichtlicher und geschichtlicher Zeit, in 
Gegenwart und Zukunft, mit besonderer Berücksichtigung der 
Toteneinäscherung von Dr. Ernst Vix, Kaiserl. Regierungs- 
und Medizinalrat zu Darmstadt, S. 98 ff. Dieser Darstellung 
mehreres zu entnehmen, mag für den hier verfolgten Zweck ge- 
stattet sein. Diese Arbeit enthält in geschichtlicher, theoretisch 
wie praktisch kritischer Darstellung das Vollständigste unter Be- 
nutzung einer bereits umfünglichen Litteratur des In- und Aus- 


ı Nach einer Zeitungsnachricht vom November 1598 war der Hes- 
sischen Kammer ein Gesetzentwurfzugegangen, wonach die Feuerbestattune 
nur unter gewissen Bedingungen gestattet werde und nur in öffentlichen An- 
stalten und wenn sie vom Verstorbenen in einer öffentlich berlaubirten 
Urkunde angeordnet war, stattfinden darf. 

® Zur Vereinfachung seien weiterhin die Abkürzungen F.-B. und E.-B. 
für Feuer- bez. Erdbestattung gebraucht. Es mag das hergebrachte Wort 
»Feuerbestattung“ im Gegensatz zur Erdbestattung, obschon darunter nur die 
der Bestattung der Asche vorausgehende Handlung zu verstehen ist, 
also die Leichen verbrennung oder Einäscherung, auch fortgebraucht 
werden. 


Yı)* 
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landes. Darin wird besonders hervorgehoben, dass die Toten- 
einäscherung eine vorbereitende Handlung sei, durch 
welche die Bestattung nicht alteriert werde; sie beseitige alles 
das, was gegen das Erdgrab eingewendet werden könne. Die 
nachfolgende Bestattung der Asche lasse alles das beibe- 
halten, was man glaubte durch die F.-B. einbüssen zu müssen. 
Nur die Beisetzung an einer bestimmten Stätte solle geändert 
werden und das missbräuchlich gebrauchte Wort „Feuerbestat- 
tung“ sei durch „Verbrennung“ oder „Einäscherung“ zu ersetzen. 
In dem Widerstreben gegen die F.-B., namentlich ın dem der 
Geistlichkeit, tritt ein Mangel der Unterscheidung und Trennung 
des eigentlichen Bestattungsaktes als Beseitigung der sterb- 
lichen und der Verwesung nach dem Naturgesetz anheimfallen- 
den und eben dadurch die Gesundheit der Ueberlebenden ge- 
fährdenden menschlichen Ueberreste hervor und zwar von der 
jenem rein äusserlichen, mechanischen Akte der Notwendigkeit 
vorausgehenden Trauerfeier, als einer idealen, mit mehr oder 
weniger Förmlichkeiten verbundenen, letzten Ehrung für den vom 
Erdenleben Abgeschiedenen, sowie einer von selbst daran sich 
schliessenden Tröstung der Hinterbliebenen und Teilnahme der 
Näherstehenden an dem von der Zeit zu heilenden Trübsal jener. 

Es bleibt sich näher betrachtet ganz gleich, ob unmittelbar 
an die Trauerfeier an der Gruft oder am Erdgrabe die Versenkung 
in dieses oder in die in der Grabkapelle für alle der F.-B. zu 
übergebenden Verstorbenen bestimmte Versenkung erfolgt, oder 
auch, wie in Jena, mangels einer solchen Einrichtung bei dem 
Gesang der Trauerversammlung der Sarg aus der Kapelle nach 
dem daran gelegenen Verbrennungsofen getragen wird — überall 
ist es Entziehung des den Verstorbenen bergenden Sarges aus 
den Augen der Ueberlebenden — zum Zweck der Vernichtung, 
und überall ist es der Abschied der Lebenden von dem Ver- 
storbenen, der allen feierlich begangen wird. Die Bedeckung 
des Sarges und Gebettung im Schosse der Erde erfolgt ebenso 
wie die Einäscherung im Ofen — ohne das Beisein anderer, als 
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der dazu und damit Beauftragten. Die Vernichtung der Leiche 
ist bei der F.-B. nur eine schnellere Verbrennung, als die bei 
der E.-B., wo auch eine, nur langsame Auflösung des Körpers, 
eine andere Art der Verbrennung durch Fäulnisgase eintritt. 
Also die mechanische Bestattung erfolgt bei beiden Bestattungs- 
arten zudemselben Zwecke, wenn auch durch äÄusserlich 
verschiedene Mittel. Die ilım vorausgehende Feierlichkeit ist 
aber bei der für den Verstorbenen, seine Nachgelassenen und 
die begleitende Trauergemeinde ganz dieselbe für jede Be- 
stattungsart und darauf allein kann es ankommen, wenn man 
einer vernünftigen und verständig unterscheidenden Klärung der 
Streitfrage folgen will. Die sich ihr entgegenstellenden Gefühle 
entspringen mehr oder weniger einer materialistischen Auffassung 
oder einer hergebrachten Einpflanzung und einem gedankenlosen 
Nachfolgen. Darauf wird später näher emzugehen sein; hier 
eilt es nur, auf die thatsächliche Trennung der idealen 
Bestattungs feier von der natürlichen oder wirklichen Bestat- 
tungs art als Leichenvernichtungs mittel hinzuweisen. 

Wenn bisher im Deutschen Reiche die F.-B. nur veremzelt 
in den genannten Städten als zulässige Bestattungsart mehr ge- 
duldet, als wie als eine wohlberechtigte seitens der politischen 
wie der Kirchgemeinden anerkannt worden ist, kann es sich nun- 
mehr bei einer um sich greifenden Klärung fragen, ob nicht zur 
Beseitigung der obschwebenden Bedenken gegen die Ausbreitung 
der F.-B. und deren volle Gleichstellung mit der E.-B. kirchen- 
staatsrechtlich vorzugehen sei, lediglich zur Verstär- 
kung des Gemeinfriedens und zwar mehr des inneren als 
des äusseren. Eine Störung dieses Friedens wird immer durch 
ein unberechtigtes Eifern, am meisten von seiten der Geistlich- 
keit, gegen die F.-B. genährt, m bürgerlichen Kreisen auch durch 
Nachfolge teils blosser Nachbeter, teils allzu sehr jeder Neuerung 
abgeneigter Nachtreter. Auch hierfür ist obige Getrennthaltung 
nötig, d. 1. zu geben, was der Kirche ist und was dem Staate 
angehört, jener die Bestattungs feier, diesem die darauf fol- 
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Bestattungsart. Die Einrichtung dieser letzteren und deren 
Vollziehung steht lediglich unter den Gesichtspunkten der öffent- 
lichen, vom Staate zu besorgenden Wohlfahrt, der Sicherung der 
(wesundheit, welche sogar die obligatorische F.-B. anstatt der 
E.-B. in gewissen Fällen bieten kann, und auch der Geltung 
berechtigter Anschauungen entgegen unklarer, nur herkömmlicher 
Gefühlsansichten. Ein Zusammenwirken von Staats- und Kirchen- 
gewalt ıst gerade auf dem alle irdischen, natürlichen wie geisti- 
gen Verschiedenheiten des Menschengeschlechts ausgleichenden 
(aebiete des Todes und des Friedhofs- und Begräbniswesens ge- 
boten, wie es in den von verschiedenen Konfessions- und staat- 
lichen Gemeinde-Vertretern bei Festsetzung von Friedhofs- und 
Begräbnisordnungen wahrzunehmen ist. Wenn dabei die staat- 
liche Gewalt in den politischen Gemeinden mehr als die Kirchen- 
gewalt in neuerer Zeit hervortritt, so ist das ein Zeichen für 
die wachsende Eskenntuis, dass die Bestattungsart bez. Form 
mehr in das Gebiet der staats- als der kirchenrechtlichen 
Ordnung fällt und die frühere Vorherrschaft der Kirche auf das 
ihr gebührende Mass der Beteiligung zurückgeführt wird, haupt- 
sächlieh in vorwiegend protestantischen, dem Klerikalismus nicht 
unterthänigen Staaten, oder in politischen Gemeinden vorwiegend 
katholischer Staaten. 

Es dürfte an der Zeit sein, dass ein Eingreifen der Staats- 
regierungen in Deutschland zur grösseren Verbreitung der F.-B. 
erkennbar und diese nicht blos einzelnen Städten als blosse Ge- 
meindeangelegenheit überlassen bleibe, dass die Bedenken gegen 
die F.-B. im Einverständnis mit der Kirchenregierung zerstreut 
würden, mindestens in protestantischen Staaten. So hat z. B. 
in Jena unter dem 28. Febr. 1889 der Gemeindevorstand und 
Gemeinderat für den ım Eigentum der Stadtsemeinde stehenden 
neuen interkonfessionellen Friedhof zur Beerdigung von Leichen 
Verstorbener jeden Standes und jeden Religionsbekenntnisses 
(oder Verstorbener ohne ein solches) ohne Mitwirkung der Kirchen- 
vertretung auf Grund der Art. 11 und 13 der damals geltenden 
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Gemeindeordnung je eine Begräbnis- und eine Friedhofsordnung 
erlassen und das Begräbniswesen, „soweit nicht die durch die zu- 
ständigen kirchlichen Organe zu regelnden kirchlichen Beziehungen 
in Frage kommen“, der Aufsicht und Regelung des Gemeindevor- 
standes nach Massgabe der Vorschriften dieser Ortsstatute über- 
tragen. Nur einer Genehnigung des Oberpfarrers! neben der des 
Gemeindevorstandes bedürfen nach 8 17 der F.-O. solche Inschriften 
auf Grabdenkmälern, welche etwas Weiteres enthalten sollen, als 
die Angabe des Namens und Standes des Verstorbenen, sowie der 
Zeit und des Ortes der Geburt und des Todes desselben, sowie 
auch einer Genehmigung des evangelischen Oberpfarrers bez. des 
katholischen Geistlichen bedarf die Ausgrabung einer Leiche, falls 
der Begrabene der einen oder anderen Kirche angehört hatte, wenn 
andere Personen als eine Behörde die Ausgrabung beantragten, 
nach $ 20 der F.-O. Für das Begräbnis Angehöriger der römisch- 
katholischen Kirche der katholischen Gemeinde zu Jena sind 
bischöfliche Bestimmungen zu der städtischen B.-O. unter dem 
14. Juni 1888 von dem General-Vikariat zu Fulda ın 7 Para- 
graphen erlassen. Im 8 5 ist die vollständige Beendi- 
gung des kirchlichen Begräbnisaktes insofern besonders hervor- 
gehoben, als nur mit Genehmigung des Geistlichen noch von 
Laien Grabreden am Grabe nachher gehalten werden dürfen. 
Hier ist sonach besonders erkennbar gemacht, dass die Betei- 
lieung der katholischen Kirche am Begräbnisakte beendigt sei, 
sobald ein Laie nach erhaltener Genehmigung des Geistlichen 
noch eine Grabrede hält, wonach im Gegensatz zu dem kireh- 
lichen Begräbnisakt der weltliche in seine Rechte tritt d. h. 
die eigentliche Erdbestattung. 

Ein Zusammenwirken der weltlichen und geistlichen 
Oberbehörde trat bei dem Erlass der neuen F.-O. für den der 
Stadtgemeinde Jena gehörigen Friedhof vom 30. April 1896 her- 
vor, wodurch das frühere Ortsstatut vom 28. Febr. 1889 aufge- 


' In der neuen F.-O. vom 30. April 1896 ist hier eingeschaltet: „bez. des 
katholischen Geistlichen. ® 
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hoben ward. Diese neue F.-O. war wieder von dem Gemeinde- 
vorstand und dem Gemeinderat zu Jena ergangen und unter- 
fertigt. Darunter aber bezeugten als nächste Oberbehörden der 
Grossherzogl. Bezirksdirektor zu Apolda und die Grossherzogl. 
Kircheninspektion zu Jena in einer angeschlossenen Beurkundung 
auf Grund eines Erlasses des Staatsministeriums, Departement 
des Innern, zu Weimar, dass der Grossherzog, der ja nach der 
Verfassung als Landesherr auch oberstes Kirchenhaupt (summus 
episcopus der Landeskirche) ist, nach geschehener Vorlage im 
Gesamtministerium diese F.-O. bis auf Widerruf genehmigt habe. 
Damit war kundgethan, dass die Zustimmung des Kirchenregi- 
ments zu der politischen (staatlich genelimigten Gemeindeeinrich- 
tung der Stadt Jena) Neugestaltung des Friedhofs- und Begräb- 
niswesens erfolgt sei. Diese F.-O. zerfällt n zwei Abteilungen, 
wovon I. die Beerdigung, II. die Feuerbestattung betrifft (8S 25 
bis 32). Darin ist neben der bisher allein zulässig gewesenen 
„Bestattungsform des Begräbnisses“ in Zukunft auch „die Form 
der Feuerbestattung“ zugelassen ; jedoch ausschliesslich in der 
Feuerbestattunganstalt auf dem städtischen Friedhofe soll eine 
F.-B. vorgenommen werden. In den 88 26 und 27 sind die polı- 
zeilichen Vorsichtsmassregeln aufgestellt und in SS 28 und 29 
werden betrefts der „Nebenumstände“, z. B. des Transportes der 
Leiche nach dem Friedhof, der Benutzung der Leichenhalle und 
der Kapelle die in dieser Richtung bei der E.-B. angeordneten 
Bestimmungen als massgebend bezeichnet. Die Einsegnungsfeier- 
lichkeiten finden in der Regel in der Kapelle statt; hier wird 
nach Ankunft der Leiche der nach Vorschrift hergestellte Sarg 
(aus weichem Holz oder leichtem Zinkblech ohne metallne Zier- 
"athen, im Mass von nicht über 2,25 m Länge, 0,75 m Breite, 
0,72 m Höhe) auf die dafür bestimmte Stelle gesetzt und auf 
demselben Wege, auf dem er hereingebracht worden, nach Be- 
endigung der Einsegnungsfeierlichkeit — bei evangelisch-kirch- 
lichen Bestattungen nach Entfernung des Geistlichen und Auf- 
lösung der Trauerversammlung — durch die Träger aus der 
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Kapelle wieder hinaus und an seinen Bestimmungsort in das Ver- 
brennungsgebäude gebracht. Es ist daher eine Geleitung des 
Sarges seitens anderer Personen dahin ausgeschlossen und es 
findet sonach mit der Entfernung des Geistlichen und der Trauer- 
versammlung aus der Kapelle die Bestattungsfeier ihren Abschluss. 
Alles Weitere fällt der weltlichen Einrichtung zu, genau so, wie 
die Schliessung einer Gruft bei Erbbegräbnissen oder vorbehal- 
tenen Gräbern und wie die Zuschüttung der Reihegräber mit 
Erde. Ausdrücklich geordnet ist im 8 29, dass während des 
Verbrennungsaktes ausser den mit der Ausführung und Ueber- 
wachung desselben dienstlich betrauten Personen in dem Feuer- 
bestattungsgebäude nur solche Personen sich aufhalten dürfen, 
die in einem wissenschaftlichen oder technischen Interesse auf 
Nachsuchen um Zutritt vom Gemeindevorstand ausdrücklich die 
Erlaubnis, welche nicht ohne Zustimmung der Angehörigen des 
Verstorbenen zu erteilen ist, erhalten haben. 

Alles Weitere inbetreff der Verbringung der Aschenreste 
ist nun weltlicher Natur und entfällt der kirchlichen Mitwirkung 
gänzlich, wie sich aus den Bestimmungen des 8 30 der ange- 
zogenen F.-O. ergiebt. 

Die unter der Aufsicht des Friedhofsverwalters oder von 
diesem sorgfältig gesammelten Aschenreste werden in je einer 
verlöteten Blechbüchse den Angehörigen oder denen, welche für 
die Bestattung Sorge tragen, übergeben. Soweit auf Wunsch 
dieser die Aschenreste auf dem Friedhofe verbleiben sollen, können 
sie entweder 60 em tief (auf einem 70 cm langen und 60 cm breiten 
Grabplatz) in den von dem Gemeindevorstand bestimmten Leichen- 
feldern mit dreissigjähriger Ruhezeit beigesetzt werden, worauf 
die für die Gräber der Erdbestatteten bestehenden Vorschriften 
sinngemässe Anwendung zu finden haben. Auch ist es zulässig, 
Aschenreste in ein schon bestehendes Grab zu senken und dann 
ist dieses für den Aschenbehälter bis 60 em Tiefe auszugraben. 
Für gewünschte Familiengrabstätten, Erbbegräbnisse u. dgl. sind 
Vereinbarungen mit dem Gemeindevorstand zu treffen. Für die 
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oberirdische Ausstellung von Urnen (Aschenbehältern, in denen 
die verlöteten Zinkbüchsen mit der Asche sich befinden), in Erh- 
begräbnissen bedarf es der besonderen Genehmigung des Gemeinde- 
vorstandes, zu deren Herbeiführung Zeichnungen mit genauen 
Massen einzureichen sind. Inschriften unterliegen den Bestim- 
mungen des & 17, wonach das Denkmal- und Inschriftensetzen 
der Genehmigung des Gemeindevorstandes überhaupt bedarf und 
Inschriften und Darstellungen, welche über die Angabe des Namens 
und Standes des Verstorbenen, sowie der Zeit und des Ortes 
der Geburt und des Todes desselben hinausgehen, auch der vor- 
herigen Genehmigung des Oberpfarrers bedürfen. Endlich kann 
eine Beisetzung der Urne in der dafür besonders errichteten Halle 
(„Kolumbarium“*) des Friedhofes mit einer Ruhezeit von 30 Jahren 
nach Genehmigung des Gemeindevorstandes und nach dessen Be- 
stimmungen über die Tarifstaxe statttinden. Die Aufsicht über 
die Feuerbestattungsanstalt und das Kolumbarium liegt dem Fried- 
hofsverwalter ob, der sich nach den ihm vom Gemeindevorstand 
erlassenen Dienstvorschriften zu richten und die erforderlichen 
Bücher zu führen hat!. 

Es ist dieses Alles vorausgeschickt worden, um aus der kon- 
kreten Einzelerscheinung zu zeigen, wie sehr die kirchliche 
Beteiligung an den Bestattungen von Menschenleichen getrennt 
zu halten sei von der weltlichen Mitwirkung an der Be- 


ı Auch in Eisenach ıst, nachdem eine Auseinandersetzung zwischen 
der Kirchenregierung und der Stadt- und Kirchengemeinde über die Er- 
richtung eines Verbrennungsofens an der Friedhofskapelle dahin stättwe- 
funden hat, dass der Altar vor die Versenkungsstelle versetzt worden ist, 
die Leichenverbrennung gesichert und der Bau des Krematoriuns vollendet 
worden. 

Die Zahl der Freunde der F.-B. vermehrt sich zusehends. Zu Anfang 
des J. 1898 gzub es in Deutschland 20 Feuerbestattungsvereine mit 12000 
Miteliedern, anfangs 1899 aber schon 37 Vereine mit 37000 Mitgliedern. 

Die Görlitzer Kreissynode 1 hat mit ansehnlicher Mehrheit einen 
vom Görlitzer Gemeinde-Kirchenrat eingebrachten Antrag auf Gestaltung 
der amtlichen Beteiligung der evangelischen Geistlichkeit bei Feuerbestat- 
tungen (1899) angenommen. 
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stattungsart oder Form. Dies dürfte zur Beseitigung mancher 
abstrakten Anschauung und Erwägung von Gründen der Ver- 
werfung oder Verhinderung von Feuerbestattungen führen. 


I. 
Kırchliche Bedenken. 


8 1. 


In neuester Zeit wurde die Frage der F.-B. auf der deutsch- 
evangelischen Kirchenkonferenz zu Eisenach im Juni 1898 
zur Sprache gebracht und dabei trat bei der grossen Mehrheit 
eine ablehnende Haltung hervor. Präsident Voigts-Hannover 
und Generalsuperintendent Bahnsen-Coburg waren Bericht- 
erstatter im gegensätzlichen Sinne und das Ergebnis der lebhaften 
und umfänglichen Auseinandersetzungen war die mit 28 gegen 
4 Stimmen erfolgte Annahme der vom ersteren Berichterstatter 
aufgestellten Leitsätze in nachstehender veränderten Fassung: 

„1. Die Feuerbestattung ist, obschon sie keinem Gebote 
Gottes und keinem Artikel des christlichen Glaubens an sich 
widerspricht und auch in den Bekenntnissen der evangelischen 
Kirchen nirgends verworfen wird, doch der an die heilige Schrift 
sich anschliessenden, in der christlichen Kirche allgemein be- 
stehenden uralten Sitte und den dieser entsprechenden Ordnungen 
zuwider. 2. Die evangelische Kirche hat gegenüber der auf die 
Einführung der Feuerbestattung gerichteten, als Finzelbestre- 
bung zu charakterisierenden Bewegung für die Bewahrung der 
im christlichen Volks- und Gemeindebewusstsein festgegründeten 
Sitte des Begräbnisses einzutreten. 3. Dementsprechend ist dem 
Geistlichen die amtliche Beteiligung bei einer Feuerbestattung 
und allen mit diesen zusammenhängenden Feierlichkeiten nicht 
zu gestatten. Hierbei bleibt die Pflicht der Geistlichen bestehen, 
ım engeren Kreise der Leidtragenden den Trost des göttlichen 
Wortes darzubieten. 4. Feierliche Beisetzung von Urnen mit den 
Ueberresten der durch Feuer bestatteten Leichen ist auf kirch- 
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lichen Begräbnisstätten, als deren Bestimmung widersprechend 
nicht zulässig.“ 

Der Mitberichterstatter Bahnsen vertrat die abweichende 
Meinung der Minderheit, indem er nachzuweisen versuchte, dass 
die auf F.-B. gerichteten Bestrebungen der sittlichen Grundlage 
nicht entbehrten, dass ihr Bibel! und Dogmatik nicht entgegen- 
ständen, und jene auf rechtlichen, ökonomischen, hygienischen 
und ästhetischen Voraussetzungen beruheten, dass ihnen dafür 
seitens der Kirche keine unberechtigten Schwierigkeiten bereitet 
werden dürften, vielmehr agendarische Vorschriften zu geben seien, 
wenn man im Interesse der Gewissensfreiheit nicht noch besser 
den Geistlichen ganz freien Spielraum lassen wolle. 

In einer wenige Monate darauf im Verlag von A. Duncker 
in Berlin erschienenen Schrift: „Die Stellung der evangelischen 


ı Das hatte Medizinalrat Küchenmeister in dem nach seinen Tode 
im Verlag von Schweizerbart in Stuttgart erschienenen Werk: „Die in der 
Bibel vorkommenden Bestattungsarten“ dargethan, dass die Leichenverbren- 
nung in gar keiner Beziehung zur Lehre Christi stehe, vielmehr eine Sache 
sei, mit der es das Gewissen eines Christen halten könne, wie es fühle 
(„Adiaphoron“). Dem gegenüber muss die beliebte Phrase von einem Ein- 
griff in den christlichen Glauben oder gar von Angriffen auf das Christen- 
tun verstummen. 

Der evangelischo Pfarrverein Württembergs hat in 
seiner Hauptversammlung 1899 zur Feuerbestattungsfrage den Beschluss 
gefasst: „Der Pfarrverein spricht unter Zustimmung zu der prinzipiellen 
evangelisch-Kirchlichen Beurteilung der Frage, wie sie der Referent (Stadt- 
pfarrer Plank) vorgetragen hat, die Hoffnung aus, es werde unserer Kirche 
bald gelingen, eine öffentliche gottesdienstliche Feier an der passendsten 
Stelle der Bestattung zu ermöglichen, und beauftragt den Vorstand, eine 
diesbezügliche Bitte der Oberkirchenbehörde vorzulegen.“ Die grosse Mehr- 
zahl der Geistlichen ging von der Anschauung aus, dass die heilige Schrift 
darüber, was mit der irdischen Hülle des Menschen geschehen solle, nichts 
geboten habe; die Verbrennung verletze also kein ausdrückliches Gottes- 
gebot, und es sei daher in dieser Frage der evangelischen Freiheit kein 
Zwang anfzuerlegen. So sehr die biblischen Vorgänge und Gleichnisse die 
Beerdigung mit dem herkömmlichen Begräbnisse als christliche Sitte em- 
pfehlen, so könne die Kirche von sich aus werdenden Volks- 
sitten, die nichts Unerlaubtes darstellen, nicht entgegentreten, 
sondern habe sie zu veredeln und zu verchristlichen. 


Ortloff, Kirchl, u. staatl. (soz.) Bedenken geg. Leichenverbrennung etc. 315 


Kirche zur Feuerbestattung. Ein erweiterter Vortrag. Von Wil- 
helm Bahnsen, Generalsuperintendent, Oberkonsistorialrath 
und Oberpfarrer in Coburg, Berlin 1898“ (8. 82) hat der mutig 
auftretende Verfasser seine Ausführungen auch dem Publikum ge- 
nauer bekannt gegeben. Am Schlusse seiner Bekämpfung von 
weit und breit sich festgesetzt habenden Anschauungen muss der 
Verfasser sich und den Leser mit der Hoftnung auf eine Zukunft 
trösten, dass es vielleicht gelingen werde, in sachgemässer Weise 
die Gründe für und wider zu erwägen; aber fast stehe zu be- 
fürchten, dass es sich bei der schroffen Ablehnung gegenüber der 
Feuerbestattung nicht nur um einen vorübergehenden Irrtum 
handle, sondern um eins jener vielen Symptome der Betretung 
eines Weges der evangelischen Kirche, welcher dahin führe, 
Boden des Evangelischen unter den Füssen zu verlieren. Sehr 
richtig betont B. im Abschnitt II mit der Ueberschrift: „Wie 
ist über die von den Anhängern der Feuerbestattung vorgebrachten 
Gründe von Seiten der Kirche und ihrer Organe zu urteilen?, 
dass diese hiergar nicht das letzte Wort zu sprechen 
habe, da es sich um Fragen handle, die ausserhalb ihres Be- 
reichs lägen. 

Im theokratischen, im hierarchischen Staate, wo die Kirchen- 
herrschaft alles umfassen will, selbst noch die Seelen beherrschen 
möchte, da freilich spricht die Kirche als Gesamtheit, die von 
ihren Organen getragen wird, das erste und letzte Wort. Der 
protestantische Geist der Freiheit von klerikalen Fesseln fordert 
Duldsamkeit, vor allem Achtung der Gewissensfreiheit und 
der Grundsätze der Gleichberechtigung aller Glieder der Kirche. 

Die ersten Christen Roms, deren religiösen Gebräuche sich 
an die der Juden anschlossen, suchten, wie die Juden, ihre 
Toten von denen der Heiden zu trennen und in ihren besonderen 
Friedhöfen (Katakomben), welche auch zu ihren Andachtsübungen 
dienten, in Grabkammern aufzustellen. Solche Felsengräber fanden 
sich in vielen Städten Italiens vor; das christliche Erdgrab wurde 
so im christlich gewordenen römischen Reiche vorherrschend ge- 
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genüber der früheren Leichenverbrennung der alten Welt. Theo- 
dosius der Grosse verordnete für Konstantinopel (Byzanz) 
im J. 381 n. Chr. (Codex IX. 17. Nr. VD), dass alle Körper, 
mögen sie in verschlossenen Urnen über der Erde oder in Erd- 
gräbern bestattet werden, ausserhalb der Stadt beizusetzen seien. 
Die Einäscherung bestand sonach noch neben der E.-B. als 
zulässige Bestattungsart, und die erwähnte Vorschrift erliess der 
christliche Kaiser lediglich aus gesundheitspolizeilichem 
Grunde. 

War die F.-B. bei den Kelten und Germanen ur- 
sprünglich die regelmässige Form der Leichenbestattung, so kam 
doch frühzeitig in vorchristlicher Zeit auch die E.-B. vor und 
wurde mit der Erhebung des Christentums zur Staatsreligion im 
J. 496 vorherrschend; jene erhielt sich nur noch bei dem sächsi- 
schen Volksstamm. In dem Erlasse des Kaisers Karl des 
(rossen (Kapitulare von Paderborn v. 785, das zur Vernich- 
tung der volkstümlichen Sitten der unterworfenen Sachsen diente,) 
trat das kirchliche Moment hervor, indem bestimmt ward, 
wer die Leiche eines Verstorbenen nach der Sitte der Hei- 
den durch die Flammen verzehren lasse und die Knochen in 
Asche verwandle, solle mit dem Tode bestraft werden; die Leich- 
name christlicher Sachsen seien in die Heidengräber nicht 
ferner zu bringen, sondern auf die Kırchhöfe; Stätten des 
christlichen Kultus wurden nun diese letzteren, welche um die 
Kirchen herum angelegt wurden zur Aufnalıme von Reihe- und 
Familiengräbern. Selbst die Beisetzungen hervorragender Per- 
sönlichkeiten in Grüften der Kirchen wurde Gebrauch, wie dies 
alles sich besonders in Ortschaften des platten Landes bis zum 
heutigen Tage erhalten hat, während die neuere Zeit wegen 
Mangels an Platz und aus Rücksichten auf die Gesundheitser- 
haltung die Friedhöfe ın den Städten möglichst geschlossen und 
neue entfernt von Wohnungen verlegt werden, manigfach nicht 
ohne Widerspruch der Geistlichkeit. Aus jenem Verbote des 
Frankenkönigs geht aber auch hervor, dass bei den Sachsen (Öst- 
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und Westfalen, Chernskern und Engern) Massen-, nicht Einzel-, 
Reihe- oder Flachgräber (tumuli d. i. Erd- und Steinhügel) zur 
Leichenbestattung ausser der doch bis um das 1100 noch vor- 
kommenden Einäscherung in Gebrauch waren. Wie fast bei 
allen Völkerschaften die Leichenbestattungen, einerlei ob Feuer- 
oder Erdbestattung, in Höhlen, Grüften oder Grabhügeln mit 
einer den jeweiligen Anschauungen und Sitten entsprechenden 
Form und Feierlichkeit (Ritus) zu Ehren des Verstorbenen ver- 
bunden waren, so auch in der christlichen Kirche, welche 
an die Gebräuche des Judentums sich anreihte. Hier wurden 
die Beerdigungsstätten mit dem Verschwinden der F.-B. umfrie- 
dete und geweihte Orte („Friedhöfe“) und es traten nunmehr mit 
Entwickelung der kirchlichen Ordnung durch die Priesterherr- 
schaft des von Rom aus zentralisierten Klerus die vorher an 
erster Stelle massgebenden Gesichtspunkte, als klimatische Ver- 
hältnisse, Bodenbeschaffenheit,, ökonomische und Zweckmässig- 
keitsrücksichten (Holzmangel), welche vielfach die eine oder andere 
Bestattungsart bedingten, zurück und die kirchliche An- 
schaung von der notwendigen Ausschliesslichkeit der E.-B., 
also das religiöse Moment, in den Vordergrund. Zu Grunde 
gelegt ward die Bestattung des Stifters der christlichen Kirche 
in einem Erdgrab (übrigens Felsengrab, vor dem ein grosser 
Stein als Verschluss vorgelegt war) als normgebend und die 
daran sich schliessende Erzählung von der Auferstehung Christi, 
an die sich das Dogma von der Auferstehung der Verstorbenen 
am Jüngsten Tage, dem Weltende u. s. w. anschloss. 


82. 


Hierauf fusste namentlich die starke Gewmerschaft der I.-B. 
in der Geistlichkeit, indem sie die Leichenverbrennung als im 
Widerspruch mit dem kirchlichen Dogma von der Auferstehung 
stehend verwarf. Der Widerlegung dieses Grundes für die Aus- 
schliesslichkeit der E.-B. im Gebiete des Christentums ist von 
Bahnsena.a.0.S.34 ff. in einer auf diesem so schwierigen 
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Gebiete so überzeugenden Weise erfolgt, dass dazu kaum noch 
etwas zu bemerken ist. Die mystische Unklarheit und Umschrei- 
bung dieser Trost- Hofinungs- und Versöhnungslehre, welche ein 
tiefes Verständnis der menschlichen Seelen- besonders Gefühls- 
stimmung erkennen lässt im der Stärkung des Wunsches der 
Wiedervereinigung der aus dem Eredenleben Abgeschiedenen, muss 
vor der geläuterten Erkenntnis der Denker weichen, welche jene 
materialistische, sinnliche Vorstellung verwirft, als könne der 
Leib des der Vernichtung anheimgefallenen Körpers aus Erde 
oder Asche in derselben oder einer andern Gestalt erneuert dem 
Erdendasein wieder gegeben werden. Dazu gehören noch nicht 
naturwissenschaftliche Nachweise der Unmöglichkeit, sondern nur 
ein klarer Verstand, und eine Beobachtung des natürlichen Ge- 
schehens muss schon darauf hinführen, dass in dem Dogma von 
der Auferstehung des Leibes nicht eine natürliche Unmöglichkeit, 
sondern ein über das Irdische hinausreichender, erhabener Sinn 
zu suchen ist: die Lehre von der Unsterblichkeit als Erneuerung 
der Seele im Fortschreiten der Gattung der menschlichen Ge- 
schöpfe und das Wiederfinden verwandter Geister in der Fort- 
bildung des Seelenlebens der Menscheit auf Erden, das ewig über 
dem Körperleben und frei und unabhängig von diesem sich fort- 
setzen wird, so lange es noch Menschen hienieden giebt. Jene 
materialistische Auffassung sieht in der Verwandlung des Körpers 
zu Asche em Hindernis für die Vorstellung einer Zusammen- 
fügung der Bestandteile des Körpers eines Verstorbenen bei der 
Auferstehung, während sie doch andererseits die Möglichkeit einer 
solchen annimmt, wenn der Körper in der Erde ebenfalls zur 
Erde geworden ist durch eine andere Art der Verbrennung, d.i. 
die Verwesung. Dabei bleibt sie im Ungewissen, ob die Seele 
des Verstorbenen im Körper oder deren Ueberresten fortlebt oder 
entwichen ist, und wohin und ob sie in einen auferstandenen 
Leib zurückkehrt und woher? Der RabbinerDr A. Wiener 
erhob sich weit über die Starrheit der vermeintlich Rechtgläubigen, 
als er den Ausspruch that: „Wir meinen, dass die Starrgläubigen 
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durch ihre Verurteilung der Leichenverbrennung Unglauben oder 
doch wenigstens Zweifel zu erkennen geben, dass es Gott mög- 
lich sei, auch den verbrannten Leichnam erstehen zu lassen®. 
Dazu fügen wir den auch von Bahnsen.a. a. O. ausgespro- 
chenen Satz: darüber — man möge persönlich zum kirchlichen 
Dora stehen, wie man wolle — komme man nicht hinweg: „Der 
Auferstehungsleib der Schrift trägt nichts an sich von der irdischen 
Materie, die ins Grab sinkt“. Den Beweis dafür hat B. unter- 
nommen — und m. E. mit Glück geführt. Als erhabener und 
christlicher ward der Glaube den Anhängern der Feuerbestattung 
bezeichnet, die der Allmacht Gottes zutrauen, dass, wenn am 
Jüngsten Tage eine leibliche Auferstehung stattfinde, es ebenso 
ut aus einem Häutflein Asche, wie aus einem Berg vermolderter 
Knochen geschehen werde. Das Fellen der materiellen Substanz 
bei der beschriebenen Auferstehung Christi ist dem menschlichen 
Erwägen weit begreitlicher als das Vorhandensein, das nach der 
schriftlichen Ueberlieferung ganz und gar in Zweifel gestellt ist. 
„Was der biblische Auferstehungsleib mit dem irdischen Leib 
gemeinsam hat, ist lediglich eine den Sinnen wahrnehmbare Er- 
scheinung der Persönlichkeit, und zwar ist diese eine vorüber- 
gehende — allerdings etwas sonst ausserhalb aller Erfahrung 
liesendes, seinem Wesen nach dem Verstande Unbegreitliches* 
(Bahnsen). An dem Getrenntsein der Seele oder des Geistes 
und deren Sieg über den Körper im Tode haben die Märtyrer, 
welche den Tod des Verbranntwerdens erleiden mussten, fest- 
gehalten. Christus selbst weist (Matth. 10,:s) darauf hin: 
„Fürchtet euch nicht vor denen, die den Leib töten und die 
Seele nicht mögen töten (vermögen zu töten); fürchtet euch aber 
vielmehr vor dem, der Leib und Seele verderben mag in die 
Hölle“. Dem entspricht in dem Lutherlied: „Nehmen sie den 
Leib, Gut, Ehr, Kind und Weih: Lass fahren dahin, sie haben’s 
kein Gewinn, das Reich muss uns doch bleiben“; das ist der 
Glaube an die Unsterblichkeit der Seele, des Geistes der Wahr- 


heit, Liebe und Duldsamkeit in dem Fortleben der menschlichen 
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(zesellschaft, der immer und immer wieder neu aufersteht und 
sich fortentwickelt — zum Trost der von dem irdischen Dasein 
Abscheidenden, frei von der Materie, die als vorübergehender 
Träger des Geistes als erneuter Seele dem Staub oder der 
Asche verfällt. Die Fortsetzung des menschlichen Geisteslebens 
als eines gesonderten Ganzen ist ein göttliches Werk der Unend- 
lichkeit, eingehaucht in die Körper als Mittel der göttlichen Offen- 
barung im Ebenbilde Gottes, in der Verschiedenheit der göttlichen 
Bestimmung auf Erden. Die Auferstehung des Fleisches soll 
die Fortsetzung des Trägers der ewigen Geisteskraft des Menschen 
bedeuten und die Bestattung des verendeten Leibes kommt hier- 
bei nicht in Frage, nicht das Einzelwesen gegenüber der Gattung. 
Dem vielleicht richtigen Verständnis der Lehre von der Aufer- 
stehung vermag die Art der Leichenbestattung nicht zu wider- 
sprechen, mag das Bekenntnis der christlichen Lehre lauten wie 
es will!. 

Dabei tritt die allgemein menschliche Eigentümlichkeit her- 
vor, sich eine körperliche Vorstellung von einem der Vergangen- 
heit angehörigen Träger fortgepflanzter, üherkommener Ideen 
und Lehren zu machen, sich ein mehr oder weniger lebhaftes 
Bild einer dem inneren Wesen des Vorgestellten nach indivi- 


! Eigentümlich ist, dass von Theologen gegen die Wasserbestattung 
auf Seeschiffen Verstorbener in Rücksicht auf die Auferstehung keine Be- 
denken erhoben werden. Jährlich etwa 22000 Leichen auf Seefahrten Ver- 
unglückter hat das nasse Element in sich auf Ewigkeit geborgen. Ob nun 
derartige Leichen von Fischen abgenagt, die Knochengerüste zerteilt und 
verspült werden, also ein Zusammenbleiben der Körperteile bis zur Aufer- 
stehung wie bei der E.-B. als eine Notwendigkeit ausgeschlossen sei, darauf 
wird von jenen Anhängern der E.-B. nicht eingegangen. Die Sicherung 
der Schitisbewohner auf hoher See vor den Folgen der Leichenverwesung 
nötigt eben zu einer Versenkung in’s Meer, die entbehrlich wird, wenn eine 
Landung in Kürze in Aussicht steht. Der Lehre von der Auferstehung der 
menschlichen Körper tritt die Leicheneimäscherung allerdings hindernd ent- 
gegen, wie auch das Erinnern an den Verstorbenen als im Grabe ruhend 
wie ein im Leben Schlafender gestört wird und sich an das Bild des einst 
lebenden nach der Einäscherung gefesselt sieht — also den Anblick des 
Toten beiseite lassen muss. 
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dueller Auffassung des Sichvorstellenden zu schaften, als dem in 
der Vorstellung gewissermassen Auferstandenen in Körpergestalt, 
worauf ja zum Teil die bildende Kunst ihre Schöpfungen zu 
gründen pflegt, um der Nachwelt äussere Unterstützung für die 
Fortpflanzung der Beachtung des Geistes- und sonstigen Wirkens 
eines ausgezeichneten Trägers menschlichen Geistes zu schaffen. 

Mag auch der sich lhingebende Glaube an die Worte der 
neutestamentlichen Lehre eine derartige physiologisch-psycholo- 
gische Erklärung verwerfen und an die Auferstehung des Flei- 
sches am Tage des jüngsten Gerichts in materialistischer Vor- 
stellung sie anklammern, so muss er doch vor der natürlichen 
Unmöglichkeit einer Wiedererschaftung derselben Leiber der Ver- 
storbenen Halt machen und zu dem Wunder seine Zuflucht 
nehmen, das aus Erde als Ureberbleibsel der Leiche einen neuen 
Leib schafft, ihm Leben und Seele einhaucht. Dann aber könnte 
dies ebenso aus der Asche verbrannter Körper geschehen, wie 
sie z. B. zu Tausenden in grossen Haufen im letzten Kriege mit 
Frankreich ihre Vernichtung fanden und zur Vermeidung von 
gefährlichen Kranklıeiten in Eile auf diese Weise bestattet wer- 
den mussten. Will jene Lehre die Folgerung ziehen, dass alle 
diese verbrannten Körper von der Auferstehung des Fleisches 
ausgeschlossen seien? Wo ist dann die Gleichheit? 

Wenn der Professor der katholischen Theologie in Würz- 
burg, H. Schell, in seiner unlängst veröffentlichten Schrift: „Die 
neue Zeit und der alte Glaube“, S. 99, den Mut hatte, sich über 
die hier einschlagende Frage frei auszusprechen, so war es Im 
Geiste der Lehre von der Auferstehung, indem er die Art der 
Totenbestattung als ganz unabhängig von dem Glauben an 
die Auferstehung des Fleisches erklärte, ferner es gebe kein 
Recht, die Leichenverbrennung als etwas Unkirchliches zu be- 
kämpfen; ferner, wie die Totenbestattung mit dem Fortschritt 
der Zeiten eingerichtet werde, sei in erster Linie vom hygieni- 
schen Standpunkt aus zu beurteilen; der Religion werde aber 
kein Dienst erwiesen, wenn man etwas, was vielleicht doch 
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noch komme, als unchristlich brandmarke und im 
Namen des Christentums bekänpte. 

Dass der strenggläubige katholische Klerus schlechtweg die 
F.-B. als ein Werk der Freimaurerei und als ein Teufelswerk 
zu bezeichnen geneigt ist, darf nicht verwundern in anbetracht 
des Bilderdienstes, in welchem sie die ihm heilig gewordenen 
Grössen der Vergangenheit, den Gläubigen als fortdauernd im 
Bilde, mit einer Empfänglichkeit für Verehrung und Erhörung 
von Bitten, vorzustellen bemüht ist, so dass damit eine Aufer- 
stehung im Bilde verkörpert erscheint, welche Vorstellung sich 
an die Unmittelbarkeit der Grablegung und der Erstehung aus 
dem Grabe mit unversehrten Leibe anknüpft — wenn auch ver- 
schiedene natürliche Hindernisse gegen eine solche ankämpfen. 

Wie weit die Symbolik der Evangelisten in der Beschrei- 
bung der Auferstehung und Hinmelfahrt Christi über die natür- 
lichen Thatsachen und die Naturgesetze hinaus gegangen sein 
mag, lässt sich nicht erkennen und die Ehrfurcht vor den Wun- 
dern im Glauben an solche verabscheut eine Autlösung auf dem 
Wege der Naturwissenschaft und Vernunft, wo es galt, für die 
grosse Menge der Gläubigen des Christentums die ganze Er- 
scheinung des Erlösers m Verbindung mit der höchsten, über- 
irdischen Macht, Gottes, als Sohn eines persönlichen Gottes, auch 
im Abscheiden von der Erde, zu erhalten — im Glauben an die 
Dreieinigkeit, der allein selig mache. 

S 3. 

Dass die F.-B. weder der Bibel noch der Lehre Jesu wider- 
spreche, ist von Bahnsen a. a. OÖ. S. 41 fi. dargelegt worden: 
„nirgends im alten Testament findet sich eine Vorschrift, dass 
die bei den Israeliten übliche E.-B. die einzig erlaubte Form 
der Bestattung von Menschenleichen gewesen sei, wenn auch die 
Scheu vor dem Verbrennen, das als Verschärfung der Todes- 
strafe vorkam, mit dem Glauben zusammenhing, auch nach dem 
Tode sei die Seele noch an den Körper gebunden; die E.-B. in 
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den natürlichen und gegrabenen Höhlen des Kalkgebirges von 
Palästina war bei den Juden die übliche und ging in das Christen- 
tum über als ein Brauch und damit wurde die Lehre von der 
Auferstehung in Verbindung gebracht, ohne dass Christus darüber 
sich geäussert hatte. Er selbst wurde in das Felsengrab Josephs 
gelegt, vor das ein Stein gewälzt wurde, und daran hat die Pie- 
tät der Christen die Beibehaltung der E.-B. angeknüpft — als 
„christliche Sitte“. 

Eine Volkssitte, die Jahrhunderte hindurch beobachtet wird, 
bleibt aber doch auch dem Wandel der Anschauungen ausge- 
setzt und kann, sofern eine andere sich bildet, welche dem Sitten- 
gesetz nicht widerspricht, neben sich dulden. Andere christliche 
Sitten, Fasten, bei der Taufe, beim Abendmahl, bei Eheschlies- 
sung u. dgl. haben sich auch verändert. „Die Kirche hat“ 
bemerkt Bahnsen bei der Widerlerung des Satzes, dass die 
F.-B. der an die heilige Schrift sich knüpfenden christlichen 
Sitte der E.-B. widerspreche — „alle Veranlassung, sich davor 
zu hüten, unter der Firma „Bewahrung der christlichen Sitte“ 
allerhand Bestrebungen zu decken, hinter denen, bei Licht be- 
sehen, nicht selten ein gut Teil Geistesträgheit steckt“... „Ueber 
die Thatsache kommen wir nicht hinweg: Was anderen Christen 
im Falle ılıres Todes gewährt wird, resp. was man ihren Ange- 
hörigen gewährt, dass soll heutzutage einem Christen versagt 
werden, weil er wünscht, dass sein Leichnam mit Feuer ver- 
nichtet werde. Gehet hin und lehret alle Völker — und lehret 
sie halten alles, was ich euch befohlen habe: das ist ewig gül- 
tizer Befehl für das Amt, das die Versöhnung predigt (Math. 28, 1»). 
Wer berechtigt uns dazu, von diesen Allen diejenigen auszu- 
schliessen, die für die Feuerbestattung gewirkt oder solcher nahe 
stehen, die es gethan?“ u. s.w. Es ist eine Durchbrechung der 
christlichen Sitte vielmehr, wenn der Geistliche nicht mehr eine 
Todesfeier zu Ehren des Verblichenen und zur Tröstung 
einer Trauerversammilung leiten soll, doch nur bis dalım, wo die 
Bestattungsart von den weltlichen Beauftragten vollzogen werden 
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soll — lediglich aus dem Grunde, weil diese weltlich zu voll- 
ziehende Bestattungsart einer hergebrachten kirchlichen Anschau- 
ung nicht entspricht, obschon sie zu demselben Ziele führt — d. i. 
die naturnotwendige Vernichtung des Leichnans. Um durch- 
gängige Aufrechterhaltung der Bestattungsfeier vor dem Be- 
stattungsakt handelt es sich. Dieser ist weltlicher Natur, jene 
allein kirchlicher Art, was wollzu unterscheiden ist. Eine Ge- 
leitung des Sarges bis in das Krematormum seitens des Geist- 
lichen und der Trauerversammlung, wie zum Grabe, wird nir- 
gends beansprucht, sowenig wie das Ausharren jener bis zur 
vollen Grabesdeckung. Ein Rücksehluss auf die auch nur fakul- 
tative Versagung der Trauerfeierlichkeit vor der Ueberführung 
zur F.-B., weil diese nicht der christlichen Sitte und herr- 
schenden Anschauung entspricht, ist durchaus unzulässig, wenn 
man das Verhältnis genauer prüft und den kirchlichen Akt von 
dem weltlichen Bestattungsakt: Trauerfeier und Bestattung trennt, 
dabei aber das weltliche Ziel als gleichartiges im Auge behält. 
Das will aber die widersprechende, konservative Anschauung 
nicht. Die Vertreter der Kirche wollen die Herrschaft ihrer 
Anschauung auf die „kirchliche Sitte“ gestützt, die sich an die 
Schrift anschliesse, auch auf den weltlichen Akt der Grabschlies- 
sung, Gräberverwahrung, Gräbereröffnung, Totenruhe, Friedhofs- 
verwaltung u. a. m. ausdehnen und verweigern daher jede Be- 
teiligung nicht nur an einer Totenfeier für einen nicht nach der 
kirchlichen Sitte zur Erde, sondern zum Feuer zu Bestattenden 
und eine öffentliche Elırung (dieses, sowie eine Tröstung der An- 
gehörigen, weil eine Abweichung von der üblichen Bestattungs- 
form, die sie als „christliche“ oder „kirchliche Sitte* bezeichnen, 
begehrt wird, sondern lelinen es konsequent auch ab, dass Aschen- 
reste in den kirchlichen Begräbnisstätten, weil das deren Be- 
stimmung widerspreche, feierlich beigesetzt werden. Als ob diese 
Bestimmung eine andere sein könnte, als die der ewigen Ruhe 
menschlicher Ueberreste nach dem Tode, dem alle Menschen 
gleich verfallen. Eine solche Ablehnung gleicht einer geist- 
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lichen, klerikal verhängten Strafe an einem Toten, der sie doch 
nicht mehr zu empfinden vermag, die aber seine Nächststehenden 
emptinden — mit dem Gefühl der Abneigung gegen die Ver- 
treter solcher Unduldsamkeit, um so mehr, wenn sie einem letzten 
Willen oder nur dem Wunsche des Verstorbenen genügen. Die 
Entziehung der kirchlichen Ehrung trifit ja stets nur die Hinter- 
bliebenen in kleineren oder grösseren Kreisen, indem eine solche 
Ehrung zur Spendung des Trostes und zur Erhöhung des Be- 
wusstseins von der Zugehörigkeit des Verstorbenen zu dem engeren 
oder weiteren Kreise das Selbstbewusstsein dieser hebt. Das 
Gefühl jener Zugehörigkeit wird verletzt, wenn dem Verstorbenen 
in den Augen seiner Nachgelassenen, ohne gerechten Grund, 
die Ehrung der Leichenfeier, die eine solche der Hinterbliebenen 
mehr ist, als eine dem Verstorbenen erwiesene, entzogen wird. 
Dass damit der christlichen Sitte genügt werde, bleibt nur den 
die Ehrung verweigernden Geistlichen, nimmermehr den Trauern- 
den begreitlich, die den Verstorbenen zum Krematorium geleiten 
oder die Asche seiner Leiche der Erde übergeben, neben den 
zur Erde Bestatteten. Mag die ablehnend sich verhaltende Geist- 
lichkeit sich damit rechtfertigen, dass ihre Ablehnung zur Er- 
haltung der E.-B. als einer „christlichen Sitte“ diene, zur Erhal- 
tung des Prinzips, wie man sagt, so erleidet dieses doch durch 
Gestattung von Ausnahmen noch keine Gefährdung und selbst 
wenn die Zahl der Ausnahmen zur Mehrzahl würde, so ist damit 
die E.-B. als der christlichen Sitte entsprechend, weil m der 
Geschichte in der Melırzalil geübt, noch nicht gefährdet oder 
der Aussergebrauchsetzung verfallen, wenn daneben die F.-B. 
sich als gleichberechtigte Bestattungsart zur anderen christlichen, 
zweiten Sitte erliebt, indem sie in einer gesteigerten Zahl der Fälle 
von einem Teil der Geistlichkeit als gleichberechtigt behandelt 
wird — oder ohne Mitwirkung dieser sich in einer Reihe von Ge- 
meinden einbürgert, wie es auch solche gegeben hat, in denen die 
E.-B. von Christen ohne geistliche Mitwirkung geübt worden ist. 


' Der von protestantisch-kirchlicher Seite auf dem im vorigen Juhre 
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In einem Teile der freier erzogenen und selbstedenkenden 
Bevölkerung fängt man an, die Versagung der üblichen Mitwir- 
kung der Geistlichkeit bei Leichenverbrennung und Aschenbei- 
setzung auf Friedhöfen als Verletzung der ehristlichen Sitte und 
fast eneskirchenrechtlichenAnspruches der Üeber- 
lebenden auf eine feierliche Leichenbestattung eines Angehörigen 
zu betrachten, woraus am besten hervorgeht, dass auch ganz 
eute Christen in der Leicheneinäscherung eine Verletzung der 
christlichen Sitte nicht zu erkennen vermögen, dass mithin eme 
Auffassung der anderen gegenübersteht, von Laien und Geist- 
lichen, in einer rein weltlichen Sache, welche die letzteren zur 
ausschliesslich geistlichen, aber an sich gar nicht 
kirchlichen, gemacht haben. 


Sa. 


Die Stellung der katholischen Kirche zur F.-B. er- 
giebt sich aus dem Hinweis auf ein Dekret vom 15. Dezbr. 1886, 
welches, sofern kein Aergernis erregt werde, die Sitten und Ge- 
bote der Kirche sowohl m der Wohnung, als in der Kirche, nicht 
aber bis zum Orte der Verbrennung, zulässt, so oft es sich 
um Verbrennung auf Grund eines fremden, nicht eines e- 
genen, Willen handelt; das Aergernis kann beseitigt werden, 
wein bekannt gemacht wird, dass die Verbrennung nicht auf 
den eigenen Willen des Verstorbenen hin erfolgt sei. Voraus- 


zu Eisenach abgehaltenen Kirchentag bereits gegen die F.-B. erhobene 
Haupteinwand ist auch im preussischen Abgeordnetenhause namen: 
der Konservativen Partei von Pastor Schall hauptsächlich ins Feld geführt 
worden. Dr. Krause als Redner der Nationalliberalen erwiderte nach 
Würdigung jenes Einwandes, dass die nur geforderte Zulassung der fa kul- 
tativen F.-B. mit der Sitte der E.-B. gar nicht in Widerspruch trete: 
diese Sitte hänge mit der Bethätigung der christlichen Religion innerlich 
sur nicht zusammen und es sei lediglich Sache der persönlichen Anschauung, 
ab sich jemand der kirchlichen Sitte mehr unterwerfen wolle, als seiner 
Urberzeugung, dass in dieser nicht ein Religionsgebot enthalten sel. 
Der Grundsatz der evangelischen Gewissensfreiheit und Toleranz werde durch 
eine Ablehnung der F.-B. verletzt. 
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gegangen war das Dekret vom 19. Mai 1886, wonach gemäss 
den Vorschriften des Rituale Romanum betr. die Verweigerung 
des kirchlichen Begrähnisses zu verfahren sei, wenn der Ver- 
storbene die Wahl der F.-B. bis zu seinem Ende aufrecht er- 
halten hätte. In Zweifelsfällen ist dem Ordinarius die Entschei- 
dung auf desfallsige Anfragen vorbehalten, „was er, nach sorg- 
fültiger Erwägung aller emschlägigen Punkte, im Herrn für er- 
spriesslich erachte.“ Ferner ist auf eine Anfrage m Rom vom 
Papste aın 28. Juli 1892 folgende Entscheidung bestätigt worden, 
dass eine Mitwirkung durch Auftrag oder Rat zur F.-B. niemals 
gestattet sei; doch könne eine materielle Mitwirkung bei der 
Verbrennung von Leichen geduldet werden: 1. wenn diese nicht 
als ausdrückliche freimaurerische Kundgebung zu betrachten sei; 
2. wenn in jener nichts enthalten sei, was an sich direkt und 
lediglich eine Verwerfung der katholischen Lehre und eme An- 
erkennung des Bundes ausdrücke; 3. wenn nicht feststehe, dass 
katholische Beamte und Arbeiter, die bei der F.-P. beteiligt 
seien, zwecks Verachtung der katholischen Religion zu der Ar- 
beit dabei angehalten oder aufgefordert worden seien; doch wären 
sie, obschon sie in diesen Fällen im guten Glauben zu belassen 
seien, dazu zu ermahnen, dass sie nichts dazu thun, bei einer 
Verbrennung mitwirken zu dürfen. Die Reichung der Sterbe- 
sakramnente sollte Gläubigen, die zwar nicht Mitglieder des Frei- 
maurerbundes seien und nicht auf Grund der Prinzipien dieses, 
sondern aus anderen Gründen die Verbrennung ihrer Leichen 
nach ihrem Tode angeordnet hätten und auf erfolgte Mahnung, 
diese Anordnung zurückzunehmen, sich weigerten, versagt werden. 
Die private Darbringung von Messopfern für Gläubige, deren 
Leichen ohne ıhr Verschulden verbrannt worden, war gestattet, 
die öttentliche jedoch untersagt. Vergl. Bahnsen a. a. O. 
Hieraus ist zu ersehen, dass wenigstens da, wo die Verbren- 
nung auf fremdem Willen beruht und dies bekannt gemacht und 
das Aergernis, welches sonst die Kirche an der F.-B. nimmt, 
beseitigt wird, Riten und Gebete von einem Geistlichen nicht 
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blos in der Wohnung, sondern auch in der Kirche vorgenommen 
werden dürfen, nur nicht bis zum Orte der Verbrennung, dass 
im übrigen aber, falls eine solche ohne Widerruf vom Verstor- 
benen angeordnet war, eine Mitwirkung seitens der Kirche nicht 
ganz ausgeschlossen war, da m Zweifelsfällen die Entscheidung 
darüber dem Ordinarius überlassen war. Es herrscht darin doch 
der Gedanke vor, dass die Leichenverbrennung eine Verachtung 
der Religion enthalte, dass nur ausnahmsweise in den 3 gedachten 
Fällen eine andere als geistliche Mitwirkung gestattet sei, eine 
geistliche nur dann, wenn dem Verstorbenen nicht ein Verschul- 
den an der F.-B. zur Last zu legen sei, worin erkennbar ge- 
macht ist, die Verachtung der Religion, welche fremder Wille in 
der geforderten F.-B. ausdrücke, solle den Verstorbenen nicht 
um die kirchliche Segnung und Ehre bringen, so dass nicht ılın, 
sondern diejenigen fremden Personen, die eme aus der „Frei- 
maurerei“ hervorgehende Verachtung der Religion, welche mit 
dem päpstlichen Machtspruch identifiziert wird, auf sich laden, 
der Vorwurf der Irreligiosität treffen dürfe. Bezeichnend ist es, 
dass die Anhänger der F.-B. als „Freimaurer“ gekennzeichnet 
werden, obschon die Vereine zur Ptlege der F.-B. mit dem Frei- 
maurertum in keiner Verbindung stehen; aber nicht wegen der 
von fremden Personen angeordneten F.-B. überhaupt soll eine 
geistliche Mitwirkung hier nicht versagt sein, eben weil der Ver- 
storbene an deren Anwendung keine Schuld trägt; die (Grerech- 
tigkeit gegen den Schuldlosen tritt so hervor, dass darüber die 
F.-B. als der Religion widerstrebende Bestattungsart nicht eine 
Ursache der Versagung von Riten und Gebeten sein soll. Sind 
die Gesmer der F.-B. in den konservativen Teil der evangel- 
schen Geistlichkeit in solchem Falle von derselben Duldsamkeit? 
Nein! sie versagen die geistliche Mitwirkung obne Unterschei- 
dung, ob der Verstorbene die F.-B. angeordnet hat oder andere 
Personen dies gethan haben, nur schlechthin aus dem Grunde, 
weil sie der christlichen Sitte nicht entspreche. 

Der bekannte katholische Pfarrer und Schriftsteller Hans- 


P 1 


Ortloff, Kirchl. u. staatl. (soz.) Bedenken geg. Leichenverbrennung etc. 399 


Jakob legt in einer unlängst bei Bong & Comp. in Stuttgart 
erschienenen Schrift: „Erinnerungen einer alten Schwarzwälderin® 
ein Selbstbekenntnis über den wahren Katholizismus ab, das 
auch jenen konservativen evangelischen Klerikern zur Beherzi- 
gung empfohlen werden darf: Zu den Unmündigen, die sich von 
diesen oder jenen Parteiführern und Zeitungsschreibern leiten 


-Jassen und denken und reden, wie es ılınen von diesen vorge- 


macht wird, auch nicht zu jenen Leuten will sie (er) nicht ge- 
hören, die alles, was von den höheren Organen der Kirche ausgehe und 
verordnet werde, für weise und zeitgemäss halten, zu allen Dingen ın 
Demut schweigen oder gar noch Lob singen. Allerdings sei man 
in den Augen vieler Leute nicht mehr katholisch, wenn man 
nicht zu jenen Unmündigen, blind Gehorsamen und alles geduldig 
Hinnehmenden gehöre. Der Katholizismus solle und wolle nicht 
Unmündige und Sklaven heranziehen, sondern freie selbstbewusste 
Kinder Gottes; denn das echte Christentum sei Wahrheit und 
Freiheit, nicht aber Knechtsinn und Geistlosigkeit; es wäre in 
unseren Tagen so leicht, einer echtchristlichen und echtkatho- 
lischen Weltanschauung eine Gasse zu machen, wenn man die 
Gläubigen nicht taxieren und behandeln wollte nach dem Grade 
ihrer Unterwürfigkeit und Gehorsams in Dingen, die nicht zum 
Wesen des Christentums gehörten. Nicht jene seien die guten 
Katholiken, welche zu allem Ja und Amen sagten, sondern jene, 
welche trauerten, dass in unseren Tagen so manches geschehe, 
was den wahren Interessen der Religion und der Kirche schade. 
Anzesichts der Einheit der katholischen Kirche ist nicht zu er- 
warten, dass irgendwo von den oben aufgestellten Sätzen abge- 
wichen werde. Die Vereine für F.-B. werden auch im Ein- 
zelfall, wo es der Entscheidung des Ordinariums unter den ver- 
klausulierten Voraussetzungen gestattet wäre, Ritus und Gebete 
vor einer F.-B. zu halten, ein Entgegenkommen nicht zu er- 
warten haben. 

Auch ist es sehr fraglich, ob dies auf Seiten der Israeliten ge- 
schehen werde, denen ja die E.-B. ausschliesslich als uralte Sitte galt. 
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S 5. 

Eine solche Sitte als ausschliessliche in der evan- 
gelischen Kirche festzuhalten, dafür liegt kein zureichender 
Grund vor. Art. XV der Augustana, den Bahnsen a. a. O. 
S. 69 anführt, giebt hier eine beachtenswerte Regel: „Von KRir- 
chenordnungen von Menschen gemacht lehret man diejenigen 
halten, so ohne Sünde mögen gehalten werden und zu Frieden, 
zu guter Ordnung in den Kirchen dienen, als gewisse Feier, 
Feste und dergleichen. Doch geschieht Unterricht dabei, dass 
man die Gewissen nicht damit beschweren soll, als sei solch 
Ding zur Seligkeit*“. Dass die „Wortverkündigung am Sarge, 
wo der Mensch an seine Endlichkeit und an die aller irdischen 
Liiebesbande erinnert wird, vorzugsweise ihren Platz hat, hat die 
Kirche durch eine Jahrhunderte lanze Geschichte bewiesen, und 
Jeder rechte Seelsorger weiss, dass er nirgends besser den Herzen 
sich nähern kann, als am Sarze*. Die Wortverkündizsung ist 
aber von Christus und nach ihm von Luther in die Mitte semmer 
Lehre gestellt und die zum Gottesdienst gehörigen agendarischen 
Formeln sollten sich bei der Trauerfeier so gestalten lassen, dass 
sie überhaupt für jede Bestattungsart, im Anschluss an die 
bisher allein als christliche in Anspruch genommen, sich ver- 
wenden hessen, um nicht das Gewissen der Trauergemeinde zu 
beschweren, möge das vom Kirchenregiment geschehen oder dem 
einzelnen Diener der Kirche überlassen bleiben, wie dies von der 
badıschen Oberkirchenbehörde im Amtsblatt vom 2. Juni 1892 
nachgelassen worden ist. Allerdings entspricht es dem Wesen 
des Christentums und Protestantismus nicht, agendarische Vor- 
schriften vorzuschieben, um die PHlichten der Liebe zurückzu- 
stellen, denn Christus selbst sagte nach Math. 15, 24 und 28 zur 
Kananiterin: „OÖ, Weib, dein Glaube ist gross, «dir geschehe, wie 
Du willst.* Die Anhänger der F.-B. verlangen nur eine christ- 
liche Duldsamkeit von den Dienern der Kirche, dass nicht ein 
(rund der Versagung emer Totenfeier am Sarge daraus 
entnommen werde, dass die Leichenverbrennung, die doch an sich 
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ein rein weltlicher Akt ist, als gegen die christliche Sitte ver- 
stossend angesehen werde. Zur Erhaltung der guten Ordnung 
in der Kirche und des Friedens in der Gemeinde dient eine Ver- 
sagung der Trauerfeier aus solchem Grunde keineswegs — und 
nur um diese handelt es sich ganz allein bis zur Versenkung des 
Sarges in der Grabkapelle, wie in Gotha, oder wo eine solche 
Einrichtung fehlt, bis zur Hinaustragung aus jener nach oder 
bei Beendigung der Feier, wie m Jena. Die Hereinziehung dieser 
rein äusserlichen und weltlichen Akte in die Trauerfeier am 
Sarge ist das, was zur Versagung dieser selbst geführt hat. Bei der 
F.-B. lässt aber die gesunde Vernunft eine Trennung zu, ohne 
der Trauerfeier am Sarge Irgendwie etwas an dem Ansehen der 
kirchlichen Sitte zu kürzen, nur fehlt das, was der E.-B. in der 
Einwerfung einer Hand voll Erde seitens des begleitenden Geist- 
lichen und der Trauerversammlung als symbolische Schlusshand- 
lung eigentümlich ist. Die Trauerfeier beider F.-B. schliesst 
eben nach deren Eigenart in der Kapelle oder auch unter Unm- 
ständen in der Wohnung des Verstorbenen oder in einem anderen 
ungeweiliten Raume, vielleicht auch im Freien vor dem Ver- 
brennungsofen, mit Gebet und etwa Gesang ab — immerhin als 
rein kirchlicher, von der Einäscherung zu trennender Akt. 

Das Hauptgewicht wird darauf zu legen sein, dass der 
evangelische Geistliche, dem von der positiven Kirchenordnung des 
Kirchenregiments die Abhaltung der gewöhnlichen Trauerfeier 
nicht verboten ist, die Pflicht hat, auch dem durch Feuer 
zu Bestattenden das nicht zu versagen, was die christliche Kirchen- 
lehre und Ordnung jedem sich nicht als unwürdig des Christen- 
namens bewiesen Habenden gewährt, wenn es die Ueberlebenden 
begehren. Eine Verweigerung der letzten kirchlichen Ehren für 
den Verstorbenen enthält eine mittelbare Verletzung der daran 
Teilnehmenden und eine Versagung des Trostes für diese, dessen 
der Verstorbene nicht mehr bedarf. „Wer als überzeugter An- 
hänger der Feuerbestattung zugleich ein männlicher Charakter 
ist, wird um Versagung der kirchlichen Ehren willen von seinem 
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Vorhaben nicht lassen. Stirbt er mit dem Bewusstsein, nach 
seinem Gewissen gehandelt zu haben, so wird er auch angesichts 
des Todes es verschmerzen, wenn eine Kirche ihm die Ehre ver- 
sagt, die für sein gewissenhaftes Streben nur Verurteilung hatte“ 
(Bahnsena.a. 0.8.66). Weit schwerer trifft den die Trauer- 
feier verweigernden Geistlichen der Vorwurf, er stelle die Be- 
wahrung einer christlichen Sitte höher als seine Pflicht der christ- 
lichen Liebe und Duldsanıkeit, als den Verstorbenen bez. dessen 
Angehörige der Vorwurf, eine vor der christlichen Sitte, ja 
auch in alten Zeiten neben ihr geübten der Leichenverbrennung, 
jetzt in einer anderen Forın wieder aufzunehmenden Praxis den 
Vorzug gereben zu haben, weil er davon aus mehreren Gründen 
überzeugt war, dass die Selbstverfügung über seinen verendeten 
Körper ihm und seinen Nächststehenden völlig freistehe und er 
damit eine berechtierte Ausnahme von der sonst allgememen 
Kirchenpraxis machen dürfe — neben der bestehenden. 

Der von Bahnsena..a. O. 8. 72 ff. erwähnte Ausweg, 
lem (zeistlichen wenigstens als Seelsorger der Hinterbliebenen, 
olıne Rücksichtnahme auf eme Erweisung der kirchlichen Ehren 
für den zur F.-B. bestimmten Verstorbenen, etwa ım Hause dieses 
an seinem Sarge zu gestatten — in Amitstracht oder olıne diese ? — 
erscheint als eine Hinterthür, durch die man zur Erhaltung eines 
unhaltbaren Satzes gelangen will, da sich die Tröstung der Hin- 
terbliebenen nicht von einer Würdigung des Verstorbenen trennen 
lässt. Ist aber bei einer Trauerfeier die Seelsorge überhaupt 
der Hauptzweck des geistlichen Mitwirkens, da ja von dem Ver- 
storbenen die Erweisung der üblichen Ehren auf dessen Hinter- 
bliebene und die sonstigen Mittrauernden reflektiert, so darf 
schon von diesem Gesichtspunkt aus bei einer nachfolgenden F.-B. 
die Versagung der geistlichen Mitwirkung nicht entschuldigt wer- 
den mit der Ausrede, die neben der kirchengebräuchlichen E.-B. 
sewählte Bestattungsart widerspreche der Kirchensitte und des- 
halb könne auch die geistliche Seelsorgepflicht nicht Platz greifen. 
Das öffentliche Amtieren Geistlicher bei einer Trauerfeier vor 
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einer F.-B. enthält noch nicht eine Erklärung, dass diese Be- 
stattungsart eine neben der E.-B. nach kirchlicher Sitte als 
rollberechtigte dastehe, aber sie bezeugt, dass sie, als 
die kirchliche Praxis nicht verletzend, neben dieser geduldet 
werde, da es gilt die Pflichten der Pietät zu erhalten und zu 
fördern, die aus einem Gottesgehote entspringen und deren Wah- 
rung höher steht, als eine menschlich geordnete und der Ver- 
änderung mit der Entwicklung des Menschengeschlechts unter- 
worfenen Sitte, die ausschliesslich als „christliche Sitte“ von den 
Theologen bezeichnet worden ist. „Jetzt, wo es sich nicht melhır 
darum handelt, ob auf deutschem Boden Krematorien gestattet 
sein sollen oder nicht, sondern darum, wie die Kirche sich ver- 
halten soll, nachdem sie einmal da sind, und auch die Staaten, 
welche sie z. B. noch nicht haben, ihre verstorbenen Unter- 
thanen doch nach auswärts gehen lassen — jetzt sollte die 
Kirche alles aufbieten, dass die Impietäten nicht durch ihre 
Schuld noch verwehrt werden®. 


8 6. 


Auch damit, wenn evangelische Geistliche en Kremato- 
rıum einweihen, was jJaan sich für diese Vernichtungsanstalt 
menschlicher Körper, ebenso wie es für Friedhöfe als Sitte gilt, 
gefordert werden könnte, jedoch wegen der blossen Weltlichkeit 
des Aktes weniger erfordert werden möchte, als die Einweiliung 
einer Urnen- Ruhestätte (Kolumbarium), wird der kirchlichen 
Sitte der E.-B. nicht zu nahe getreten. Als in Gotha die erste 
F.-B. stattfand, die erste auch im Deutschen Reiche, am 10. De- 
zember 1878, war der Staat und die Kirche von den höchsten 
Würdenträgern vertreten; da legte die evangelische Geistlichkeit 
Zeugnis ab, „dass sie die Verbrennung der irdischen Ueberreste 
der Verstorbenen statt des Begräbnisses in den Schoos der Erde 
nicht als gegen die Religion verstossend oder den Vorschriften 
der heiligen Schrift zuwider findet und ‚bei jener gleichermassen 
wie bei dieser ihr Amt zu verrichten bereit ist.* Auch in Hei. 
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delberg wurde vom altkatholischen Pfarrer Dr. St. bei der 
ersten Leichenverbrennung dem Krematormium „die kirchliche 
Weihe“ gegeben, desgl. m Zürıich und in manchen fremden 
Städten. Mag auch von den Vertretern einer Landeskirche auf 
die Erhaltung der E.-B. hingewirkt werden, so sollen sie sich doch 
dem Verlangen nach der F.-B. nicht entgegenstellen durch Ver- 
sagung der geistlichen Mitwirkung bei Einweihung eines Krema- 
toriums, eines Kolumbariuns inner- oder ausserhalb eines Fried- 
hofes, bei einer Trauerfeier am Sarge des Verstorbenen oder bei 
einer Aufstellung einer Aschenurne in einem Erbbegräbnis, bei 
einer Versenkung von Aschenresten inein Grab eines Friedhoftes, 
wenn die Verbrennung in der Ferne stattfand, vielleicht olıne 
vorausgegangene Totenfeier. Wenn von den Vereinen und An- 
hängern der F.-B. die Mitwirkung der Kirchenvertreter oder we- 
nigstens der Ortsgeistlichen begehrt wird, so ergiebt sich daraus, 
dass sie sich der christlichen Gesinnung und Pietät nicht ent- 
fremden mögen; wenn sie nicht mehr verlangen, als eine Toten- 
feier, die dem weltlichen Akte der Verbrennung vorausgeht. Diesem 
Akte wird aber eben dadurch noch mehr Emst und Würde bei 
denjenigen erhalten, welche ihn vollziehen im nächsten Anschluss 
an die Trauerfeier, als dazu Berufene und Verpflichtete, ganz 
so wie die Leichenbestatter und Totengräber auf Friedhöfen, 
welche gewöhnlich auch jenen Akt am Brennofen vollziehen. Es 
gilt also nur, die Trauerfeier vor einer anderen Bestattungs- 
artals der bislang vorherrschend üblichen, mit einer Trauer- 
versammlung abzuhalten in einer dieser Art entsprechenden Forın 
— ın einer durchaus christlichen Weise. Das Weitere fällt in 
das Gebiet des Weltlichen und Irdischen; das Feuer verzehrt 
den Körper in wenigen Stunden und verwandelt ıhn in Asche, 
die Erdwärme und Feuchtigkeit aber verwandelt den Körper lang- 
sam in Erde — die eine wie die andere Art der Verwand- 
lung ist eine Vernichtung der irdischen Ueberreste im Erfolge. 
Davon hängt aber nicht der Glaube an ein Wiedersehen in jener 
Welt, nicht der an die Unsterblichkeit der Seele und an eine 
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Auferstehung ab. Ihm haftet die Wirkung der Beruhigung des 
inneren Menschen, die Seligkeit in der Hingabe an seinen Ge- 
genstand, bei dem Christen bis zu seinen: Tode an. Darauf 
pflegen auch Anhänger der F.-B. nicht verzichten zu wollen, wenn 
auch andere, nur auf naturwissenschaftlichem Boden stehende 
mit dem Tode ein ewiges Ende des Einzelwesens als gegeben be- 
trachten — ohne den Vorwurf des Atheismus und des Ahfalles 
von den christlichen Heilswahrheiten zu verdienen. Auch bei 
Ihnen ruht der Friede mit sich und der Welt ın ıhrer eigenen 
Brust. 
ST 
Nach alledem mag die evangelische Kirchenkonfe- 
renz den unter 2 oben erwähnten Satz, dass für die Erhaltung 
der Sitte der E.-B. seitens der Geistlichkeit einzutreten sei, auf- 
recht erhalten. Nicht aber die unter 3. und 4. aufgestellten 
Sitze. Eine amtliche Teilnahme der Geistlichkeit an der F.-B. 
selbst als einem rein weltlichen Akt fordert kein Verem für 
F.-B. und niemand überhaupt, sowenig wie eine solche an der 
Zuschüttung eines Grabes und dessen Herrichtung, worauf der 
langsame Vernichtungsprozess vor sich gehen soll. Aber eine 
Prlicht des Geistlichen, auf Erfordern auch vor einer F.-B. 
die sonst vor Erdbestattungen geordneten Trauerfeierlichkeiten 
nieht zu verweigern, ist festzustellen und ihre Erfüllung ist, nicht 
wie geschehen, auf eine Darbietung des Trostes Im engeren Kreise 
der Leidtragenden zu beschränken, da hierdurch die Teilnahme 
einer grösseren Trauerversammlung unmöglich gemacht und eine 
kirchliche Zensur oder Strafe, die nur dieser und den Leidtra- 
genden empfindlich sein kann, aus dernur anscheinend der 
kirchlichen Sitte zuwiderlaufenden F.-B. abgeleitet wird, aber 
keinen kirchenrechtlichen Grund hat, indem eine Verletzung 
einer kirchlichen, auf Satzung oder dem Sittengesetze beruhen- 
den Sitte nicht anzuerkennen ist, wenn die E.-B. die Kirche bis- 
her nur als hergebrachten Gebrauch der Vernichtung körperlicher 
Ueberreste betrachtete und diesen in ihren Bereich zog, und wenn 
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daneben aber eine andere Art solcher Vernichtung aus aner- 
kennenswerten Gründen sich aus der kirchlichen Gesellschaft 
heraus zur Geltung bringen will — ganz unabhängig von einer 
Totenbestattungsfeier, die Ja vorausgehen soll und auf deren Voll- 
ziehung der Verstorbene einen kirchenrechtlichen Anspruch nicht 
geltend machen kann, wohl aber alle ihın noch im Tode Nahıe- 
stehenden, welche auch so gut, wie der Verstorbene bei seinen 
Lebzeiten, einen Verzicht auf eine künftige Prauerfeier auszu- 
sprechen, das Recht haben muss, von einer solchen absehen dür- 
fen. Mag der Verstorbene der F.-B. in ihrer jetzigen Form, die 
mit der Einäscherung auf einem Scheiterhaufen nur den Erfolg 
remein hat, selbst verfügt, oder mögen, ohne dass dies geschehen 
ist, seine Hinterbliebenen sie angeordnet haben, so werden diese 
und hinter ilmen ihre Freunde in der Gemeinde in der Versa- 
gung der öffentlichen Trauerfeier seitens der Geistlichkeit eine 
unverdiente Demütigung empfinden und jene in der ihnen nur 
gebotenen Trostspendung im engeren Kreise des Hauses nur eine 
Darreichung der kirchlichen Gmade erkennen — ja vielleicht aus 
gekränkten Gefühlen eine solche ablehnen und ohne diese den 
Verstorbenen bis zum Krematorium geleiten mit dem (Gefühle 
der Entfremdung von der Kirche. Will der Geistliche aber der 
ihm im Satz 3. der Kirchenkonferenz zu Eisenach auferlegten 
Pflicht genügen, so kann er gewärtigen, «dass seine private Trost- 
spendung abgelehnt wird, was doch sicher nicht zur Erhaltung 
des Ansehens der Kirchenvertreter dienen dürfte. 

Nicht minder der christlichen Liebe und Duldsamkeit wider- 
sprechend ist Satz 4 a. a. 0. wonach die Beisetzung von 
Urnen mit den Ueberresten der durch Feuer bestatteten Leichen 
auf kirchlichen Begräbnisstätten, als deren Bestimmung widerspre- 
chend, für nicht zulässig von Jener Kirchenkontferenz erklärt worden 
ist. Unklar dabei gelassen ist, ob „kirchliche Begräbnisstätten” 
überhaupt Friedhöfe oder nur emzelne Gräber oder Erbbegrälnisse 
sein sollen. Es könnte die Kirchenvertretung nur von Fried- 
höfen, welche emer Kirchgemeinde eigentümlich gehören. 
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die Errichtung von Kolumbarien zur Aufstellung von Aschen- 
urnen oder Einsenkung von Aschenbehältern ausschliessen, wäh- 
rend sie den Leichen von Selbstmördern und Verbrechern we- 
nigstens abgesonderte Plätze auf geweihten Kirch- oder Friedhöfen 
einräumt — nach kirchlichem Gebrauche oder nach kirchlichen 
Friedhofs- und Begräbnisordnungen. Dann würden die Anhänger 
der F.-B. zu der Praxis genötigt, sich auf nicht geweihten Plätzen 
einen Verbrennungsofen und ein Kolumbartum und Stellen zur 
Einsenkung von Aschenbehältern als Beisetzungsstellen zu schaf- 
fen, womit die Aschenbeisetzung ganz ausserhalb der kirchlichen 
Gemeinschaft stehen und die Trauerfeier ebenfalls ein rein welt- 
licher Akt vor der Verbrennung und auch vor der Aschenbei- 
setzung werden und die Anhänger dieser Bestattungsweise inso- 
weit Dissidenten zu sein genötigt würden, während sie im übrigen 
der Kirche treu verbleiben möchten. Man möchte zu Ehren der 
Rirchenkonferenz annehmen, dass sie zwar die Errichtung von 
Brennöfen und Kolumbarien auf ihren Friedhöfen versagen wollte, 
nicht aber die Beisetzung von Aschenbehältern auf den der Kirche 
gehörigen Friedhöfen überhaupt, sondern nur auf „kirchlichen 
Begräbnisstätten® d. h. auf bereits belegten Einzelgräbern oder 
belesten Stellen der Erbbegräbnisse, womit deren Bestimmung 
als Ruhestätten der Beerdigten beeinträchtigt werden könnte. 
Bei dieser Auslegung wäre nieht ausgeschlossen, dass die von 
einer auswärts vorgenommenen Leichenverbrennung gesammelte 
Asche in einem Behälter (verlötete Blechbüchse oder Urne) in 
ein zur Beisetzung erworbenes Einzel- oder Reihengrab oder ein 
Erhbegräbnis eingesetzt und mit einem Denkmal, worauf «die Be- 
stattungsart — F.-B. — bemerkt würde, versehen werden dürfte 
unter Beachtung der durch die kirchliche Friedhofs- und Be- 
gräbnisorednung allgemein für Gräberbenützung und Denkmal- 
errichtung geordneten Vorschriften — alles ohne Mitwirkung der 
Geistlichkeit. Eventuell, wenn auch das ausgeschlossen sein sollte, 
würde die evangelische Kirchenkonferenz in ihrem Eifer gegen 
die F.-B. nicht soweit gehen wollen, für die Beisetzung der Aschen 
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auswärts verbrannter Leichen besondere Plätze auf den der 
Kirche gehörigen Friedhöfen zu versagen, welche doch auch sonst 
für gewisse verächtlich gewordene Personen vorbehalten zu werden 
pflegen. Die Konsequenzen auch selbst einer solchen Versagung 
sind bereits angeführt worden und wenn die Angehörigen ver- 
brannter Verstorbenen die Aschenreste nicht in der mit dem Kre- 
matorium verbundenen Urnenhalle eutfernt von sich aufstellen 
lassen wollen, dann bleibt ihnen nichts weiter übrig, als sie m 
einem kirchlich ungeweihten Orte (im Hause, Hofe, Garten), der 
im Privatbesitze steht, aufzustellen in einer geeignet erscheinen- 
den, das Andenken an den Verstorbenen wahrenden Weise — 
oder irgendwie preiszugeben durch Vergraben, Uebergeben dem 
nassen Blemente u. drgl. m. 

Das sind die in der Praxis sich von selbst ergebenden Fol- 
gen eines geistlichen — nicht kirchlichen — Rigorismus. 

Ganz anders gestaltet sich die Sache da, wo die Friedhöfe 
im Eigentum der politischen Gemeinden stehen und diese auf 
ortsstatutarischem Wege die vorwiegende Herrschaft vor der 
Mitwirkung der Kirchenvertreter zu behaupten vermocht haben. 
Da bestimmen die Gemeindebehörden über die Errichtung von 
Verbrennungsöfen und Umenhallen, oder wenn solche anderwärts 
vorhanden sind, über die statutarisch zugelassene Beisetzung von 
Aschenbehältern auf dem Friedhofe, wie in Gotha, im Heidel- 
bere, Hamburg, Jena und in anderen Städten, wo die Friedhofs- 
ordnungen der Geistlichkeit nur rücksichtlich der Errichtung von 
Denkmälern behufs Sicherung vor kirchlicher Entweihung eine 
Mitwirkung einräumen, ganz abgesehen von der sonst seitens des 
Kirchenregiments zugelassenen, in das Ermessen des Ortsgeist- 
lichen gestellten oder selbst als Pflicht auf Erfordern der Betei- 
lirten geordneten Abhaltung einer Trauerfeier vor der Verbren- 
nung, eventuell auch vor oder bei der Beisetzung der von aus- 
wärts angelangten Aschenreste in Familien- oder einzelnen Grab- 
stätten, welche überhaupt ihrer Bestimmung entsprechend, zur 


Aufnahme menschlicher Ueberreste während der gesetzlichen oder 
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üblichen Ruhezeit dienen. Als Beispiel ist in der Vorbemerkung 
das in der Friedhofsordnung für Jena vom 30. April 1896 Abs. II 
über die F.B. Geordnete ausführlicher angeführt. Die für die 
E.-B. geltenden Vorschriften über die ihr vorausgehende erste 
Leichenschau müssen auch vor Zulassung einer nunmehr neben 
der E.-B. gleichmässig zugelassenen F.-B. beachtet werden 
und nur nach Erteilung einer schriftlichen Genehmigung der Orts- 
polizeibehörde darf eine F.-B. erfolgen auf ein mit den in $ 26 
unter a. bis c. erforderten Belegen versehenes beim Gemeinde- 
vorstand einzureichendes Genehmigungsgesuch. Wie weit dort 
die Mitwirkung der Geistlichkeit reicht, ist in der Vorbemerkung 


8 8. 


Zum Schluss dieses Abschnittes mag noch ein Ueberblick 


erwähnt worden. — 


über eine Verhandlung der VlI. weimarischen Landessy- 
node vom 20. September 1898 gegeben werden. Der Bericht- 
erstatter des Ausschusses ging auf die Stellung der Geistlichen 
zur F.-B. ausführlicher ein, da durch die Errichtung des Kre- 
matorrums zu Jena die Frage für das Grossherzogtum S.- Weimar 
aktuell geworden sei. Er bezeichnete die Lösung derselben sei- 
tens des Kirchenrats und des Kirchengemeindevorstandes zu Jena 
als eine glückliche und kritisierte dabei die ablehnende Haltung 
der eingangs dieses Abschnittes erwähnten Eisenacher Kirchenkon- 
ferenz, welche jede öffentliche amtliche Beteiligung der Geistlichen 
beieiner F.-B. ausgeschlossen wissen wolle. Nach einer Beschrei- 
bung der kirchlichen Totenfeier in der jenaischen Friedhofska- 
pelle, wie sie oben bereits angegeben ist, erklärte der Bericht- 
erstatter, dass man sich mit der F.-B., wie sie hier getrennt von 
der Kapelle stattfinde, mit der Kirche als solcher nicht 
ineinen Gegensatz stelle. „Wasaber einem Gebot Gottes 
nicht widerspricht, darüber braucht die Kirche nicht zu zürnen, 
und was einem Glaubensartikel gleichfalls nicht widerspricht, das 
kann den Menschen auch nicht von dem Herde der Kirche ent- 
fernen!“ Es seidaher mit Freuden zu begrüssen, dass das wei- 
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marische Kirchen- Regiment nicht eine Stellung eingenommen 
habe, wonach die F.-B. unter Zensur zu stellen sei, was ja die 
einzig richtige Konsequenz aus den Vordersätzen der Eisenacher 
Konferenzthesen sei; dem gegenüber habe die weimarische Kır- 
chenregierung den rechten Standpunkt eingenommen, indem sie 
mit ihrer Verordnung sage, dass die F.-B. dieKirche selbst 
gar nicht berühre Auch der Synodale Professor D. Xıp- 
pold aus Jena sprach dem Erlass des weimarischen Kirchen- 
regimentes seine dankbare Zustimmung aus und betonte, dass 
den Persönlichkeiten, die in dieser Frage in Thüringen Führer 
gewesen seien, die höchste Ehrfurcht zu erweisen wäre. Ein völ- 
iger Bruch mit dem durch mehr als ein Jahrtausend geheiligten, 
altehrwürdigen Brauche der Beerdigung unserer Toten werde 
nicht herbeigeführt; es gelte, nur systematisch einem an die Ver- 
hbrennung anknüpfenden Aberglauben entgegenzutreten, der ın 
weiten, auch wissenschaftlichen Kreisen mit dem Unsterblichkeits- 
alauben und dem Glauben an «die Auferstehung verbunden werde. 
Indessen möge diese Frage nicht zu einem Streitohjekte in der 
Synode gemacht werden, denn die Extreme berührten sich und 
ein warnendes Beispiel liefere Basel, wo die F.-B., weil dort 
die Orthodoxen in der Leichenverbrennungsfrage agitatorisch vor- 
gegangen seien, auf Grund einer allgememen Volksabstimmung, 
welche unter dem Eindruck dieser provokatorischen Agiıtatıon 
sestanden habe, zur Staatsbestattung gemacht worden sei. In- 
gleichen billigte der Synodale Professor D. Drews-.Jena, ob- 
wohl er persönlich kein Anliänger der F.-B. sei, die Entschlies- 
sung des Kirchenregiments und warf den Beschlüssen der Eisenacher 
Kirchenkonferenz vor, dass sie nur eine Verwirrung der 
(rewissen schafte, denn sie sage: „die F.-B. widerspricht keinem 
(debot Gottes“, und doch verbiete sie den Geistlichen die amtliche 
Beteiligung an dieser Bestattungsart. Man müsse in unserer 
Zeit äusserst vorsichtig sein, dass nicht Begriffe verwirrt würden, 
was zur Substanz des Glaubens gehöre, was ich hoffe, dass 
ich dadurch einmal selig werde, und was nur, wenn auch gehei- 


Ortloft, Kirch. u. staatl, (502.) Bedenken geg. Leichenverbrennung etc. 341 


lieter, Brauch sei. Schreite der Brauch der F.-B. vorwärts, dann 
werde auch die Kirche nachfolgen müssen. Erst stemme man 
sich gegen solche Dinge und komme mit Protesten und dann 
werde man lahm; da müsse die Synode möglichst vorsichtig sein 
und dürfe nicht den Schein auf sich fallen lassen, als lasse sie 
sich vom Zeitstrom wider ihren Willen fortreissen; auch der Be- 
richterstatter vertrete die Ansicht, dass die Beerdigung geheiligt 
sel — ein alter, heiliger, christlicher Brauch. Aber die Kirche 
habe keine Bestimmung darüber, dass die Geistlichen bei dem 
Begräbnis derjenigen fehlen sollten, welche in ihrem Leben die 
ehrwürdigen Sitten des Kirchenbesuches und Abendmahlsgenusses 
verleuenet hätten. Dort sei man lax und hier streng, und er 
ser dagegen, dass man auf der einen Seite Protest erhebe, wäh- 
rend man auf der anderen Toleranz übe. Deshalb bedauere er 
die Eisenacher Konferenzbeschlüsse, denen gegenüber sich die 
weimarische Kirchenregierung auf den ganz riehtigen Standpunkt 
gestellt habe. Hierauf erklärte ein Synodale, es mache sich ın 
der Eisenacher Kirchenkonfereuz zuweilen ein Geist geltend, der 
mit den alten weimarischen Traditionen nicht im Einklang stehe, 
und umsomehr freue sich die Geistlichkeit des Landes, dass das 
Kirchenregiment den alten weimarischen Geist gewahrt 
habe, und die Kirchenregierung könne darin ihre Befriedigung 
finden, wenn ihr von der Synode ein Vertrauensvotum erteilt 
werde. Synodale Oberpfarrer D. Braasch-Jena bestätigte, dass 
die Eisenacher Konferenzbeschlüsse in weiten Kreisen Aergernis 
erregt hätten, und dies werde bestätigt dadurch, dass die Synode 
mit gutem Recht zum Ausdruck bringe, wie sie daran keinen 
Teil habe. 


(Schluss folgt.) 
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Zur Frage über Bekenntnissgebundenheit und Lehr- 
freiheit. 
Von 


Reichsgerichtsrath a. D. Dr. A. Agricola in Eisenach. 


Wenn ich mir auf die freundliche Entgernung des Herrn 
Professor Kahl! in der vorbemerkten Sache meimerseits eine kurze 
Erwiderung in den Hauptpunkten erlaube, so geschieht es, weil 
ich die Hoffnung auf eine Verständigung nicht aufgeben kann, 
diese mir aber nicht nur gesenüber meinem hochverehrten Gegner, 
mit dem ich mich in den Grundanschauungen über Kirche und 
Recht einig weiss, sondern auch im Interesse der uns Beide be- 
schäftigenden Frage selbst hochwillkommen sein würde. 

Was zunächst die Bekenntnissgebundenheit der Geistlichen 
angeht, so ist Kalıl über deren Unentbehrlichkeit für die Ordnung 
der K. mit mir einverstanden (Ztschr. p. 348 und 356). Aber 
nach dem jeglichen Rechtszwang ablehnenden Prinzip der evan- 
gelischen K. darf sie ihm zufolge keinen rechtlichen sondern nur 
einen ethisch religiösen Charakter tragen und darum nicht in 
einem Rechtsverfahren, insonderheit nicht in einem disziplinären 
Strafverfahren zum Austrag und zur Erörterung kommen. Der 
1 In dieser Zeitschrift Bd. VII p: 347 f.: „Dr. A. Agricola, Bekemt- 
nissgebundenheit und Lehrfreiheit unter dem Gesichtspunkt des Rechts“, 


Eisenach 1898, von Prof. Dr. Kahl. 
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Spruch der entscheidenden kirchlichen Instanz hat daher nur die 
thatsächliche Feststellung der Bekenntnisswidrigkeit zu enthalten, 
aus der sich dann die selbstverständliche Konsequenz der Ver- 
wirkung des Kirchenamts kraft objektiven Rechtssatzes ergiebt. 
Wer ist es nun aber, der diese Konsequenz zieht? Nach 
Kahl’s System (p. 81) und noch nach seiner Festrede (p. 13) 
ist es Sache der K. resp. des Kirchenregiments. Anders an- 
scheinend nach der Entgegnung (p. 358 d. Ztschr.). Nach dieser 
darf der Spruch nicht lauten: „du bist schuldig, darum gehe!*, 
sondern „der Geistliche hat sich selbst seines Amts entsetzt*“. 
Der Geistliche also selbst ist es, der die Konsequenz seiner Be- 
kenntnisswidrigkeit zu ziehen hat. Aber wie nun, wenn er sie 
nicht zieht ? — das „pons non ruit“ giebt doch hier gewiss keinen 
Trost, wenn wir auch wohl in Deutschland nicht so etwas zu 
befahren haben, wie die Protestantische (!!) Hochkirche England’s, 
wo der Puseyismus von Lelhrstuhl und Kanzel laut Messopfer, 
Marienkultus, Heiligenverehrung u. s. w. verkündigt. Vestigia 
terrent! Was soll also geschehen, um die Verwirkung des Amts 
zu realisieren? Dazu ist eventuell Zwang unentbehrlich, dieser 
aber setzt ein rechtliches Urtheil und dieses ein rechtliches Ver- 
fahren voraus. So ist die Verknüpfung von Lehre und Recht 
unentbehrlich. 
Ich glaube kaum, dass sich mein Hr. Gegner dieser Konse- 
«wuenz entziehen kann und will. Das, was er mit dem Geiste 
der evangelischen K. unvereinbar findet, ist auch nur die der- 
malige Form des Verfahrens, welche wenigstens dem 
Scheine nach Irrlehre als eine Strafthat behandelt, die der dis- 
ciplinaren Korrektur zu unterstellen ist (Ztschr. p. 356 f.).. Wenn 
ich nun auch darauf hinweisen möchte, dass man gemeinhin auch 
in Disciplinargesetzgebungen Gründe für Amtsenthebung mit auf- 
zuführen pflegt, die mit einem Vergelien gar nichts zu tlıun haben, 
wie Kränklichkeit, Altersschwäche, körperliche Gebrechen, so 
will ich doch meinerseits gern zugestehen, dass ın der schein- 
baren Gleichstellung von Irrlehre mit wirklichen, zum Theil 
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schweren Anıtsvergehen etwas liegt, was dieselbe in falschem Licht 
erscheinen lässt. Ich will sogar anerkennen, dass das jetzige 
Verfahren noch in anderer Beziehung den richtigen Gedanken 
nicht ganz zum Ausdruck bringt. Erweckt es doch den Schein 
und ist dahin zu missdeuten, dass der Geistliche durch dasselbe 
genöthigt werden solle, selbst gegen seine Ueberzeugung und 
gegen sein Gewissen seine Lehre dem Bekenntniss zu akkomo- 
ddieren. Das würde ja freilich den evangelischen Prinzipien direkt 
widersprechen, denn nicht um zwangsweise Durchsetzung der rech- 
ten Lehre sondern nur um zwangsweise Abwehr der bekenntniss- 
widrigen kann und soll es sich handeln. Mag man daher mit 
Kahl, auf dessen Gedanken ich schon in meiner Schrift p. 36 
eingegangen bin, das Verfahren in der Regel als mit der Fest- 
stellung der Bekenntniswidrigkeit und mit der Aufforderung an 
len Geistlichen, freiwillig von seinem Amt zurückzutreten, ge- 
schlossen denken, auch wohl zugeben, dass er in den meisten 
Fällen dieser Aufforderung Folge leisten wird, so kann doch ohne 
die Möglichkeit der Erzwingung, wenn auch durch 
Hülfe des Staats, die äussere Ordnung der Kirche nicht bestehen 
und erscheint, wenn auch zwangsweise Durchsetzung der Lehre, 
dem Wesen der evangelischen K. unbedingt widerstrebt, doch 
— und zwar de lege lata wie de ferenda — die Verknüpfung von 
Recht und rechtlichen Folgen mit derselben an sich nicht princip- 
widrig und auf dem hier behandelten Punkt selbst unentbehrlich. 

Den zweiten Punkt, die Bekenntnissgebundenheit der theo- 
logischen Professoren angehend, bin ich mit meinem 
Herrn (segner darin einverstanden, dass, wenn auch von ihnen 
ein Unterricht in Gemässheit des Bekenntnisses „erwartet 
werden muss“, (p. 354 d. Ztschr.) doch eine rechtliche 
(Gebundenheit an dasselbe nicht stattfindet. Wenn demnach aber 
auch eine formelle, erzwingbare Garantie dafür, dass jene Er- 
wartung von dem einzelnen akademischen Lehrer erfüllt werde, 
fehlt, so fehlt doch darum nicht auch die Möglichkeit einer 
thatsächlichen Garantie, die freilich keine absolute sein 
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kann, sondern nur eine melır oder weniger grosse Wahrscheinlich- 
keit für die künftige Wirksamkeit im Lehramt bietet. Denn 
wenn ich mich memerseits mit Kahl darin völlig einverstanden 
weiss, dass keine organisatorische Veranstaltung die bekenntniss- 
mässige Lehre direkt und absolut zu garantieren vermag, (das 
einzige Mittel zu ihrem Schutz vielmehr schlechthin nur ın der 
Wahrheit und in der Wissenschaft selbst zu suchen ist, so wird 
er mir doch seinerseits nicht bestreiten wollen, dass unter ver- 
schiedenen Kompetenten für das Lehramt der Eine oder der 
Andere nach Persönlichkeit, wissenschaftlicher Stellung und bis- 
heriger Lehrthätigkeit dem kirchlichen Bekenntniss näher oder 
ferner steht und danach mehr oder weniger Gewähr für den 
von dem Lehrer mit Recht „erwarteten“ bekenntnissmässigen 
Unterricht bietet, und wenn die K. oder resp. deren Regiment, 
der, wie Kahl (Ztschr. p. 356) selbst anerkennt, doch sonst Lehr- 
Urtheilen nach Maassgabe ihres Bekenntnisses zukommt, in der 
Lage ist, dem ihrem Bekenntniss am Nächsten Stehenden die 
Ausbildung ihrer Geistlichen anzuvertrauen, darin noch kein Lehr- 
zwang geschweige eine Einschränkung wissenschaftlicher Forschung 
liegt. Unter diesem Gesichtspunkt kommt aber sehr viel auf 
die Auswahl des Lehrers und also auf «die Besetzung der theo- 
lorischen Fakultäten an. Wenn aber dem so ist, so ist das auch 
eine überaus wichtige Frage für die Kirche, ob ihr in Bezug auf 
tliese Besetzung überhaupt ein Recht zusteht, oder ob sie ledig- 
lich auf die Einsicht und den guten Willen Anderer, des Staats, 
der Fakultät oder sonstiger Nutritoren, angewiesen ist. Diese Frage 
Ist aber eine reine Rechtsfrage, welche ich (anscheinend unter 
Kahls Beifall cf. Ztschr. p. 360) nach dem Verhältniss des Staates 
zur Kirche und zu den Fakultäten, wie es sich geschichtlich ent- 
wickelt und rechtlich festgestellt hat, dahin beantworten zu müssen 
geglaubt habe, dass der K. zwar kein Recht zur Disposition 
über die theologische Fakultät, wohl aber gegen den Staat ein 
rechtlicher Anspruch auf ihre Mitwirkung bei Besetzung 
derselben und also auch auf irgendwelche Veranstaltung zu- 
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stehe, durch welche dieses ıhr Recht realisiert wird. 

Mein hochverehrter Gegner vermisst nun ein Eingehen auf 
die Frage, wie eine solche Veranstaltung beschaffen sein solle 
und weist darauf hin, dass ich bei ernstlicher Erwägung derselben 
sicherlich mit ıım zu dem Resultat gekommen wäre, dass alle 
organisatorischen Rechtsbehelfe die wirklichen oder vermeintlichen 
Gefahren einer bekenntnisswidrigen theologischen Wissenschaft 
nicht zu bannen vermögen, weil es nur das eine Mittel der Kor- 
rektur aus Wahrheit und Wissenschaft selbst gebe. Aber auclı 
ich sehe ja darin das einzige Mittel. Auch ich vertraue, dass 
die Wissenschaft sich selbst korrigiert, wenn sie nre gegangen 
ist. Auch ich sage mir, dass äussere Rechtsbehelfe die Wahr- 
heit nicht innerlich zu stützen vermögen, und habe p. 16 f. meiner 
Schrift selbst betont, dass die Bekenntnisse nicht das Wort Gottes, 
sondern der menschlich vermittelte und darum entwickelungsfähige 
und entwickelungsbedürftige Ausdruck des Verständnisses der 
Kirche von Gottes Wort sind. Nicht aber vermag ich ein- 
zusehen, wie aus alle dem ein principieller Widerspruch folgen 
soll mit dem Wesen der Wissenschaft oder dem Wesen der 
evangelischen Kirche, wenn man dieselbe für berechtigthält, 
bei Besetzung der tlieologischen Fakultäten dahin zu wirken oder 
mitzuwirken, dass demjenigen der Vorzug gegeben wird, der ver- 
möge seines wissenschaftlichen Standpunkts mehr eine Lehr- 
thätigkeit im Sinne ihres Glaubensbekenntnisses erwarten lässt 
als ein Andrer. 

Die blose Möglichkeit, dass diese Erwartung das eine oder 
andere Mal getäuscht wird, die Ja unzweifelhaft vorliegt, kann 
von diesem Were nicht abschrecken und so würde das von Ralıl 
aus der voraussichtlichen Erfolglosigkeit jeder organisatorischen 
Veranstaltung zum Zweck der Mitwirkung der Kirche bei Be- 
setzung der theologischen Fakultäten entlehnte Bedenken nur 
in dem Sinne berechtigt erscheinen können, dass erstere aus 
äussern Gründen undurchführbar resp. erfolglos wäre. Nun 
erleben sich da allerdings in Folge des Verhältnisses von Staat 
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und Kirche in der That mancherlei Schwierigkeiten und eine 
allgemein gültige Ordnung der Sache wird bei der Mamnigfaltig- 
keit der konkreten Verhältnisse und der kompromissarischen Natur 
ihrer Ordnung allerdings nicht möglich sem. Dass sie aber über- 
haupt nieht konstruierbar wäre, dürfte doch gewiss nicht nach- 
weisbar sein, wenn man nur von der Einrichtung nicht eine formelle 
(rarantie des Bekenntnisses erwartet, die sie weder geben kann 
noch geben will. Welcher Art aber die in concreto rechtlich 
zu ordnende Veranstaltung sein müsste, hängt eben von den 
konkreten Verhältnissen ab, und habe ich mich daher p. 45 f. 
mit der Andeutung verschiedener Möglichkeiten begnügen zu sollen 
verlaubt, zumal diese Frage an sich aus den Rahmen meiner 
Ausgabe herausfällt. Um so mehr kann ich mich aber gerade 
meinem hochverehrten Herrn Gegner gegenüber damit begnügen, 
dass er selbst auf solche Möglichkeiten hinweist und ich die schon 
von mir angezogene Preussische Vorschrift der Einholung emes 
freilich unmaassgeblichen Gutachtens der kirchenregimentlichen 
Behörde bei Besetzung der theologischen Lehrstühle, wenn auch 
alsdas geringsteMaass, aber doch als Anerkennung einer 
rechtlichen Grundlage begrüsst habe und nun nach seinem 
Zeugniss p. 360 der Ztsehr. über den günstigen Erfolg der Vor- 
schrift noch lieber zu begrüssen Anlass nehme, mich auch sonst 
mit ıım auf diesem Punkt einverstanden sehe, sowohl was die 
Betheiligung der theologischen Fakultäten an der Schlussfassung 
des Kirchenregiments bei dessen Gutachten über die Besetzung 
der Lehrstühle betrifft (p. 358), als darin, dass ich mir von einer 
allsemeinen Vorschrift über die Betheiligung synodaler Faktoren 
keinen günstigen Erfolg verspreche. 

Vielleicht, dass, was die Bekenntnisseebundenheit der Lehrer 
der Theologie betrifft, auf dieser Mittellinie eine Verständigung 
mit meinein hochverehrten Gewmer möglich ist, wenn ich auch, 
sofern man ein Recht der Kirche auf Mitwirkung bei Besetzung 
der Fakultäten in weiterem oder engerem Umfang nach Maass- 


gabe der Bekenntnissschriften zugestehen muss, und das auf 
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ihrer Autonomie beruhende Selbsthülferecht (p. 42 m. Schnit) 
wenigstens von seiner rechtlichen Seite nicht bestreiten wird — 
nicht abzusehen vermag, wie die Ansicht haltbar sein soll, „das 
der Protestantismus jede Verknüpfung von Glaube und Recht 
ablehne und die Kirche angewiesen sei, von der für ıhre äussere 
Gemeinschaftsorednung unentbehrlichen Rechtsbildung alle Bezüge 
auszuscheiden, welche den Glauben betreffen“, während ich selbst- 
verständlich nicht bestreite, aber auch nicht bestritten sondern 
selbst behauptet habe, „dass zwangsweise Durchsetzung von Lehre 
mittelst Anwendung von Rechtsgewalt evangelischer Kirchen- 
ordnung fremd ist“, ich desshalb auch natürlich weit entfernt 
war, solche aus dem rechtlichen Charakter des „Bekenntnis 
standes® herzuleiten. (ef. Festrede p. 12, Ztschr. p. 363, meine 
Schrift p. 7.) 
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I. Abhandlungen. 


Kirchliche und staatliche (soziale) Bedenken gegen 
Leichenverbrennung und Aschebeisetzung (sog. 
Feuerbestattung). 

Von 


Landgerichtsrat a. D. Dr. Herm. Ortloff-Weimar. 


(Schluss). 
11. 


Staatliche (soziale) Bedenken! 


Sl. 


Neuerungen und Aenderungen in Sitten und Gebräuchen 
Pflegen in Staat und Kirche gewöhnlich aus der bürgerlichen Ge- 
sellschaft heraus, aus deren Gruppen und organisierten Vereinen 
angeregt zu werden. Die sozialen Bedürfnisse und Anschauungen 


"Als Nachtrag zu dem vorigen Abschnitt mag noch eines inzwischen 
erschienenen Sonderabdruckes aus der „Kirchlichen Monatsschrift“ von 
Be Lasson. Pfarrer in Frundberg (Mark), im Verlage von E. Runge in 
Gr. Liehterfelde-Berlin, unter der Antschrift: „Das kirchliche Begräbnis 
and die Leichenverbrennung* gedacht werden. Darin wird von dem In- 
teresae des christlichen Gemütes und der kirchlichen 
Sitte gegenüber dem Rationalismus und Subjektivismus der Neuzeit aus- 
Atgangen: „Der Religion, die das ganze Leben vergeistigt und verinner- 
licht, ist das Gemüt naturgemäss verwandt. Der Religion, die eine ganze 
Menschheit zu einem Leben im Geiste vereinigen will, ist die gemeinsame 


Deutsche Zeitschr. f, Kirchenrecht. IX. 3. 2. 
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ändern sich im Laufe der Zeiten, oft erst nach Jahrhunderten, 
sogar Jahrtausenden. Die Neuzeit lernt aber immer wieder aus 
der Vergangenheit, und zwar bei dem kosmopolitischen, ausge- 
breiteten Völkerverkehr, den Schifffahrt und Eisenbahnen ver- 
mittelt haben, kommen auch die verschiedenen Sitten und Ge- 
bräuche fremder Völker auf weitentlegenen Erdteilen zur Keuntnis 


Sitte immer unentbehrlich.“ Eine Polemik gegen D. Rade's Aufsatz in 
Nr. 20 der „Christlichen Welt“ über „Die evangelischen Kirchen und die 
Feuerbestattung* und gegen eine Zustimmung hiezu seitens des Stadtpfarrers 
Wurster zu Heilbronn wird die paulinische Forderung (I. Kor. 11 ıs) 
entregengehalten: als Merkmal der Zugehörigkeit zur Gemeinde die fried- 
fertige und brüderliche Unterordnung unter die geltenden Bräuche, die 
herrschende Sitte und ihre Symbolik, das kirchliche Begräbnis eines 
weniger der Familie als der (remeinde Angehörigen als einen Gottesdienst. 
einen Akt des Bekenntnisses und der Anbetung, den die Gemeinde voll- 
ziehe, festzuhalten: aber charakteristisch hierfür sei die Bestattung 
des Leichnams zur Erde, worin er verwesen soll. Den Beweis dieser 
letzteren Behauptung ist Lasson schuldig geblieben. „Trauerfeiern 
kann man halten, ohne dass der Leib des Toten dabei irgendwie im Mit- 
leidenschaft kommt: eme Bestattungsfeier kennt die christliche 
Kirche nur in einer Form, in dem kirchlichen Begräbnis“, und nun wird 
kurz auf die Bestattung Jesu Christi hingewiesen. Gestreift werden die 
praktischen, ästhetischen, persönlichen, staatlichen, sozialen und ethischen 
Interessen der beiden Bestattungstormen, wobei dem Wunsche des Ver- 
storbenen oder seiner Hinterbhebenen, den Leiehnam durch Feuerbestattung 
„der kirchlichen Gemeinde zu entziehen“, zwar Rechnung getragen werden 
solle. Nun aber soll die kirchliche Gemeinde in diesem Falle keinen An- 
teil an der Bestattung selbst nehmen. „Der Sarg darf also unter keinen 
Umständen unter kirchlichem Geläut zum Feuerofen oder zum Bahnhof gr- 
bracht werden, von wo er die Reise zum Krematorium antreten soll. Und 
hat die Verbrennung bereits stattgefunden, so kann die Kirche wohl, wie 
bei anderen Fällen, in denen die Leiber der Ihrigen unwiederbringlich ver- 
nichtet sind, eine Trauerfeier veranstalten; aber die Aschenreste des ver- 
brannten Leichnanis gehen sie garnichts an, dürfen keinesfalls im Mittel- 
punkte einer gottesdienstlichen Handlung stehen.“ Die Auseinanderhaltung 
von Bestattungsfeier und Trauerfeier wird hiernach nur in die 
Beisetzung der Leiche oder deren Aschenreste verlegt. Mag aber eine 
solehe Beisetzung zur Erde oder zum Brennofen geschehen, so bleibt die 
damit verbundene vorausgehende kirchlich-weltliche Feier nach 
heutigem Ritus immer eine Abschieds-, Gedenk- und Trauer- 
feier, wie auch ohne Beisetzung. 
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und Würdigung. Sitten- wie Rechtsvergleichung haben in der 
Entwickelungsgeschichte der Menschheit die Oberhand gewonnen. 
So ist es auch gekommen, dass eine Altertumsforschung auf dem 
bier fraglichen Gebiete ein ganzes System der Toteneinäscherung 
aus weitentlegener Vergangenheit zusammenstellen konnte, wor- 
aus ersichtlich wird, dass auf hoher Kulturstufe stehende, wie 
noch in den Anfängen gesellschaftlicher Entwickelung verharrende, 
Völker von der Toteneinäscherung einen reichlicheren Gebrauch 
gemacht haben, als von der E.-B., dass also erstere der mensch- 
lichen Anschauung weit näher lag, als die letztere, ja dass sie, 
man kann sagen, fast in Europa gesamtsozial gewesen und staat- 
ich fast allgemein als Reel der Leichenbestattung in der Ge- 
schichte der Völker anerkannt gewesen ist. Die Priesterschaft, 
hat dabei überall einen erheblichen, vielfach den vornehnisten 
Anteil gehabt. Zahlreiche Belege finden sich von Dr. Vixa.a.O. 
aufgehäuft. Die Meinung, dass auf einfachen, offenen Scheiter- 
haufen die Leichenverbrennung ausschliesslich ausgeführt worden 
sel, ist nunmehr gänzlich beseitigt. In Gruben, in gemauerten 
Räumen, in förmlichen „Feuernekropolen“ haben Leichenbrände, 
verbunden mit von Priestern geleiteten Totenfeiern und Opfern 
in Italien, Spanien und vielen anderen Ländern stattgefunden, 
wie sich aus den mannigfachen Urnentriedhöfen ergiebt. Vieles 
davon hat sich bis heute auch bei den Japanern und Kal- 
mücken vorgefunden, welche doch offenbar von den Europäern 
Vorbilder nicht erhalten haben mochten. Das technische Ver- 
fahren ist bei den verschiedenen Völkerschaften je nach den Hilfs- 
witteln, besonders den zur Verfügung stehenden Brennstoffen, 
je nach den Gebräuchen und Vermögen, wie dem Ansehen der 
Beteilisten, sehr verschiedenartig gewesen. 

Der Mangel an Brennholz führte zur Sparsanikeit in der 
erforderlichen Einrichtung, dass die Hitze möglichst zusammen- 
gehalten und zum Steigen in senkrechter Höhe veranlasst werde. 
Das führte zur Herstellung von gemauerten Brennöfen, in denen 
die Leichen aufrecht oder kauernd, auch mehrere neben- oder 
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übereinander aufgestellt zur Verbrennung gebracht wurden. „Die 
vertikale Stellung der einzuäschernden Leiche war schon den 
Römern bekannt und wurde von ihnen in den Kulinen bei den 
Leichen der Armen und Sklaven bewirkt. Diese wurden mit 
Nägeln an in Schächten aufrecht stehenden Balken befestigt und 
tielen schliesslich verbrannt, zusammen mit Holzstücken und Kohle, 
in jene Massengrabschächte, die man auf dem Esquilin in Rom 
in grosser Menge findet. Die Leichen wohlhabender Klassen der 
alten Römer wurden, besonders zur Zeit des Kaisers Nero, über 
oder in kleinen, quadratischen, oft ausgemauerten Gruben ver- 
brannt und zwar, wie es scheint, in aufrechter Stellung. (Sepul- 
erum, Bustum, Ustrina). Angesehene Geschlechter hatten ihre 
eigenen Ustrinen, wie z. B. das der Antonine einen Teinpel von 
Marmor mit hohen Brandaltären. 

Die mohamedanische Bevölkerung und deren Glaubens- 
genossen in Asien und Afrika haben die E.-B. von alters her 
beibehalten; doch wird aus Indien berichtet, dass die F.-B. mehr 
und mehr Anhänger finde Von den 250 Millionen Hindus, 
welche für das konservativste und religiöseste Volk der Erde gelten, 
ist die Leichenverbrennung von alters her in Uebung gewesen 
und nur ein kleiner Teil bestattet seine Toten zur Erde und für 
diesen suchen die Junginder den Gothaer Verbrennungsapparat 
einzuführen. Die Chinesen halten an der althergebrachten 
E.-B., aber unter Anwendung symbolischer Einäscherung fest. 
Interessante Mitteilungen über das ältere und neuere Einäsche- 
rungsverfahren werden aus Japan berichtet, wo man seit langer 
Zeit eine Geschicklichkeit bewiesen hat, mit wenig Brennstoffen 
grosse Wirkung zu erreichen in Krematorien, die so vollständig 
seien wie die deutschen, in denen die Verbrennung nur 2M. für 
Arme, 8 M. für Reiche koste; in Tokıo kamen im Jahre etwa 
15000 Einäscherungen neben einer etwa gleichen Zahl der E.-B. 
vor — in 8 Verbrennungsstätten, auf der ganzen Inselgruppe 
Japan im vorletzten Jahre etwa 270000, welche in den einzelnen 
Gesellschaften gehörenden Verbrennungsöfen, die gegen 30 Em- 
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äscherungen auf einmal gestatten, vollzogen wurden. Die reli- 
giöse Totenfeier pflegt vor der Verbrennung in dem Tempel ab- 
sehalten zu werden, welchem der Verstorbene angehörte. Japan 
hat, inbetreff der jährlichen Leichenverbrennungen wie inbetreff 
der praktischen Ausgestaltung des dazu eingerichteten Systems, 
Europa weit hinter sich gelassen. Der V ix’schen Schrift 8. 117 
werde folgende Beschreibung eines japanischen Krematoriums 
entnommen, um ein gegen die F.-B. erhobenes ökonomisches 
Bedenken der Kostspieligkeit dieser Bestattungsart zu entkräften: 
„Der massige Ofenraum enthält in zwei Reihen 33 Einzelöfen, 
die unter sich, ausser einer besonderen Form für die in langen 
Särgen etwa eintreffenden Leichen, keine Verschiedenheit zeigen. 
Die Kosten sind um einige Mark teuerer, als bei der früher be- 
schriebenen primitiven Einäscherungsart, und schwanken zwischen 
5 und 15 M., 85 Prozent der Einäscherungen finden zu dem nie- 
drigsten Preisansatze statt. Bei Choleraleichen ist die Einäscherung 
Vorschrift. — Der Sarg wird auf eiserner Platte in den Ofen 
geschoben, die Thüre wird geschlossen und von den Verwandten 
versiegelt. Brennholz, etwa 20 dünne Scheite, wird neben und 
unter der Leiche aufgeschichtet und mit Petroleum angezündet. 
Der Holzverbrauch beläuft sich auf 90 Pfennige, die Verbren- 
nungsdauer auf 27/,—3 Stunden, selten mehr. Das meiste Holz 
kommt auf den Rost unmittelbar bei der hintersten Thür zu liegen, 
während die Leichenasche auf der Eisenplatte unvermischt liegen 
bleibt. Belästigung durch Rauch und Geruch findet weder im 
Krematorium noch in der Nachbarschaft statt, dank dem hohen 
Kamin der gesamten Verbrennungsanlage mit seiner Rauchver- 
zehrung durch zweites Feuer auf halber Höhe im Inneren des 
Schornsteines“. Es ist freilich nicht zu vergessen, dass das Ein- 
äscherungsverfahren in Japan seit altersher in Uebung gewesen ist. 

Ueberall tritt bei den verschiedenen Bestattungsweisen ver- 
schiedener Völkerschaften und Länder als bedingend das Klima, 
die Bodenbeschaftenheit, das Vorhandensein von Feuerungsmaterial, 
eine natürliche, zwingende Notwendigkeit für die Bestattungsart 
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an erster Stelle hervor; wo die Erde mit ewigem Schnee und 
Eis bedeckt ist, müssen dahin die Leichen vergraben werden, so 
wie auf offenen Meeren sie in das Wasser versenket werden müssen; 
ebenso war in den Wüsten mangels brennbarer Stoffe F.-B. aus- 
geschlossen. In Aegypten und in anderen heissen Ländern, wo 
die Stoffe zur Erhaltung der Leichen vorhanden waren und durch 
das Klima die Eintrocknung der Körper näher lag, war die Mu- 
mifizierung und Einbalsaminierung zur Sitte geworden; je nach 
den örtlichen Verhältnissen gebrauchen die Anhänger Buddhas 
die F.-B. oder Bestattung in weicher Erde oder in Felsen (Kata- 
konmben); Insel- und Küstenbewohner betten ihre Toten in hohle, 
abgeschnittene Baumstämme und übergeben die so Eingesargten 
den Fluten. 

Die rein natürlichen und wirtschaftlichen Bedingungen der 
Bevorzugung der emen vor der anderen Bestattungsart sind 
in den mitteleuropäischen Staaten ziemlich gleich. Es wird von 
den Gegnern der F.-B. besonders der Aufwand für Feuerungs- 
material und dessen doch entbehrliche Vernichtung, sowie für 
die Errichtung und Unterhaltung der Verbrennungsanstalten und 
Urnenhallen als ökonomisches Bedenken geltend gemacht. 
Es herrscht noch vielfach die Vorstellung, dass bei der F.-B. 
unnützer Weise grosse Massen von Holz- und anderem Brenn- 
material verbraucht werden, was ja bei der Kostspieligkeit dieses 
durch die E.-B. erspart werden könne. Die Technik hat jedoch 
seit 30 Jahren grosse Fortschritte in der Erfindung billiger Hei- 
zungs- und Verbrennungssysteme gemacht. Darunter nimmt das 
Siemens’sche Regenerativsystem mit seinen Verbesserungen eine 
der ersten Stellen ein; es ist teit 1878 ın Gotha zur Einführung 
gekommen, vom Ingenieur Schneider in Dresden verbessert, ın 
Hamburg, Jena und in vielen ausserdeutschen Städten, z. B. ın 
Paris, mit einer Aenderung, angenonmen worden. Durch bren- 
nende Gase des Steinkohlenofens wird der von Luftkanälen durch- 
setzte Stock feuerfester Ziegeln in Weissglut versetzt; die durch 
diesen hindurchströmende atmosphärische Luft treibt die Glut 
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in den nebenanstehenden Verbrennungsraum, worin die Leiche 
durch eine mässige Hitze vorerst ihres Wassergehaltes beraubt 
worden ist, und verbrennt bei 7—800 Grad Celsius mit Erzeugung 
weisser Lichterscheinungen den Körper in ?/, bis 1'7/,; Stunden, 
je nach seiner Beschaffenheit, zu Asche, so dass von einer Ver- 
wischung mit anderer Asche als der des Sarges keine Rede sein 
kann. 8. die Litteratur bei Vix a. a. O. S. 137 #f., wo auch 
die verschiedenen Systeme in Italien, Frankreich, England, Däne- 
mark, der Schweiz und Nordamerika aufgeführt sind. Ganz er- 
klärlich ist, dass die Kosten der F.-B. da, wo sie nicht in aus- 
edehnterem Masse betrieben wird, sich immer noch erheblich 
höher stellen, als die der E.-B., bei der das sog. Stättegeld je 
nach der Beerdigungsklasse, die gewählt wird, (I, I, III z. B. 
10, 6, 2 M.) beträst, wie das in Thüringen üblich ist. In Jena, 
wo der Verein für F.-B. noch mit dem Anfang des Unternehmers 
zu kämpfen hat, sind die Gesamtkosten, nachdem etwa 50 Ver- 
brennungen in dem auf dem städtischen Friedhof errichteten Kre- 
matorium stattgefunden haben, von 70 M. auf 60 M. ermässigt 
worden, in Gotha, wo bereits über 2000 Einäscherungen von 
Leichen aus allen Teilen des Deutschen Reiches vollzogen wurden, 
konnte eine Ermässigung der Kosten im J. 1897 auf 57 M. ein- 
treten für Einheimische, für Auswärtige einschliesslich der Ge- 
bühren für Leichenfrau, Träger, Leichenwagen vom Bahnhof nach 
dem Friedhofe, Telegramme u. s. w. auf 95 M.; in Heidelberg 
werden für Einheimische 45 M., für Auswärtige 65 M., ın Han- 
hurg 100 bez. 150 M. berechnet, doch sind dabei Gebühren bez. 
Erhebungen von Kosten, die eben mit der Einführung der An- 
lage und des Betriebes zusammenhängen, wie z. B. für Verzin- 
sung und Amortisation des Anlagekapitals, Abschreibung des 
Otfenbaues, für den Fonds zur Ofenerhaltung, für Bedienung und 
Heizung des Ofens, der jedesmal sein bestimmtes Heizmaterial 
für jeden Verbrennungsfall erfordert, wie z. B. in Jena 14 M. 
In Heidelberg z. B. kostete «die Herstellung des Ofens bis zur 
Setzung in Betrieb 9537 M. einschliesslich des Honorars für den 


356 Abhandlungen 


Erfinder des Systens Klingenstierna! die eines monumentalen 
Gebäudes daneben 35230 M. Die Kosten für Herstellung eines 
Ofens nach dem System Siemens - Schneider werden auf etwa 
13— 14000 M., die italienischen Systeme mit Transport- und Her- 
stellungskosten auf 3600—10800 M. verauschlagt. Sind einmal 
die mit der Anlage verbundenen erheblichen Kosten gedeckt, 
dann ermässigen sich die Betriebskosten bedeutend; so betrugen 
die Selbstkosten des Betriebes in Paris nach dem Systenı Müller 
und Fichet für den einzelnen Fall etwa 3 M., in Heidelberg und 
Hamburg gegen 8M., so dass bei einem ununterbrochenen Ofen- 
betrieb wie in Tokio und in Paris 3 M. auf eine Emäscherung zu 
rechnen wäre, mithin der Aufwand sich geringer stellen würde, als 
der für Erwerb, Herstellung und Erhaltung eines Reihegrabes. 

Vorerst wird m Deutschland, wo ja die F.-B. noch so viel- 
fach mit Hindernissen wingeben ist, diese Bestattungsart noch 
als einzelne und in gewissen Kreisen bevorzugte auch nur von 
Bemittelten gebraucht werden köunen. In einer zu erwartenden 
Erweiterung verschwindet aber nach dem Vorstehenden das wirt- 
schaftliche Bedenken ihrer Gegner zu nichts, wenn man er- 
wägt, dass z. B. in Parıs, wo Jährlich 13—1400 Leichen verbrannt 
werden, der Stadtverwaltung die Einäscherung der Leiche eines 
Armen auf 2 M. 40 Pf. zu stehen kommt und bei der Verbren- 
nung von 700 einer Epidemie erlegenen Verstorbenen sich für einen 
die Kosten auf 6 Fr. berechneten. 


Sa. 


Das vorerwähnte wirtschaftliche Bedenken wird je- 
doch weit überwogen durch ein Gegenbedenken gegen die Aus- 
schliesslichkeit der E.-B. ganz besonders im Deutschen Reiche, 
wo das Wachsen der Bevölkerung ein so erstaunliches ist (jähr- 
lich etwa um eine halbe Million), so dass man sich, bei den Er- 
weiterungen der Friedhöfe schon mittlerer Städte, nach allen 


'K. Leimbach. Die Feuerbestattungsanstalt in Heidelberg. Das. bei 
A. Siebert, 1592. 
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Seiten hin fragen muss, wo denn das Areal noch hergenommen 
werden soll, zumal die Ausdehnung der Städte immer grösser 
wird, besonders ın den Vorstädten mit ihren zahlreichen, von 
ansehnlichen Gärten umgehbenen Ansiedelungen, mit ihren dahin 
sich ausbreitenden grossindustriellen Unternehmungen, mit ihren 
sich weithin erstreckenden Eisenbahn- und sonstigen Verkehrslän- 
dereien, Parkanlagen, Militärübungsplätzen, Rennbahnen u. s. w.? 
Schon nicht entfernt genug von dem Mittelpunkt der Vorstädte 
können neue Friedhöfe angelegt werden, und zwar unter Auf- 
wendung der erheblichen Kosten für immermehr im Werte stei- 
sendes Areal, das der Bodenbewirtschaftung abgerungen werden 
muss, wenn nicht eine Gemeinde so glücklich ıst, eigenen Grund- 
besitz für Herrichtung neuer Friedhöfe verwenden zu können, der 
innmerhin nur ein totes Kapital auf lange Zeit hinaus darstellt, 
zumal wegen der für ausgefüllte Friedhöfe geordneten Ruhezeit, 
welche sich da, wo zahlreiche Familiengrüfte und Erbbegräbnisse 
erworben und verliehen worden sind, noch weit über 30 bis 50- 
jährige Ruhezeit für Einzel- oder Reihegräber, wie sie sich ver- 
schieden in Landesgesetzen oder ortsstatutarisch erlassenen Fried- 
hots- und Begräbnisordnungen vorgeschrieben findet, hinaus er- 
streckt, solange noch Plätze darin unbelegt und Nutzungsbe- 
rechtigte ausweislich der Erwerbs- und Verleihungsurkunden vor- 
handen sind. Wo die Achtung vor der Pietät, welche im Volke 
solchen ausser Gebrauch gesetzten Friedhöfen beizulegen gepflegt 
wird, noch einigermassen von einer doch im grossen Ganzen dem 
Materialismus huldigenden Mehrheit zu erhalten gesucht wird, 
werden eingelegte Friedhöfe in ihrer geschichtlichen Bedeutung 
zu erhalten gesucht oder unter Schonung schöner oder für die 
(seschichte wertvoller Grabstätten in Parkanlagen verwandelt. 
Indessen nicht überall ist dies der Fall, vielmehr hat vielfach 
die Spekulation auf reichen Gewinn zur Verwendung eingelegter 
Friedhöfe zu Strassenanlagen und Bauplätzen geführt, selbst in 
Städten, welche vermöge ihres vorwiegend ethischen Charakters 
der Bewohner auf Erhaltung der Pietät und Achtung einer ewigen 
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Totenruhe hingewiesen wären, wie z. B. kleinere Universitäts- 
städte. Es ist widerlich anzusehen, wenn bei dein Umwühlen 
eingelegter und zum Häuseranbau verwendeter Friedhöfe zer- 
stückelte, der Verwesung lange widerstanden habender Leichen- 
teile, Knochengerüste, Schädel zutage gefördert werden. So er- 
innert sich Verf. noch lebhaft aus seiner ‚Jugend einer Ende der 
dreissiger Jahre vorgenommenen Entleerung einer grossen unter 
(ler Stadtkirche zu St. Michael zu Jena auf deren Nordseite aufge- 
fundenen Gruft von unzähligen Gebeinen, besonders Schädeln. 
welche vor einigen ‚Jahrhunderten von dem zu Bauten verwen- 
ddeten, auf der Nordseite der Kirche gelegenen Gottesacker au 
segraben und in jene Gruft aufgehäuft worden waren. Dar- 
unter befanden sich unter anderen auch noch zwei verwitterte 
Kasten mit Rumpfteilen wahrscheinlich einbalsamiert gewesener 
Leichen ; eine weibliche war von einem wohlerhaltenen gelbseidenen 
(tewand umgeben, eine männliche war mit einem wahrscheinlich 
bei der Ausgrabung beigefügten Zettel versehen, auf dem die 
Bemerkung des Namens eines angehlich vom Chor der Kirche 
herabgestürzten Abtes enthalten war. Wagen voll solcher Ueber- 
reste, die aus der Zeit vor der Reformation herrührten, wurden 
auf dem hart an der westlichen Stadtseite gelegenen katholischen 
Friedhöfe in eine grosse Grube beerdigt. Freilich waren die Gr- 
beine bei der Entleerung jener unheimlichen Gruft in Massen 
auf dem Platze hinter der Kirche, der vor der dort erbauten 
Stadtschule an die Stelle des Friedhofes getreten war, aufgehäuft 
und olıne Aufsicht mehrere Tage dem Publikum preisgegeben 
worden, so dass viele Interessenten, besonders Studierende der 
Medizin, sich ganze Menschengerippe zusammensetzten, besonders 
aber grosse Schädel ausgesucht wurden. Das alles, sowie auch 
der ab und zu hente noch vereinzelt vorkommende Vertrieb von 
lieichenteilen (8. in der „Flamme“ die Mitteilung des Pr. Th. Weil) 
wäre unmöglich gewesen, wenn die Leichenverbrennung im Ge 
brauche war. 


Aus einem bei Bahnsens Betrachtung der ökonomischen 
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Vorteile der F.-B. ersichtlichen Schriftenwechsel zwischen dem Ma- 
astrat zuHannover und demzu Berlin ist zu ersehen, mit welchen 
Schwierigkeiten grosse Städte beidem Erwerb des Grund und Bodens 
zu neuen, oft 7—8 Kilometer von einzelnen Stadtteilen entfernt auf 
fremden Gemeindebezirken anzulegenden Friedhöfen zu kämpfen 
haben. Der Berliner Magistrat gab eine ausführliche Auskunft 
dahin: In Berlin selbst dürften neue Begräbnisstellen nicht mehr 
angelegt werden, aber die Nachbargemeinden verhielten sich zu- 
meist ablehnend gegen die Gewährung von Friedhofsterrain an 
die Berliner Gemeinden, da ıhr Grund und Boden besser für 
Strassen und Baustellen zu verwerten sel. Daher lasse sich jetzt 
viel mehr als vor Jahren die Leichenverbrennung überall in der 
Städt ohne Gefahr für die Gesundheit einführen. Um aber die 
Unzuträglichkeiten der Trauerfeier im Sterbehause und die der 
Veberführung in feierlichem Zuge von da nach den weitentfernten 
Friedhöfen zu beseitigen, solle der Verlegung jener Feier in Fried- 
hofs-Leichenhallen, wohin die Verstorbenen in aller Stille gebracht 
würden, der grösstmögliche Vorschub durch Zuschüsse, Darlehen 
und dgl. geleistet werden. Dabei wurde erwähnt, dass der 
ältere der beiden Berliner Feuerbestattungsvereine an die Errich- 
tung einer Urnenhalle zur Aufstellung der Gefässe mit den Resten 
der (auswärts) Feuerbestatteten auf dem städtischen Gemeinde- 
friedhof herantrete, im übrigen aber wurde auf den einen für das ge- 
sante Hamburg bestimmten, vortreftlich eingerichteten Friedhof 
zu Ohlsdorf, dessen Verwaltung und dessen Verbindung mit Ham- 
hurg, besonders hingewiesen. Der neuen Einrichtung des dortigen 
Krematoriums konnte damals (im J. 1890) noch nieht Erwähnung 
geschehen, weil diese erst einige Jahre danach geschaffen worden ist. 

Es liegt auf der Hand, dass bei einer allgemeineren Ein- 
führung der Leichenverbrennung als besondere Friedhöfe dafür 
ohne jede sanitäre Gefahr bereits eingelegte Friedhöfe zur 
Errichtung von Krematorien und Trauerfeierhallen, sowie Urnen- 
hallen verwendet werden können, auch bereits ausser Gebrauch 
gesetzte Friedhofskirchen oder Kapellen zur Abhaltung der Trauer- 
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feiern. Vor allem aber steht der Einsenkung von Aschenbe- 
hältern in alte, der Ruhezeit lange verfallene Grabstellen, etwa 
in einer Tiefe von ?/; Meter mit einer einfachen Gedenktafel dar- 
auf, oder auf einer befestirten Aufstellung einer Aschenurne 
auf einer Familiengrabstätte naher Verwandter, die noch erhalten 
geblieben ist, nichts entgegen. Dazu kommt, dass derartige Ver- 
senkungen von Aschenbehältern (Blechbüchsen, Urnen, kleine 
Steinbehälter) sehr wenig Platz erfordern, so dass etwa auf eine 
einzelne Grabstätte (Erdgrab) drei Aschenbehälter ein- oder auf- 
gesetzt werden können. 

In Abt. II der ortsstatutarischen Friedhofsordnung Jenas 
vom 30. April 1896, die von der Feuerbestattung in SS 25—33 
handelt, ist im S 32 bestimmt, dass, soweit auf Wunsch der An- 
gehörigen die unter Aufsicht des Friedhofsaufsehers oder von 
diesem sorgfältig gesammelten, in je einer verlöteten Blechbüchse 
verwahrten Aschenreste auf dem dortigen Friedhofe verbleiben 
sollen, sie entweder 60 cm tief (jeder Grabplatz 70 cın lang, 
60 cm breit) in den vom Gemeindevorstand zu bestimmenden 
Leichenfeldern mit dreissigjähriger Ruhezeit beigesetzt werden 
können und auf diese (aräber die für die Gräber der Erdbestatteten 
bestehenden Vorschriften sinngemässe Anwendung zu finden haben; 
auch soll es nachgelassen bleiben, Aschenreste in ein schon be- 
stehendes Grab zu senken, welchenfalls dieses zu solchem Zweck 
bis zur Tiefe von 60 cm ausgegraben werden darf!. Wegen des 


' Es ist hier nicht ersichtlich, ob eine derartige Einsetzung in ein be- 
stehendes Grab erst nach Ablauf der dreissigjährigen Ruhezeit oder schon 
während derselben erfolgen darf. Aus Rücksichten der Pietät für die Toten- 
ruhe, welche sich an die Vorstellung von der Erdbestattung knüpfen. würde 
man das erstere festzuhalten geneigt sein, aus wirtschaftlichen Rücksichten 
das zweite gestatten mögen, jedoch nur für die Grabbesitzer, sodass ein 
Einzelgrab durch Einsetzung von (3) Aschenbehältern zum Familiengril 
werden kann. Es würde der Schein einer Störung der Totenruhe dadurch 
eemildert, dass die Aschenreste doch nur in die Oberfläche der Erde eın- 
gesenkt werden, noch entfernt von dem Erdbestatteten. Den Angehörigen 
würde dadurch die Erwerbung von mindestens drei Grabstätten und über- 
haupt den Friedhöfen eine Menge von Areal erspart werden, ja es könnten 
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Weiteren wird auf den Schluss der Vorbemerkung dieser Ab- 
handlung verwiesen. Hieraus ist zu ersehen, welche grosse Er- 
sparnis an Grund und Boden für Friedhöfe gemacht wird, wenn 
die F.-B. zunächst gruppenweise in einzelnen Gemeinden einge- 
führt und neben der E.-B. zugelassen, später aber inımer all- 
semeiner werden wird. Auch nach Ablauf der Ruhezeit können 
Erd- wie Aschengrabstätten unbedenklich wieder benützt werden 
zur Beisetzung von Aschenbehältern, die ja so wenig Platz ın 
Anspruch nehmen. 

So liegt denn von diesem wirtschaftlichen Gesichts- 
punkt aus die Weiterverbreitung der F.-B. im grössten Interesse 
gerade der grösseren Stadt- und Kirchengemeinden, was nicht 
oft genug gegen die noch vorherrschenden Abneigunren betont 
werden kann. Vereine, Landtage und Reichstagsgruppen, mehr 
noch die Tagespresse, sollten diesen Gesiehtspunkt in den Vorder- 
erund stellen. Um nur ein Beispiel vor Augen zu halten, sei 
eine Berechnung des bekannten Hygienikers, des verstorbenen 
Prof. Dr. Reclam in Leipzig angeführt (bei Dr. Vix a. a. O. 
S, 127): gesetzt eine Stadt habe 100000 Einwohner und es ent- 
helen auf Tausend jährlich etwa 40 Todesfälle und mit der Tur- 
nusziffer 30 werde die Gräberzahl multipliziert, so ergiebt das 
120000 Gräber, und wenn man in 50 Jahren nur eine Verdop- 
pelung der Einwohnerzahl einer Stadt von 100000 Einwohnern 
annimmt, so kommen 180—-200000 Gräber heraus, so dass dafür 
ein immer wachsender Grund und Boden verschafft werden muss, 
der sich bei einer etwa auch nur auf die Hälfte der Sterbefälle 
entfallenden F.-B. sehr erheblich ermässigen würde. Es erscheint 
nur als eine Frage der Zeit, ob und dass aus dem Wachsen der 
Anhänger der F.-B. durch Pilege der Bewegung dafür in Vereinen 
und in einzelnen Gemeinden, das Bestattungswesen der Verstaat- 


lichung, wie in der Schweiz, entgegengeführt werde, indem an 
alte nur für Beisetzung von Aschenresten unbedenklich wieder benutzt 
werden. was besonders von den Erb- und Familiengrüften gilt, deren Be- 
nutzung sich dann Jahrhunderte lang nur für Feuerbestattete fortsetzen hiess. 
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einzelnen zZentralisierenden Orten grosse Kollektivkrematorien an- 
gelegt werden, worin Massenverbrennungen vorgenommen werden 
können, oder dass zunächst ansehnliche Städte ihre eigenen Ver- 
brennungsöfen und Kolumbarien, oder grössere Ortsvereine solche 
gemeinschaftlich errichten und unterhalten, nachdem jede staat- 
liche und kirchliche Gegnerschaft ihre praktische Geltung auf- 
gegeben haben wird, so dass die Wahl zwischen E.-B. und F.-B. 
vollständig freigegeben und letztere nur für eine Reihe von 
Fällen, namentlich für an ansteckenden oder Ekel erregenden 
Krankheiten Verstorbene zwangsweise vorgeschrieben wird. 


S 3. 


Dies letztere führt zur Betrachtung der gesundheits- 
polizeilichen oder hygienischen Rücksichten bei der 
Beurteilung des Vorzuges der einen vor der anderen Bestattungs- 
und Körpervernichtungsart !. 

Dass aus der Einäscherung von Leichen irgend welche Nach- 
teile für die Gesundheit der nächsten Anwohner an Verbrennungs- 
öfen zu befürchten wären, hat wohl niemand gegenüber den mit 
hohen Schlöten versehenen Brennöfen, aus denen die Gase der 
Verbrennung hoch in die Luft hinauf getrieben werden, zu be- 
haupten unternommen. Von einer anderen Verbrennungsart, etwa 
an ebener Erde im Freien kann keine Rede mehr sein. Es kann 
sich sonach nur um eine Vergleichung der Vorteile und Nach- 
teile der F.-B. gegenüber der E.-B. in Beziehung auf die Ge- 


! Im Morgenblatt der Münchener N. N. Nr. 66 Jahrgg. 1899 wurde mit- 
geteilt, dass in dem Gemeinderatsbevollmächtigten-Kollegium zu München 
am 7. Febr. der Justizrat Dr. Dürck einen Antrag eingebracht habe, bei 
den versammelten Landtag ein Ersuchen einzubringen dahin, dass die Re- 
gierung veranlasst werde, ihr ablehnendes Verhalten gegen die Errichtung 
eines Krematoriums in München aufzugeben. Diese Ablehnung sei erfolgt 
auf Grund des Art. 6 des P. St. G.-B.’s, weil dort nur von „Beerdigungen* 
geredet werde. Es sei aber die Leichenverbrennung für den Fall des Aut- 
tretens einer Epidemie durchaus notwendig, und dann sei es zu spät, erst 
ein Krematorium zu errichten, um eine Zwangs- Feuerbestattung vur- 
nehmen zu können. Sonst aber sei die fakultative F.-B. zu gestatten. 
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sundheitsgefährdung anderer handeln. Mit dem Fortschreiten der 
bakteriologischen Untersuchungen wird mehr und mehr festgestellt. 
dass zahlreiche Krankheitserreger in Sporen und Keimen von 
Mikroorganismen in Luft, Wasser und Erde sich vortinden, welche 
durch Fäulnis gefördert, dem menschlichen Körper totbringende 
Krankheiten zuführen. Von der Schätdlichkeit der Begräbnis- 
plätze in der unmittelbaren Nähe von menschlichen Wohnungen. 
besonders bei hohem Stande des Grundwassers, welche ungeachtet 
des Erdfilters doch Fäulnisstoffe in sich aufnimmt und Krauk- 
heitserreger zu tage fördert, ist die öffentliche Gesundheitspflege 
In diesem Jahrhundert durch überzeugende Forschungen (Petten- 
kofer u. a. m.) reichlich überzeugt gewesen. Aber Verwunderung 
muss es erregen, was von Dr. Vixa.a. O. 8. 126 bezeugt wurde, 
dass, seit man die Wiedereinführung der Toteneinäscherung em- 
pfohlen und ihre Zulassung aus Gesundheitsrücksichten zu rechtfer- 
tigen versucht habe, in amtlichen Kreisen Deutschlands ein Umschlag 
der Meinungen über die Schädlichkeit der Friedhöfe eingetreten sei, 
Jadass die Empfehlungen der zu gunsten der Leicheneinäscherungen 
auf den internationalen Hyziene-Kongressen zu Florenz, London 
und Budapest und von anderen ähnlichen Versammlungen ge- 
fassten Beschlüsse bei widerstrebenden Regierungen und Sanitäts- 
beanten unter Berufung auf bakteriologische Versuche, die doch 
erst in der Entwicklung begriffen seien, keinen Anklang gefunden 
hätten. Die Gefahr, welche die Fäulnisbildung in den Fried- 
höfen für Menschen mit sich bringt, ist durch viele Erfahrungen 
nachgewiesen; in Japan wurden Gräber zahlreich an Cholera ver- 
endeter Krieger geöffnet, nachdem die Beerdigungen 2 Jahre vor- 
her stattgefunden hatten, und daraus entstand eine neue Cholera- 
epidemie. Gerade bei den Massen von Leichen in Kriegen tritt 
das Unzureichende der E.-B. hervor, wie man aus dem franzö- 
sischen Kriege von 1870/71 in Erfahrung bringen musste. So 
wird ın der „Flamme“ von 1894 über das Hervortreten von 3000 
in einem Massengrab bei St. Privat oberflächlich verscharrter 


Leichen infolge eines mehrtägigen Regens berichtet, wodurch die 
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ganze Umgegend verpestet und unter der Bevölkerung eine ge- 
fährliche Typhusepidemie verbreitet wurde. Hier wurde zum Teil 
zu einer massenhaften Verbrennung der mit Petroleum übergos- 
senen Leichenhaufen notgedrungen geschritten, ohne dass man 
irgend woher ein Bedenken hiergegen hätte äussern gehört. Thritt 
also die Notwendirkeit der Leicheneinäscherungen bei derartigen 
Massen von Leichen im Kriege und bei Epidemieen hervor und 
steht durch die Erfahrung fest, dass kein anderes Mittel als die 
Verbrennung die Vernichtung von Ansteckungsstoffen sicherer 
herbeizuführen vermag, so bedarf doch auch die Thatsache, dass 
(ie internationalen Kongresse von Aerzten zu London, Budapest, 
Moskau (1891, 1894, 1897) mit aller Entschiedenheit sich für die 
F.-B. ausgesprochen haben, in Regierungs- und Theologenkreisen 
einer ernsten Würdigung. Erkennt man thatsächlich das Ver- 
brennen als das sicherste Mittel der Vernichtung von Krank- 
heitserregern an, z. B. dass von ansteckenden Krankheiten getötete 
Tiere, dass Wäsche, Kleider von in Epidemieen Verstorbener 
durch Verbrennung vernichtet werden sollen, so kann man sich 
nicht der hygienischen und gesundheitsschützenden Forderung ent- 
ziehen, dass an ansteckenden Krankheiten verendete Menschen- 
körper durch Verbrennung unschädlich gemacht werden müssen 
— dass also aus sozialen und staatlichen Gründen die Leichen- 
verbrennung zwangsweise anzuordnen sei, aber nicht minder 
im Kriegsfalle, worüber von Dr. Vix a. a. O.S. 140 interessante 
Mitteilungen und Vorschläge gemacht worden sind. 

! Die japanıschen Massenverbrennungsöfen sind im „Phönix“ von 
1891 Nr. 2 von dem vormaligen Missionär, jetzt Kirchenrat W. Spinner 
zu Weimar beschrieben; in einem Feldofen können 20—40 aneinander ge- 
legte Leichen auf ein Mal verbrannt werden. Prof. Gorini in Italien 
stellt 3 Arten eines Kollektivofens auf, berechnet für den Gebrauch a) ın 
(rossstädten in getrennten Verbrennungsräumen, welche von einer gemein- 
samen Flamme durchzogen werden, b) für Epidemien, wo mehrere Leichen ın 
eine gemeinsame Verbrennungskanmer gebracht werden und eine Scheidung 
der Aschen nicht möglich ist, ec) für den Kriege. wo der Feuerherd mit der 
Verbrennungskammer zu einem gemeinsamen Raum auf dem Schlachtfeld 
aus fenerfesten Steinen in einer Höhe von ?2 m und einer Breite und Tiefe 
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Hier stehen auch die Gegner der Bewegung für die F.-B. 
vor einer Naturnotwendigkeit, welche ihnen vielleicht das Zuge- 
ständnis der Gestattung einer Ausnahme ahringt. Es handelt 
sich um Sicherung der Gesellschaft vor einer nach menschlicher 
Erfahrung naheliegenden, oft recht drohenden Gefährdung des 
Leibes und Lebens. Sich dagegen ablehnend zu verhalten, wider- 
spräche den Grundsätzen der gesunden Vernunft und der sozialen 
Ethik, welche in keinem Staate, am wenigsten in einem christ- 
lichen, unbeachtet gelassen werden dürfen, sobald die Erkenntnis 
durchgedrungen ist, dass hergebrachte Anschauungen, die zum 
srossen Teile nur anerzogenen Gefühlen entspringen, gegenüber 
der Macht des Vernunftdenkens untergeordnet werden müssen. 
Die Selbsterhaltung des Menschengeschlechts ist eines der höchsten 
ethischen Ziele, gegen dessen Erreichung jede staatliche wie kirch- 
liche Macht vergebens ankämpft. 

Wenn nun aber in einzelnen grösseren Gemeinden sich ein 
korporatives Bewusstsein in mehr oder weniger herrschenden 
Kreisen herausbildet, dass es mit Rücksicht auf die wenig günstige 
Lage eines Friedhofes für die Anlieger, etwa wegen der durch- 
lässigen Bodenbeschaffenheit und Gefahr der Zuführung von Fäul- 
nissubstanzen in und durch das Grundwasser, gefährlich werden 
könne, weitere E.-B. vorzunehmen, und ein anderer Friedhof dazu 
nicht zu beschaffen wäre, so würde nicht minder aus Gesund- 
heitsrücksichten die Einrichtung eines Krematoriuns als geboten 
erscheinen, um weitere Gefährdungen abzuhalten, und es könnte 
niemand dagegen einen berechtigten Einwand erheben, dass ge- 
mäss den örtlichen Verhältnissen die F.-B. obligatorisch 
semacht werde und an die Stelle der E.-B. trete. Staat und 
Kirche müssten aus ethischen Gründen der betreffenden Gemeinde 
die Sicherung gegen Gesundheitsgefährdung gestatten; thäten sie 
das nicht, so träfe sie eine schwere Verantwortung. Hier ist 


von 1,5 m mit einem 10 m hohen Schornstein vereint wird, mit der an- 
geblichen Möglichkeit, in 3 Tagen gegen 1000 Leichen verbrennen zu 
können. Ein Versuch hiermit ist bis jetzt noch nicht gemacht worden. 
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es das Gemeinwohl, welches gebieterisch Ausnahmen vom Her- 
kömmlichen fordert, das man als Sitte, ja sogar als christliche 
Sitte bezeichnet hat, ohne damit aber die Abweichung davon 
etwa als etwas Unsittliches bezeichnen zu können; denn Erhal- 
tung des Gemeinwohles ist einer der höchsten Grundsätze der Sitt- 
lichkeit und diese ist ja Grund und Zweck jener Abweichung. 

Wenn nun weiter Gesellschaftsgruppen, von einem solchen 
und anderen höheren Beweggründen bestimmt, die F.-B. der E.-B. 
vorziehen, so verfolgen sie einen ethischen Zweck aus m- 
nerer Ueberzeugung von einer naturmötwendigen, mindestens sozial- 
heilsamen Abweichung von herkömmlichen Gebräuchen der Leichen- 
bestattung, unterstützt auch von anderen Vernunft- und Verstan- 
desgründen, deren Widerlegung noch niemanden gelungen ist und 
angesichts der zahlreichen geschichtlich bewiesenen Erfahrungen 
bei zahlreichen Völkerschaften als haltbar niemanden gelingen 
wird. Die Freiheit jener TUeberzeugung unterdrücken zu wollen, 
ist nicht sittlich und nieht christlich. Die Anhänger der F.-B. sind 
es nicht aus Freude an etwas der bisherigen Sitte m Europa 
Abweichendem, sondern sie sind es aus Ueberzeugung von den 
Vorzügen der F.-B. vor der E.-B., welche die Bedenken dagegen 
überwiegen. Sie streben nicht dahin, die E.-B. ganz durch die 
F.-B. zu verdrängen oder allgemein obligatorisch zu machen, son- 
dern dahin, dass die F.-B. neben der E.-B. als gleichbe- 
rechtigte Bestattungsart in Staat und Kirche geachtet und 
auf Wunsch der Einzelnen oder ihrer Angehörigen als fakul- 
tative zugelassen und mit den erforderlichen Einrichtungen und 
Vorschriften versehen werde. 

Es gilt nur Vorurteile, die sich namentlich in hierarchischen 
und klerikal-konservativen Kreisen festgesetzt haben, zu über- 
winden, indem ihnen die Freiheit der Ueberzeugung und der Selbst- 
bestimmung des Einzelnen und seiner Angehörigen über die An- 
wendung der anderen, vor der Vernunft und Erfahrung ebenso 
berechtigt erscheinenden Bestattungsart als eine unantastbare 
gegenüber gehalten werde Wird im übrigen die Freiheit der 
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Selbstbestimmung über einzelne Formen der Erdbestattungsge- 
bräuche (Gruftbeisetzung, Erbbegräbnisse, Grabpflege u. s. w.) 
anerkannt, so ist es unhaltbar, da wo Einrichtungen zur F.-B. 
bestehen, deren Gebrauch, wenn er letztwillig angeordnet oder 
von den Angehörigen, doch meist im Sinne des Verstorbenen ge- 
fordert wird, die Wünsche der Nächststehenden und vor allem 
den letzten Willen des Verstorbenen nicht zu achten, während 
sonst eine Beachtung derartiger Wünsche der allgemeinen Sitte 
entspricht. Das erwähnte Ortsstatut für Jena vom 30. April 
1896 erfordert zur Erlangung der Genehmigung einer Leichen- 
einäscherung unbeschadet der auf die erste Besichtigung der Leiche 
durch den Leichenbeschauer bezüglichen, für die Erdbestattung 
geltenden Vorschriften ausser einer Bescheinigung des erfolgten 
Eintrages in das standesamtliche Sterberegister, auch ein Zeugnis 
des staatlichen Sanitätsbeamten des Sterbeortes über stattgehabte 
Leichenschau und die Beifügung eines über eine etwa stattgehabte 
Sektion aufgenommenen Befundes in beglaubigter Form, dann aber 
auch „ein rechtsgiltiges Zeugnis, dass der Verstorbene die F.-B. 
selbst gewünscht habe, oder dass die Personen, welche für die 
Bestattung Sorge tragen, die F.-B. wählen. Der nunmehr der 
U. hessischen Kammer vorgelegte Regierungsentwurf betr. 
die gesetzliche Regelung der F.-B. lässt eine solche nur dann 
zu, wenn sie von dem Verstorbenen in emer Verfügung von 
Todeswegen oder in einer hinsichtlich der Unterschrift öffentlich 
beglaubigten Erklärung angeordnet und von der Ortspolizeibe- 
hörde des Bestattungsortes schriftlich genehmigt worden ist. Die 
Fähigkeit zur Errichtung einer solchen Anordnung soll sich nach 
den Vorschriften des $ 2229 des B. G.-B.’s richten. Der In- 
haber der elterlichen Gewalt soll eine solche Anordnung auch 
inbetreff eines zur Zeit seines Todes noch unter elterlicher Ge- 
walt stehenden Verstorbenen treffen dürfen. Eine Vergleichung 
dieser Entwurfsbestimmung mit den angeführten des jenaischen 
Örtsstatuts ergiebt, dass letzteres von jeder Beschränkung sich 
ireigehalten hat. Immerhin werden die Verfechter des allge- 
24* 
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meinen Rechtes der freien Bestimmung über die Bestattungs- 
art eine Verletzung der verfassungsmässigen Fireiheit 
in einer Beschränkung, vollends in einer Ausschliessung der Wahl 
der Bestattungsart erkennen. Dieser Standpunkt ist ganz richtig 
von dem hessischen Landesverein für Toteneinäscherung 
als der allein massgebende in den Vordergrund gestellt worden 
gegenüber allen staatlichen und hierarchischen Versuchen, die 
Leichenverbrennung als vorbereitende Handlung und die Aschen- 
beisetzung als eigentliche Bestattung durch Verbote oder Be- 
schränkungen zu hindern. Hiergegen seien nur Rechtsverwah- 
rungen (Proteste) und der Prozessweg, nicht Bittschriften und 
Pressgebrauch, anzuwenden — zur Ueberwindung der „Unlogik 
der widerstrebenden Regierungen“ (besonders der 4 grössten 
Bundesstaaten). Im Grossherzogtum Hessen hat endlich nach 
langem Kampf die Regierung durch Einbringung des erwähnten 
Entwurfes ein vernünftiges Einsehen bewiesen, indem sie be- 
kannte, einem wiederholt zum Ausdruck gelangten Wunsche 
nach einer Regelung dieses Gegenstandes nicht länger entgegen- 
treten zu sollen, zumal seither schon Angehörige des Gross- 
herzogtums in Krematorien ausserhalb des Landes unbeanstandet 
bestattet worden seien und es geboten erscheine, die Voraus- 
setzungen festzusetzen, unter denen die Verbringung der Leicheu 
von ausserhalb des Grossherzogtums zum Zwecke der F.-B. zu- 
gelassen werden könne. 

Trennt man die F.-B. als weltlichen Vernichtungsakt von 
der kirchlichen, vorausgehenden bzw. nachfolgenden, Trauerfteter, 
wie es die natürliche Sachlage ergiebt, so liegt für die Kirchen- 
vertretung gar kein Grund vor, sich gegen jenen Vollzugsakt 
eines letzten Willens des Verstorbenen oder der im vermuteten 
Sinne dieses von seinen Nächsten ausgesprochenen Bestimmung 
der F.-B. ablehnend zu verhalten. Denn was der lang dauernde 
Vernichtungsprozess der natürlichen Verwesung an der Leiche 
bewirkt, ihre Au,lösung und Vernichtung zu der Erde, das voll- 
brinst hier das andere Element in kürzester Zeit in der Auflösung 
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und Vernichtung zu Asche; menschliche, weltliche Kräfte über- 
geben dort den Leichnam der Erde zur Aufnahme, hier dem 
Feuerbehälter zur Verwandlung in Asche. Der Zukunft bleibt 
vorbehalten, ob die letztere Bestattungsart von der Ausnahme 
zur Regel heranwächst; das hängt von der fortschreitenden Er- 
kenntnis des Richtigen in der Entwickelung der Menschheit und 
von herrschenden Strömungen ab, von denen die Gesellschaft, 
der Staat und Kirche, beeinflusst wird. Zunächst aber haben 
diese Gemeinschaften keinen vernünftigen Grund, der bei Epi- 
«lemien und im Kriege obligatorischen und sonst fakul- 
tatıren Leicheneinäscherung in den angebahnten Grenzen ent- 
gegenzutreten, der sich aus rein sozialer Beurteilung (aus volks- 
wirtschaftlicher, finanzieller, hygienischer und gesundheitspolizei- 
licher, sittengebräuchlicher, freiheitlicher, überhaupt ethischer) 
aufrecht erhalten liesse. 


S 4. 


Unter Uebergehung der von Bahnsen versuchten Abwägung 
der ästhetischen Rücksichten bei der einen oder anderen 
Bestattungsart, welche sich ziemlich die Wage halten mögen, 
wenden wir uns zum Schluss zu den schwerwiegenden unter den 
staatlichen (sozialen), den von der Seite der Rechtssicherung 
erhobenen Bedenken. 

Eine Sicherung vor einem gewaltsamen Tod eines Scheintoten 
bietet die F.-B. so wenig wie die E.-B.; ein statistischer Nach- 
weis des Lebendigbegrabenseins ist sehr schwer zu führen und 
die Angabe, dass in Deutschland jährlich etwa 150 Scheintote 
lebendig begraben würden, unterliegt den erheblichsten Zweifeln. 
Der Gedanke des Lebendigbegrabenwerdens ist für jeden, der 
Sich mit dem Todeseintritt in seiner Vorstellung beschäftigt, eben- 
50 fürchterlich, wie der, durch Feuer lebendig verbrannt zu werden; 
indessen wird von Sachverständigen darauf hingewiesen, dass der 
Scheintote bald im Grabe, wie im Krematorium, der Erstickung 
erliegt und kaum zum Bewusstsein gelangen könnte, wenn auch 
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sich Zuckungen einzelner Körperteile etwa bemerkbar machten. 
Verfechter wie Gegner der einen oder anderen Bestattungsart 
stimmen darin überein, dass die grösste Sorgfalt bei der Leichen- 
aufbewahrung und bei einer durchaus amtlichen Leichen- 
schau anzuwenden sei, wobei aber auch die Anordnung bei 
Lebzeiten nach eingetretenem Tode, sowie der Wunsch der Näher- 
stehenden zu beachten wären, dass zur Beseitigung der Besorgnis 
einer Bestattung eines Scheintoten vor der Bestattung eine Puls- 
ader geöffnet werde, oder eine Leichenöftnung zur Feststellung 
der Todesursache vorgenommen werde. Immerhin begegnet man, 
wenn solche Sicherungsmassregeln nicht angewendet werden kön- 
nen, etwa wegen der Kostspieligkeit, der Volksanschauung, dass 
der Tod eines Scheintoten im Ofen wegen der plötzlichen Eın- 
wirkung der Gase und Hitze von 7--800° C. rascher eintreten 
müsse, als bei dem allmählichen Zuschütten des Grabes mit Erde 
oder vollends bei einer Beisetzung in einer gemauerten Gruft. 
Indessen ist hier immer noch eher die Möglichkeit einer noch 
rechtzeitigen Entdeckung des Scheintodes gegeben, die mit Schlies- 
sung der Ofenklappe am Ofen des Krematoriuns wegfällt. Wo 
die Leichenverbrennung gesetzlich zugelassen ist, findet sich aus- 
drücklich als Bedingung ihrer Ausführung die sorgfältigste Ab- 
haltung einer vorausgehenden Leichenschau angeordnet. 
S 5. 

Eine solche Leichenschau muss aber durchaus auch zur Be- 
seitigung eines der erheblichsten Bedenken gegen die F.-B. von 
seiten der Rechtssicherung der Gesellschaft erfordert wer- 
den. Man hat als erheblichstes Bedenken hervorgehoben, dass 
durch die Leichenverbrennung die bei der E.-B. immerhin durch 
Ausgrabung des Beerdigten noch mögliche Feststellung der Todes- 
ursache, ob sie eine natürliche oder von Menschenhand zugefügte 
(gewaltsame oder heimtückische, etwa durch Giftzuführung), aus- 
xeschlossen werde, da aus den Aschenresten eine solche nicht zu 
erreichen sei. Es handelt sich hier auch um die seltenen Fälle 
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der Feststellung der Personenidentität mittels Ausgrabung von 
zweifelhaft gewesenen Leichen, ferner um Feststellung von Selbst- 
mord, wo es darauf ankommt, eine Selbstentleibung, die verborgen 
gehalten werden soll, aufzuklären, namentlich den gegen Lebens- 
versicherungsanstalten erhobenen Ansprüchen auf Auszahlung der 
für diesen Fall durch das Gesellschaftsstatut ausgeschlossenen 
Verpflichtung zur Zahlung der Versicherungssumme gegenüber, 
wenn die Versicherungsgesellschaft zur Abwendung ihrer Ver- 
pflichtung bezw. der Täuschung darüber, festzustellen beantragt, 
durch genaue Ermittelung der Todesursache nach geschehener 
Ausgrabung einen Beweis der Freiheit von der sonst ihr oblie- 
genden Zahlungspflicht zu beschaffen, ob Selbststrangulierung, 
Selbsterstickung, Selbstvergiftung u. dgl. seitens des verstorbenen 
Versicherten vorliegt. Indessen auch bei gewaltsamen Verbrechen 
gegen -den Körper vermag regelmässig die äussere Leichenschau 
schon vor der Bestattung die Todesursache festzustellen, und bei 
allen plötzlichen oder auftallenden Todeserscheinungen, nament- 
lich wenn sie auf Vergiftung durch andere Personen oder Sel)st- 
vergiftung hinweisen, erfolgt ausser der äusseren Leichenschau 
regelimässig eine Leichenöffnung!. Aber auch falls diese letztere 
unterblieben wäre, so steht doch naturwissenschäftlich fest, dass 
es sehr schwer ist, das sich bei beerdigten Leichen von selbst 
alsbald bildende Gift von anderen Giften zu unterscheiden. Es 
wird aber gerade von den Anhängern der F.-B. ın ihren Satz- 
ungen und in den Pressartikeln zur Beseitigung dieser Bedenken 
auf eine sorgfältige Anwendung der Leichensechau, auf Vornahme 
der Leichenötfnung in Verdachtsfällen und auf gänzliche Aus- 
schliessung der Leicheneinäscherung in allen Zweifels- 
fällen hingearbeitet und besonders darauf hin, dass keine solche 
ohne die von der Erfüllung gesetzlicher Bedingungen abhängig zu 
1 Die Notwendigkeit einer obligatorischen Leichenschau vor 
jeder Verbrennung wurde als deren Voraussetzung auch von Dr. Krause 
bei der Verhandlung über die wahlfreie F.-B. im preussischen Abge- 


ordnetenhause betont, um Bedenken wegen Vereitelung von Untersuchungen 
und wegen Vernichtung Scheintoter zu beseitigen. 
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machende obrigkeitliche Genehmigung stattfinden soll. So 
ordnet 8 27 des angeführten jenaischen Ortsstatuts (Friedhofs- 
ordnung): „Der Gemeindevorstand hat zu entscheiden nach Prüfung 
der erforderlichen Unterlagen unter Zuziehung des verpflichteten 
Polizei- und Leichenhausarztes, ob die Todesursache als eine natür- 
liche vollkommen klar gestellt ist und sonach der Feuerbestattung 
nichts im Wege steht. Bestehen Zweifel, sokann der Gemeindevor- 
stand den Angehörigen etc. anheimgeben, diese Zweifel durch Vor- 
nahme einer Sektion beseitigen zu lassen. Werden auch durch das 
Ergebnis der Sektion nach Ansicht des Arztes die Zweifel über die 
Todesursache nicht vollständig beseitigt, so ist die Feuerbestat- 
tung unzulässig.“ Auch der Entwurf des Grossherzogtums Hes- 
sen für die F.-B. lässt die ortspolizeiliche Genehmigung dazu 
nur erteilen, wenn 1) durch übereinstimmende Zeugnisse des 
behandelnden Arztes und des Amtsarztes des Sterbeortes die 
Todesursache festgestellt und der Verdacht der Herbeiführung 
des Todes durch eine strafbare Handlung ausgeschlossen ist, 
2) die Ortspolizeibehörde des Sterbeortes bescheinigt hat, dass 
ein Verdacht einer Verbrechensverübung nicht bestehe. Die 
ärztlichen Zeugnisse dürfen nur nach vorgängiger Leichenschau 
und, sofern es auch nur einer der Aerzte für erforderlich hält, 
nur nach vorgängiger Leichenöffnung ausgestellt werden. Be- 
gründet wird dies damit, dass es eine Pflicht der Regierung seı, 
Vorkehrungen gegen eme etwaige Beseitizung von Verbrechens- 
spuren durch die F.-B. zu treffen; würden solche geschaffen, 
dann liege kein Grund mehr vor, die F.-B. auch innerhalb des 
Grossherzostums Hessen zuzulassen. 


S 6. 


Nach alledem dürfte sich für die soziale Frage der Zulas- 
sung der F.-B. neben der E.-B. Folgendes ergeben. Sie ist 
bisher teilweise für eine vorwiegend kirchliche bez. kirchenrecht- 
liche da gehalten worden, wo Friedhöfe im Eigentume der Kirche 
standen, welche sich in ihrer Vertretung für berechtigt erachtete, 
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jede andere als die hergebrachte E.-B., der auch die Beisetzung 
von Leichen in gemauerten Grüften gleichgeachtet wurde, aus- 
zuschliessen. Man wird aus zivilrechtlichen Gründen solchen 
Kirchenvertretungen nicht ansinnen können, dass sie auf ihren 
Friedhöfen Krematorien und Kolumbarıien errichten lassen, so 
lange nicht die Kirchengemeinden selbst dies verlangen und dem 
die Vertretung zugestimmt hat. Eine andere Frage ist die, ob 
nicht die Gräberbesitzer verlangen können, dass die ihnen ge- 
hörigen Grabstätten zur Beisetzung von Aschenurnen zu belassen 
seien, worauf später noch einzugehen sein wird. Ganz anders 
aber verhält es sich mit der Frage da, wo der Friedhof im Eigen- 
tum der politischen Gemeinde steht und ihr die Herrschaft und 
Verwaltung der Friedhofsangelegenheiten durch ihre Vertretung 
zufäll. Hier tritt an manchen Orten die Kennzeichnung einer 
von staats- und kirchenrechtlichem Zusammenwirken beeinflussten 
(Gesetzgebung und Verwaltung hervor, indem die Bestimmungen 
von den einzelnen Behörden ausgehen, in der That mehr formell 
als materiell, da darin die Beteiligung des geistlichen Amtes 
sich nur auf die Trauerfeierlichkeiten beschränkt, alles übrige aber 
in das weltliche, staatliche Gebiet der politischen Gemeindever- 
tretung fällt. Hier geht schon aus dem Eigentum am Grund und 
Boden die Herrschaft über dessen Benutzung und Bebauung her- 
vor, an der die Kirchengemeinde keinerlei Anteil hat. Will die 
Vertretung der Eigentümer sonach ein Krematorium und Kolum- 
barıum auf dem Gemeindefriedhof errichten und die Beisetzung 
von Aschenbehältern in einzelnen Grabstätten gestatten, so hat 
die Kirchenvertretung dagegen nicht ein Widerspruchsrecht. Dieser 
rechtliche Gesichtspunkt wird aber auch für die vorgesetzten 
Behörden bis in ihre oberste Spitze massgebend sein, so dass 
einen Ortsstatut (einer Friedhofs- und Bestäattungsordnung), welche 
die Leichenverbrennung und Aschenbeisetzung unter Einhaltung 
der sonst im Öffentlichen Interesse gebotenen Schranken für eine 
Stadtgemeinde einführen will, von Seiten der obersten Kirchen- 
behörde die Zustimmung nicht zu versagen ist, wenn die oberste 
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Staats- und Aufsichtsstelle kein Bedenken gegen eine Genehmigung 
trägt. Dass in dieser Beziehung die eingangs erwähnte Jenaische 
Friedhofsordnung das Richtige in der Ein- und Nebenordnung 
der F.-B. neben die Begräbnisordnung getroffen hat, mag hier 
besonders wiederholt und betont werden. Ihre Genehmigung im 
Gesamtministerium des Grossherzogtuns Sachsen-Weimar und 
deren Sanktion seitens des Landesherrn und obersten Trägers 
des evangelischen Kirchenregiments legt ein beredtes Zeugnis ab 
von der tieferen Erkenntnis der Gründe, welche einer berechtigten 
Bewegung im Interesse des Gemeinfriedens die Aussicht auf eine 
allzemeinere Verbreitung eröffnen. Dass einer solchen bedeut- 
samen Thatsache gegenüber die Eisenacher Kirchenkonferenz 
im Sommer 1898 ın grosser Mehrheit sich ablehnend verhalten 
konnte, war ein Zeichen der unduldsamen, klerikalen Selbstüber- 
schätzung und des Mangels an gutem Willen, wenn nicht sogar 
der Fähigkeit einer Anzahl, die Grenzen zwischen der rein kirch- 
lichen und der weltlichen Beteiligung an den Bestattungsakten 
zu unterscheiden und zu ziehen!. 


! Die offiziöse Weimarische Zeitung brachte in N. 264 unter Weimar, 
8. November 1899 folgende Berichtigung: „In einem Artikel vom 6. d. M.. der 
in Nr. 262 der Eisenacher Zeitung abgedruckt ist, findet sich die Bemerkung, 
dass die oberste Kirchenbehörde des Grossherzogtums die Feuerbe- 
stattungim Prinzip genehmigt habe. Diese Angabe ist eine 
irrige. Die oberste Kirchenbehörde hat eine solche Genehmigung nicht 
ausgesprochen. Sie hat nach ihrer Zuständigkeit überhaupt nicht darüber 
zu befinden, ob Feuerbestattung stattfinden dürfe oder ob sie zu verbieten 
sel. Dagegen ist sie berechtigt, wie verptlichtet, die Grundsätze festzu- 
stellen, welche für die Mitwirkung der evangelischen Geistlichen in Fällen 
der Feuerbestattung massgebend zu sein haben. Bei Feststellung dieser 
Grundsätze hat sie sich aber von dem Gesichtspunkte leiten lassen, dass 
die Diener der Kirche an keiner Veranstaltung sich beteiligen dürfen, die 
im Gegensatze zur kirchlichen Ordnung und Sitte steht. 
Eine solche Veranstaltung ist die Leichenverbrennung. Deshalb darf ein 
evangelischer Geistlicher bei einer Bestattungsfeier in einem solchen Raume 
nicht amtieren, der in unmittelbarem Zusammenhange mit dem Ge 
lasse für den Verbrennungsapparat steht, also nicht in einem Krematorium 
wie in Eisenach. Wünscht man die Mitwirkung des Geistlichen nicht auf 
eine hänsliche Trauerfeier beschränkt zu sehen, dann muss der Raum für 
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Der weltlichen Ortsbehörde, dem Gemeindevorstand, steht 
die Verwaltung und Beaufsichtigung aller Friedhofs- und Be- 


die kirchliche Feier eine für sich bestehende Friedhofskapelle 
sein. ein Raum, der durch nichts an den Akt der Verbrennung erinnert. 
Das ist das Mindeste, was die Kirche fordern muss. Wenn in Eisenach 
der Raum für die Trauerfeier und der Verbrennungsapparat unter denselben 
Dache sich betinden und die oberste Kirchenbehörde gleichwohl die Mit- 
wirkung der evangelischen Geistlichen bei der Trauerfeier für den Fall in 
Aussicht gestellt hat, dass der Raum für diese Feier ausser aller Verbindung 
mit dem darunter befindlichen Verbrennungsraume und sonach ohne Ver- 
senkungsanlage bleibt, so hat sie in der That ein sehr weitgehendes 
Entgegenkonımen gezeigt, ein Entgegenkommen, das nur aus der Zwangs- 
lage sich erklärt, die das Vorgehen der Gemeindebehörden in der Bauange- 
legenheit leider geschaffen hat. Hat dessen ungeachtet der Gemeinderat 
jetzt beschlossen, den Bau, wie er ursprünglich geplant war, auszuführen, 
so kann ihn die oberste Kirchenbehörde daran nicht hindern, aber nur 
ihr steht die Entscheidung darüber zu, ob der Raum für die Trauerfeier 
ene Kapelle sei, in der die evangelischen Geistlichen anmıtieren dürfen. 
Deshalb hat das Ministerialdepartement des Innern mit Recht verfügt, dass 
mit Erteilung der Bauerlaubnis die Genehmigung zu der geplanten Be- 
nutzung des Baues nicht zusammenfalle“* Hierzu ist Folgendes zu 
bemerken: Es ist hier indem unmittelbaren Zusammenhang 
wischen Kapelle und Krematoriun der Grund gefunden worden, weshalb, 
da die Leichenverbrennung der kirchlichen Ordnung und Sitte widerspreche, 
den Geistlichen zu untersagen sei, in einem solchen Raume zu amtieren. 
Allein dureh die Versenkungsanlage wird ja, wie in Gotha und Hamburg, der 
nur mittelbare Zusammenhang zwischen den getrennten Räumen her- 
gestellt. Denn darauf kann doch nichts ankommen, ob der Verbrennungs- 
raum und die Kapelle für die Trauerfeier „unter demselben Dache*“ sich 
befinden, oder eine Versenkungsanlage in letzterem nicht sich befinde. 
Allerdings ist das Krematorium auf dem Friedhofe zu Jena hinter der Ka- 
pelle, fast versteckt, unter einer besonderen Bedachung angebracht 
und steht sonach in keinem räumlichen Zusanımenhang mit dieser. Allein 
das Hinaustragen des Sarges durch den einzigen Eingang aus der Kapelle 
um diese herum nach dem Verbrennungsraum, vor den Augen der Trauer- 
gemeinde, berührt das Gefühl weniger beruhigend als eine Versenkung in 
der Kapelle, welche der in ein Erdgrab oder Gewölbe ähnlich ist und ge- 
räuschlos vor den Augen der Trauergemeinde, unter der Segensspende des 
amtierenden Geistlichen und Gesang oder Trauermusik langsam Wurch den 
Versenkungsapparat vor sich geht, der sich nach der Unsichtbarmachung 
des Sarges in der Tiefe von selbst wieder schliesst. Verlangt man einen 
-Raum, der durch nichts an den Akt der Verbrennung erinnert“, um dem 
evangelischen Geistlichen die Mitwirkung an der einer Leichenverbrennung 
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stattungs-Angelegenheiten der Gemeinde-Friedhöfe allein zu, wel- 
cher sie durch seine Beauftragten ausüben lässt; sonach unter- 


vorausgehenden Trauerfeier auf dem Friedhof zu ermöglichen, »w 
würde auch das Hinaustragen des Sarges aus der Fiiedhofskapelle in Jena 
nach dem dahinter gelegenen Verbrennungsraume mehr noch an die 
Leichenverbrennung erinnern. Dort aber findet die Beteiligung der Geist- 
lichkeit unbehindert statt. Eine Skizze von dem Krematorium zu Hanm- 
burg von dem Vorstandsvorsitzenden des dortigen Vereins für F.-B.. Recht-- 
anwalt Dr. Ed. Brackenhoeft, Hamburg, Verlagsanstalt u. Druckerei. 
1899, mit Abbildung, lässt ersehen, dass eine Abhaltung einer Trauerfeier 
im Krematorium auf dem 8 km entfernten Terrain neben dem Centraltried- 
hof zu Ohlsdorf meistens auf Wunsch der Angehörigen seitens der 
(reistlichen im Ornat stattfindet, auch selbst seitens der der sog. positiven 
Richtung angehörenden. „Der Sarg wird unter den Klängen des Har- 
moniums langsam versenkt, um sodann, im Kellergeschoss anzekommen. 
der Vernichtung durch hocherhitzte Luft (nicht durch Feuer) übergeben zu 
werden.“ Hier wie in Gotha schliesst mit dm Abschluss der 
Versenkung jeder Zusammenhang mit dem Verbrennungsraum ab. Dort ist 
der (reist der Glaubens- und Gewissensfreiheit und der Toleranz een 
zur Herrschaft gelangt. Es muss die Bemerkung, die Diener der Kirche 
dürften an keiner Veranstaltung sich beteiligen, die „im Gegensatz zur 
kirchlichen Ordnung und Sitte stehe“, wie die Leichenrerbrennung eine 
solche sei, geradezu Verwunderung erregen gegenüber der Thatsache. 
dass die neue Friedhofs-Ordnung für Jena v. 30. April 1896 von dem 
(rossherzog zu Sachsen nach geschehener Vorlage im Ge- 
samtministerium, bis auf Widerruf, genehmigt und dies auf 
Grund eines Frlasses des Staatsministeriums, Departement des Innern, v. 
28. Dezember 1896, bezeugt worden ist in der vom Direktor des II. Ver- 
waltungsbezirks zu Apolda und der Grossherzogl. Kircheninspektion zu 
Jena unter dem 12. Febr. 1897 in Nr. 61 der Jenaischen Zeitung bewirkten 
Beurkundung, dass aber diese Friedhofs-Ordnung in Abteilung II $$ 25 bis 
32, die „Feuerbestattung“ betr., diese neben die in Abteilung I $3 1 bıs 
31 geordnete „Beerdigung“ als vollständig gleichberechtigte 
Bestattungsart mit Einsegnungsfeierlichkeit in der Kapelle gestellt hat. 
Wenn die oberste Kirchenbehörde ablehnt, im Prinzip die F.-B. gr- 
nehmigt zu haben, so setzte sie sich in einen Widerspruch mit der 
Thatsache, dass der Landesherr als oberster Schirm- und Schutzherr der 
evangelischen Landeskirche die Genehmigung zur F.-B. in seinem Lande 
erteilt hat, wenn sie diese als „im Gegensatz zur kirchlichen Ordnung un! 
Sitte“ stehend bezeichnen und aus diesem Grunde eineni ihrer evangelischen 
Geistlichen die amtliche Mitwirkung bei der Bestattungsfeier in der Ka- 
pelle des Krematoriums verbieten würde. Dabei kann auf die Stellung 
des Brennofens ausser- oder unterhalb dieses davon abgeschlossenen 
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steht ılıın auch das Feuerbestattungs- wie das Beerdigungswesen 
allein mit der einzigen Ausnahme für letzteres n $ 20 Abs. 2 
der erwähnten F.-O., dass die Genelimigung des evangelischen 
Oberpfarrers bez. des katholischen Geistlichen zu einer von an- 
deren beantragten als von einer zuständigen gerichtlichen Behörde 
angeordneten Leichenausgrabung und zur Anbringung 
von Inschriften neben der Zustimmung des Gemeindevorstandes 
erforderlich sein soll. Die eigentliche Trauerfeier, soweit eine 
solche stattfinden soll, wird im 8 29 bei einer F.-B. nur berührt 
nit der Bestimmung unter 1., dass nach Ankunft der Leiche in 
der Kapelle der Sarg auf die dafür bestimmte Stelle gesetzt und 
nach Beendigung der Einsegnungsfeierlichkeit — bei evangelisch 
kirchlichen Bestattungen nach Entfernung des Geistlichen und 
Auflösung der Trauerversammlung — auf demselben Wege, auf 
dem er hereingebracht, durch die Träger wieder hinausgetragen 
und an seinen Bestimmungsort gebracht wird. Es emptielilt sich, 
für das Deutsche Reich, dass das Reichsgesundheitsamt der Frage 
wegen allgemeiner Zulassung der F.-B. neben der E.-B. als 
rein weltlicher Angelegenheit näher trete und zwar mit einer für 
alle Teile des Reichs geltenden Vorschrift, dass eine Leichen- 
verbrennung in Zentralanstalten im Fall einer Sterblichkeit in- 
folge von ansteckenden Krankheiten obligatorisch stattzu- 
tinden habe, dass aber im übrigen eine solche der freien Be- 
stimmung jedes Einzelnen und semer Angehörigen überlassen 
bleibe. Wo und wann die zwangsweise Leichenverbrennung ein- 
zutreten habe, das wäre den Ortsbehörden nach dem Gutachten 
von Sachverständigen auf Grund einer oberbehördlichen Verfü- 
rung zu überlassen. 

Runmes für die Trauerfeierlichkeit gar nichts ankommen. Ein daraus 
entlelnter Grund jener Versagung der geistlichen Mitwirkung ist durchaus 
unstichhaltig und erscheint als nichtiger Vorwand für eine gehegte unüber- 
windbare Abneigung gegen die „Fenerbestattung“. Eine Aenderung in 
der Anschauung über die Zulässigkeit der F.-B. könnte wohl infolge der 
Stellungnahme der Eisenacher Kirchenkonferenz von 1898 mehr bei dem 


offiziösen Korrespondenten der Weimarischen Zeitung als ım Kultusde- 
partement inzwischen eingetreten sein. 
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Ehe jedoch in Reiche von Reichswegen zu Neuerungen vor- 
geschritten wird, pflegen immer erst einzelne Bundesstaaten da- 
damit vorzugehen und dieser Weg wird weiter zu beschreiten 
sein, wenn nicht zunächst gerade der der Landesgesetzgebung, 
doch wenigstens der der Ortsstatuterlassung unter landesherr- 
licher Genehmigung eingeschlagen wird. Anläufe zur landesge- 
‚setzlichen Zulassung und Regelung des Fenerbestattungswesens 
waren 1890 in der zweiten k. sächsischen Kammer, 1894 im 
preussischenuudbayerischen Abgeordnetenhause, 1895 in der 
württembergischen Kammer der Abgeordneten, wie erwähnt 
auch in der hessischen zweiten Kammer früher, genommen 
worden. Derbraunschweig’sche Landtag hat am 15. Dezbr. 
1398 eine Petition um Einführung der fakultatıven F.-B. 
init grosser Mehrheit der Regierung zur Berücksichtigung über- 
wiesen. Die Vereine für F.-B. ın Berlin, Breslau, Danzig, Dort- 
mund, Frankfurt a. M., Görlitz, Hagen i. W., Hannover, Königs- 
berg, Lauban, Stettin, Wiesbaden haben eine emeute Petition 
an das preussische Abgeordnetenhaus gerichtet gehabt, die fa- 
kultative F.-B. herbeizuführen. Im März 1898 ist der vom 
Freisinnigen Langerhans eingebrachte Antrag von der kon- 
servativ-klerikalen Mehrheit abgelehnt worden. Eın (semer 
betonte sogar, dass die Verwesung nicht gehindert werden dürte. 
weil sie eine Strafe Gottes für den Sündenfall des ersten 
Menschenpaares sei! Aus emer Verallgemeinerung der F.-B. 
fürchtete man eine Beschränkung katholischer Feste, z. B. Aller- 
seelen. Ausserdeutsche Staaten sind bereits länger mit Gesetzen 
vorausgegangen; so Italien mit dem Gesetz betr. die Feuer- 
bestattung vom 22. Juni 1554, Frankreich mit Anerkennung 
der Bestattungsfreiheit im Gesetz vom 15. November 1887, Däne- 
mark mit dem Gesetz vom 1. April 1892. In Schweden 
wurde bald nach Errichtung des ersten Verbrennungsofens um 
Oktober 1887 vom obersten Gerichtshof entschieden, dass die 
Leichenverbrennung nicht verboten sei. Ein Zeichen der Rat- 
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und Mutlosigkeit gegenüber dem klerikalen Widerstreben ist der 
Umstand, dass man in keinem deutschen Bundesstaat es gewagt 
hat, der Ausfuhr von Leichen zur Verbrennung in einem anderen 
Staat hindernd entgegenzutreten, dass man mehrfach dagegen 
die Aufnahme der Aschenreste auf deutsche Friedhöfe, wenn 
diese auch nicht, dass wenigstens eine kirchliche Feier bei ihrer 
Beisetzung, ablehnt!. Bahnsen a.a.O. 8.19 bemerkt zu der 
Frare, ob die Staaten genügenden Grund hätten, innerhalb ihrer 
Landesgrenzen die F.-B. zu versagen? Der gewöhnliche Menschen- 
verstand werde es allgemein wenig begreifen können, dass that- 
sächlich staatliche Interessen hier vorliegen sollten, wenn dem 
nichts entgegenstehe, dass man Leichen in einem Nachbarstaate 
verbrenne; ferner dass in Preussen, wo die F.-B. verboten sei, 
dem Magistrat zu Berlin seitens der zuständigen Ministerien die 

!So z. B. hat vor Bestattung der Aschenreste des Oberbürgermeisters 
Kümelin in Stuttgart die evangelische Geistlichkeit ihre Mitwirkung unter 
Hinweis auf die bestehenden Vorschriften gegenüber der F.-B. abgelehnt. Die 
F.-B. selbst fand im Krematorium zu Heidelberg statt, wobei Stadtpfarrer 
Schwarz die Leichenrede hielt. S. die Zusammenstellung der Urteile der 
Presse über die Ablehnung im preuss. Abgeordnetenbause in Nr. 170 der 
-Flamme* v. 15. April 1899. Die „Allgem. Evangel. Kirchen-Zeitung* brachte 
die höchste Entschliessung des Prinzregenten von Bayern, wodurch ein Be- 
schluss der Generalsynode des bayerischen Konsistorialbezirks Speyer 
über die Mitwirkung der Geistlichen beı der Feuerbestattung 
enehmigt worden ist, der also lautet: „Wird bei beabsichtigter Feuerbestat- 
tung die Abhaltung einer einfachen Trauerfeier nachgesucht, so berechtigt die 
Wahl dieser Bestattungsart für sich allein den Geistlichen nicht, seine anıt- 
liche Mitwirkung abzulehnen.“ Der Berichterstatter in der „Flaimme* Nr. 170 
füzt hinzu: „Soweit es sich um eine Trauerfeier oder Kondolation im Hause 
handelt, ist also eventuell der protestantische Geistliche verpflichtet, 


von Anmitswegen bei der Bestattung zu fungieren — in der Pfalz! 
Und Du, mein Preussen ?® — — Die Mehrheit des württembergischen 


Abgeordnetenhauses hat sich für die Zulassung der fakultativen Feuerbe- 
stattung anseesprochen. Trotzdem ist ein neuer abschlägiger Bescheid des 
Ministeriimns des Innern an den Göppinger Gemeinderat ergangen, der auf 
Veranlassung des dortisen Feuerbestäattungsvereins eine Bitte um Zulassung 
der Feuerbestattung eingereicht hatte. Begründet wird die Ablehnung da- 
mit, dass der befürwortende Beschluss der Abgzeordnetenkammer nur eine 
Mehrheit von 5 Stimmen aufgewiesen habe, während die Erste Kummer 
eine durchaus ablehnende Haltung einnehme. 
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Erlaubnis erteilt worden sei die aus Krankenhäusern und Ana- 
tomieen herrührenden Körper- und Leichenteile zu verbrennen. 
„Der Staat, als Wächter des Rechts und Träger sittlicher Auf- 
gaben, muss m. E. mit der Thatsache rechnen, dass innerhalb 
seiner Grenzen heutzutage eine nicht mehr geringe Anzahl Bürger 
vorhanden ist, die kraft des ihnen zustehenden Rechts über ıhren 
einstigen Leichnam ihre Verbrennung wünschen, und dass Erben 
ınd Testamentsvollstrecker in seinen Landen an derartige Be- 
stmmungen gebunden sind. Er hat die Ausübung der Pietäts- 
pflichten und des Rechts zu erleichtern nicht aber zu erschweren. 
Eine Erschwerung liegt unzweifelhaft vor, wenn der Staat ver- 
langt, dass seine Unterthanen um jenen zu genügen, erst Mühe 
und Kosten eines weiten Leichentransportes auf sich nehmen 
sollen, wenn er dadurch thatsächlich hindert, dass Angehörige 
und Bekannte eines Verstorbenen, sich zu einer Leichenfeier ver- 
sammeln, bevor die Leiche dem Eintluss des zerstörenden Ele- 
ments übergeben wird. Ja, aus der Erschwerung wird ein Un- 
möglichmachen, wenn bei ansteckenden Krankheiten der 
Transport emer Leiche zur Feuerbestattung von Polizeiwegen 


S 8. 


Die Lösung der in das Gebiet des s. g. Kirchen-Staatsrechts 
fallenden Fragen hat wegen des Zusammentreffens der beiden 
Hauptzewalten der Gesellschaft, des Staates und der Kirche, 
und deren öfteren Begegnung ihrer Sonderinteressen, ihre grossen 


versagt werden muss“. 


Schwierigkeiten, weniger in den Staaten, wo die evangelische 
Landeskirche vorherrscht, da hier in dem Landesherrn auch der 
Träger der Kirchengewalt vereinigt ist, als in den Staaten, wo 
eine katholische Bevölkerung die Mehrzahl bildet, wo der Klerus 
mit seiner allbeherrschenden Spitze im Besitze der Macht zu sem 
ptlest. Dass in ersteren Staaten eine Zulassung der F.-B. auf 
ortsstatutarischem oder landesgesetzlichem Wege eher als in letz- 
teren durchzuführen ist, liegt auf der Hand indem hier ein Zu- 
sammenwirken nach Verständigung der Ressortministerien (des 
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(Inneren und der Medizinalangelegenheiten einerseits und des 
Kultus und der geistlichen Angelegenheiten andererseits, als der 
Vertreter von Staat und Kirche) unter- und miteinander am ehe- 
sten zu erwarten ist und die Sanktion ihrer Gesetzesarbeiten, 
auch wenn die Staats- und Kirchenverfassung auch die Genehmi- 
gung der Volksvertretung (Landtag, Kammern und Landessynode) 
erfordert, von dem Träger der vereinten Staats- und Kirchenge- 
walt in ihrer Spitze weniger behindert ist, als in katholischen 
Staaten. 

Aber dass auch in letzteren die F.-B. durchzusetzen ist, 
zeigen Italien und Frankreich. Es gilt eben, in dieser Frage 
den hier von vornherein als massgebend bezeichneten Standpunkt 
einzunehmen und festzuhalten, dass die Bestattung, E.-B. wie F.-B., 
en rein weltlicher, von der vorausgehenden oder nachfol- 
genden kirchlichen Trauerfeier zutrennender, unter vor- 
wiegend staatlichen Sicherungs- und Verwaltungsrück- 
sichten zu leitender Akt ist, der zur Zuständigkeit des Ministeriums 
des Inneren und der Medizinalangelegenheiten bez. der Gesundheits- 
pflege und deren untergeordneten Organe im Staate bis auf die 
Ortsbehörden herab gehört. Will die Kirchenvertretung wegen 
einer Verbindung ihrer Mitwirkung bei den Bestattungen sich 
bei der F.-B. ablehnend verhalten, so lässt sich ein staatlicher 
Zwang dazu nicht herbeiführen und die Fälle der staatlich zu- 
gelassenen, ja sogar obligatorisch angeordneten Leichenverbrennung 
werden ohne Mitwirkung der Geistlichkeit, meist aber mit einer 
anderen entsprechenden Trauerfeier verbunden, stattfinden. Das 
wird von selbst dahin führen, dass die Kirchenvertretung zur 
Erhaltung der kirchlichen Macht sich herbeilässt, mindestens den 
einzelnen Geistlichen nicht ferner einen Gewissenszwang anzu- 
thun, sondern ihnen zu überlassen, ob und wieweit sie eine Traue- 
feierlichkeit einer F.-B. vorausgehen oder nachfolgen lassen wollen. 
Dann wird bei den Bestattungen auf interkonfessionellen Ge- 
meindefriedhöfen es kaum vorkommen, dass bei Versagung der 
Mitwirkung eines katholischen Geistlichen bei einer der F.-B. 
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vorausgehenden oder bei einer Aschenbeisetzung nachfolgenden 
Trauerfeier von den Beteiligten die Abhaltung einer solchen durch 
einen einer anderen Konfession angehörenden Geistlichen nach- 
gesucht werden muss. Es unterliegt kaum einem Zweifel, dass 
die Kirchenvertretung ihren ablehnenden Standpunkt zu verlassen 
sich genötigt sehen wird, wenn der Staat die F.-B. teils als ob» 
ligatorische in Notfällen (Krieg und verheerende Seuchen), teils 
als fakultative neben der E.-B. durch Gesetz oder höchsten Orts 
genehmigte Ortsstatute zugelassen haben wird. 

Würde der hygienische und wirtschaftliche Au 
gangspunktalsdermassgebende festgehalten, dann wäre mit einem 
Schlage der F.-B. die ihr gebührende Stelle neben der E.-B. ge- 
sichert, wenn durch VermittelungdesReichsgesundheitsamtes 
der obligatorischen und fakultativen F.-B. durch einReichsgesetz 
oder eine Bundesratsverordnung die Bahn gebrochen würde. Den 
Einzelstaaten und Kirchenvertretungen bliebe dann die Ausfül- 
rung und letzteren der Anschluss der Trauerfeier an den Be- 
stattungsakt überlassen, wobei eine sinngemässe Anpassung 
der sonst bei der E.-B. üblichen Formen (Agendarien- Anpassung) 
nahe liegt, je nach der Stellung, welche die Vertretung einer 
Landeskirche dann einzunehmen für gut befinden möchte. Dass 
es dahin nach Jahren noch kommen dürfte, wird kaum noch zu 
bezweifeln sein, auch wenn eine Trennung von Staat und Kirche, 
die gar nicht wünschenswert erscheint, nicht dieses Ziel zu er- 
reichen erleichtern würde. Jemehr die Kirchenvertretung sich 
von dem Verständnis eines vernunftgerechten Verlangens der 
Mehrheit oder auch nur einer ansehnlichen Minderheit der bürger- 
lichen Gesellschaft fern hält, desto lauter wird das Verlangen 
nach einer Trennung von Staat und Kirche hervortreten. Bleibt 
der Mehrheit die fakultative E.-B. erlıalten, so wird sie auch der 
Minderheit die von ihr für sich daneben verlangte F.-B. nicht 
versagen wollen und auch Einsicht für die Notwendigkeit einer 
ausnahmsweise notwendigen F.-B. im allgemeinen Gesellschafts- 
interesse gewinnen. Wenn ein Friedrich der Grosse, 


Ortloff, Kirchl. u. staat]. (soz.) Bedenken geg. Leichenverbrennung etc. 383 


nach einer Mitteilung des Werkes des Grossen (zseneralstabes 
über den ersten schlesischen Krieg, an seinen Minister schrieb, 
er wolle, falls er getötet werde, seinen Leichnam auf römische 
Art verbrannt und seine Asche in einer Urne zu Rheinsberg bei- 
gesetzt wissen und der Architekt Knobelsdorf solle ihm in diesem 
Fall ein Denkmal wie das des Horaz im Tuskulum errichten, so 
war er als Freidenker seiner Zeit voraus und der von Bahnsen 
a.a. 0.8.30 angeführte Redner der letzten preussischen General- 
synode, welcher Leute, die sich zur Verbrennung ihrer Leichen 
verstehen könnten, als „närrische Käuze“ bezeichnete, würde wohl, 
wenn ihm jene Thatsache bekannt gewesen, ehrerbietigst zu Kreuze 
eekrochen sein. Aus Einzelheiten vernünftiger Ansichten werden 
schwerwiegende Minderheiten — und aus diesen oft herrschende 
Mehrheiteu ganz besonders auf dem Gebiete der Sitten und Ge- 
bräuche, zumal wenn die Naturwissenschaft, die Zweckmässigkeit 
und die Rücksicht auf das gemeine Wohl, aber auch das Recht 
vernünftiger Kritik, an sie herantritt. 

Die Eiferer gegen die F.-B. kämpfen gegen die „Verwelt- 
lichung der Friedhöfe“; aber eine solche könnte nur durch die 
Entfernthaltung der Geistlichkeit von der Teilnahme an einer 
Trauerfeier für die zur Leichenverbrennung Bestimmten herbei- 
geführt werden und damit würde ein Dissidententum gefördert, 
wenigstens auf den Friedhöfen, das dahin führen könnte, dass 
Feuerbestattungsvereine für ihre Zwecke besondere Grundstücke 
zu Krematorien- und Kolumbarien-Errichtung oder zu Aschen- 
einsenkungen in die Erde erwürben und ihre besonderen Trauer- 
feiern dort abhalten würden. Vereinsgesetze würden das nicht 
verhindern können, wenn Leichen aus einem Staate, in welchem 
die F.-B. verboten wäre, in einen anderen, wo sie zugelassen ist, 
zur F.-B. übergeführt werden; es kann niemandem aber verwehrt 
werden, die auswärts gesammelten Aschenreste in die Heimat 
des Feuerbestatteten zu bringen und dort auf einem Privatgrund- 
stück einzusenken oder in einem Behälter mit oder ohne Denk- 
malzeichen aufzustellen, zur Erinnerung für die Beteiligten. Hier- 
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aus und daraus, dass die Verbrennungsanstalten die Asche auf 
Verlangen an die Beteiligten abgeben, ergiebt sich die Aner- 
kennung eines Privatrechts dieser, eines Rechts der freien Ver- 
fügung über die Verbrennungsreste, das eben aus einer persön- 
lichen Zugehörigkeit und Gemeinschaft im Leben entspringt und 
auf dessen Geltung und Achtung durch andere die Nächststehen- 
den einen Anspruch haben, so gut wie ein solcher zur Versetzung 
eines Erdbestatteten an einen anderen Ruheplatz und die Pflege 
einer Grabstätte den Beteiligten überall zugestanden wird — als 
ein Recht in den Friedhofs- und Begräbnisordnungen. 

Es läuft auf eine absichtliche Sinnbeschränkung hinaus, wenn 
man sich darauf stützen will, dass solche Ordnungen nur vom 
Erdbegräbnis reden wollten und sollten, während doch die Bei- 
setzung von einbalsamierten, mumifizierten Leichen, auch aufge- 
fundenen blossen Knochengerüsten u. s. w. in Grüften ebenfalls 
darunter fällt. Die Bestimmungen des Allgemeinen Pr. Land- 
rechts Teil II, Tit. 11 SS 184—187, 453—503 reden natürlich 
nur von Begrabenwerden, da damals eine andere Bestattungsart 
als die der Leichen durch Versenken in die Erde nicht üblich, 
kaum bekannt war. Dasselbe gilt von allen solchen Bestimmungen. 
Eine sinngemässe Auslegung derselben wird heutigestages 
überhaupt eine Bestattung menschlicher Ueberreste, eine 
Beisetzung auf dem dafür bestimmten, kirchlich geweihten Platze, 
als Zweck solcher Friedhöfe erkennen dürfen, der sicher auch 
zur Zeit jener Ordnungen, wenn man an eine künftige F.-B. 
hätte denken können, Beisetzung von Aschenurnen und Einsenkung 
von Aschenbehältern auf dem Friedhofe gleich dem Begraben 
als „Bestattung“ mit umfasst haben würde. Erst die rigorose 
Ablehnung einer solchen Auslegung im Sinne des Zweckes jener 
Ordnungen hat es nötig gemacht, jene alten Bestimmungen durch 
neue, auch die F.-B. und Aschenbeisetzung umfassende zu geben, 
wogegen sich die Gegner mit Stein und Bein verschliessen wollen. 
Es ist daher zu billigen, wenn in einer Friedhofsordnung, z. B. 
der Jjenaischen, worin „neben der bisher allein zugelassenen 
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Bestattungsform des Begräbnisses auch die Form der Feuerbe- 
stattung zugelassen“ ist, ausdrücklich die Anwendbarkeit der für 
E.-B. aufgestellten Sätze auch auf die Form der F.-B. hervor- 
gehoben wird; so heisst es im 8 28 der jenaischen F.-O. vom 
30. April 1896: „Betrefis der Nebenumstände, z. B. des Trans- 
portes der Leiche nach dem Friedhof, der Benutzung der Leichen- 
halle und der Kapelle u. s. w. greifen diejenigen Bestimmungen 
Platz, welche in dieser Richtung bei der Erdbestattung an- 
geordnet sind. Die Einsegnungsfeierlichkeiten finden ın der 
Regel in der Kapelle statt.“ Dann im $ 28 werden die Be- 
stimmungen „nach Beendigung der Einsegnungsfeierlichkeit — 
bei evangelisch kirchlichen Bestattungen nach Entfernung des 
Geistlichen und Auflösung der Trauerversamnlung —* angereiht, 
welche für die Vornahme des Verbrennungsaktes, der von den 
dazu beauftragten Personen im Feuerbestattungsgebäude regel- 
mässig (besondere Ausnahmen vorbehalten) ohne Zulassung anderer 
Personen vorzunehmen ist, massgebend sein sollen. Es ergiebt 
sich hieraus, dass die evangelische Geistlichkeit zu Jena sich an 
der einer F.-B. vorausgehenden Trauerfeierlichkeit ebenso zu be- 
teiligen hat, wie bei einer der E.-B. vorausgehenden; dass bei 
letzterer die Einsegnungsfeierlichkeit auch erst am offenen Grabe 
stattfinden darf, ist nicht ausdrücklich gesagt, aber es ist dies 
herkömmliche Ausnahme, wenn die Geistlichen es anordnen. Bei 
der F.-B. ist das von selbst ausgeschlossen. Aber es könnte sich 
fragen, ob bei einer Aschenbeisetzung noch eine besondere Trauer- 
feier gehalten werden solle? Die angeführte F.-O. ordnet darüber 
nichts; vielmehr wird die Verbringung der Aschenreste als rein 
weltliche Angelegenheit im $ 30 behandelt mit der Bestimmung 
im Abs. 2, dass die für die Gräber der Erdbestatteten bestehen- 
den Vorschriften auf die auf dem Friedhofe für Beisetzungen 
von Aschenresten bestimmten Grabplätze, wenn solche von An- 
gehörigen des Feuerbestatteten erworben werden, „sinngemässe 
Anwendung“ finden sollen, abgesehen von der kategorischen Be- 
stimmung, dass auf einem solchen Grabplatz die Beisetzung der 
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die Aschenreste enthaltenden, verlöteten Blechbüchse 60 cm tief 
in die Erde erfolgen und die 30jährige Ruhezeit auch hier be- 
stehen soll, jedoch auch unter Zulassung einer solchen Aschen- 
beisetzung in ein schon bestehendes Erdgrab. Doch gilt nach dem 
Schlusssatz des von dem Feuerbestattungsverein zu Jena erlas- 
senen Regulativs (wohl infolge einer Vereinbarung) ein Grab in 
einem Erbbegräbnisse für je 3 Grabstätten zur Bestattung von 
Aschenresten, wovon Jedoch $ 16 der F.-O. nichts enthält, so 
dass diese Berechnung nur auf 8 10 berulit, wonach die sonst 
für Reihe- und Aussengräber bestimmten Zwischenräume zwischen 
den einzelnen Grabstellen nicht eingehalten zu werden brauclıen. 
Nach 8 30 bedarf es für die oberirdische Ausstellung von Urnen 
(Aschenbehältern, in denen sich die Aschenreste enthaltenden, 
verlöteten Zinkbüchsen befinden) in Erbbegräbnissen der heson- 
deren Genehmigung des Gemeindevorstandes, ebenso für die Auf- 
stellung solcher Urnen für 30 Jahre (Ruhezeit) in dem auf dem 
Friedhof errichteten Kolumbarium (Urnenhalle). Der Verein für 
F.-B. hat mit dem Gemeindevorstand zu Jena laut $2 des Nach- 
trages vom 4. März 1897 zu seinen Satzungen. einen Vertrag 
abgeschlossen, wonach „letzterer die Verwaltung des Kremato- 
rıums und der Urnenhalle übernimmt“. Beide stellen die Höhe 
der Feuerbestattungskosten fest auf eine bestimmte Reihe von 
Jahren, ebenso die der Aufstellung von Urnen in der Urnenhalle, 
sofern eine solche verlangt wird, wie auch für eine gewünschte 
E.-B. der Aschenreste. Das erwähnte Regulativ hat es in Ueber- 
einstimmung mit der Jenaischen F.-O. lediglich in das Ermessen 
der Beteiligten, welche von auswärts eine Leiche zur F.-B. sen- 
den, ob sie eine protestantisch-kirchliche Trauerfeier der F.-B. 
in der Kapelle vorausgehen lassen wollen, gestellt!. 


’ Kosten nach dem Tarif der bier nur zulässigen IL Klasse betragen 
für die kirchliche Feier 28.75 M., in der L Klasse das Dreifache, dann für 
Benutzung der Leichenhalle mit Trägerlohn noch 5.50 M. in Kl. II; Aus- 
wäürtige haben bei Anordnung kirchlicher Feier 140 M., ohne solche 100 M. 
als Kostenvorschuss an den Gemeindevorstand einzusenden, Aus Orten der 
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89. 


Wenn in dem Grossherzogtum S.- Weimar-Eisenach, wo seit 
Karl August die kirchliche Duldsamkeit und Lehre eines 
Herder bei aller Pflege eines echt protestantischen Geistes in 
Luthers Sinn ein gutes Einvernelimen zwischen Staat und Kirche 
und deren Vertretungen ermöglichte, das sich unter einer glück- 
lichen segensreichen Regierung des Sohnes Karl Friedrich 
und des Enkels Karl Alexander fortsetzte, ein Ortsstatut, 
wie die erwähnte Friedhofsordnung für Jena die F.-B. als gleich- 
geartet und berechtigt neben die E.-B. zu stellen vermochte, so 
istlamit nächst dem Vorgang vonSachsen-CoburgundGotha, 
Baden,Hamburg und neuerdings der Nachfolge Hessens, der 
F.-B. in Deutschland eine erheblich erweiterte Bahn gebrochen 
worden. Es ıst schwer zu erkennen, weshalb andere vorwiegend 
protestantische Bundesstaaten im Reiche, wie z. B. das König- 
reich Sachsen, und solche, wo der Klerikalismus nicht eine über- 
wiegende Stimme führt, sich noch immer ablehnend gegen die 
F.-B. verhalten. Mindestens sollte den Angehörigen eines aus- 
wärts Feuerbestatteten unverwehrt bleiben, wenn sie die Leichen- 
asche von der Verwaltung des Krematoriums zur Verfügung ge- 


näheren Umgebung kann der Leichentransport in dem städtischen Leichen- 
wagen auf Verlangen der Beteiligten geschehen, welchenfalls die sonst für 
den Eisenbahntransport vorgeschriebene, kostspielige luftdichte Zinkum- 
hüllung der Leiche im Sarge wegfällt und schon ein einfacher Sarg für 
1—15 M. genügt. Nuch dem Tarif der II. Bestattungsklasse betragen die 
Kosten für Leichenwagen, Totengräber, Träger, Leichenbestatter, einschl. 
Bleehbüchse für 1.50 M., im Ganzen 35.50 M., für Einheimische in 1ll. Klusse 
23 M. und 5 M. für Benutzung der Leichenlülle, 3 M. für die kirchliche 
Feier. Die Feuerbestattungs- bez. Verbrennungskosten betragen 60 M. ohne 
Unterscheidung nach Klassen. Für Bestattung der Aschenreste auf dem 
Friedhofe erhöhen sich die Gebühren des Totengräbers in Kl. I um I M., 
in Kl.III um '/ M.; das Stättegeld beträst in Klasse Il für Bestattung von 
Aschenresten, sowie für Aufstellung einer Urne im Kolumbarium, 6 M. ın 
Kl. Il nur 2M., und in allen Fällen ist für einen Nummerstein, der dem 
Eintrag im Bestattungsbuch nach $ 11 der Begräbnisordnung entspricht, 
IM. zu erheben. Die Kl. III enthält. die sog. stillen Bestattungen, wobei 
die Leiche unmittelbar vom Leichenhause zur Grabstätte geleitet wird. 
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stellt erhalten und sie nicht in dem damit verbundenen Kolun- 
barium aufstellen oder in dem für Verbrannte bestimmten Felde 
des fernen Friedhofes beisetzen lassen wollen und sie deshalb 
sich zusenden lassen, sofern sie selbst eine Urnenaufstellung oder 
Ascheneingrabung auf eigenem Grund und Boden nicht bewirken 
können oder wollen, dass eine solche auf dem heimischen Fried- 
hofe stattfinden dürfe wie jede E.-B. als s. g. stilles Be- 
gräbnis!. 

Unter den praktischen Fragen, die durch die F.-B. für die 
Kirche entstanden sind, hat Bahnsena. a. O.S. 55 fl. auch 
diese besprochen und dabei S. 63 eine Eröffnung des Magistrats 
zuFrankfurta. M. an den Vorstand des dortigen Vereins für 
F.-B. von 1887 mitgeteilt, wonach die Beisetzung von Aschen- 
resten auf den dortigen Kommunal-Friedhöfen unter 8 Bedingungen 
nachgelassen worden ist und zwar in allen Fällen, in denen Leichen 
nach der Begräbnisordnung auf den dortigen Friedhöfen beerldigt 
werden dürfen, deren Vorschriften auch hinsichtlich der Erwer- 
bung von Plätzen gegen Zahlung der Beerdigungstaxen, Her- 
richtung und Bepflanzung der Gräber, Errichtung von Grabdenk- 
mälern u. s. w. gelten; an dem Behälter der Asche ist ein 
kupfernes Täfelchen zu befestigen, auf dem Vor- und Zunahme 
und Stand des Verstorbenen, sein Alter und Todestag, sowie der 


! Ein für die Sache der Feuerbestattung nicht unwichtiges Ur- 
theil ist kürzlich in Hagen gefällt worden. Kläger war der dortige Ver- 
ein für Feuerbestattung, Beklagte die evangelische Kirchengemeinde. Im 
Februar starb in Hangen der Kauffmann Fritz Hucke, der als Mitglied 
obigen Vereins anordnete, dass seine Leiche in Gotha eingeäschert werde. 
Dies geschah auch, doch nun verweigerte die Kirchengemeinde die Er- 
laubniss zur Beisetzung der Asche in dem Erbbegräbnis der Familie H. 
auf dem Hagener Kirchhof. Die Asche wurde deshalb auf dem vom Verem 
für Feuerbestattung angekauften Begräbnissplatz in der Nachbargemeindr 
Delstern beigesetzt. Im Auftrag der Wittwe klagte nun der Verein gegen 
die Kirchengemeinde. Die Zivilkammer entschied zu Ungunsten der Kirchen- 
gemeinde und verurtheilte sie, die Beisetzung der Ascheaufdem konfessionellen 
Kirchhofe zu gestatten. Falls die Kirchengemeinde sich bei diesem Urtheil 
beruhigt, dürfte dasselbe für die Feuerbestattungsvereine Preussens von 
grundsätzlicher Bedeutung werde . 
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Ort, wo er verbrannt worden ist, eingraviert oder eingeschnitten 
Sein muss, oder es kann auch diese Aufschrift an der Aussen- 
seite des Behälters, wenn dessen Material dazu geeignet ist, an- 
gebracht werden; für Beisetzung in Reihegräbern darf er nur 
von Tannenholz sein; die Aschenreste sind in wohlverchlossenen 
Behältern bei dem Friedhofsverwalter abzugeben, der sie zur Be- 
stattung aufzubewahren hat, und nach Erteilung der Ermächtigung 
der Friedhofskommission findet die Bestattung vom Portal des 
Friedhofes aus statt wie diejenige anderer Leichen. Hiernach 
muss man annehmen, dass F.-B. und E.-B. dort vollständig gleich 
auch rücksichtlich des Rituales bei der Bestattung behandelt 
werden, vielleicht unter Anpassung der einzelnen agendarischen 
Vorschriften. Eine stille Beisetzung, olıne kirchliche Feier, hat 
nach Bahnsen a. a. O. neuerdings auch das Konsistorium 
der Provinz Brandenburgauf dem Luisenkirchhof zu Berlin 
unter der Bedingung gestattet, dass durch die Aufstellung des 
Denkmales der Charakter des Friedhofes gewahrt bleibe und die 
Aschenurne unsichtbar (!?) aufgestellt werde. Hiermit sei diese 
Kirchenbehörde in einen Gegensatz zu anderen preussischen 
Kirchenbehörden getreten — unter Bezugnahme auf Dr. Pröb- 
stings Schrift: „Ueber die Stellung der deutschen evangelischen 
Kirchenbehörden und kirchlichen Vertretungen zur Feuerbestat- 
tung“. Auch Bahnsen kann es nicht billigen, wenn man, 
möge der Friedhof gehören einer politischen oder Kirchenge- 
meinde, den Angehörigen einer verbrannten Leiche die Beisetzung 
einer Urne mit der Asche in irgend einem Grabe verweigern wolle, 
was doch ohne Verletzung eines berechtigten Gefühles nicht ge- 
schehen könne ; was sollten denn die Hinterbliebenen mit der Asche, 
wenn kein Kolumbarium am Orte sei, machen? Eine Prinzipien- 
reiterei sei die Meinung, dass die Kirche, natürlich wenn der 
Friedhof sich in ihrem Besitze befindet, durch Aufnahme von 
Ümen und Asche die F.-B. begünstige. Den Bemühungen der 
Feuerbestattungsvereine, im Anschluss an den Friedhof einen 
Platz für Verbrennungsofen und Urnenhalle zu erwerben, sofern 
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am Orte eine genügende Zahl von Anhängern der F.-B. vor- 
handen sei, möge nicht entgegengetreten werden, — falls es sich 
nicht etwa nur um einen geschäftlichen Erwerb damit handle. 


S 10. 

Was aber das geistliche Amtieren bei der F.-B. 
im allgemeinen anbelangt, so sind die Ansichten hierüber noch 
sehr geteilt und es liegt allerdings im grössten Interesse aller 
deutschen Landeskirchen, „die Gegensätze in der protestantischen 
C'hristenheit durch kirchenrechtliche Verbote nicht zu ver- 
schärfen, die als unchristlich brandmarken, was in der anderen 
Landeskirche erlaubt ist, ja kirchenregimentlich verlangt wird‘. 
Dass die Kirche und ihre Diener einer zu erstrebenden allgemein 
obligatorischen F.-B. zugeneigt werden sollen, hat noch niemand 
beansprucht; wohl aber ist zu fordern, dass sie der fakulta- 
tiven Einführung der Leichenverbrennung im Prinzip nicht ent- 
gegentreten und im Einzelfall ihren gewünschten Beistand 
bei der der Verbrennung vorausgehenden Trauerfeier, sowie auch 
bei einer Aschenbeisetzung entfernt vom Verbrennungsort nicht 
versagen sollen, d. i. sowohl die Erteilung der kirchlichen Ehren 
lem Verstorbenen, an der die Hinterbliebenen ein kirchliches 
Recht auch für sich begehren dürfen, als auch die Spendung 
ddes geistlichen Trostes, nachdem nirgends mehr als an der letzten 
Ruhestätte eines verblichenen Angehörigen der Familie, der Ge- 
meinde, des Staates und der Kirche, ja der menschlichen Ge- 
sellschaft, je nach der Bedeutung und Wirksanıkeit des Ver- 
storbenen, verlangt wird. Ist, wie zur Zeit, wo nur erst noch 
einzelne Verbrennungsöfen in Deutschland bestehen, an einem 
entfernten Ort die Einäscherung ohne vorausgegangene Trauer- 
feier erfolgt und die Asche davon gelangt darauf an die Ange 
wehörigen, so haben sie das seelische Bedürfnis, das Andenken 
an den Verstorbenen mit allen christlichen Ehren an einem ge 
weihten Orte zu verwahren und auch den geistlichen Zuspruch 
bei der Beisetzung der Asche nicht zu entbehren; aber auch 
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dann, wenn eine Trauerfeier vor der Verbrennung in einem aus- 
wärtigen Orte, vielleicht unter Teilnahme nur weniger Angehöriger 
daran, stattgefunden hat, wird jenes Bedürfnis alsbald von den 
übrigen näheren Beteiligten empfunden, wenigstens der Aschen- 
beisetzung, unter den sonstigen kirchlichen Gebräuchen bei Be- 
erdigungen, beiwohnen zu können. Ist eine Trauerfeier am Orte 
der Verbrennung und des gleichzeitigen Wohnortes des Verstor- 
benen abgehalten worden, dann tritt das Verlangen nach einer 
geistlichen Mitwirkung bei der Aschenbeisetzung weniger allge- 
mein hervor; allein es kann einem Geistlichen nicht schwer fallen, 
auch einem vereinzelt ihm ausgesprochenen Wunsche hier anıt- 
lich als Seelsorger entsprechend mitzuwirken — d. i. sinnge- 
mäss die Vorschriften der Begräbnisordnung anzuwenden, sofern 
nicht bestimmte Vorschriften entgegenstehen oder nicht der hier- 
archische Gehorsam auf eine berichtliche Anfrage bei der vor- 
gesetzten Dienstbehörde deren Weisung zu folgen gebietet. So 
finden wir z.B. einen Erlass des Grossherzogl. Sächsischen Kirchen- 
rates zu Weimar vom 18. Juni 1897 betr. die Beerdigung von 
Dissidenten, der sich auch auf eine F.-B.sinngemäss an- 
wenden lässt: „Es ist vorgekonimen, dass von den Hinterbliebenen 
eines Dissidenten an den evangelischen Geistlichen die Bitte ge- 
richtet wurde, er möge die Leiche ihres Angehörigen geleiten 
und am Grabe sprechen. Wenn nun auch derartige Fälle selten 
eintreten werden, so wollen wir doch die Möglichkeit, dass der 
Geistliche solchem Wunsche nachkomme, nicht gänzlich aus- 
schliessen, bezeichnen aber ausdrücklich die Voraussetzungen, 
unter welchen eine solche Bitte je nach Umständen Folge ge- 
geben werden kann: 1. wenn es dem Geistlichen bekannt ge- 
worden ist, dass der fragliche Dissident seinen Austritt aus der 
Landeskirche lebhaft bereut hat, aber durch den Tod verhindert 
wurde, wieder einzutreten; 2. wenn der Verstorbene das einzige 
Glied der Familie war, welches seinen Austritt aus der Kirche er- 
klärt hatte, während dieser Schritt von allen übrigen Mitgliedern 
renussbilligt und beklagt wurde; 3. wenn durch den verstorbenen 
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Hausvater rermöge seiner Autorität wohl noch andere Glieder 
der Familie zum Austritt aus der Kirche genötigt worden waren, 
diese aber nach seinem Tode ausdrücklich und in aller Form 
wieder in die Landeskirche eintreten. In allen drei Fällen muss 
es indessen der gewissenhaften Erwägung des evangelischen Geist- 
lichen anheimgegeben werden, ob es angemessen sei, eine derartige 
Bitte zu gewähren. Derselbe hat die besonderen Umstände den 
Superintendenten berichtlich vorzutragen und seiner Anweisung 
zu folgen. 

Was die Art eines solchen Begräbnisses betrifft, so ist es 
selbstverständlich, dass es in den allereinfachsten Formen statt- 
zufinden hat, und dass die Angehörigen sich allen bezüglichen 
Bestimmungen des Geistlichen völlig zu fügen haben. Eine Vor- 
feier im Hause, Gesang oder Instrumentalmusik, das Voranschreiten 
von Marschällen und dergleichen bleiben gänzlich ausgeschlossen. 
Die Einsegnung am Grabe nach den Formularen m 
Kirchenbuche hat nicht stattzufinden. Der Geistliche beginnt 
mit dem apostolischen Grusse oder einem Votum und darf ein 
Schriftwort aus dem Kirchenbuche verlesen, wozu indessen nur 
Ziffer 1. 4. und 8. geeignet sind. Sodann darf der Geistliche 
eine kurze Ansprache an die Leidtragenden richten, um mit dem 
Vaterunser und dem Segen über die Leidtragenden zu schliessen. 
Die Gebote des Kirchenbuches sind nicht anzuwenden‘. 

Öbschon zur Zeit des Erlasses die Einrichtung des Verbren- 
nungsofens auf dem neuen Friedhof zu Jena und die Friedhofs- 
ordnung von 1896/97 erlassen und bestätigt war, ist hier davon 
abgesehen worden, ausdrücklich auch die etwa gerade von Dissı- 
denten, die sich z. B. in der nahe gelegenen Fabrikstadt Apolda 
am zahlreichsten im Grossherzogtum Sachsen-Weimar, auch unter 
Begüterten, vorfinden, und zwar auch von etwa für Leichenver- 
brennung Geneigten gewünschte F.-B. zu erwähnen. Es dürfte 
nichts entgegenstehen, auch auf eine F.-B. von Dissidenten alles 
das anzuwenden, was im obigen Erlass für die E.-B. solcher an- 
geordnet ist. In den meisten derartigen Fällen werden die obigen 
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Voraussetzungen unter 1. bis 3. nicht zu erreichen sein und dann 
wie ein s. g. stilles Begräbnis wird eine stille Leicheneinäscherung 
und Aschenbeisetzung auf einem Friedhof oder in einem Privat- 
platze stattfinden, im günstigsten Falle auch mit Genehmigung 
des Gemeindevorstandes zu Jena in der Urnenhalle des Fried- 
hofes daselbst — alles das ohne eine Beteiligung der Geistlich- 
keit und unter Umständen mit Beteiligung mancher Gesinnungs- 
genossen, welche eine entsprechende Trauerfeier abzuhalten ge- 
neigt sind. Eine Praxis hat sich in dieser Beziehung noch nicht 
gebildet und es wird von der Liberalität der einzelnen Gemeinde- 
vorstände abhängen, ob und wieweit sie namentlich für Aschen- 
beisetzungen auf ihren Friedhöfen eine weltliche Trauerfeier ge- 
statten mögen in allen Fällen, wo Vertreter der evangelischen 
oder katholischen Kirche oder der anderen Konfessionen ihre 
Mitwirkung versagen. Wie die Inschriften auf Grabdenkmälern 
stehen auch die auf Aschenurnen oder auf Denkmälern für die 
in die Erde eingesetzten Aschenbehältern anzubringenden In- 
schriften einer Genehmigung der Friedhofsaufsicht, wie sich in 
den verschiedenen Friedhofsordnungen ausdrücklich angeordnet 
findet. 

Zum Schluss mag wiederholt davor gewarnt werden, von der 
„Feuerbestattung“ sich ein falsches Bild zu machen. Die Ver- 
nichtung menschlicher Leichname soll fakultatıv der lang- 
samen Verbrennung durch Fäulnisgase der Erde entrissen, da- 
gegen durch schnellste Verbrennung mittels des Feuers herbei- 
geführt werden — neben der bisher obligatorischen „Erdbe- 
stattung“, welche noch Platz greifen muss, soweit nicht von der 
Befugnis, die Leicheneinäscherung vorzuziehen, Gebrauch gemacht 
wird. Eine Aenderung in der Beisetzung wird hierdurch 
erzielt. Dort Beisetzung zum Zweck der Vernichtung und Ver- 
wandlung in Erde, hier vorausgehende Verbrennung zum Zweck 
einer Beisetzung der Asche in einer Ruhestätte für gewisse Zeit. 
Wenn der Gebrauch des Wortes „Feuerbestattung“ von den 
\egmern einer solchen Aenderung benutzt wird, um den Glauben 
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zu erwecken, als solle damit in ein Gebiet übergegriffen werden, 
das die Priesterherrschaft für sich allein behaupten wolle, oder 
in ein Gebiet, auf dem die Kirche mancher Länder finanzielle 
Interessen besonders als Unternehmer von Bestattungen zu ver- 
teidigen hat, so ist das ein starker Irrtum oder eine wohlbe- 
wusste Machenschaft. Die gewöhnlich mit den Bestattungen ver- 
bundenen Leichenfeierlichkeiten, wie kirchlichen 
und rituellen Handlungen bleibenvonders.g. 
Feuerbestattung gänzlich unberührt. Sie bedeutet 
nur einen „kulturellen Fortschritt“. 
Nachtrag. 

Eine besondere Berücksichtigung verdienen die Veröffent- 
lichungen des Vorsitzenden des Vereins für Feuerbestattung in 
Hamburg, des Rechtsanwalts Dr. Ed. Brackenhoeft. 
Seit 1883 hatte dieser Verein die Herstellung eines Krematoriums 
erstrebt und nach achtjährigem Bemühen aus privaten Mitteln nalıe 
dem Zentralfriedhof zu Ohlsdorf für Hamburg für 135 829 M. 
18 Pf. in dunkelm Rohbau bewirkt, so dass am 22. Aug. 1891 die 
feierliche Einweihung des ansehnlichen Baues durch den genannten 
Vorsitzenden erfolgen und nach Ueberwindung einiger unerwarteter 
Hindernisse (der Senat wollte entgegen der Bürgerschaft die 
Verbrennung nur auf Leichen von Hamburgern beschränkt wissen) 
am 19. November 1892 die erste Feuerbestattung vorgenommen 
werden konnte. 

Eine Darstellung der Einführung der fakultativen Feuerbe- 
stattungin Hamburg sowie der dafür bestehenden Einrichtungen 
und Vorschriften less Dr. Ed. Brackenhoeft unter dem 
Titel: „Die Feuerbestattung in Hamburg“ 1894 in der vormals 
J. F. Richter’schen Verlagsanstalt und Druckerei A.-G. erscheinen 
mit einer photolithographischen Abbildung des Krematoriums, 
(53 Seiten) und im Anhang mit der von ihm gehaltenen Ein- 
weihungsrede (S. 57—64), mit einem Abdruck des Berichts des 
Bürgerschaftsausschusses zur Prüfung des wiederholten Antrags 
des Senats betr. (das Feuerbestattungswesen, und mit der darauf er- 
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folsten Bekanntmachung des von Senat und Bürgerschaft beschlos- 
senen Gesetzes betr. das Feuerbestattungswesen v. 14. Novbr. 
1892!. Hieran schloss sich eine weitere Schrift desselben Vor- 
sitzenden, nunmehr auch der Verwaltung des Krematoriums und 
des Protestantenvereins und seit 1895 auch des Verwaltungsaus- 
schusses der Hauptkirche St. Petri in der Eigenschaft als lebens- 
länglicher Gemeinde-Aeltester unter demselben Titel als „Uber- 
sichtliche Darstellung der Entstehung, Einrichtungen und Betriehs- 
vorschriften des Krematortums in Hamburg“, das. 1896 F. W. 
Rademachers Hof-Buchdruckerei, 40 Seiten haltend mit eimem 
Anhang, worin die vom Verem für Feuerbestattung in Hanı- 
burg 1891 erlassene Bestattungs-Ordnung und Tarıfe für das Kre- 
matorium und den Feuerbestattungs-Friedhof in Hamburg (Ohls- 
dorf), verfasst vonDr.Ed. Brackenhoeft, das Fenerbestattung- 
(iesetz v. 14. Novbr. 1892, die Rede des Pastors Dr. Croop 
bei der ersten F.-B. und die bereits erwähnte Einweihungsrede 

! Daraus ist besonders hervorzuheben: Das in Ohlsdorf errichtete Kre- 
matorium des Vereins für F.-B. inHamburg untersteht der Oberaufsicht 
der Friedhofsdeputation. Die F.-B. ist nur zulässig, wenn eine Bescheinigung 
des für den Sterbeort zuständigen beamteten Arztes über die Todesursache 
des Verstorbenen beigebracht wird (im Hamburg’schen Staate dureh den 
Pulizei- bez. Distriktsarzt). Leichen auswärts verstorbener Personen müssen 
von einem vorschriftsinässigen, durch die zuständige Behörde ausgestellten 
Leichenpasse begleitet sein. Anmeldung unter Beibringung des Beerdigungs- 
scheins des zuständigen Standesbeamten beim Vorstande des Vereins, der 
die weitere Anmieldung auf dem Friedhofsbureau (gegen 10 M.) beschafft. 
und mit diesem die Zeit der F.-B. festsetzt. Der Vorstand erhält von 
letzterem eine Anweisung zur Bestattung zur Uebergabe an den beaufsich- 
tieenden Beamten der Friedhofsverwaltung, sowie eine Nummertafel, welche 
auf dem Sargdeckel am Fussende zu befestigen ist. Nur gut gedichtete 
und fest verschlossene Särge dürfen verwendet werden. Die Leiche darf 
dem Feuer nur in einem Suarge aus Holz oder Zinkblech übergeben werden. 
Die Friedhofsverwaltung wird für jede F.-B. einen Beamten zur Beaufsich- 
tigung derselben entsenden. Verpflichtung des Vereins zur Führung von 
Registern über die Verbrennungsfälle und zur Uebersendung von Ab- 
schriften der Jahrgänge an die Friedhofs-Deputation. Alle vom Verein 
zur weiteren Regelung des Bestattungswesens zu erlassenden Bestimmungen 
unterliegen der Genehmigung des Senats. 
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Brackenhoeft’s enthalten sind. Im Laufe des Jahres 1899 
sah sich letzterer veranlasst, einen kurzen Ueberblick über die 
Einrichtung des Hamburger Krematoriums zu geben in einer nur 
14 Seiten haltenden Skizze hierüber, erschienen in der vormals 
J. F. Richter’schen Verlagsanstalt, worin er auch auf die neu 
angeregte Frage der Verstaatlichung der F.-B. kurz ein- 
gegangen ist und bemüht war, zur Zerstreuung der noch be- 
stehenden Vorurteile beizutragen. Im Anhang befindet sich ein 
kurzer Auszug aus den Betriebsvorschriften und Tarifen — auf 
2 Seiten. Daraus ist zu ersehen, dass bis 31. August 1899 erst 
450 Personen aller Kontessionen, Dissidenten u. s. w. darunter 
232 aus Hamburg durch Feuer bestattet wurden; man scheint 
sich auch noch an den Kosten der Einäscherung (80 M. für Vereins- 
mitglieder, sonst 120 M.) zu stossen, die aber vorerst mit Rück- 
sicht auf die Bauschulden und das Projekt eines auf dem Terrain 
des Krematoriums zu errichtenden besonderen Feuerbestattungs- 
Friedhofes, und auch wegen Verzinsung von etwa 80000 M. bis- 
lang unverzinslich hergeliehenen, in Schuldscheinen versicherten 
Beitragssummen, bez. eventuell wegen deren allmäliger Amorti- 
sation, nicht ermässigt werden können. Dass die Bewegung für 
die F.-B. gerade in Hamburg einen fruchtbaren Boden fand, 
erklärt sich aus der mit dem kosmopolitischen Verkehr verbun- 
denen Erweiterung des Gesichtskreises und freieren Anschauung 
und Beurteilung der Lebensfragen, auch aus den Erfahrungen 
seit der schrecklichen Choleraepidemie im J. 1892, der über 8000 
Personen zum Opfer fielen, bez. aus der notwendigen Erweiterung 
des Friedhofsareals durch die übergrosse Zahl von Erdbestattungen 
in so kurzer Zeit. In ersterer Beziehung ist das Zeugnis be- 
merkenswert, dass die weitaus überwiegende Mehrzahl der städ- 
tischen Geistlichen inHamburg den Standpunkt einnimmt, 
es liege kein Grund vor, denen, welche die F.-B. für sich be- 
stimmten oder für verstorbene Angehörige wünschen, die Er- 
füllung dieses Wunsches zu erschweren und dabei etwa die geist- 
liche Mitwirkung zu versagen (vergl. die Aufsätze des Pastors 
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Dr. Cropp im Evangelischen Gemeindeboten, 1897, und des 
Pastorss Schmaltz das. 1898 Nr. 6), indem fast alle Geist- 
lichen, auch von strengerer Richtung, sowohl im Trauerhause, 
als auch, wenn es gewünscht wird, im Krematorium, in der Anıts- 
tracht Trauerfeiern abhalten, unangesehen der weiten Entfernung 
des Krematoriums von 8 km vom Mittelpunkt der Stadt. 

Mit Recht betont Brackenhoeft, dass es sich bei der 
Befürwortung der F.-B. nicht um eine obligatorische, sondern 
nur um eine fakultative, um die Ermöglichung handelt, denen, 
welche diese Form der Bestattung oder Beisetzung der gebräuch- 
lichen E.-B. vorziehen, unter Anerkennung des freien 
Selbstbestimmungsrechts, die Gelegenheit unter Ge- 
währung der gewünschten Trauerfeier zu bieten. 

Die für diesen Abschnitt beachtungs- und erwähnungswer- 
teste Schrift des tapferen Vorkämpfers auf dem hier be- 
sprochenen Gebiete ist ein in 2. Aufl. erschienener Sonderabdruck 
einer Abhandlung aus dem „Phönix“, Blätter für fakultative 
Feuerbestattung und verwandte Gebiete, Organ des Verbandes 
deutscher Sprache für Reform des Bestattungswesens und fakul- 
tative Feuerbestattung. Wien 1894, Verlag des Vereines der 
Freunde der Feuerbestattung „Die Flamme“ in Wien. Dieselbe 
giebt einen von Dr. Ed. Brackenhoeft auf dem VI. Kon- 
sresse der Vereine deutscher Sprache für Reform des Bestattungs- 
wesens und fakultative Feuerbestattung in Budapest am 4. Septbhr. 
1894 gehaltenen Vortrag wieder über „Die Zulassung der Feuer- 
bestattung, eine Konsequenz des Rechts und ein Ge- 
bot der Toleranz“ Es wird danach von einer auch nur 
beschränkt obligatorischen F.-B. aus hygienischen und 
ökonomisch-praktischen Gründen noch auf lange Zeit hinaus ab- 
gesehen werden müssen angesichts der vielen Widerstandsfaktoren. 
(tegen die Einwendung gegen eine fakultative F.-B. aus krimi- 
nalpolitischen Gründen ist im der zahlreichen Litteratur 
(„Phönix“ und „Flamme“ besonders, ausser Einzelschriften) ge- 
nügend dargethan, „dass durchschlagende Hinderungs- 
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gründe und unvermeidliche Gefahren im dieser 
Beziehung nicht vorliegen, wenn man nur für eine genügend 
organisierte obligatorische Leichenschau Sorge 
trägt“, was sich nach den bisherigen Erfahrungen in Deutsch- 
land und ım Ausland als ausreichend erwiesen hat. Für die Zu- 
lassung der fakultativen F.-B. aber giebt das bürger- 
liche Recht entscheidende Normen an die Hand! Dieses ge- 
währt dem Individualrecht der Persönlichkeit für den Kreis des 
Lebens für leibliche und geistige Unversehrtheit, Freiheit, 
Elıre, Vermögen u. s. w.emen Rechtsschutz durch Normen 
des Privat-, Polizei- und Strafrechts und durch entsprechende 
Schutz- und Vollzugsmittel.e. „Erkennt das Recht so schon bei 
Lebzeiten des Menschen in gewissen Beziehungen eine Ver- 
fügung über das ihm zustehende Rechtauf Un- 
versehrtheit seines Körpers an, so wird es kaum 
überraschen, vielmehr nur als um so verständlicher erscheinen, 
wenn das Recht auch für den Fall des Todes Verfügungen in- 
bezug auf seinen Körper seitens des Trägers desselben anerkennt. 
Und das ıst in der That der Fall. Das Recht gestattet aller- 
dings dem Menschen Verfügungen über seinen Leichnam, 
die nicht gegen das Wohlanständige, «die „guten Sitten® ver- 
stossen, als Folge aus dem Individualrecht der Persönlichkeit 
Kirchliche Ordnung und Sitten sind aber hier Gebräuche 
in der Form der Bestattung, keineswegs aber gleich jenem Be- 
eritf der „guten Sitte“ ! und vermögen jenes Persönlichkeitsrecht 


! Diese ist nichts anderes als „Wohlanständirkeit“ nach den Auf- 
fassungen des Zeitalters. Verbrennungen von Leichen auf Scheiterhaufen 
entsprachen im gebildeten Altertum der allgemeinen Anschauung. Heutigen- 
tages tritt an deren Stelle bei einer Mehrheit vernünftig denkender Menschen 
eine andere, geheime Verbrennungsart, die nichts Anstössiges hat — 
höchstens in der Vorstellung von Nichtdenkenden und Voreingenommenen 
oder Nachbetern und Nachtretern. Eine letztwillige Verfügung, die auf 
Verbrennung der Leiche des Testators anf einem Scheiterhaufen lautete. 
würde heutzutage wegen eines Widerspruches mit der „guten Sitte“ nicht 
ausführbar sein; dagegen hat das Urteil hierüber sich durch die Eın- 
richtung der Krematorien in anderen Ländern geändert und verbreitet 
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nicht beiseite zu setzen. Als anerkanntes gemeines wie landes- 
gesetzlich normiertes Recht galt bisher in Deutschland (und ist 
auch im neuen bürgerlichen Recht) Folgendes anerkannt: Be- 
stimmungen eines Verstorbenen über die Art und Weise der Be- 
stattung haben Erben und Vermächtnisnehmer, auch Testaments- 
vollstrecker, wie andere letztwillige, rechtsgiltige Verfürungen, 
zu vollziehen; damit verbundene Auflagen an die Rechtsnachfolger 
des die Bestattungsart, Trauerfeier, Denkmalserrichtung u. s. w. 
anordnenden Testamentserrichters sind nur nach der Ausführung 
derartiger Anordnungen als vollzogen anzusehen mit dem Erfolg 
eines Anspruches der Belasteten auf die etwa zugesicherten Vor- 
teile aus dem Nachlass. Würde dieser, wenn ıhm die Bestattung 
des Verstorbenen durch Feuer in einem Krematorium von einer 
Behörde unmöglich gemacht wäre, an dem Erwerb des in Aussicht 
für die Vollführung jener Auflage gestellten Vorteils gehindert, 
so wäre ein zweifacher Eingriff in Privatrechte gegeben, der wider- 
rechtlich wäre; denn ein Interesse des allgemeinen Wohles steht 
nicht entgegen, kann also hier nicht den Vollzug der privatrecht- 
lichen Verfügungen und Erwerbungen ausschliessen. Kein Staat, 
keine Behörde hat es auch bis jetzt gewagt, wenn auch im Staats- 
gehiete die angeordnete F.-B. nicht vollzogen werden darf, die 
Fortschaffung der Leiche in ein anderes Staatsgebiet oder ins 
Ausland zur Vollführung der angeordneten oder im Sinne des 
Verstorbenen von den nächsten Angehörigen desselben gewünschten 
F.-B. zu hindern. Ganz treffend bemerkte daher Bracken- 
hoeft a. a.0.8.9: „Der Staat, welcher die Existenz des vor- 
bezeichneten Anspruchs (nämlich der Verfügung der Angehörigen 
über den Leichnam) auf dem Gebiete des Privatrechtes, wie diese 
Thatsache beweist, nicht bestreitet, vielmehr anstandslos aner- 


sich auch in Deutschland derart, dass kaum jemand die Leichenverbrennung 
in Krematorien als widersprechend dem Begritfe der Wohlanständig- 
keit noch betrachten dürfte, wenn auch nicht bestritten werden kann 
dass das Urteil über die Zulässiekeit der F.-B. vielfach von einem Ge- 
wohnheitsgefühl beeinflusst wird, das sich nicht von einen (christ- 
lichen Gebrauche trennen mag. 


I6 * 
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kennt und den Beteiligten gestattet, demselben Genüge zu leisten, 
erscheint hiernach aber konsequenter Weise als verpflichtet, die 
Durchführung solcher Testamentsbestimmungen auch in seinem 
eigenen Lande durch Zulassung der fakultativen Feuerbestattung 
und demgemässe Abänderung der polizeilichen Vorschriften, so- 
weit solche’ dem etwa entgegenstehen, zu ermöglichen“. Dass 
dem Bedenken der allgemeinen Wohlfahrt kriminal-polizeiliche 
oder religiöse nicht entgegenstehen, hat Br. im Weiteren ausge- 
führt, wie dies anderwärts auch zur Genüge geschehen war. Im 
Interesse einer durchschlagenden Klarheit hierüber ist gerade 
empfohlen worden, auf eine möglichste Bestimmung 
der Leichenverbrennung in Testamenten hinzuwirken — ge- 
rade auch mit besonderen Auflagen unter Aussetzung einer Stif- 
tung oder Zuwendung. 

Im Mangel einer derartigen zulässigen Bestimmung ist 
den Erben ein beschränktes Verfügungsrecht über 
den Leichnam und dessen Bestattung überall nicht bestritten 
worden, also auch nicht rücksichtlich der Art und des Ortes 
der Bestattung und sofern auch nur Wünsche des Verstorbenen, 
durch Feuer in der jetzt üblichen Weise bestattet zu werden, 
ihnen bekannt geworden waren, werden sie aus Pietät ihre 
etwa der E.-B. zugethane Neigung jenen unterzuordnen verstehen. 
Dass der moderne Staat der Verpflichtung einer Pietätserfüllung 
seitens der Angehörigen gegen die Wünsche eines Verstorbenen 
entgegen treten dürfe, wird wohl kein Vernünftiger behaupten 
können, der die Grundsätze der Gerechtigkeit und Duldsamkeit 
gegen anders Denkende und Urteilende hoch hält. Dass aber der 
moderne Staat die Gewissens,- Glaubens- und Bekenntnisfreiheit 
“auf religiösem Gebiete anzuerkennen hat, sichert seine Verfassung 
meistenteils jedem Bürger zu und beschränkt, unter Verwerfung 
jedes unmittelbaren oder mittelbaren Zwanges, die Bethätigung 
jener Freiheitsäusserungen nur durch die Oberhand der öffent- 
lichen Ordnung und der gemeinen Wohlfahrt, ev. der Strafge- 
setzgeltung. Der berühmte Kirchenrechtslehrer P. Hınschius 
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stellte es als eine notwendige Folge der Glaubens- und Gewissens- 
freiheit hin, dass der Staat behufs konsequenter Durchführung 
die Ordnung seines öffentlichen und Privatrechts unabhängig 
von konfessionellen Anschauungen der Kirchen- und Religions- 
Gemeinschaften festzustellen habe; daher darf er auch nicht mittel- 
bar seine Unterthanen nötigen, den religiösen Anschauungen eines 
Teiles, selbst einer grossen Mehrheit weichen und ilıre Sonder- 
überzeugung bethätigende Handlungen unterlassen zu sollen. Er 
hat daher, wie Br. S. 12 besonders hervorhebt, die besondere 
Verptlichtung, das Bestattungswesen in einer Weise zu regeln, 
die beispielsweise bei der Beerdigung die Möglichkeit eines von 
der Konfession unabhängigen Begräbnisses gewährt. Ebenso hat 
er hinsichtlich der Art der Bestattung jeden mit konfessionellen 
Auffassungen zusammenhängenden Zwang als verwerflich zu ver- 
meiden; „dennjeder Zwang in Bestattungsfragen 
ausreligiösen Gründen — und aus solchen wird Ja eben 
wesentlich für die Erdbestattung nur noch eingetreten — Ist 
unzweifelhaft mit der Rechtskonsequenz im ge- 
zeigten Sinne und den Forderungen der Toleranz un 
vereinbar....niemals aber kann gerade ausreligiösen 
Gründen der Staat den Einen zu Liebe die Anderen zwingen 
wollen, ihrer Ueberzeugung zuwider zu handeln“. Eine Be- 
einträchtigung der Erfüllung der Pietät gegen den Verstorbenen 
der zur F.-B. mangels ihrer Zulassung in ein weit entferntes 
fremdes Krematorium geschafft werden muss, liegt schon darin 
dass dadurch wegen der erheblicheren Kosten eine dem Wunsche 
des Verstorbenen widersprechende E.-B. von den Erhen vorge- 
zogen werden könnte, oder auch im Fall der Vollführung des 
angeordneten Verbrennens der Leiche in der Ferne ein Ausschluss 
jeder grösseren Beteiligung von Angehörigen und Freunden an 
der eigentlichen Bestattung im Krematorium fast ausgeschlossen 
oder sehr erschwert ist. Ja zu Zeiten einer herrschenden Epi- 
demie wäre ein solche Erfüllung der Pietätsptlicht unmöglich, 
da dann ein Leichentransport nach dem entfernten Krematorium 
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nach reichsgesetzlichen Vorschriften (Bek. v. 27. Jan. 1888) nicht 
gestattet ist, mithin nur eine E.-B. übrig bleibt!. 

Es ist nicht zu bestreiten, dass die von Br. in jenem Vor- 
trage und in der ihn wiedergebenden Schrift Gesichtspunkte gel- 
tend gemacht hat, „welche auch unter den ungünstigsten Ver- 
hältnissen bei unseren Gegnern oft von entscheidender 
Wirkung sind... weil im Grunde Stichhaltiges dagegen nicht 
vorgebracht werden kann“. Er beruft sich auch hierzu auf die 
inHamburg gemachten Erfahrungen, die er in den oben er- 
wähnten Schriften veröffentlicht hat, wofür ihm auch eine germe- 
rische Kritik zum Danke verpflichtet sein muss. Wieweit_ die 
Entwickelung des Feuerbestattungswesens gerade dort fortge- 
schritten ist, beweist schon die Erlassung des oben angeführten 
(sesetzes aus der Versammlung des Senates v. 14. November 1892, 
worin das Feuerbestattungswesen in Hamburg für den dortigen 
Verein für F.-B. geregelt und unter staatliche Oberaufsicht ge- 
stellt worden ist. Schon ist, wie die von Dr. Br. zuletzt (1899) 
herausgegebene Skizze von dem Krematorium in Hamburg $. 10 
ersehen lässt, das Verlangen nach einer Verstaatlichung der F.-B., 
d. h. nach Uebernahme des Krematoriums und seines Betriebes 
durch den Staat in gleicher Weise, wie er die E.-B. schon be- 
treibt, gestellt worden, dessen Erfüllung nur eine Frage der Zeit 
bleibe, denn die F.-B. sei im Grunde doch nur eine andere 
Form der den Interessen der Allgemeinheit die 
nenden Bestattung als die E.-B., wie denn auch z. B. 
die Krematorien in Gotha, Heidelberg, Zürich, sänt- 
lich auf dem städtischen Friedhof befindlich, ebenso wie das Be- 
erdigungswesen seitens der städtischen Friedhofsverwaltung be- 
trieben werde. Dass ein Gleiches in Jena geschieht, ist oben 
durch Heranziehung der dort geltenden neuen Friedhofsordnung 
dargethan worden. 

Der vorstehende Nachtrag verdankt seine Entstehung 


! Vergl. den S. 33 angeführten Fall in Brackenhoefts Schnft 
„Die Feuerbestattung in Hamburg“, 1894. 
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der gütigen Zusendung der vorerwähnten Schriften seiten ihres 
Verf. in der Zwischenzeit zwischen dem Erscheinen des ersten 
und letzten Teiles dieser Abhandlung, wozu Dr. Br. sich durch 
Kenntnisnahme des ersten Teiles aus Heft 2 dieses Jahrganges 
der Zeitschrift veranlasst fand. Gerade auf die inHamburg 
gemachten Erfahrungen ist besonders hinzuweisen a und 
für die Vermittelung ihrer Verbreitung kann der Verf. und auch 
der Leser dieses Artikels dem Dr. Ed. Brackenhoeft von Herzen 
Dank wissen. 
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Die Bedeutung der kirchlichen Trauung nach B.G.B. 
Von 


Dr. jur. A. Heucke-Berlin. 


Nach bisherigen geltenden Rechte war in der Theorie und 
auch vorzugsweise in der Praxis es fast unbestritten, dass die 
kirchliche Trauung für die Gültigkeit einer staatlich geschlossenen 
Ehe ohne Bedeutung war und dass im Falle der Verweigerung 
derselben von Seiten eines Ehegatten dem andern kein Recht 
auf Scheidung oder sonstige Auflösung der Ehe zustand. 

Nach gemeinem katholischen wie evangelischen Eherecht kann 
davon keine Rede sein, ebensowenig bot auch speziell für Preus- 
sen das Scheidungsrecht des A.L.R. eine Handhabe, denn der 
wohl angezogene & 700 A.L.R. II, 1 (grobe und widerrechtliche 
Kränkung der Elıre) passte nicht im mindesten. (Des Näheren 
verweise ich, da dies ausserhalb unserer Aufgabe liegt, auf: Hin- 
schius, Kommentar zum Personenstandsges. zu & 67, 3. Auflage 
S. 198 ft.). 

\Vie steht es nun mit dem Scheidungsrecht nach dem B.G.B.? 
In den Kommissionsprotokollen des Reichstages! ist ausgespro- 
chen, dass die Weigerung der Einholung der kirchlichen Trau- 


ı Prot. IV. S. 405 f. 
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ung oder einer bestimmten kirchlichen Trauung, sei es dass die- 
selbe vor der staatlichen Eheschliessung ausdrücklich versprochen 
ist, oder dass dieselbe als selbstverständlich hat angenomnien 
werden können und angenonmen ist, zu denjenigen Thatbestän- 
den gehört, deren Beurteilung nach $ 1568 B.G.B. den” Richter 
zur Scheidung führen kann und muss. 

Wenn dies nun auch die Ansicht der Kommission war, so 
ist doch damit, auch wenn, wie hier, Einstimmigkeit herrschte, 
die alte Streitfraxe keineswegs ohne weiteres entschieden. Denn 
ein wie wichtiges Material auch immer die Protokolle für das 
Verständnis des Gesetzbuches sein mögen, so haben sie doch — 
geschweige Gesetzeskraft — nicht einmal den Charakter einer 
autbentischen Interpretation, sondern sind lediglich private Mei- 
nungsäusserungen. 

Für den Richter ist allein der Gesetzesparagraph selber 


Quelle, aus der er schöpfen kann und muss, und wenn — um 
gleich auf unsere Frage einzugehen — in dem cit. $ 1568 selber 


es nicht zum Ausdrucke gekommen ist, dass die Verweigerung 
der kirchlichen Trauung ein Scheidungsrecht relativer Art be- 
gründen soll, so kann auch die einstimmige Ansicht der Konı- 
mission nichts daran ändern. 

Und ich meine, aus der Fassung des $ 1568 an sich lässt 
sich nicht folgern, dass die Verweigerung der kirchlichen Trau- 
ung „den Richter zur Scheidung führen kann und muss“. 

Nach 8 1568 nämlich kann ein Ehegatte auf Scheidung kla- 
gen, wenn der andere Ehegatte eine so tiefe Zerrüttuug des ehe- 
lichen Verhältnisses verschuldet hat, dass dem andern Ehegatten 
die Fortsetzung der Ehe nicht zugemutet werden kann; und zwar 
muss diese Zerrüttung geschehen sein 

a) durch Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten 
oder )) durch ehrloses und unsittliches Verhalten. 

Sehen wir nun zu, wieweit unser Fall diese Erfordernisse 
aufweist, so ist ohne weiteres zuzugeben, dass, wenn der eine 
Ehegatte kirchlich gesinnt ist und die kirchliche Trauung wünscht, 
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der andere aber unkirchlich ist und hartnäckig sie weigert, dar- 
aus In casu ein gedeihliches Zusammenleben, wie es die rechte 
Ehe erfordert, nieht entstehen kann, vielmehr unter Umständen 
eine so tiefe Zerrüttung des ehelichen Verhältnisses durch die 
Schuld des hartnäckigen unkirchlichen Ehegatten eintreten kann, 
dass dem andern sehr kirchlich gesinnten Ehegatten die Fort- 
setzung der Ehe nicht zugemutet werden kann. Das ist an sieh 
zuzugeben. Aber dies genügt nicht, um ein Scheidungsrecht aus 
1568 zu begründen, vielmehr muss diese Zerrüttung verursacht 
sein durch einen der oben unter a und b angeführten Verfeh- 
lungen des einen Ehegatten. Daher gewährt $ 1568 ein Schei- 
dungsrecht nur, wenn ın unserem Fall auch eins von beiden vor- 
liegt. 

Betrachten wir das erste Erfordernis, das & 1568 aufstellt, 
so müssen wir sogleich eingestehen, dass eine schwere Verletzung 
der durch die Ehe begründeten Pflichten die Verweigerung der 
kirchlichen Trauung nicht ıst. 

Denn es wird verlangt — nicht etwa, dass irgend eine so- 
ziale Pflicht verletzt wird —, sondern eine durch die Ehe be 
sründete Pflicht, d. h. eine Pflicht, die erst entsteht durch 
die Schliessung der Ehe und die eine Consequenz des We- 
sens der Ehe darstellt. Das sind insbesondere die in $$ 1353, 1354 
genannten Pflichten (eheliches Zusanmmenleben, Leistung des de- 
bitum conjugale etc.) also Rechtspflichten: die Gewährung 
der kirchlichen Trauung ist aber erstens keine Pflicht, wenigstens 
keine Rechtsptlicht, sondern höchstens eine moralische, kirch- 
liche, zweitens aber vor alleın keine, welche durch die Ehe be- 
eründet wird. Sie soll vielmehr — nach katholischem Kirchen- 
recht — selber erst die Ehe begründen und nach Staatsrecht 
ıst sie überhaupt nicht konstitutiv und wesentlich. 

Schliesslich würde es sich auch noch immer fragen, ob, wenn 
überhaupt eine Pflichtverletzung, eine schwere vorliege. 

Fall a) also passt nicht. 

Wie steht es nun mit Fall b)? 
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Danach wird ein ehrloses oder unsittliches Verhalten 
gefordert. Dass ersteres nicht vorliert, bedarf wohl keines Wor- 
tes. Zweifel können dagegen entstehen, ob nicht die Verwei- 
gerung der kirchlichen Trauung ein unsittliches Verhalten 
darstellt. 

Wenn wir uns zunächst den Fall so denken, dass der eine 
Ehegatte dem andern nicht ausdrücklich die kirchliche Trau- 
ung versprochen hat, sondern dieselbe von dem andern Teile 
— wie es meist sein wird — als selbstverständlich angenominen 
ist, so kann m. E. nicht von einem unsittlichen Verhalten ge- 
sprochen werden. Denn worin soll da die „Unsittlichkeit* hegen? 
Darin etwa, dass der Ehegatte von dem Rechte Gebrauch macht, 
das ihm die Gesetze seines Staates geben, sich eiviliter trauen 
zu lassen, zumal dieser Weg der einzige ıst, eine vollgültige Ehe 
mit allen ihren Rechtswirkungen einzugehen?! Das ist sein gutes 
Recht, und wenn er von diesem Recht Gebrauch macht — sei 
es auch nur davon —, so kann er nicht unsittlich handeln: 
denn was die Gesetze gestatten und ausdrücklich anordnen, kann 
nicht unsittlich sein, und dahin muss auch der Richter den so- 
zialen Begriff des „sittlichen* abgrenzen. Ebenso ist es doch 
auch nicht unsittlich, wenn ein reicher Schuldner sieh einem 
armen Gläubiger gegenüber auf Verjährung beruft. Er mag 
„unfein“, illoyal sein, aber es ist sein gutes Recht. 

Wollte man das Verweigern der kirchlichen Trauung d.h. 
das Bestehen auf der Civiltrauung als unsittlich im Sinne des 
(sesetzes bezeichnen, so käme man konsequenterweise dahin, dass 
man auch das ganze Institut der Civiltrauung als solches — wie 
Ja die katholische Kirche es thut — als unsittlich bezeichnen 
muss. Also ein Staatsgesetz unsittlich ! 

Mag es auch immerhin im Sinne der „Gesellschaft“ als für 
nicht „passend“ gelten, sich nur bürgerlich trauen zu lassen, 
darum ist es noch lange nicht unsittlich. Unsittlich mag es 
wohl sein, ohne den Segen der Kirche eine Elle einzugehen, im Sinne 
ter nachtridentinischen katholischen Kirche, im Sinne des 
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Staates und seiner Gesetzgebung kann er dies nicht, sonst schlüge 
er sich selber ins Gesicht. 

Er stellt die bürgerliche Trauung ohne Jede notwendige Mit- 
wirkung der Kirche als einzige Form hin, eine legitime Ehe ein- 
zugehen. Tlut er dies einmal und soll das ganze Institut Zweck 
und Sinn haben, so kann auch kein abweichendes Kirchengesetz 
noch eine abweichende soziale Anschauung die Kraft haben, die 
Wirkungen einer so legitim geschlossenen Ehe in irgend einer 
Weise, wenn auch nur indirekt zu hemmen oder gar aufzuheben, 
wie dadurch, dass solche nur staatlich geschlossene Ehe sofort 
nach dem Willen eines Ehegatten unter Berufung auf ein Kir- 
chengesetz wieder geschieden werden kann. 

Der andere Ehegatte hat vielleicht einen guten Grund, dass 
er sich nicht kirchlich trauen lässt. Jedenfalls darf man nicht 
auf solche Weise indirekt durch Zwang auf Erfüllung einer rein 
kirchlichen Verbindlichkeit, sein ihm vom Staate gewährtes Recht, 
dessen er sich bedienen muss, verkürzen und unsicher machen. 

Ich meine daher, es geht zu weit und entspricht auch dem 
Wortlaut im Sinn des $ 1568 nicht, daraus für unsern Fall 
(kein ausdrückl. Versprechen!) ein Scheidungsrecht herauslesen 
zu wollen. Das wäre künstlich und irrational. 

Höchstens für den einen beschränkten Fall könnte man m 
der Weigerung der kirchlichen Trauung ein „unsittliches Ver- 
halten“ finden, wenn nämlich der weigernde Teil vorher aux 
drücklich dem andern versprochen hatte, sich kirchlich trauen zu 
lassen. 

Indes stehen für diesen Fall dem getäuschten Ehegatten 
andere Mittel zur Verfügung als Scheidung. Denn dann kann 
er aus $ 1334 anfechten wegen arglistiger Täuschung. Freilieh 
ist dabei erforderlich, dass er lediglich durch die Vorspiegelung 
der kirchlichen Trauung zur Eheschliessung bestimmt ist, und, 
wenn er gewusst hätte, dass der andere Teil sie nachher ver- 
weigern würde, nicht die Ehe mit ilın eingegangen wäre. 

Jedoch liegt auch im Falle des Versprechens keineswegs 
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— wie nicht erst durch Beispiele illustriert zu werden braucht — 
immer arglistiger Täuschung vor, ebenso wie auch nicht immer 
darin ein unsittliches Verhalten gefunden werden muss. 


Es lassen sich dabei sehr viele Fälle denken, wo — trotz 
Versprechens — der Weigernde guten Grund hat, sich nicht 


kirchlich trauen zu lassen, ohne dass $& 1334 und $ 1568 An- 
wendung finden könnte. So z. B. wenn er vorher als Verlobter 
in einer schwachen Stunde — ohne arglistige Hintergedanken — 
die kirchliche Trauung versprochen hat, dann aber es nicht über 
sich gewinnen kann, an einer kirchlichen Ceremonie teilzunehmen, 
die er nicht so auflassen kann wie die andern kirchlich gesinn- 
ten Leute, und er daher nun sich scheut, frivol zu handeln, was 
er thun würde, wenn er an einer Ceremonie teilnehmen würde, 
der er keine Bedeutung beimessen kann und die für ihn nur eine 
leere Form ist!. Ist das unsittliches Verhalten oder eher das 
Gegenteil?! 

Ganz abzusehen ist natürlich gar von den Fällen, wo ihm 
von der geistlichen Seite die kirchliche Trauung etwa an Be- 
dingungen geknüpft wird, die zu erfüllen er nicht mit seinem 
(zewissen für vereinbar hält, so bei konfessionell gemischter Ehe, 
wenn der Geistliche die Benediktion etwa davon abhängie macht, 
dass die Kinder in einer bestimmten Religion erzogen werden. 

Im übrigen ist aber auch ein solches Versprechen, sich 
kirchlich trauen zu lassen, rechtlich durchaus unverbindlich und 
unerheblich, ebenso wie etwa, wenn der Bräutigam seiner Braut 
verspricht, jeden Sonntag in die Kirche zu gehen. Es schemt 
daher mindestens bedenklich, solchem durchaus rechtlich uner- 
heblichen Versprechen indirekt eine so grosse Bedeutung zu geben, 
dass bei Nichterfüllung der Bestand der ganzen Ehe in Frage 
gestellt wird. 

Was schliesslich die Anwendbarkeit des $ 1334 (arglistige 
Täuschung) anbetrifit, so ist dabei immer festzuhalten, dass zum 


! Diesen Fall erwähnt ein anonymer Verf. in einem Artikel des Berl. 


Tagebl. 1899. 
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Begriff der arglistigen Täuschung immer das Vorhandensein einer 
Rechtsptlicht des einen Teils, dem andern gewisse Umstände zu 
offenbaren, gehört und das Verschweigen dieser Umstände gerade 
in der Absicht, dass der andere Teil nicht von der Schliessung 
der Ehe zurückgehalten werde (vgl. Motive IV. 8. 76 unten u. 
77 oben). 

Es erhebt sich nunmehr die weitere Frage, ob nicht viel- 
leicht in dem Falle, dass zwar ein ausdrückliches Versprechen 
nicht gegeben ist, aber die nachfolgende kirchliche Trauung von 
dem andern Teile als selbstverständlich angenommen werden konnte 
und wurde, eine Anfechtung der Ehe nach $ 1333 wegen 
Irrtums erfolgen kann. 

8 1333 erfordert, dass der eine Teil sich in der Person 
des andern oder über solche persönlichen Eigenschaften 
des andern geirrt habe, die ihn bei Kenntnis der Sachlage und 
bei verständiger Würdigung des Wesens der Ehe von der Ein- 
gehung derselben abgehalten haben würden. 

Hiervon können natürlich für unsere Frage nur Irrtum ın 
„Eigenschaften“ in Frage kommen. 

Nun ist aber zunächst die Verweigerung der kirchlichen 
Trauung keine „Eigenschaft“, wie 8 1333 fordert, sondern eine 
Handlung, eine Thatsache und daher ist schon insofern S 1333 
unanwenebar. 

Freilich kann diese Handlung unter Umständen auf bestimmte 
persönliche Charaktereigenschaften schliessen lassen, wie z. B. 
Unkirchlichkeit, Hartnäckigkeit; keineswegs aber braucht die be- 
regte Weigerung immer das Produkt solcher Charaktermängel 
zu sein, vielmehr können sich sehr oft — wie oben schon an emi- 
gen Beispielen erläutert — hinter der Weigerung durchaus acl- 
tenswerte und nicht zu unterschätzende Charaktereigenschaften 
verbergen. 

Indes konmıt es hierauf gar nicht an. Denn, selbst wollte 
man den Begriff „persönliche Eigenschaften“ soweit fassen, das» 
man auch jelwede Handlung, wenn nur aus ihr auf irgend eine 
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Eisenschaft geschlossen werden kann — und aus welcher liesse 
sich dies nicht !! —, darunter begreift, so muss doch nach $ 1333 
diese „persönliche Eigenschaft“ derart sein, dass sie den betr. 
andern Teil bei „verständiger“ Würdigung des Wesens der 
Ehe und Kenntnis der Sachlage von der Eingehung dieser ab- 


gehalten haben würde. 


In diesem Zusatze liegt nun zwar insofern — was zur Er- 
läuterung bemerkt werden max —, em Unterschied vom bis- 


herisen Preussischen Recht, als sich B.G.B. damit auf einen 
ganz subjektiven Standpunkt gestellt hat (... die ihn abge- 
halten haben würden .. .), so dass es jedesmal quaestio factı 
sen wird und nach dem individuellen Charakter und Füllen 
des anfechtenden Theils beurteilt werden muss, inwieweit die 
von ıhm vorausgesetzte mangelnde Eigenschaft als erheblich an- 
zuschen ist. 

Im Gegensatz dazu stand das Preuss. Recht ($ 40 A.L.R. 
II, 1) auf einem objektiven Standpunkt, indem dieses Täu- 
schung in solehen Eigenschaften verlangte, die bei Schliessung 
von Ehen dieser Art vorausgesetzt zu werden pflegen (vergl. 
Entsch. d. R.G. ı. Civils. XVII, 58). 

Indes lässt dennoch nicht B.G.B. ganz allein jenes subjek- 
tive Ermessen in Bezug auf die Erhebliehkeit des Irrtums ent- 
scheiden, sondern fürt eine objektive Schranke hinzu, nämlich 
die, dass „bei verständiger Würdigung des Wesens 
der Ehe“ der getäuschte Teil die Ehe nicht geschlossen haben 
würde, 

Das ist entscheidend und begrenzt den ganzen S richtig und 
zweckentsprechend. Denn wie kautschukartig ohne diese Zu- 
fürung der $ sein würde und wie lax ihn eine unsichere Praxis 
handhaben könne, bedarf keiner Ausführung. 

Wie ist nun aber auch dieser Zusatz praktisch zweckent- 
sprechend und richtig zu begrenzen ? 

Zunächst müssen die betr. Eigenschaften das „Wesen* der 
Elie betreffen (vergl. „Würd. des Wesens d. Ehe®), also inso- 
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fern erheblich und wesentlich sein, dass bei ihrem Mangel eın 
zum Wesen der Ehe gehörender Bestandteil fehlen würde 
d. bh. eine wahre Ehe, d. ı. dauernde volle ideale wie reale 
Lebensgemeinschaft, ausgeschlossen sein würde. 

Sodann aber muss bei Entscheidung dieser Frage das Wesen 
der Ehe „verständig“ gewürdigt werden, also nicht zu gering, 
ebensowenig aber auch zu hoch veranschlagt werden. (Hiermit 
nähert sich B.G.B. wieder dem Preuss. Recht.) 

Trifft nun dies alles — angenommen, dass wirklich die Wer- 
gerung der kirchlichen Trauung in casu auf eine bestimmte Ei- 
genschaft schliessen liesse und der andere Teil darauf eine An- 
auf eine solche z. B. unkirchliche 


fechtung gründen könne 
Gesinnung, worauf wohl am nächsten geschlossen werden müsste, zu? 

Das ist allerdings quaestio facti. Aber an sich gehört zum 
Wesen der Ehe kirchliche Gesinnung ebensowenig, wie zun 
Bestande derselben selbst nach kirchlichen Grundsätzen durch- 
aus kirchliche Trauung gehört!. Es würde also schon daher 
eine „verständige Würdigung des Wesens der Ehe“ die Zulässig- 
keit der Anfechtung ausschliessen. 

Wenn freilich in einem bestimniten Falle der eine Ehegatte 
so streng religiös und kirchlich erzogen ist, dass für ihn ohne 
den Segen der Kirche absolut ein Zusammenleben ausgeschlossen 
sein würde, dann könnte er anfechten, vorausgesetzt aber immer, 
dass überhaupt 8 1333 anwendbar ist, was wir bestreiten, da 
die Weigerung der kirchlichen Trauung keine Eigenschaft it. 
Hiemit entfällt denn die Anwendbarkeit des $ 1333 grundsätzlich. 


! Nach kathol. Kirchenrecht ist kirchliche Trauung durchaus ken 
wesentliches Erfordernis der Ehe. Diese hat ja erst verhältnismässig spät 
— obwohl man die Ehe schon lange als Sakrament anerkannte — eine 
kirchliche Handlung angeordnet. Und noch heute entstehen, wo das Tn- 
dlentinum nicht verkündet ist, durch nudus consensus vollgültige kirchliche 
Ehen (sog. matr. elandestina), 

Auf dem Standpunkt, dass die Ehe ein „weltliches Geschäft® sei und 
die Greistlichen nichts angehe, stand auch Luther (cf. Vorrede zum „Trau- 
büchlein‘). 
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Zum Schluss bleibt uns denn noch übrig, den 8 1353 Abs. 2 
B.G.B. auf unsere Frage hin zu prüfen; d. h. mit andern Wor- 
ten: kann vielleicht der kirchlich gesinnte Ehegatte, wenn ihm 
auch aus $ 1568 kein direktes Scheidungsrecht zusteht, dennoch 
auf Umwegen einen gewissen Schutz erlangen, indem er auf Grund 
$ 1353 Abs. 2 das eheliche Zusammenleben verweigern darf, 
olne dass er sich einer böslichen Verlassung schuldig macht, 
und ohne dass er dann, wenn der andere Teil auf Scheidung 
wegen böslicher Verlassung klagt, für den schuldigen Teil er- 
klärt werden kann? 

$ 1353 Abs. 2 bestimmt nämlich, dass, wenn sich das Ver- 
langen eines Ehegatten auf Herstellung der ehelichen Gemein- 
schaft als Missbrauch seines Rechts darstellt, der andere Ehe- 
gatte nicht verpflichtet ist, demselben Folge zu leisten. 

Die Frage ist auch hier zu verneinen: 

Denn, wie schon oben hervorgehoben, daran müssen wir 
testhalten: Nach B.G.B. ist so gut wie nach bisherigem Recht 
die bürgerliche Eheschliessungsform nach den Vorschriften der 
3 1317 ff. die einzige Form, in der eine vollgültige legitime Ehe 
geschlossen werden kann. Ist sie dies, so muss sie aber auch 
die Kraft haben, alle Wirkungen, die eine Ehe hervorbringen 
kann, zu zeitigen; d. i. volle Lebensgemeinschaft und gegenseitige 
Erfüllung der natürlichen und gesetzlichen ehelichen Pflichten, 
worauf jeder Teil auch ein gesetzliches Recht hat. Ein solches 
Recht kann sich aber nimmermehr dann und in keinem Falle 
als ein Missbrauch darstellen nur aus dem Grunde, weil etwa 
ein anderes kirchliches Recht, das der Staat als solches nicht 
mehr anerkennt, noch ein weiteres als die staatlicherseits gefor- 
derte Form verlangt. 

Wollte man den Gebrauch der vom Staate befohlenen Form 
allein, und weiter das Verlangen der daraus entstehenden Rechts- 
folgen als einen Missbrauch i. 8. des $ 1353 gelten lassen, so 
käme man dahin, anzuerkennen, dass das Recht, welches der 
Staat gesetzt hat, ein mangelhaftes und unbefriedigendes ist, und 
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nicht imstande, eine wahre und dauernde Ehe zu begründen, son- 
dern dass seine Ehe erst vollkommen wird und dauernd, wenn 
die kirchliche Sanktion hinzugekommen ist. 

Das schlägt doch aber der ganzen Ehepolitik der modernen 
Gesetzgebung und des B.G.B. ins Gesicht, und der Staat würde 
damit seine so heilvolle und notwendige Schöpfung untergraben, 
die zur Erhaltung des sozialen und kirchlichen Friedens so un- 
umgänglich konsequent durchzuführen ist. Von neuem würde 
kirchlicher Anmassung und Ranküne Thür und Thor geöftet 
werden, wenn man — worauf es hier in praxi hinauslaufen würde 
— den Bestand und die Kraft einer nur standesamtlich geschles- 
senen Ehe von dem kirchlichen Segen abhängig machen wollte. 

Hier steht nicht die Heiligkeit kirchlicher Institutionen in 
Frage, sondern die Sicherheit der bürgerlichen Ehe, der Fanulıe 
und das Anschen und die Macht des ganzen Staates. Der Kirche 
allein muss es überlassen bleiben, mit ihren eigenen Mitteln aul 
Erfüllung ihrer spezifisch kirchlichen Gebote hinzuwirken. 

Das Recht des Staates, der einen andern Zweck verfolt. 
aber darf man durch zu weite Deutung nicht insoweit zum Diene 
kirchlicher Sondergebote machen. 
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II. Miscellen. 
Berichtigung. 


Herr Pastor v. Bötticher polemisiert in der Deutschen 
Zeitschrift für Kirchenrecht 1899, S. 211, gegen angebliche Aeus- 
serungen von mir, die ich nicht gethan habe. An den von ıhım 
eitierten Stellen meines Aufsatzes in der Zeitschr. des hist. Ver- 
eins für Niedersachsen 1893, S. 281. 294. 298 habe ich die Er- 
klärung des Herz. Julius auf dem Calenbergischen Landtag zu 
(sandersheim 1585 nicht gedeutet, wie Herr v. Bötticher ırr- 
thümlich annmımt, von ihr überhaupt nicht gesprochen, sondern 
von der Einführung des römischen Rechts bei dem obersten welt- 
lichen Gerichtshofe des Fürstenthums Wolfenbüttel unter Hein- 
rich d. Jüngern, Julius’ Vater, und dass dieser Fürst das Sachsen- 
recht abgeschafft hat, bestätigt auch der von Herrn v. Bötticher 
gegen mich angerufene Gesenius, Meyerrecht I, 435: mir ist es 
nur geglückt, auf Grund neuen, meinen Vorgängern unbekannten 
Materials, den Zeitpunkt von 1556 bis zum .J. 1535 vorzurücken. 
Meine Aeusserungen beziehen sich also auf Herz. Heinrich d. 
Jüngern und nicht auf Julius, auf die weltlichen Rechtsverhält- 
nisse und nicht auf die kirchlichen, endlich auf das Fürstentum 
Wolfenbüttel und nicht auf Calenberg, die beide bekanntlich erst 
1584 unter einem Fürsten vereinigt wurden. Auch mit der Be- 
rufung Herrn v. Bötticher’s auf landesherrliche Dokunente 
von 1593 und 1601 für die Deutung jener Erklärung des Herz. 
Julius kann ich mich nicht einverstanden erklären, denn bekannt- 


a7* 


416 Miscellen. 


lich hat Herz. Julius 1589 seine Augen für immer geschlossen. 
und die Behauptung des Herrn v. Bätticher, dass er noch 1601 
gewisse Sanctionen getroffen habe, beruht doch wohl nur auf 
einem bösen Druckfehler, denn statt „Herzog Julius“ ist offen- 
bar sein Sohn „Herzog Hemrich Julius“ gemeint. 

Hannover. B. Krusch. 


K. Rieker, Dr. jur. Lic. theol., Grundsätze der refor- 
mierten Kirchenverfassung. Leipzig 1899. 


Von 


Rudolph Solhm 


in Leipzig. 


K. Rieker hat sich bereits einen guten Namen als Kirchen- 
rechtsschriftsteller erworben. In seinem Buche: Die rechtliche Stel- 
lung der evangel. Kirche Deutschlands (1893) hat er den Grund- 
lagen der lutherischen Kirchenverfassung eine eindringende und 
förderliche Untersuchung gewidmet. In einer neuen Schrift be- 
handelt er jetzt die Grundsätze reformierter Kirchenverfassung. 
Die Arbeit ist vortrefflich. Eine quellenmässige, eingehende 
Untersuchung der reformierten Grundbegriffe auf dem Gebiete 
der Kirchenverfassung fehlte bis jetzt durchaus. Man muss sagen 
dass erst Rieker diese Fragen in umfassender Weise unter- 
sucht und zugleich in einer Weise beantwortet hat, die für die 
künftige Forschung grundlegend sein wird. 

Schon der erste Teil ist sehr verdienstlich. Er bringt (8. 3 
bis 56) eine Geschichte der Quellen und Litteratur der refor- 
mierten Verfassungslehre. Einen so vollständigen Ueberblick 
über den weithin verzweigten reformierten Quellenkreis haben 
wir bis jetzt nicht besessen. 

Das Hauptgewicht des Buches füllt natürlich auf den zweiten 
Teil, welcher die Darstellung der Grundsätze reformierter Kır- 
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chenverfassung bringt. Hier sind viele neue und grundlegende 
Gesichtspunkte vom Verfasser gewonnen worden. Zwar beschränkt 
Verfasser sich grundsätzlich auf dieBehandlung des Calvinis- 
mus; aber der Calvinismus ist die Forniı, in welcher das refor- 
mierte Wesen weltgeschichtliche Bedeutung gewonnen hat. 

Die Hauptergebnisse des Verfassers kann man in folgender 
Weise zusammenfassen: 

Die Ausgangspunkte Calvins sind gut-mittelalterlich und 
folgeweise gut-katholisch. Die religiöse Weltbetrachtung ıst iım 
auch für die Welt des Staates und des Rechtes massgebend, 
Aus religiösen Grundsätzen werden politische Folgerungen ge- 
zogen. Der christliche Glaube ist Rechtsquelle. Durch die reli- 
niöse Betrachtungsweise bestimmt sich die juristische (vgl. S. 142). 
Calvin geht daher für seine kirchliche Rechtsordnung von der 
Kirche im religiösen Sinne, von der Kirche als dem Leibe Christi 
aus. Die religiöse Kirche ist ihm die Kirche auch des Rechts 
(8. 61 ff.).. Das Prinzip der calvinischen Kirchenverfassung ist 
darum (wie S. 105 fl. sehr klar nachgewiesen wird) die Allein- 
herrschaft Christi in seiner Kirche (headship of Christ). Die 
Königsherrschaft Christi soll durch die Rechtsordnung der 
reformierten Kirche verwirklicht werden. Darum ist die Herr- 
schaft jedes Einzelnen in der Kirche ausgeschlossen. Es 
rerneren Kollegien (Presbyterien und Synoden), und zwar nicht 
als Regenten oder Häupter der Kirche, sondern als Gerichtshöfe 
(courts), die lediglich das bereits vorhandene Recht und Gesetz 
Christi klarstellen und damit zur Verwirklichung bringen. 
Die grösste Gefahr für das Regiment Christi liegt nach Calvi- 
nischer Auffassung in den Geistlichen. Daher die antihierarchi- 
sche Tendenz. Alle Geistlichen stehen sich gleich. Den Geist- 
lichen übergeordnet ist nicht ein Geistlicher (Bischof), sondern 
vielmehr ein Kollegium von Aeltesten, von Laien, die mit der 
Leitung der Kirche betraut sind. Wie die Stellung der Geist- 
lichen (der lehrenden Aeltesten), so wird auch die Stellung dieser 
renerenden Laienältesten und der mit Werken der Barmherzig- 
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keit betrauten Diakonen aus der Heiligen Schrift, aus der apo- 
stolischen Verfassung abgeleitet, immer unter dem Gesichtspunkt, 
dass es sich um die Verfassung der Kirche im religiösen Sinne, 
des Reiches Christi, der Ekklesia handle, um eine Verfassung, 
die durch das Wort Gottes gereben und darum das Kennzeichen 
der wahren Kirche Christi sei (S. 91). Die Ausgangspunkte sind 
durchweg die katholischen, wenngleich die Ergebnisse da- 
durch andere werden, dass Calvin eine andere als die katholische 
Verfassung für die von Gott vorgeschriebene Kirchenverfassung 
hielt. 

Man kann bestimmt sagen, dass, wenn Calvin etwa ein Jalır- 
tausend früher mit seinen Gedanken siegreich gewesen wäre, sich 
aus seinen Sätzen in folgerechter Durchführung eine rein katho- 
lische Kirchenverfassung entwickelt haben würde. Nun fiel Cal- 
vins Werk aber ın die zweite Hälfte des 16. Jahrhunderts, wo 
bereits eine mit dem Humanismus zusammenhängende Aufklärung 
mächtig die Flügel regte. Die Folge davon ist, dass der Cal- 
vinismus von vorneherein neben jener vorhin dargelegten mittel- 
alterlich gearteten Ideenreihe Gedanken aufweist, die zu genau 
entgegengesetzten Folgerungen führen. Hierher gehört das, was 
der Verf. S. 73 ff. über die reformierte Auffassung der Kirche 
als einer Genossenschaft, einer freien Vereinigung (eines 
Covenant) ausführt, sowie das „Gemeindeprinzip* des indepen- 
dentistischen Kongregationalismus (S. 80 ff.), sowie endlich die 
reformierten Gedanken von der unter Umständen notwendig wer- 
denden Trennung von Staat und Kirche (S. 190 ff). Der Ver- 
fasser hat gewiss recht, wenn er davon ausgeht, dass diese zweite 
(redankenreihe für die altreformierte Kirche durchaus in zweiter 
Linie gestanden hat. Die alt reformierte Kirchenverfassung des 
16. und 17. Jahrhunderts ist in der Hauptsache durch die mit- 
telalterlich gestimmten Ideen Calvins beherrscht worden. 
Trotzdem sind jene anders gefärbten Gedanken von grosser ge- 
schichtlicher Bedeutung gewesen. Sie haben eine katholische 
Fortbildung des Calvinismus ausgeschlossen. Sie haben zum 
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andern die Umbildung der altreformierten Ideen in die heute 
herrschenden Ideen der Aufklärung vorbereitet. 

Auch diese letztere Entwickelung ist vom Verfasser in lehr- 
reicher Darstellung zur Anschauung gebracht worden. Er ver- 
gleicht S. 130 ff. die altreformierten Presbyterien und Synoden 
mit den Presbyterien und Synoden der Gegenwart. Es ergiebt 
sich, dass die Aeltesten unserer heutigen Kirchenverfassung mit 
den altreformierten Aeltesten „kaum mehr gemeinsam haben als 
den Namen* (S. 157). Mit den Synoden ist es ungefähr gerade so. 

Die deutsche protestantische Kirchenverfassung der Gegen- 
wart ist weder altlutherisch noch altreformiert. Sie ist ein drit- 
tes: sie ist modern (S. 170). 

Die Ergebnisse des Verfassers werden sich bald die allge- 
meine Anerkennung erringen. Sie bedeuten eine wertvolle För- 
derung unserer Kirchenrechtswissenschaft. 
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III. Literaturübersicht‘. 


Erstattet von E. Friedberg: 


I. Allgemeines. 


17. Mühlbrecht*, Uebersicht d. gesammt. staats- u. rechtswissen- 
schaftl. Litteratur d. J. 1898. XXXI. Jahrg. Berl. Puttkammer u. 
Mühlbrecht. 99, 

Wir erfüllen gern die Pflicht, das Erscheinen des neuen Jahrganges 
anzuzeigen. Das Werk nimmt die Stellung eines um so wichtigeren 
bibliographischen Hilfsmittels ein, je weniger unsere deutsche Litera- 
tur andere darbiete. Auch die kirchenrechtliche Literatur hat die 
erforderliche Berücksichtigung erfahren. E. F. 

18. Gallia christiana novissima. Histoire des archeve- 
ches, evöches et abbayes de France, par feu le chanoine J. H. Alba- 
nes. Completee etc. par le chanoine Ulysse Chevalier. Marseille 9. 

19. Burckhardt, Die Zeit Constantins. Leipz. 99°. 

20. Brehier, La schisme oriental du XI®. s. Par. 98. 

21. Cheynel, Tes offices et les dignites eceles. dans l’egl. Gre- 
que. Rev. orient. chret. 3, 2. 

22. Hogan, Etudes clericales. Droit canon. Son passe et son 
avenir. Le can. cont. 22, 5. 

23. Sickel, Die Kaiserkrönungen von Karl bis Berengar. Hist. 
/ıtschr. 46, 1. 

24. Stapper*, Papst Johannes XXI., Münster, Schöningh. 98. 
(Knöptler, Schrörs, Sdralek, Kirchengeschichtl. Studien. Bd.4. H. 4.) 
Mk. 3. Subskriptionspreis Mk. 2, 20. 

Nachdem der mehr durch seine (selehrsamkeit als seine pontifikale 
Thätigkeit ausgezeichnete Papst Johann XX1. bisher nur eine dürftige 


! Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugegangen. 
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biographische Behandlung erfahren hatte ist ihm jetzt fast gleichzeitig 
eine doppelte zu theil geworden. Cadier hat seine Regesten publizirt, 
der Verf. die vorliegende Monographie unter Benutzung ungedruckter 
Materialien. Für das kanonische Recht kommt der Papst weder als 
(telehrter noch als Kirchenfürst in Betracht. E. Fr. 

25. Hurter, Nomenclator literarius recentioris theolog. cath. 
theologos exhibens aetate natione, disciplinis distinetos. T. IV. Theol. 
cath. tempore medii aevi ab a. 1109—1563. Innsbr. 98. 

26. Wolf, Dentsche Gesch. i. Zeitalter der (regenreformat. 1,3 
Berl. 99, 

27. Chätelain, Ch., L’Eglise dans la Seigneurie de Valangın 
au XVI. siecle. Im Musee Neuchätelois. 1898. Nr. 9—11. 

285. Fischer, Cand. Consalvi, Lebens- und Charakterbild d. 
grossen Ministers Papst Pius’ VII. Mainz. 99. 

29, Otto Pfülf, S. J., Bischof v. Ketteler, eine geschichtliche 
Darstellung (1811—1871.) 1—3. Freib. 99. 

30. Nippold, Frdr., Kleine Schriften zur inneren Geschichte 
des Katholizismus. 1. Bd.: Aus dem letzten Jahrzelint vor dem Va- 
tikankonzil. Jena. 99. 

3l. Das BGB. d. D. Reiches nebst Einführungsges. unter Bezug- 
nahme auf d. natürl. u. göttl. Recht inbes. für den Gebrauch des Seel- 
sorgers u. Beichtvaters erläutert von Lehmkuhl. 8. J. Freib. 99. 

32. Geiger, Der kirchenrechtl. Inhalt d. BGB. f. d. D. Reich. 
A. f. k. K.R. 79, 668. 

33. Bavinck, H., Het recht der Kerken en de vrijheid der 
wetenshap. Kampen. 99. 

34. Cumming, R. C. and Gilbert, F. B., Membership and 
religious corporations. New-York. 99. 

35. Michel*, Die rechtliche Stellung der Geistlichen in Würt- 
temberg nach reichs- und landesgesetzlichen Bestimmungen. Stuttg. 
39. W. Kohlhammer. 2 Mk. 

Die kleine Studie des Verf. ist dankenswerth und wird, da eine 
ähnliche Arbeit für andere Territorien fehlt, oder wenigstens die reichs- 
rechtlichen Normen in ganz Deutschland gelten, nicht nur den Würt- 
tembergischen Geistlichen, sondern auch denjenisren anderer Territorien 
nützlich sein. Die Literatur ist eingehend benutzt, aber, was zu beklagen 
ist, vielfach in veralteten Auflagen. Z. B. Friedberg, Lehrbuch, 
(raupp, Kommentar, Laband, Staatsrecht, Schulte, Lehrbuch; Die Na- 
men anderer Autoren sind irrir angegeben (Riecker statt Rieker; was 
soll das heissen: Hinschius II. Band?). Wo der Verf. gegen den Re- 
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ferenten in wichtigen Fragen polemisiert, kann ich dieses nicht als wi- 
derlegt ansehen. So z. B. bezüglich der Behauptung, dass Militär- 
und Anstaltsgeistliche keine Staatsbeamte seien, weil sie unter Auf- 
sicht und Disciplin der kirchlichen Behörde stehen. Wir glauben, dass 
dies Moment hier ebensowenig massgebend ist, wie der Umstand, dass 
Kirchenregimentsbeamte den staatlichen Disciplinarbehörden unterstellt 
sind, jenen den Charakter der Kirchenbeamten zu nehmen im Stande ist. 
Staatsbeamter ist und bleibt eben derjenige, der vom Staate angestellt 
ist d. h. vom König in seiner Stellung als Staatsoberhaupt. Ob die 
Funktionen dieser Beamten denjenigen anderer, die nicht Staatsbe- 
amte sind, gleichartig erscheinen, ist gänzlich gleichgültig. Aller- 
dings funktioniert der staatlich angestellte Geistliche genau so wie der 
kirchlich Angestellte, aber der staatlich angestellte TLiehrer thut auch 
nichts anderes als der Privatlehrer und doch ist jener Staatsbeamter, 
dieser nicht. Der Verf. bemängelt es weiter, dass der Unterzeichnet« 
bezüglich der Frage, ob Kirchenrerimentsbeamte öffentliche sind im 
Sinne des RStrGB., auf das Verhältniss von Staat und Kirche in dem 
betreffenden Territorium abstelle; für Pfarrer indessen nicht. Er 
übersieht, dass das letztere gegenüber dem RStGB. und gegenüber 
dem von diesem aufgestellten Begriffe der Religionsdiener erforder- 
lich erscheint. 

Uebrigens haben wir das kleine Buch mit Vergnügen und Be- 
lehrung gelesen. E. Fr. 

36. Haring, Der Rechts- und Gesetzesbegriff in der katlıol. 
Ethik und modernen Jurisprudenz. Graz. 9. 

37. Meili, Rechtsgutachten über Berechtigungen an Kirchen- 
örtern. Theol. Z. aus der Schweiz. XV, 4, 

385. Oberdieck, Karl, Kirchengesetzliche Festlegung oder freie 
Entwicklung? Einige Gedanken zur Awendenvorlage. Göttingen. 9. 

39. Henner*, Ruzneni prskä zek manzelskych na verejne a 
soukrome neni kanoniche Praze Reonace. 9. 

In der Zeitschr. referieren wir nur über Bücher, die in einer 
Cultursprache verfasst sind. Demnach müssen wir uns damit begnügen, 
das Erscheinen der obigen uns zugegangenen Schrift anzuzeigen. 

40. Quellen*und Forschungen aus d. Gebiete d. Geschichte 
in Verbindung mit ihrem histor. Institut in Rom. Herausg. v. d. 
(örres-Gesellschaft. VII Band. Nuntiaturberichte aus Deutschland 
nebst ergänzenden Aktenstücken 1585 (1554)—1590; Abth. I. Die 
Kölner Nuntiatur. II. Hälfte. Ottavio Mirto Frangipani in Köln 1587 
—1590. Herausg. und bearbeitet v. Dr. Stephan Ehses. Paderb. 
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Ferdin. Schöningh. 1899. 

Dieser Band schliesst sich unmittelbar an den von Ehses und 
Meister i. J. 1895 herausgegebenen an. Sein Material ist von den- 
selben beiden Herausgebern gesammelt, aber allein von Ehses bearbeitet 
worden. Doch lagen in dieser Beziehung die Verhältnisse günstiger 
weil die Korrespondenz Bononis zum Theil verloren gegangen ist, die 
Frangipanis vollständig in der Königl. Bibliothek zu Neapel vorliegt. 

Der neue Band enthält ausser der biographischen und geschicht- 
lichen Einleitung 393 Aktenstücke und 2 Anhänge, von denen der eine 
Nachträge zur Nuntiatur Bononis giebt. E. Fr. 

41. Funk *, Kirchengeschichtliche Abhandlungen und Unter- 
suchungen. Bd. 2. Paderborn. 99. Ferdin. Schöningh. 

Dem 1897 erschienenen ersten Sammelband ist dieser zweite und 
abschliessende auf dem Fusse gefolest. Er bringt 22 Abhandlungen, 
Personen- und Sachregister. Der grösste Theil der Abhandlungen fällt 
in das Gebiet der altchristlichen Literaturgeschichte und hat, da diese 
Materie jetzt im Mittelpunkt reger wissenschaftlicher Thätirrkeit steht, 
entsprechende starke Umgestaltung erhalten, so dass einige fast als neue 
bezeichnet werden könnten. 

Für Kirchenrecht direkt oder indirekt kommen in Betracht: I. Con- 
stantin d. Gr. und das Christenthum. VI. Die Didache, Zeit und Ver- 
hältniss zu den verwandten Schriften. XII. Die apostolische Kirchen- 
ordnung, XIX. die Zeit der apostol. Konstitutionen. 

Alle Abhandlungen zeichnen sich durch Gelehrsamkeit und nüch- 
ternes, unbefangenes Urtheil aus. Auch ist der Verf. von konfessio- 
neller Voreingenommenheit frei. E. Fr. 

42. Thaner*, Abälard u. d. kanon. R. — Die Persönlichkeit in 
der Eheschliessung. Zwei Festreden. Graz, Leuschner u. Iubensky. 
Pr. Mk. 1, 20. 

Von der ersten der beiden Reden, die Th. i. J. 1886 gehalten und 
der er jetzt einen Anhang beigegeben hat, kann man wohl sagen, dass 
er das nonum prematur in annum zu stark beachtet hat. Denn die 
Mittheilungen des Verf. beanspruchen allgemeines Interesse, um so 
mehr, da unabhängig von ihm Denifle zu fast gleiehartigen Ergebnissen 
gelangt ist. Es handelt sich um die Behauptung, dass (ratian bei Ab- 
fassung seines Decretes die Methode Abälards übernommen habe und 
das Beweismaterial, welches der Verf. namentlich im Anhang beibringt, 
ist schlagend. Weniger können wir uns mit den Ergebnissen der U. 
1397 in Graz gehaltenen und jetzt mit Anmerkungen abgedruckten 


Rede befreunden. 
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Weder die neue Ehedefinition des Verfassers: die Ehe ist der das 
Recht auf gegenseitige Neigung gewährende Bund zwischen Mann und 
Frau, noch die daraus gezogenen Folgerungen oder die darauf be- 
ruhende Kritik des deutschen BGB. erscheinen uns zutreffend. Immer- 
hin ist die Rede anregend und in ihren dogmengeschichtlichen Aus- 
führungen belehrend. E. Fr. 

43. Schneider*, Die finanziellen Beziehungen der florentin. Ban- 
kiers zur Kirche von 1285 bis 1304. Leipzig. Duncker u. Humblot. 99. 

Die Bedeutung der Kirche für die Entwicklung handelsrechtlicher 
Institute, namentlich des Wechsels ist schon vor langen Jahren von 
dem fast vergessenen Neumann betont und seitdem manigfach erörtert 
worden. Der Verf. behandelt die Beziehungen der päpstlichen Kammer 
des Kardinalskollegs und des Klerus zu den Bankiers einer bestimm- 
ten Staat in einem abgegrenzten Zeitraum. Für die Wahl des letzteren 
sind die vorhandenen Regestenwerke massgebend gewesen. So inter- 
essant die Ausführungen des Verf. auch sind, so haben sie doch mit 
dem Rechte der Kirche nichts zu thun. Darum begnügen wir uns 
damit hier die Kapitelüberschriften mitzutheilen: Kap.1l. Banken und 
und Kirche bis zum Tode Martins IV. Kap. 2: Die Kurie und die 
Depositenbanken. Kap: 3: Die Kurie und die Kreditbanken. Kap. 4: Die 
Banken und das Kardinalskolleg. Kap.5: Banken und Klerus. Kap. 6: 
Die rechtliche Stellung der Banken zur apostolischen Kammer. Kap. 7: 
Das Bankpersonal der Kurie. Kap.8: Banken und Kirche bis zu den 
Tagen der Medici. Anh. I: Zeittafel für die an der Kammer der 
Kurie angestellten italienischen Banken. Anh. II: Tabelle der in der 
Arbeit vorkommenden Münzen. Anh. III: Das Schuldscheinformular 
Nicolaus’ IV. v. 1288. E. Fr. 


II. Lehr- nt Handbücher. 


3. Scherer, K.R. II. Rezens.: Biederlack, A. f.k. KR. 
‘9, 170. Freisen, Hist. Jahrb. 20, 85. 

4. Frantz*, Lehrb. d. Kirchenrechts. Götting. 993. 

Diese neue Auflage berücksichtigt schon das BGB. 

5. Piat de Mons, Praelecetiones iuris rerularis 1. 2. Tournai et 
Paris. 99, 

6. Lega (NMich.), Praelectiones in Textum Juris Canonieci in Scholis 
Pont. Sem. Romani traditae, De .‚Judiciis ecclesiasticis eivilibus. Lib. I 
Vol. 1. Roma. 99. 

— Id., De Judiciis ecclesiasticis civilibus in specie et in primis 
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de ordinatione Curiae Romanae. Liber I. Vol. II. Roma. 99. 

7. Lombardi, Juris Canonici Privati Institutiones in Scholis 
Pout. Sem. Romani traditae. Volumen I e II. Roma. 9%. 

8 De Luca, Praelect. iur. can. De rebus eccles. Rom. 98. 

9. Dale (James Murray) The Clergyman’s Legal Handbook and 
Churchwarden’s Guide: Being: a Manual of the Laws affecting the Re- 
lative Rischts, Position and Duties of the Clergy and their Parishioners, 
Ineluding de Law Applicable to New Parishes and Ecclesiastical Distriets. 
With Appendices containing Important Statutes, Including the Bene- 
fices Act. 1898. 7tlı ed. Edited by John Shuckburgh Risley. 

10. Hardy (Harold) The Benefices Act, and Ecclesiastical Procee- 
dings under the Act, and under the Clergy Discipline Acts; The Church 
Courts, their Construction and Jurisdiction, and the Law Relating to 
Faculties etc. Lond. 99. 

11. Blunt: (John Heury) The Book of Church Law: Being an 
Exposition of the Legal Rights and Duties of the Parochial Clergy 
and the Laity of the Church of England. Revised by Walter G. F. 
Phillimore and G. Edwardes Jones. 8th ed. Corrections after the 7th 
ed. by G. Edwardes ‚Jones. Lond. 99. 


II. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 

3. Nitze, Das preuss. Pfarrbesoldungsgesetz f. d. ev. u. katlı. 
Pfarrer v. 2/7. 96. Berl. 99. 

4. Glattfeller, D. Ges. betr. d. Diensteinkommen d. katlı, 
Pfarrer. v. 2/7. 98. Köln. 98. 

9. Dumont, Sammlung kirchlicher Erlasse für die Erzdiöcese 
Köln. Nachtrag. Amtl. Aussabe. Köln. 99. 

6. Schneider, Die neuen Büchergesetze der Kirche. Ein Com- 
mentar zur Bulle officiorum ac munerum u. zu den decreta generalia 
de prohibit. et censura hibror. Mainz. 99. 


IV. Quellen des Kirchenrechts. 
3l. Thudichum, Kirchliche Fälschungen. Il. Der Brief an die 
Hebräer (Seit. 90—165.) Berl. 99. 
3l. Funk, D. Einheit d. Hirten d. Hermas. 'Theol. Qu.-Schr. 81, 321. 
32. Funk, D. Symbolstücke i. d. Aegypt. K.O. u. d. Canones Hip- 
polyts. Theol. Quartalschr. 81, 161. 
33. @lanvell, Die Canones-Sammle. d. Cod. Vatic. lat. 1348. 
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Sitzesber. d. Wien. Akad. hist.-phil. Kl. 1897. 

34. Braun*, De sancta Nicaena synodo. Syrische Texte des Ma- 
ruta von Maipherkat. Nach einer Handschrift der Propaganda zu Rom. 
Münster, Heinrich Schöningh. 98. (Kirchengeschichtl. Studien v. Knöpf- 
ler, Schrörs u. Sdralek. Bd. 4. H. 3.) M. 2,80. Subseript.-Pr. M. 2. 

Der Her. giebt die Fragmente des von ihm aufgefundenen syrischen 
Werkes in deutscher Debersetzung wieder, nachdem er in der Einleitung 
über den Verf. und die Echtheit der Schrift gehandelt hat. Für das Kir- 
chenrecht erwächst kein neues Material. Auch die Etymologienn des 
Maruta geben keine neuen Aufklärungen, wie er denn z. B. bezüglich 
von %ATzog mit Hieronymus übereinstimmt, bezüglich &rioxonsg yanz 
abwegige Meinungen aufstellt. E. Fr. 

35. Fournier, P., Un Groupe de recueils canoniques inedits du 
X. siecle (Grenoble 99. (Extrait des Annales de /’Univ. de Gren. 
t. XI. nr. 2). 

36. P. Fournier, De Yinfluence de la colleetion irlandaise sur 
la formation des colleetions canoniques. Nouv. Rev. histor. de droit 23,1. 

37. Revillout, Le Coneile de Nicee d’apres les textes coptes et 
les diverses colleetions canoniques 2° volume; Dissertation critique. 
(Suite et fin.) Paris. 99. 

38. Ecclesiae occidentalis monumenta juris antiquissima. (’anonum 
et conciliorum graecorum interpretationes latinae. Ed. C.H. Turner. 
Fasc. I. pars I. Oxtord. 99. 

39. Fournier, Une preuve de T’authentieit@ de la Somme attri- 
buee a Hugues de Saint-Vietor. Annales de P’Univ. de Grenoble. 
1598, 171. 

40. Mon. Germ. hist. Gestorum pontif. Roman. Vol. I Libri 
Pontificalis pars prior ed. Th. Mommsen. Berlin. 99. 

41. Monumenta Germaniae historica II, 3. Gregorii I. Papae re- 
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die Entwickelung des XIX. Jahrh. und das geltende Recht und ver- 
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ll. Nisius, J. B., Kirchliche Lehrgewalt und Schriftauslegung. 
Zeitschr. f. kathol. Theologie. XXIIL, Heft 2. 3. 
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f. Phil. u. spec. Theol. Bd. XIV, 1, 1—17. 
13. Linden, Ist der Papst Souverän? Erl. 98 (Diss.) 
14. Bonacina, Censurae latae sent. nune vigentes. Tur. 98. 
15. Schraudner, Die Versetzung nach katholischem Kirchen- 
recht. Diss. München 99. 
16. Rieder, De valore baptismi infantis in utero matris clauso 
eollati. Linzer theol. Quartalschrift 99. 1. 
17. Schanz, Form u. Intention bei den Sakramenten. Thlieol. 
Wu.-Schr. 81, 360, 
18. Mayer, Sind Kapellen in bischöflichen Konvikten oratoria 
publica oder privata? Linzer theol.-polit. Quartalschrift 99, 1. 
19. Parayre des chapelles domestiques. Le can. cont. 22, 19, 77. 
141. 331. 398, 
20. Meurer*, Bayerisches Kirchenvermögensrecht. Drei Bände. 
l. Bd.: Bayer. Kirchenstiftungsrecht. Stuttg. Ferd. Enke 99. M. 10. 
: Nous revenons toujours A nos premiers amours. Mit dem kirchl. 
Vermögensrecht hat der Verf. seine literarische Laufbahn begonnen. 
Er beabsichtigt jetzt eine umfassende Erörterung eines partikularen, 
des Bayerischen zu geben. Solche Werke fehlen unserer Literatur 
sind deshalb freudig zu begrüssen. Der Verf. behandelt in diesem 
| and das kirchliche Stiftungsvermögen, d. h. das Kirchen- im Gegen- 
n oe en soon! für Alt-Bayern ee für die Pfalz, 
le katholische wie für die evangelische Kirche. 
Nie erscheint zu EINE Se Materie in en kriti- 
= , denn dort ist ein (semeindegesetz in V le 
a : . motiviert den Zeitpunkt der Herausgabe seiner Schrift nun 
‚ dass er dem (fesetzgeber ein zutreffendes Bild des geltenden 
echtes habe unterbreiten wollen. damit die neue Ordnung richtig 
IN * 
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hineingestimmt werden könne. Ja im Schlusskapitel macht der Verf. 
selbst Vorschläge für die neue Ordnung. So nützlich das nun anch ist. 
so kann doch nicht geleugnet werden, dass für das Buch die (sefahr 
einer teilweisen Veraltung besteht. (fewiss hat der Verf. Recht, wenn 
er für den Fall des Zustandekommens des projektierten Gesetzes noch 
die weitere Brauchbarkeit seines Buches und den Nutzen seiner Unter- 
suchungen behauptet. Aber sicher wird es nötig sein, dass dann der 
Inhalt des neuen Gesetzes noch in der Fortsetzung des Werkes — 
über diesen Plan spricht sich der Verfasser nicht aus — Behandlung 
finde. E. Fr. 

21. Carrassai*, La proprietäa ecclesiastica. Parte I L’antico or- 
dinamento della proprietä ecelesiastica e l’origanisazione beneficiaria. 
Torino Unione tipographico-elitrice. 99. 

Dieses gross angelegte Werk behandelt in dem jetzt vorliegenden 
Theile die Entstehung des kirchlichen Eigenthums und des Pfründe- 
wesens. Und zwar behandelt das erste Kapitel die römische Zeit in 
der Periode klassischen und justinianischen römischen Rechts. Kap. 2 
ist den Jokalkirchen gewidmet, Kap. 3 der Verwaltung und Verthei- 
lung der kirchlichen Einkünfte und dem Parochialsysteme, Kap. 4 den 
Formen der Benutzung des kirchlichen Vermögens, dem contractus 
libellarius und dem Benefieium, Kap. 5 den Eigenkirchen und ihrem 
Einfluss auf die Entwickelung des kirchlichen Beneficienrechtes, Kap. 6 
behandelt die Dom- und Kollegiatstifter, Kap. 7 die Kirchenfabrik, 
Kap. 8 die Beneficial-Theorie. Der II. Theil soll die Beziehungen des 
kirchlichen Eigenthums zur bürgerlichen Gesellschaft erörtern und 
namentlich die Quellen des Kirchenvermögens, dessen Verwaltung nach 
kanonischem Recht und die Einwirkungen des Staates von den römi- 
schen Zeiten an bis zum Ende des vorigen Jahrhunderts. Der III. Bd. 
endlich ist dazu bestimmt, die einschlagende Gesetzgebung der euro- 
päischen Staaten darzustellen. Wir behalten uns unser Urtheil über 
das Werk, welches auch deutsche Literatur ausgiebig benutzt, bis nach 
dessen Vollendung vor. E. Fr. 

22. Fanton, Traite des De et du culte cathol. d’apres les 
lois civiles. Par. 98. 

23. Lampert, D. Glockengeläute d. kath. Kirchen u. die schick- 
liche Civilbestattung nach schweiz. Bundesrecht. A. f.k. K.R. 80, 44. 

24. Ortloff, D. Recht d. Erbbegräbnisse insonderheit im Grossh. 
Sachsen-Weimar Bl. f. Rechtspfl. in Thüringen. 46, 47. 

25. Ferdinand, J. P., Die Wahlen der kirchlichen Vermögens- 
verwaltungsorgane. In übersichtl. Weise dargestellt. Köln 99. 
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ll. Schiwietz, D.egypt. Mönchtum im IV. Jahrh. A. £f.k.K.R. 
‘9, 272. 80, 441. 

12. Pückert. Wilh., Aniane und Gellone. Diplomatisch-kritische 
Untersuchungen zur Geschichte der Reformen des Benedictinerordens 
im IX. und X. Jahrh. Leipzig 99. 

13. Consuetudines monasticae. Vol. 1. Consuetudines Far- 
fenses ex archivo Vaticano nunc primum recus. Albers, Stuttg. 99. 
14. Von den Annales minorum ist 1899 tom. XX. erschienen. 

15. Chapotin, Hist. des Dominicains de la prov. de Fance 1. 
Le siecle des fondations. Rouen 98. 

16. Löbel*, Der Stifter des Carthäuser Ordens d. heil. Bruno 
aus Köln. Münster, Schöningh 99. (Knöpfler, Schrörs, Sdralek. Kir- 
chenhist. Studien Bd. 5. H. 1.) Mk. 5,60. Subser.Pr. Mk. 4. 

Öbrleich Deutschland nur zwei Ordensstifter besitzt, so hat doch 
nur der eine, der h. Norbert, von deutscher Seite eine ausreichende 
Behandlung erfahren. Dagegen bildet für Bruno immer noch der Bol- 
landist de Rye die Hauptquelle, ja die moderne Literatur steht hinter 
den Werke des genannten sogar zurück. Der Verf. hat es unternon- 
men, auf der Basis einer gesunden Quellenkritik das Leben Brunos 
darzustellen. Für das Kirchenrecht kommt freilich Bruno nicht in 
Betracht. E. Fr. 

17. Pflugk-Hartung, J.v., Die Anfänge des Johanniter-Ordens 
in Deutschland, bes. in der Mark Brandenburg und in Mecklenburg. 
Berlin 99. | 

18. Eubel, Die Besetzung deutscher Abteien mittelst päpstlicher 
Provision in den Jahren 1431—-1503. Stud. u. Mittheil. aus d. Bene- 
dietiner- u. Cistercienser-Örden. XX. 2. 3. 

19. Beurdely, R., Les Congregations et les communautes reli- 
gleuses devaut la loi. 

20. Prelot, P. H., Le droit de posseder dans les associations 
religieuses. Et. pub. de la comp. d. Jes. juil. 99, IL p. 145—167. 

21. Jodor, D. Beichtvateramt in Frauenklöstern. A. f£ k.K.R. 
79, 709. 80, 451. 

22. Pargoire, Les debuts du monactisme en Constantinople. Rev. 
des quest. hist. 99, 67. 
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IX. Evangelisches Kirchenrecht. 


12. Gossner*, Preuss. ev. Kirchenrecht. Führer durch das Recht 
der Landeskirche der neun älteren Provinzen, insbes. f. Geistliche und 
Selbstverwaltungs-Organe, Verwaltungsbeamten u. Juristen. Berlin J. 
J. Heine (s. a.) 

Schon der Titel des Buches zeigt, dass es nach wissenschaftlichen 
Ansprüchen nicht gemessen sein will. In der That würde es auch 
solchen nicht genügen. Denn die neuere kirchenrechtliche Literatur 
ist gänzlich vernachlässigt. Auf sie hätte aber sogar trotz der prak- 
tischen Tendenz des Buches um so mehr hingewiesen werden sollen, als 
nur so der Rescripten- und Präjudizienkultus gemindert werden kann. 
Der Verf. gliedert seinen Stoff systematisch, lässt jedem Abschnitt 
eine kurze zusammenfassende Darstellung vorangehen und druckt dann 
die einschlagenden Gesetze ab mit erläuternden Bemerkungen. Dass 
wir mit allen Ausführungen des Verf. einverstanden wären, könnten 
wir nicht sagen. So weichen wir von ihm — oder korrekter von dem 
offiziellen, preussischen Standpunkte, den der Verf. gleichfalls vertritt 
— ab z. B. in der Frage von dem Erwerbe der Mitgliedschaft in der 
Landeskirche, der rechtlichen Stellung der kollegialen Kirchenregiments- 
behörde, die nach der vom Verf. getheilten Meinung des Oberverwal- 
tungsgerichts Kirchenbehörde, ihre Mitglieder aber Staatsbeamte sein 
sollen. Auch ist es nicht richtig, dass die Reformation nur schrift- 
mässige Scheidungsgründe zugelassen hatte. Zu bedauern ist, dass 
der Verf. nicht ein chronologisches Verzeichniss der abgedruckten 
Quellenstellen beigegeben hat. Das BGB. ist nur betr. des Eherechts 
berücksichtigt worden. Aber auch noch andere Normen greifen be- 
kanntlich in das K.R. ein und das wird sogar auch bei dem Einfüh- 
rungsgesetze der Fall sein. Vielleicht wäre es da besser gewesen, wenn 
der Verf. noch mit seiner Publikation gewartet hätte. E. Fr. 
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hannoverschen Landeskirche. 1. u. 2. Theil. Hannover. 99. 
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München 99. 

15. Katzer, Salus ecelesiae suprema. Beitr. z. Reform d. ev.- 
luth. Kirchenwesens in der Sächs. Oberlausitz. Leipzig 99. 

16. Könnecke, D. ev. Kirchenvisitationen d. XVI. Jahrh. in 
d. (Grrafsch. Mansfeld. Mansfeld. Bl. 11, 53; 12, 54. 
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burger Kreise vom Jahr 1529 nebst Urkunden. Progr. des Berliner 
Leibnitz-Gymnasiums 99. 
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21. Bibl, D. Organisat. d. ev. Kirchenwesens im Erzherzogth. 
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ser Maximil. Il. Wien 99. 
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23. Kawerau, (., Zum lutherischen Konsekrationsbegriff. 2. 
f. prakt. Theol. 1899, 1. 
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Behörde entstanden? Jahrb. d. Akad. in Erf. 24, 69. 

25. Schall, E., Das moderne Papsttum in den Kirchen der Re- 
formation. Meine Dienstentlassung in der ersten Instanz vor der Dis- 
ziplinarkammer in Braunschweig. Ein Beitrag aus dem Amitsleben 
zur Entwickelung des protestantischen Kirchenrechts in Deutschland. 
Berlin 1899. 

26. Rieker, (Grundsätze reformierter Kirchenverfassung. Leip- 
zig 99. 

27. Koch, Rud., Die Reformierten in Mecklenburg. Festschrift 
zum Jubiläum des 200jähr. Bestehens der ev.-ref. (gemeinde zu Bützow. 
Schwerin 99, 
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80, 535. 

25. Congr. Inquisit. Quaestio magni ponderis proposita est. 

Plures ex mulieribus quae nupserant militibus qui bello cum Aethı- 
opibus ad Aduam congressi sunt, mortuos putantes viros quorum nulla 
notitia haberi potuit, denuo nupturiunt. Si contradicatur, perieulun 
est eas votum implere secundum leges civiles tantum: at quid, si fiat 
facultas? 

Sacra Congregatio, die 20 iulii proximi, sic rem definivit: 

„Dummodo agatur de viris qui certo adstiterunt pugnae de Adua. 
et peractis opportunis Investigationibus, Indubitanter cognosci nequeat 
an vir reapse mortuus ceciderit, attentis specialibus circumstantiis in 
casu exposito oceurrentibus, et valida praesumptione obitus, Ördinariu» 
permittere poterit transitum ad alias nuptias.* Vox Urbis 98, 10. 

26. Deer. Congreg. Cone. 20.7. 98 Imcardinatio als titulus 
ordinationis. 

Decrelum. 

A primis Ecclesiae saeculis plura Saera Coneilia deereverunt, quod 
recentius confirmavit Tridentinum cap. 8, sess. 22 de reform., ne- 
minem nisi a proprio Episcopo posse ordinari. 

Proprius autem alicuius Episcopus, iuxta ea quae praefinivit in 


primis Bonifacius VIll. in Sexto Deeret. cap. Cum nullus, De lem- 
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pore ordin. „Intelligitur in hoc casu Episcopus de cuius dioecesi est 
„is, qui ad ordines promoveri desiderat, oriundus, seu in cuis divecesi 
„beneficium obtinet ecclesiasticum, seu habet (licet alıbi natus fuerit) 
domieilium in eadem“. Deinde cum consuetudo invaluerit, ut Episcopi 
familiares suos etsı alienae dioecesis, sacris initiarent, et sancta Tri- 
dentina synodus cap. 9, sess. 23 de reform., id certis sub conditio- 
nıbus probaverit, obtinuit, ut tribus prioribus titulis, originis, domieilii 
et beneficil, quibus ius fiebat Episcopis aliquem ad ordines promoventdli, 
qnartus quoque accenseretur scilicet familiaritatis. Cum autem de huius- 
modi titulis disceptaretur, Innocentins XTI. app. litt. incipientibus 
„Speeulatores“ datis die 4% nov. 1694, determinavit ac constituit, quo 
sensu et extensione iidem essent accipiendi ad eum effeetum, ut quis 
proprius fieret alicuius Episcopi subditus, quo legitime ordinari valeret. 
Wuae constitutio ut suprema lex deinde habita est, eaque duce omnes 
quaestiones diremptae. 

Verum nostris temporibus novae contentioni frequens se praebuit 
occasio. Pluribus enim in locis usu receptum est ut celerici, qui e sua 
divecesi digredi et in alia sibi sedem constituere desiderarent, excar- 
dinationem, quam vocant, id est plenam et perpetuam dimissionem a 
suo Ordinario peterent; eaque innixi in alia dioecesi incardinationem 
seu adscriptionem implorarent: qua obtenta, eo ipso ut proprii novi 
Episcopi subditi ad ulteriores ordines auscipiendos admitterentur. Quae 
agendi ratio, ubi caute prudenterque adhibita fuit, absque querelis pro- 
cessit, sed nonnullis in locis, ubi necessaria cautio defuit, controversiis 
et abusibus viam saepenumero patefecit. 

Quapropter Emi S. C. Coneilii Patres, rebus omnibus mature per- 
pensis, praesenti generali decereto haec statuenda censuerunt: 

1° excardinationem fieri non licere nisi iustis de causis, nec eflec- 
tum undequaque sortiri, nisi incardinatione in alia divecesi executioni 
demandata; 

2° incardinationem faciendam esse ab Episcopo non oretenus, sed 
in scriptis, absolute et in perpetuum, id est nullis sive expressis sive 
tacitis limitationibus obnoxiam; ita ut elericus novae diovecesi prorsus 
mancipetur, praestito ad hoc iuramento ad instar illius quod Consti- 
tutio „Speculatores“ pro domicilio acquirendo praeseribit; 

3° ad hanc incardinationem deveniri non posse, nisi prius ex legi- 
timo documento constiterit, alienum celerieum a sua dioecesi fuisse in 
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perpetuum dimissum, et obtenta insuper fuerint ab Episcopo dimittente, 
sub secreto, si opus sit, de eius natalibus, vita, moribus ac studiis 
opportuna testimonia; 

4° hac ratione adscriptos posse quidem ad ordines promoveri. Cum 
tamen nemini sint cito manus imponendae, offieii sui noverint esse 
Episcopi, in singulis casibus perpendere, au, omnibus attentis, clericus 
adsceriptus talis sit, qui tuto possit absque ulteriori experimento ordi- 
nari, an potius oporteat eum diutius probari. Ft meminerint quod 
sieut „nullus debet ordinari qui iudieio sui Episcopi non sit utilis aut 
necessarius suis Ecclesiis“ ut in cap. 16, sess. 23 de reform. Tri- 
dentinum statuit; ita pariter nullum esse adseribendum novum clericum. 
nisi pro necessitate aut commoditate divecesis; 

5° quo vero ad clericos diversae linguae et nationis, oportere ut 
Episcopi in 1is admittendis cautius et severius procedant, ac numquam 
eos recipiant nisi requisiverint prius a respectivo eorum Ordinario, et 
obtinuerint, seeretam ac favorabilem de ipsorum vita et moribus infor- 
mationem, onerata super hoc graviter Episcoporum conscientia; 

6° denique quoad laicos, aut etiam quoad clericos, qui excardina- 
tionis beneficio uti nequeunt vel nolunt, standunm esse dispositionibus 
const. „Speculatores“ quae, nihil obstante praesenti deereto, ratae at 
firmae seniper manere debent. 

Facta autem de his omnibus relatione SSmo Domino XNostro per 
infraseriptum Cardinalem 8. C. Coneilii Praefeetum, Sanctitas Sua Te- 
solutionem Em. Patrum benigne approbare et confirmare dignata est. 
contrariis quibuseumque minime obstantibus. 

Datum Romae ex aedibus S. C. Coneilii die 20. Iulii 1898. 

4. Card. di Pietro, Praef. 
7 Deniaminus Arch. Vasianzenus, Pro-Seer. 

Die C’ausa selbst, wie sie der Congregation in folio vorgelegt wurde. 
lautet: 

Die 21. Auyusti 1897. 

Quaestiones EE. PP. de quibus in praesentiarum agendum est 
sequientes dubitandı formulae ampleetuntur solemmi iudicio Vestro pro 
positae: 

l. .In cleriei incardinati er ipso facto incardinationis el 
electionis domieilii inramento eonfirmatae statim ad 8. Ordines 
promoreri possint in cası. 
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ll. An et quommodo proridendum sit in casu. 

Quaestio uti patet eo praecipue spectat, ut declaretur, an simplex 
incardinatio cum proposito obtinendi domieilium elerico suppeditet titu- 
lum suffieientem iuxta Bullam - Speculalores - ad sortiendum Epi- 
scopum proprium ad S. Ordines. 

Verum quia hae de re prudentia ecclesiastici regiminis praecipue 
consistit in Apostoli monito: zemind manus cilo imponendas esse, 
et Innocentius XII in Const. - Sperulalores - protestatur, se quae- 
rere, releris disciplinae instaurationem: \iceat inquisitionem paulo 
altins repetendo, nonnulla veterum documenta referre. 

Cum primis hue faciunt illa praeelarissima verba Innocentit III. 
in Cone, Lat. IV (Cap. 14 De act. et qualit. prael.) - ibi - „Cum 
sit ars arlium (regimen animarum) districte praecipimus, ut Epi- 
scopi promovendos in Sacerdotes diligenter instruant et informent vel 
per seipsos vel per alios idoneos viros super divinis offieiis, eeelesiasti- 
eisque Saeramentis qualiter ea rite valeant celebrare. Quontam si de 
cetero rudes et ienaros ordinare praesumpserint (quod quidem facile 
poterit deprehendi) et ordinatores et ordinatos gravi ultioni decernimus 
subiacere. Sanctius enim est (in ordinatione maxııne sacerdotum) pau- 
cos bonos quam multos malos habere ministros, quia si coecus coeeum 
dueit, ambo in foveam dilabuntur“. (uae monita praecipue id incul- 
cant, ut quisque Episcopus suos habeat clericos, hosque sub ipsis suis 
oeulis instituat, quos Ipse eligit operarios in vineam Domini. Quare 
in veteri Ecelesiae diseiplina nil magis alienum a canonibus, ut elerici 
de una ecclesia in aliam demigrarent et pro libito uni vel alteri Eecle- 
siae inseriberentur. Cuius moris indieium insigne est nomen (ardinalis, 
quod euique presbytero seu diacono et subdiacono competebat eo quia 
in suscipiendis ordinibus firmiter et veluti in perpetuum se consecra- 
verat alicuius Ecclesiae servitio adeo, ut voluntas se nunquam divellendi 
ab eadem tam intimum esset suo sancto proposito, non secus ac lanuar 
naturae necessarium est ut cardind adhaereat. Cardinalis nomine evecto 
ad sienificandum fastigium Eecles. diemitatis, ultimum vestigium antı- 
quioris moris adlıuc superest in vulgari appellatione, qua inseripto in 
clerum solet nuncupari, nempe Öneardinatio, et e clero divecesano ex- 
punctio - ercardinatio - (Quare rerulae quae huinsmodi Zreardina- 
tionem aut ercardinalionen moderantur eardem sunt, quae cleri- 


eorum ordinationem et oblirationes inde consequentes rezunt. 
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Aucto elericorunn numero, qui titulo privati patrimonii ordinari 
coeperunt, quamplures orti sunt abusus ob nimium clericorum numerum, 
qui incertis utentes sedibus huc illue discurrebant pinguiora ofticia aut 
beneficia aucupantes. Huic abusui eradicando tota incubuit Trid. Syn. 
instans in veteri diseiplina vindicanda unde in sess. 23 cap. 16 de- 
erevit: „Quum nullus debeat ordinari, qui iudiecio sui Episcopi non sit 
utilis aut necessarius suis ecclesiis, saneta Synodus vestigiis sexti cano- 
nis concilii Chalcedonensis inhaerendo statuit, ut nullus in posterum 
ordinetur, qui illi Ecclesiae aut pio loco pro cuius necessitate aut uti- 
litate assumitur non adseribatur, ubi suis fungatur muneribus nee in- 
eertis vagetur sedibus. Quod si locum inconsulto Episcopo deserurrit. 
ei sacrorum exereitiunı interdieatur. Nullus praeterea clericus pere- 
gerinus sine commendatitiis sui Ordinarii literis ab ullo Episcopo ad 
divina celebranda et Sacramenta adıninistranda admittatur.* Et quam- 
vis 'Erid. Coneil. non proseripserit titulum privati patrimonü ad 8. 
Ordines, tamen expresse haec iussit Sess. 2/1 c. 2 nempe „Patrimo- 
nium vel pensionem obtinentes ordinari posthac non possint nisi 
Uli, quos Episcopus iudiecaverit assumendos pro necessitate vel commo- 
ılitate Ecclesiarum suarum.* Unde ex voluntate tam solemniter expressa 
a Syn. Trid. mensura numeri elericorum ordinandorum est ipsa mensura 
necessitatis Ecelesiae Dioecesanae et est ommino remotum a canonum 
intentione, ut quis in una Dioecesi ordinetur cum proposito alii inser- 
viendi. Ad rem notat Feraris Bibl. can. v. Clericus $ & n. 46: „Quam 
odiosae semper fuerimt Clericorum de una ad alıam Eccelesiam migra- 
tiones, quae vel ex ambitione vel ex avaritia procedere solent, probat 
vel ipsa poena a Coneil. Chalcedonensi inflieta tam in Episcopum sus- 
eipientem quam in elerieum susceptum, quae est ut ille ab exereitiv 
Pontificalium, iste vero a functionibus Ordinis suspendatur. Quaın 
poenam optandum maxime, ut illi eleriei expenderent, qui non alıo 
quam lueri aut proprii commodi vel promotionis intuitu videntur Eeele- 
siae esse adseripti ita, ut dubium esse non possit, quin illam deserturi 
sint ubi maius lJucrum vel quidpiam aliud temporale offerretur.* 

Reapse disciplina in Eeclesia ea semper fuit, ut clerieus per 8. 
Ordinationem celero alieui Eeclesiae inseriberetur stabiliter, cum fieret 
huius corporis membrum actuosum et pene necessarium. At hoc diver- 
simode in Ecclesia per diversa tempora obtentum fuit. 

Prioribus Ecelesiae saeeulis quilibet Episcopus erat proprius pro 


Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 445 


ordinatione laici, scilicet poterat laicum euiuslibet dioecesis ordinare, 
At clerieus vi ordinationis, quia alicui Ecelesiae in perpetuum adldice- 
batur, inde firmiter sortiebatur proprium clerum et proprium Praelatum 
magis firmiter quam si in Dioecesi ordinantis habuisset originem aut 
domieilium. 

Postea paulisper emollita hac salutari diseiplina, aueto nempe 
elericorum numero praeter Ecclesiae necessitatem, ne cleriei cum dede- 
core ordinis sacerdotalis, more mercenariorum huc illue vagarentur 
alicuius Eeelesiae stipendia sibi emendicantes, necessarium fuit consti- 
tuere, ut quisque Episcopus his tantum manus imponeret, quos sibi 
subditos haberet ratione originis aut domicilii cum exinde sperandum 
foret, hos elericos non facile derelieturos propriam patriam, nempe 
loeum originis aut stabilis domieilii. Canon 6 dist 71 in Decreto iam 
exprimit hanc diseiplinam, quam ad universam Ecclesiam extendit Cle- 
mens IV in cap. 1 De Tempor. ordinat. decernens: „Statuimus, ut 
nullus Episecoporum Italiae de cetero aliquem ultramontanım elericum 
ordinare praesumat nisi a nobis specialem lieentiam habeat vel ad 
Episcopo, de cuius Dioecesi trazil originem ordinandus vel in 
cuius dioecesi beneficialus ezistit“: Bonif. VII. in cap. 3 eiusd. 
ut. in 6 expresse addit /dlulum domiciliüi: jussit emim: „Cum nullus 
clericum parochiae alienae praeter superioris ipsius lieentiam debeat 
ordinare, superior intelligitur in hoc casu Episcopus de cuius 
Dioecesi est is, qui ad ordines promoreri desiderat, oriundus, 
seu in cuius dioecesi beneficium oblinet ecelesiasticum; seu habetl 


(licet alibi natus fuerit) domieilium in eadem.“ 
Hine iure novo ad sortiendum Episcopum proprium ad Sacros 


Ordines tres comparati sunt tituli, nempe oriyo, domicilium, bene- 
ficium, cui ex consuetudine accessit titulus fumiliaritalis: et Trid. 
Coneil. Sess. I4 cap. 2 De ref. hunc etiam postremum titulum ex- 
presse approbarit. 

Verum experientia docuit, huiusinodi titulos non sufticienter fuisse 
iure positivo determinatos, unde facilis evadebat fraus in falso huius- 
modi titulis confingendis. Haec conqueritur Innocentius Xll. in Bulla 
— Speculatores — advertens, quod cleriei „sub minus legilimis be- 
neficii eccles., originis, domieilüi seu eliam familiaritatis ac con- 
!inuae ordinanlium Episcoporum commensalitatis, quaesitis Wlulis“ 


ordines suscipere poterant. Quare Summus Pontifex animum adiecit, 
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ut Zaralive firmaret conditiones quibus huiusmodi Atulö necessario 
consisterent; praescribens in cl. Bulla „Nulli Episcopo seu ceuiusvis 
loci Ordinario, tametsi Cardinalatus honore fulgeat, Zcere erternum 
quempiam ac sibi ratione originis se DOÖMICILII IUXTA MODUM 
INFERIUS DECLARANDUM LEGITIME CONTRACTI non sub- 
ditum ad clericalem tonsuram promorere elc.“ 

Quamobrem non euiuscumque originis aut domieilii exquisivit titu- 
lum Innocentius XII. ad S. Ordines, sed illum expostulavit duzia 
modum a Seipso declaralum. 

Hoc notare praestat, quia hodie Episcopi, qui solo iure incardina- 
tionis aut eleeti domieilnm siıbı elericum ad S. Ordines subditum lerı- 
time recogmoseunt, ita videntur ratiocinari. JIncardinatio ceuiusdam 
elerici, qui a Suo Episcopo obtinuit excardinationis licentiam seu erenl 
id effieit, ut Episcopus proprius eleriei sinens hune ad aliam commearr 
Ecelesiam et huie nomen dare videatur ommia sua iura alteri cederr 
eique conferre illam subieetionem, quam in elericum ipse sortitus erat 
ratione originis aul domiciliüi. Proinde Episcopus celerico benevisus 
qua cessionaris omnia videtur mutuari iura etiam ad S. Ordines; quar 
jura magis firmantur et legitimantur, si elericus expresse et saeramenti 
interposita religione profiteatur, se ibi apud novam Eeclesiam contra- 
here domieilium. In diseiplina Eccelesiastiea autem non est incognita 
huiusmodi eleriei libera cooptatio in elerum alicuius Doecesis, unde 
quis, quasi jure adoptionis ommia sortitur aliorum celericorum iura. 
Siquidem quando quis regularis obtinet perpetua saecularizationis in- 
dultum, non ei praeeipitur, ut redeat ad Episcopum proprium ration« 
originis aut domicilüi, sed ei indulgetur, ut sibi inveniat Episcopun: 
benevisum euius clero adseribatur. 

(Juoeirea hue recidit praesens quaestio, ut inquiratur, an have 
praxis qnoad punetum effieiendi aliquem subditum ad S. Ordimes con- 
liliari possit cum praeseripto Bullae - Speculatores. 

Tamvero origo et domieilium debet contrahi „IUXTA MODUM 
ABIPSO PONTLIFICE DECLARANDUM*®; videamus quinam sit iste 
modus. — De titulo oriyinis haee habet Bulla — Speculatores. — 
„Ceterum subditus ratione originis is tantum sit ac esse intelliratur. 
QUI NATURALITER ORTUS est in ea dioecesi, in qua ad ordines 
promoveri desiderat; dummodo tamen ibi natus non fuerit ex accidenti. 


occasione nimirum itineris, offieci, legationis, mereaturae, vel cuiusvis 
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alterutrius temporalis morae seu supermanentiae eius patris in illo loco ; 
quo casu nullaltenus huiusmodi forluita nalirilas sed vera lanlum 
el naluralis patris origo erit allendenda“ Ex ipsa verborum enun- 
ciatione patet, hie exeludi onmem fictam iuris fietioni fundatam ori- 
ginem, sed zaluralem requiri; tamen iuvat referre verba quibus Ho- 
norante, Praxis Secrelarü Trib. Card. Urb. Vie. Doctor in hac ma- 
teria facile princeps hanc praescriptionem commentatur, aiens, cap. 1: 

„Üt quis sit vere subdilus ratione originis Cardinalis Vicario ab 
eoque ut talis prima clericali Tonsura insigniri et ad Ordines promo- 
veri valeat, requiritur, quod naturaliter ortus sit in Urbe, vel intra 
limites Parochialium Ecelesiarum in Urbe vel intra limites parochialium 
ecelesiarum extra muros existentium ac eidem Vicario subieetarum, 
dummodo tamen ibi natus non fuerit ex accidenti, ut habetur in Const. 
Inn. XII... 

„Insuper notandum quod per Iy zaluraliler ortus sil, exclulitur 
conceptio, adoptio ac baptismus licet pervetustis Ecclesiae saeculis 
baptismi potius quam orginis ratio haberetur . . . cuius disciplinae 
ratio fuit, quod tune temporis non fere baptizarentur nisi provecta 
aetate et ut fuerat usitatissimum, extra patriam, exemplo ipsorum Eccle- 
siae Juminum, Ambrosii, Augustini, Hieronymi, Basilii, Gregorii Na- 
zianzeni et aliorum quamplurium.* 

De domicilio haec praeeipit eit. Bulla „Subditus autem ratione 
domicilii ad effeetum suscipiendi ordines is dumlaral censetur, qui 
lieet alibi natus fuerit, illud tamen adeo STABILITER constituerit 
in aliquo loco, ut vel per decennium sallent in eo habitando, vel maio- 
rem ac bonorum suorum partem cum instructis aedıbus in loeum huius- 
modi transferendo, Zdöique insuper per aliquod considerabile tempus 
eommorando salis superque suum  perpeluo ibidem permanendi 
animum demonstraverit; et NIHILOMINUS UBTERIUTS wiroque 
casu se vere et realiter anımum huiusimodi habere iureiurando affırmet“. 

Hoc deceretum ita interpretatur Honorante 09. eilt. cap. 9: „Do- 
micilium duplex est, originis seilicet et habitationis. Domicilium ori- 
ginis ORTU NATUrali acquiritur . . . nune autem de domicilio habi- 
tationis sermo est, sed quia istud praememoratae Inn. Const. decreto 
non sine pluribus conditionibus aequiritur, operae pretium est dispo- 
sitionem eiusdem Const. praesentem habere. Ad perfectam intelligen- 


tıam praescriptorum partieularium praesentis Const. sciendum est primo. 
23° 


448 Aktenstücke. 


(Quod ut domicilium in aliquo loco acquiratur indispensacilis est animus 
perpetuo habitando in eo, ita ut eo animo existente et in ipso loco 
morando domicilium acquiratur ... „ Verum quia dictus animus actus 
est internus, ut de illo Ecclesia certior fiat nonnulla requiritur ita ut 
his deficientibus, Zöcel in foro conscientiae domicilium contraha- 
tur, pro suscipiendis autem ordinibus titulo domicilii minime iste 
contractum est. 

„Patet iam sensus praedictorum Const. verborum; disponitur nam- 
que quod quando quis domicilium in aliena dioecesi constituere parat, 
ut ad Ordines censealur domicilium contrazisse vel debet in ipso 
loco per decennium commorari, hocque sive sit persona pauper sive 
non, etsi bona quamplurima possideat, si tamen se ad locum novi do- 
micilii ea transfere noluerit dummodo animum perpetuo habitandi ibi- 
dem habeat per decenniumque commoretur, domieilium ad Ördines ibi 
contraxit, dispositio enim est disiunctiva, optionemque ad alterutram 
partem relinquit, ergo quamlibet eligat, domieilium ad Ordines contra- 
xisse censendum est, addito tamen iuramento. Si autem maiorem par- 
tem suorum bonorum rerumque ad novum domieilium transfert, non 
eget per decennium inibi commorari; sufficit enim si aliquo tempore 
considerabili commoretur, aedes instruat et animum perpetuo ibidem 
permanendi habere iureiurando affırmet. Verum si nulla bonorum vel 
admodum paueissima possideat, dummodo domum sibi construat ad 
habitandum verius censet aliqui quod non egebit per decennium ibı 
habitare, sed suffieit per considerabile tempus, ut addita eireumstantia 
iuramenti ad Ordines contraxisse domicilium inibi censeatur .. . 

„Inter reliquas conditiones, quas dieta Constitutio . . . exposcit, 
altera est, quod ut quis domieilium in aliqua dioecesi acquirat commo- 
rari debet in Zpsa per aliquod considerabile tempus; quantum au- 
tem temporis commorari oporteat, ut per considerabile tempus commo- 
rasse dicatur, non conveniunt inter se Auctores; certum tamen est, 
cursum triennii completi esse tempus considerabile quod exposcitur In 
Constitutione, unde qui animo domicilium contrahendi in aliquo oppido 
ad istud se conferret cum maiori parte suorum bonorum, rerumque. 
aedes instrueret, per trienniumque completum moraretur, considerabile 
tempus expleret possetque ab eius Episcopo ad Ordines promoveri: si 
enim Tridentinum facultatem concedit Episcopo, ut familiarem suum 
alienae dioeceseos subditum, quemque per triennium integrum secum 
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in suo servitio retinuit, promovere ad Ordines valet, cur non idem 
diceendum in nostro casu“ ? 

Dein quoad iuramenti prolationem haec habet: — Qui domieilium 
ad Ordines in aliqua dioecesi contrahere, intendit, inter alias condi- 
liones ut supra dietum est, tenetur iuramento firmare, se vere et rea- 
liter anımum inibi perpetuo permanendi habere; quod si Promovendus 
sis in minore aetate aut sub potestate Patris, inramentum praestandum 
est a Patre. 

Hinc iste Auctor initio citati capitis enumerans conditiones requi- 
sitas - pro ezleris qui ralione domicilüi in Urbe contracli absque 
dimissorüs suorum Ordinariorum promoreri cupiunt, has recenset 
inter alias: „I. Examen per testes vel Parochi testimonum sive aliud 
legitimum documentum, quo constet Ordinandum stabiliter constituisse 
domieilium in Urbe. Constötut. Inn. X. - II. Iuramentum Ordi- 
nandi, quo affirmet se vere et realiter habere animum permanendi in 
Urbe. Const. Inn. XII.“ 

Quamobrem in praeseriptione Inn. XL. hoc habetur singulare nempe 
non sufficere domicilium acquisitum iuxta suam naturalem notionem; 
quam ita explicat D’Annibale I, 83: „Hoc (domicilium) ut acquiri 
possit opus est facto et voluntate, idest, ut eo loco larem rerumque 
ac fortunarum suarum summam transferat reipsa; atque transferat in- 
tentione manendi ibidem perpetuo, si „ihil arocet. EL si contesta- 
lus id fueril, statim ac eo derenerit domicilium acquirit”. 

Siquidem Pontifex ad praecavendos abusus derivantes ex fieto pro- 
posito domicilii aut ex proposito facile mutato, praescripsit, domicilium 
ad 8. Ordines deberi iis muniri conditionibus, quibus in adiunetis non 
tantum fictio, sed ne mutatio quidem propositi accidere solet. - Quare 
Reiffenst. öl. X/, lib. I, Decret. n. 97 docet „de facto ul ralione 
domicilii censeatur quis subditus Episcopi quoad effeetum suscipiendi 
ordines, non sufficit domieilium qualitereumque eonstitutum, sed insuper 
requiritur Zum faclo (modo stalim assignando) tum iureiurando 
demonstrare animum suum perpetuo ibidem manendi“.  Fadem 
habet Schmalzgrueber in eumd. tt. n. 39. 

Quia ex facti specie gravius inconveniens videtur oriri ex ordi- 
natione clericorum exterarum nationum, etiam in hoc propositum vetus 
est abusus eui occurrerat, data opera, Urbanus VIII. in sua Const. 


% 6 ; . . . . . 
„secrelis“. Hanc Const. expresse in suum plenum vigorem vindicavit 
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Inn. XIT. in Bulla „Speeulatores“ decernens se hane, quatenus opus 
sit, innovare. Urbanus VIII. haec praecipit in cit. Bulla: 

„Alias siquidem fel. rec. Clemens PP. IV. Praedecessor noster 
volens periceulis animarum eorum obviare qui . . . Ordinum Saerorum 
susceptione indigni suam patriam, in qua de his haberetur notitia, fu- 
gientes, se in remotis partibus faciebant ad huiusmodi Ordines promo- 
veri; statuit, ut nullus Episcoporum Italiae de caetero aliquem ultra- 
montanum clericum ordinare praesumeret, nisi ab eodem Clemente 
Praedecessore vel ab Episcopo de cuius Dioecesi traxerat origrinem 
Ordinandus vel cuius Doecesis beneficiatus existebat, per eius patentes 
litteras causam rationabilem continentes quare ipsum nolebat aut nequie- 
bat ordinare, specialem licentiam haberet; eos vero quos contra prae- 
missa contigisset ordinari, manere voluit absque spe dispensationis 
super hoc a Sede Apostolica obtinenda suspensos, ac Ördinantea con- 
digna poena puniri. - Cum autem non sine gravi animi nostri molestia 
Nobis innotuerit quamplures ultramontanos suae salutis immemores ... 
se promoveri fecisse, Nos ..... motu proprio et ex certa scientia ac 
matura deliberatione Nostris deque Apostolicae potestatis plenitudine 
Venerabilibus Fratribus Patriarchis, Archiepiscopis et Episcopis in 
Italia existentibus, tenore praesentium prohibemus ne quovis praetextu, 
et ex quacumque causa Hispanos, Tusitanos, Gallos vel Germanos 
aliosque quoscumque ultramontanos, et ex quibusvis locis extra Italiaım 
oriundis, non solum ad sacros sed neque etiam ad minores Ordines 
vel clericalem characterem promovere audeant seu praesumant, nisi 
dimissoriales suorum Ordinariorum literas a nostris et huius 8. 8. 
Nuntiis seu collectoribus in illis partibus commorantibus recogmitas. 
probatas et subseriptas habeant, eorumdemve Nuntiorum vel Collee- 
torum subscriptiones a delieto Filio Nostro in alma Urbe Vicario in 
spiritualibus generali similiter examinatae, recognitae et approbatae 
fuerint; alias etc.“ 

Inibi inflieitur poena suspensionis ab usu Pontificalium ipso facto 
incurrenda, quae tamen cum non renovata reperiatur in Const. „Ipost. 
Sedis — plane exulavit. | 

Praeterea apud Monacelli 7. 1, tät. 3, form. 19, n. 3 refertur 
deeisio H. S. CE. in Bononien. 75. Martii 1692 qua rescriptum fuit 
Const. Urb. VIII. „Seeretis“ observandam esse etiam quoad ordi- 


nandos qui permanent in collegiis Italiae. 


Grerichtssprüche. 45l 


Urbanus VIII. autem praeseribens tanto rigore necessitatem litte- 
rarum dimissorialium quoad Ultramontanos in Italia ordines expostu- 
lautes, aperte significare videtur hos non contrahere domicilium ad S. 
ordines apud Ordinarios in quorum dioecesibus constiterunt suam 


pulriam fugientes, ut innuit Pontifex explicans suae Constitutionis 
rationem. 


Haee dieta sint, salvo meliori EE. PP. iudicio ad illustrandam 
primi dubii quaestionem; quoad alterum vero dubium res tota pendet 
a prudenti arbitrio EE. PP. 

Sint ergo 

DUBIA 

l. An clericei incardinali er ipso facto incardinationis et 
electionis domiciliüi iuramento confirmalae statim ad S. Ordines 
promoreri possint in casu. 

II. An et quomodo proridendum in casu. 

Emi Patres reseripserunt: 

Dilata ad primam post Aquas. 

Iterum discussa est quaestio die 11. Dec. 1897 et responsum fuit 
Prorideatur per Decretum. Decretum autem videre est supra. 

27. Deceretum Congreg. Concil. 10./9. 98. Dispensation vom 
Verbot der Wiederverheiratung für den Ehegatten, wegen dessen Impo- 
tenz die Ehe annulliert worden ist, Acta Sanctae Sedis vol. XXX fasc. 
CCCLXVIIL. 

28. Decer. Congr. Rit. 28.1. 99: Oratoria semipubliea. A. f. 
k. K.R. 80, 530. 

29. Congr. epp. et regul. 17./9. 98. Deer. d. Vereinigung d. 
Prämonstratenser betr. A. f. k. K.R. 79, 322. 

30. Deer. Congr. Indulg. 26.5. 98. Alle auf tausend oder 
mehrere tausend Jahre lautenden Ablässe werden für richtig erklärt. A. 
.k. K.R. 79, 323. 

31. Erl. d.B. v. Trier 4./3. 99. Ueberwachung d. religiös. Li- 
teratur. A. f. k. K.R. 79, 746. 


Gerichtssprüche 


10. Erk. des ÜOberlandesgerichts zu Dresden vom 5. Maı 
1898: Oeffentliche religiöse Versammlungen. — Süchs. Gesetz vom 
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10. IX. 1870. S 366, 1 St.G.B’s. Annalen des K. Sächs. Oberlandes- 
gerichts zu Dresden Bd. XX Heft 2. S. 105 ff. 

ll. Preussen. E. 0.V.G. 29./7. 98, betr. die Rechtsstellung der 
separ. altluth. Gemeinden u. ihrer Geistlichen. 

Im Namen des Königs. 
In der Verwaltungsstreitsache 
des Geistlichen der separirten Lutherischen (Femeinde zu M. 
N. N. dasel)ost, 
Klägers und Revisionsklägers, 
wider 

den Magistrat zu M., Beklagten und Revisionsbeklagten, 
hat das K. Oberverwaltungsgericht, Zweiter Senat, in seiner Sitzung 
vom 29. Juni 1898 p. p. für Recht erkannt, 

dass auf die Revision des Klägers die Entscheidung des Be- 

zivksausschusses zu Marienwerder vom 14. Juli 1897 zu br- 

stätigen und die Kosten der Revisionsinstanz, unter Festsetzung 

des Werthes des Streitgegenstandes auf 132,59 M., dem Kläger 

zur Last zu legen. 

Von Rechts Wegen. 
Gründe. 

Der Kläger beansprucht auf Grund des $ 1 Nr. 3 der Verordnung 
vom 23. September 1867 als Geistlicher Freiheit von Kommunalabgahen 
für sein Amtseinkommen und demgemäss Herabsetzung der ihm für 
das Jahr 1897/98 auferlegten Gemeinde-Einkommensteuer um 67,59 M. 
Seitens des Vorderrichters mit der Begründung abgewiesen, dass die 
Abgabenfreiheit nur den Geistlichen der vom Staate aufgenommenen 
Religionsgesellschaften zugute komme, zu denen die Lutheraner nicht 
gerechnet werden können, hat er fristgemäss Revision eingelegt und 
zu ihrer Begründung in Anlehnung an die 1845 erschienene Schrift 
Huschkes „über den Sinn der Generalkonzession vom 23. Juli 1845* 
längere Ausführungen gegeben, deren Kern in Folgendem besteht: 

Die Tintheraner stellten in ihrer Gesammtheit noch die Lutherische 
Konfession dar, welche durch das Religionsedikt vom 9. Juli 1788 auf- 
genommen sei; auch nach der (teneralkonzession vom 23. Juli 1845 
((es.-Samml. 8. 516) besässen sie alle diejenigen Eigenschaften, welche 
für die aufgenommenen Kirchengesellschaften charakteristisch seien. 
nämlich: sie könnten zu Kirchengemeinden mit Korporationsrechten 
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zusammentreten, ständen — von den Konsistorien unabhängiz — unter 
einem staatlich angeordneten Kirchenregiment, ihre Geistlichen seien 
zu beamtenmässigem Handeln, nämlich zur Vornahme von Trauungen 
u. s. w. mit öffentlich-rechtlicher Wirkung, Ausstellung von Geburts- 
u. 8. w. Urkunden mit publica fides befugt, sie brauchten nur die Lasten 
und Abgaben ihrer eigenen Religionspartei zu tragen ($ 261 Tit. 11 
Th. Il des Allgemeinen Landrechts). 

Danach müssten sie, wenn nicht gar als aufgenommene im Sinne 
des $ 17 Tit. 11 Th. II des Allgemeinen Landrechts, so doch als eine 
öffentlich anerkannte Religionsgesellschaft gelten, deren Stellung sich 
von der einer nur geduldeten wesentlich unterschiede, vielmehr in we- 
sentlichen Stücken derjenigen der aufgenomnienen Gesellschaften gleich 
sei und welche darum insoweit, wie die Gleichheit bestehe — und das 
sei hinsichtlich der Beamtenthätigkeit der Geistlichen der Fall —, auch 
die Privilegien der aufgenommenen Gesellschaften geniessen müsse. Die 
Schlussbemerkung der Motive zur Generalkonzession, Inhalts deren den 
Lutheranern die Privilegien der aufgenommenen Gesellschaften nicht 
zugestanden werden sollen, könne nur auf ein allgemeines Zuge- 
ständnis bezogen, nicht aber als eine Versagung auch derjenigen Vor- 
rechte aufgefasst werden, welche sich als eine Folgerung der sonstigen 
/ugeständnisse ergäben. 

Den vom Vorderrichter angezogenen, die Regulirung der Verhält- 
nisse der Lutheraner betreffenden Cirkularerlass des Kultusministers 
vom 7. August 1847, welcher den anerkannten Kirchengemeinden der 
Lutheraner nur die allgemeinen Rechte der gewöhnlichen (nicht privi- 
legirten) moralischen Personen zugesteht und die Bewilligung der 
Stempelfreiheit in ihren Angelegenheiten sowie die Anerkennung der 
Befreiung ihrer Geistlichen von öffentlichen und Kommunalabgaben 
nach Inhalt der Generalkonzession ablehnt, erklärt der Kläger für nicht 
massgebend, beruft sich dagegen seinerseits auf ein Erkenntniss des 
Obertribunals (Striethorst Archiv Bd. XXVIII 8. 367), in welchem die 
Brüdergemeinde, deren Konzession vorbildlich für die der Lutheraner 
gewesen sei, als recipirte Religionsgesellschaft bezeichnet werde. 
und ein solches des Kammergerichts vom 28. April 1887, welches aus- 
spricht, dass ein von dem Superintendenten der evangelisch-lutherischen 
Kirche in Preussen ordinirter Geistlicher auch in der Provinz Hessen, 


ohne in einer genehmigten (Femeinde angestellt zu sein, das durch die 


454 Aktenstücke. 


Kabinetsordre vom 20. März 1811 eingeführte geistliche Amtskleid 
tragen dürfe, weil er „durch seine im Geltungsbereiche der (zeneral- 
konzession von dem zuständigen Organe der daselbst anerkannten Re- 
lirionsgemeinschaft erfolgte Ordination ein in Altpreussen anerkannter 
(zeistlicher der evangelisch-Jutherischen Kirche überhaupt geworden 
sei“. Endlich hat er noch Verfügungen der Regierung zu Breslau bei- 
vebracht, von denen die eine vom 3. November 1863 anerkennt, dass 
„Pfarrern“ und „Parochianen“ der lutherischen Gemeinden für Kirchen- 
fuhren innerhalb des parochialen (sebietes der emeinden Freiheit von 
C'hausseegeld zukomme, und eine zweite vom 3. Oktober 1893 mittheilt, 
dass nach einer Entscheidung des Ministers der öffentlichen Arbeiten 
die Chausseegeldbefreiung unter Ziffer 3 des Tarifs vom 29. Februar 
1840 auch auf die Reisen anwendbar sei, welche die Geistlichen der 
(Alt-)Lutheraner bei Amtshandlungen innerhalb ihres Gemeindebezirks 
unternehmen. 

Es war indess zu erkennen, wie geschehen. 

Unhaltbar ist die Meinung, dass die Altlutheraner eine im Sinne 
des Allgemeinen Landrechts staatlich aufgenommene Kirchengesellschaft 
darstellten. Für die erfolgte Aufnahme könnte nur das Religionsedikt 
von 1788 oder die Greneralkonzession von 1845 in Betracht kommen. 
Kläger beruft sich denn auch auf beide, aber zu Unrecht. 

Das Religionsedikt von 1788 bestätigt das Ergebniss der auf (rund 
des Reichstagsabschiedes von Speyer (1526), des Augsburger Religions- 
triedens (1555) und des Osnabrücker Friedens (1648) erfolgten Ent- 
wickelung, insbesondere die Ausgestaltung der reformirten und der 
lutherischen Kirche zu Staatskirchen und erkennt die „Aufnahme“ 
an „für alle drei Hauptkonfessionen der christlichen Religion, nämlich 
die Reformirte, Lutherische und Römisch-Katholische“*. Nun behauptet 
ler Kläger, dass seine Religionspartei die lutherische Konfession in 
Lehre und Urebung unverändert bewahrt habe und deshalb die Worte 
des Ediktes für sich geltend machen könne. Er übersieht aber, dass 
das Edikt von den Konfessionen „in ihrer bisherigen Verfassung“ spricht 
und dieserhalb, wie in Verbindung mit den Vorschriften des Allge- 
meinen Landrechts Th. IT Tit. 11 nicht von dem dogmatischen Be- 
kenntnisse, sondern, entsprechend der (vom Sprachgebrauche durchaus 
anerkannten) übertragenen Bedeutung des Wortes „Konfession“, nur 


von den durch eine gemeinschaftliche Verfassung zu einer Religions- 
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gesellschaft vereinigten Anhängern des Bekenntnisses verstanden werden 
kann. Aufgenommen war demnach nicht der einzelne lutherische Glau- 
hensgenosse und auch nicht die nur geistig verbundene Gemeinde im 
theologischen Sinne, sondern die innerhalb des Staates als organisirter 
Verband in die Erscheinung tretende, im öffentlichen Leben sich be- 
thätigende Glaubensgenossenschaft, die lutherische Kirchengesellschaft 
in ihrer damaligen Verfassung. Die entgegengesetzte Annahıne würde 
die Handhabung der einschlägigen Gesetze in der Praxis zur Unmög- 
lichkeit machen, wird auch weder vom Kläger noch von Huschke ver- 
theidigt, welche ja gerade die gesellschaftliche Organisation der Luthe- 
raner (unter dem Oberkirchenkollegium) für ihre eigene Aufnahme und 
gegen die Ausdehnung der (seneralkonzession auf die Beyersche und 
Utgenanntsche Partei anführen (Huschke Seite 13). Danach kann für 
die Frage, wer heute dem Staate gegenüber die aufgenommene luthe- 
rische Kirchengesellschaft repräsentirte, nicht das theologische Be- 
kenntniss, sondern einzig und allein die Entwickelung in Betracht 
kommen, welche von den im Staatswesen massgebenden 
Anschauungen aus die lutherische Kirchengesellschaft genommen 
hat. Nach ihnen aber besteht jene Kirchengesellschaft heute fort nur 
in der evangelischen Landeskirche, in ihr unirt mit der gleichfalls 
aufgenommenen reformirten Kirchengesellschaft. Demu die Union be- 
zweckte nach der erklärten Absicht der höchsten staatskirchlichen Au- 
toritäten, von denen sie ausging und betrieben wurde, nicht eine Ver- 
änderung der Religion und auch nicht eine Auflösung und Neubildung 
der Kirchen, sondern unter Wahrung des Bekenntnissstandes der ein- 
zelnen ($emeinden nur deren Vereinigung im äusseren Leben, nament- 
lich die Annahme einer einheitlichen Verfassung wit gemeinsamer Spitze 
und (wenn und soweit die Einführung einer gemeinschaftlichen Agende 
überhaupt einen wesentlichen Theil der Unionsbestrebungen ausmachte) 
die gleichartige Gestaltung der gemeinschaftlichen öffentlichen Religions- 
übung. Das aber waren Angelegenheiten nicht des einzelnen Luthe- 
raners, sondern der organisirten lutherischen Gemeinden bezw. der 
lutherischen Kirchen, und diese haben bekamitlich die Union ange- 
nommen, ihre Verfassung u. s. w. mit Zustimmung ihres Oberhauptes 
und ohne durch Staatsgesetze gehindert zu sein, umgestaltet, ein Vor- 
gang, durch welchen ihr Verhältniss zum Staate umsoweniger berührt 
wurde, als die Umgestaltung unter Mitwirkung der höchsten staatlichen 
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Autoritäten vor sich ging. Dagegen haben sich einzelne Lutheraner 
und die vereinzelten lutherischen (remeinden, welche durch die Union 
auch das Bekenntniss berührt glaubten, von ihren Gemeinden und der 
umgestalteten lutherischen Kirche getrennt und demnächst neue Ge- 
meinden und eine neue Gesellschaft gebildet. Hiernach kann von den 
für den Staat massgebenden Gresichtspunkten aus kein Zweifel darüher 
sein, dass diejenige Korporation, welche unter dem Namen der luthe- 
rischen Kirche oder Konfession vom Staate eine besondere bevorzugte 
Stellung angewiesen erhalten hat, nicht in der Gesellschaft der soge- 
nannten Altlutheraner, sondern in der unirten Kirche und nur in 
dieser, sei es nun als besondere evangelisch-lutherische, mit der refor- 
mirten nur verbundene Kirchengesellschaft, sei es mit dieser ver- 
schmolzen als Theil einer einheitlichen Kirche fortexistirt. Ob, worauf 
Kläger besonderen Werth legt, seine Glaubensgenossen oder die unirten 
Lutheraner die ursprüngliche Lehre der aufgenommenen lutherischen 
Kirche rein bewahren, ob die Union sich nicht auf Aeusseres beschränkt. 
sondern auch auf das (Grebiet des religiösen Bekenntnisses hinüberge- 
griffen habe, das ist hier, wo es sich lediglich um das Verhältniss der 
Korporation zum Staate handelt, völlig belanglos; hier kommt es nur 
darauf an, ob nach der äusseren Geschichte der Korporation diese in 
der Union oder in den Altlutheranern weiter lebt. 

Nach Einführung der Union bildeten die Lutheraner also keine 
aufgenommene Kirchengesellschaft. Dass sie nun durch die General- 
konzession vom 23. Juli 1845 aufgenommen seien, hat der Kläger aus- 
drücklich nicht behauptet; er würde sich auch mit einer solchen Be- 
hauptung in Widerspruch gesetzt haben zu der eigenen Auffassung 
seiner Religionsgesellschaft, wie solche wenigstens neuerdings mehrfach. 
insbesondere in einer an den Landtag gerichteten, die Aufnahme er- 
strebenden Petition zu Tage getreten ist (zu vergl. Bericht Nr. 72 der 
18. Legislaturperiode III. Session 1896 und 71. Sitzung des Hauses 
der Abgeordneten vom 13. Mai 1896 S. 2169 ff... In der That kann 
von einer wirklichen Aufnahme durch die Generalkonzession nicht dir 
Rede sein. Selbst wenn ihr Inhalt die Annahme einer solchen zuliesse. 
so wird doch durch das Patent vom 30. März 1847, betreffend die 
Bildung neuer Religionsgesellschaften (Ges.-Samml. S. 121), jeder 
Zweifel in der gedachten Richtung beseitigt, indem dieses als die „gu 
schichtlich und nach Staatsverträgen bevorrechteten Kirchen, welche 
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den kräftigsten landesherrlichen Schutz geniessen und in dem Grenusse 
ihrer besonderen Gerechtsame erhalten werden sollen“, nur die evan- 
gelische (unirte) und die römisch-katholische Kirche nennt (Abs. 1) 
und zu ihnen die besonderen Religionsgesellschaften in (Gegensatz stellt 
(Abs. 2), welche bis zur Ertheilung der staatlichen Genehmigung eine 
blosse Privatgesellschaft bilden (Anhang Nr. 2), durch die Genehmigung 
aber die Rechte einer geduldeten Kirchengesellschaft und demgemäss 
das Recht zu gemeinschaftlichem Gottesdienste erlangt, deren übrige 
Rechte sich aber nach der besonderen Konzession bestimmen, welche 
ihr vom Landesherrn ertheilt wird (Anhang Nr. 4), und die im Gegen- 
satze zu den aufgenommenen Kirchengesellschaften auf die diesen zu- 
stehenden Rechte nicht „als solche“, sondern eben nur nach Massgabe 
ihrer Konzession Anspruch haben (Anhang Nr. 6). Nun ist die Ge- 
neralkonzession vom 23. Juli 1845 nichts anderes als eine solche Kon- 
zession, wie nach dem Patente und seinem Anhange geeirnetenfalls 
den besonderen Gesellschaften gegeben werden soll. Die Generalkon- 
zession ist zwar älter als das Patent, das schliesst aber nicht aus, dass 
die in diesem zum Ausdruck gelangten Gedanken und Grundsätze schon 
bei Regelung der Verhältnisse der Lutheraner Anwendung gefunden 
haben. Angesichts dieser völlig klaren Sachlage erübrigt es sich, im 
einzelnen auf den Inhalt der Generalkonzession einzugehen und zu 
untersuchen, ob sie in der That, wie Kläger behauptet, alles dasjenige 
verleiht, was für die Stellung der aufgenommenen Kirchen wesentlich 
ist; aber das eine mag doch bemerkt werden, wie die ausdrückliche 
Versagung des Namens von Kirchen für die gottesdienstlichen Gebäude 
in Verbindung mit dem Hinweise auf den $ 18 Tit. 11 'Th. IT des All- 
gemeinen Landrechts, welcher diesen Namen den Gotteshäusern der 
aufgenommenen (zesellschaften vorbehält, allein genügt, jeden Versuch 
aussichtslos zu machen, der darauf abzielt, die Aufnahme der soge- 
nannten altlutherischen Kirchengesellschaft oder auch nur ihre Gleich- 
stellung mit der evangelischen Landeskirche als Absicht der General- 
konzession darzuthun. Die Meinung, dass jene Versarung nur mit 
Rücksicht auf das dürftire Aeussere der lutherischen gottesdienstlichen 
Gebäude erfolgt sei, bedarf keiner Widerlegung. Im Sinne des Pa- 
tentes vom 30. März 1847 und des Allgemeinen Landrechts, welches 
nur den grossen Gegensatz von aufzenommenen und geduldeten Kirchen- 


gesellschaften kennt, sind die Altlutheraner trotz ihrer Konzession nur 
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geduldet, wenn sie auch im Gegensatze zu solchen Religionsgesell- 
schaften, welche keine oder weniger weitgehende Konzessionen besitzen, 
sich den aufgenommenen in mancher Hinsicht nähern, sodass man sie 
dieserhalb wohl als „aufgenommen“ schlechthin, die Staatskirche alrr 
als „öffentlich aufgenommen“ bezeichnet hat. Im Sinne des Allgemeinen 
Landrechts würden sie aber selbst dann nicht aufgenommen, sondern 
nur geduldet sein, wenn ihnen alle Rechte eingeräumt wären, welche 
die evangelische Kirche besitzt, denn diese würde ihre Rechte auf 
Grund der Aufnahme, die lutherische Gesellschaft die ihren nur auf 
Grund ihrer Konzession besitzen. 

Mit den hier dargestellten Anschauungen stehen auch die Dar- 
legungen von Hinschius (Note 29 zu $ 17 Tit. 11 Th. II des Allge- 
meinen Landrechts) und Jacobson (das evangelische Kirchenrecht des 
Preussischen Staates $$ 24 ff., insbesondere $ 26) nicht im Widerspruch. 
Diese heben den gedachten Gegensatz überall hervor, wenngleich ste 
den Unterschied, welcher nach ihrer Auffassung zwischen den Altluthe 
ranern, der Brüdergemeinde und den Reformirten niederländischer 
Konfession einerseits, und den übrigen geduldeten Gesellschaften an- 
dererseits, namentlich hinsichtlich der Oeffentlichkeit der Stellungen. 
besteht, besonders betonen und in dessen Würdigung für jene die oben 
erwähnte Bezeichnung als „(nichtprivilegirt) aufgenommen* anwenden. 
Der gleiche Standpunkt ist auch von Seiten der massgebenden staat- 
lichen Autoritäten stets festgehalten worden, und wenn er in den vom 
Kläger beigebrachten Verfügungen des Ministers der öffentlichen Ar- 
beiten und der Regierung zu Breslau wirklich nicht voll gewahrt sein 
sollte, so kann daraus nicht gefolgert werden, dass die Staatsregierung 
ihre bekannte Auffassung aufgegeben hätte, welche sie zu wiederholten 
(elegenheiten und bis in die neueste Zeit mit Deutlichkeit zum Aus- 
druck gebracht hat. Ebensowenig kanı das Gewicht der oben gegt- 
benen Darlegungen durch das Eingangs erwähnte Urtheil des Kammer- 
gerichts vom 28. April 1587 erschüttert werden, wonach ein gemäss 
der Generalkonzession ordinirter Geistlicher, auch wenn er noch nicht 
zu einer bestimmten Gemeinde vozirt war, als zur Tragung des geist 
lichen Amtskleides befugt erachtet wurde. Es bedarf daher keiner 
Untersuchung darüber, ob jenen Verfügungen und den vom Kläger 
angezogenen Entscheidungen, welche die Frage keineswegs grundsätz- 


lich behandeln, wirklich eine abweichende Auffassung zu Grunde heit. 
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Steht nach allem fest, dass die Religionsgesellschaft der von der 
evangelischen Landeskirche sich getrennt haltenden Lutheraner nicht 
„aufgenommen“ im Sinne des Allgemeinen Landrechts ist, so kann ihren 
(eistlichen Freiheit von Kommunalabgaben nicht zuerkannt werden. 
denn diese Freiheit ist, wie von dem Gerichtshofe stets angenommen 
worden, nur den Geistlichen der „ausdrücklich“ oder „öffentlich 
aufgenommenen“ Kirchengesellschaften des 8 17 Tit. 11 Th. II des 
Allgeineinen Landrechts gewährt worden. Die Meinung des Klägers. 
die altlutherischen Geistlichen hätten Theil an dem Privileg, weil sie 
gleich den Geistlichen der Landeskirche eine beamtenartire Stellung 
einnehmen, beruht auf der Vorstellung, als ob die Geistlichen der Lan- 
deskirche jene Vergünstigung eben wegen jener Stellung erhalten hätten. 
Das aber ist irrig. Das Privileg ist nieht den Geistlichen mit Rück- 
sicht auf die Oeffentlichkeit ıhrer Amtsgeschäfte, sondern der Landes- 
kirche als solcher für ihre Geistlichen ertheilt; sie besitzt es als Folge 
ihrer privilegirten Stellung im Staate, und eine Ausdehnung der Aus- 
nahme auf äusserlich vielleicht älmliche, innerlich aber wesentlich ver- 
schiedene Verhältnisse ist rechtlich nicht zulässig, sodass es für die 
Aberkennung des Privilers im vorlierenden Falle eines Zurückrehens 
auf die in dem Anhange zum Patente vom 30. März 1847 unter Nr. 6 
ausdrücklich ausgesprochene Versagung und auf die in den Motiven 
zu der (seneralkonzession kundgegebene Absicht dieser Versarung nicht 
bedarf. 

Nach allem hat der Vorderrichter dem Kläger die Freiheit von 
der geforderten Gemeindesteuer mit Recht abwesprochen; er befindet 
sich bei der Berründuns seiner Entscheidung auch im Wesentlichen in 
Urbereinstimmung mit den oben gegebenen Darlerungen. Die Revision 
des Klägers konnte demnach keinen Erfolg haben. 

Die Entscheidung über den Kostenpunkt folgt den Sy 103, 107 
des Landesverwaltungszesetzes. 

Urkundlich unter dem Siegel des Königlichen Oberverwaltungs- 
gerichts und der verordneten Unterschrift. 

12. Das Preuss. Oberverwaltungswericht I. 1935 vom 
25. November 1898 bejaht die Frage: Staatsbeamteneigenschaft eines 
Konsistorialpräsidenten ? 

13. E. RGer. IV. CS. 5./5. 98. Die SS 1199 ff. ALR. IL, 11 


finden nur auf Mitglieder der Orden im eizentlichen Sinne Anwendung, 
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d. h. auf diejenigen Ordensleute, welche durch feierliches Gelübde in 
eine vom Staate genehmigte und mit Korporationsrechten versehene 
Klostergesellschaft eingetreten sind. Diese letztere Voraussetzung fehlt 
bei den Mitgliedern der Gesellschaft vom heil. Herzen Jesu. Entsch. 
d. RG. i. CS. 41, 308 nr. 78. 

14. E. Landger. München 20./10. 96: Erbberechtigung von 
Mitgliedern der Societe du sacre coeur de Jesus. A. f. k. KR. 79, 765. 

15. Preussen. E. d. OVGer. 28./10. 98: Befugnis d. kirchl. 
Aufsichtsbehörde z. Festsetzung d. Beitragsverhältn. f. kirchl, Lasten 
in vereinigten KGemeinden. A. f. k. KR. 79, 354. 

16. Preussen. E. dd. Ger. f. Kompetenz-Konfl. betr. die Un- 
zulässigkeit des Rechtsweges gegenüber den Anordnungen der Gemeinde- 
kirchenräthe über den Umfang der Dienstfunktionen niederer Kirchen- 
beamten bez. der durch eine neue Gebührenordnung bedingten Ver- 
änderungen der taxmässigen (rebühren dieser Beamten v. 14./1. 99. 
K@. u. VBl. 8. 36. 

17. E.d. bayer. Verw.Ger. 24./2. 97: Religiöse Erziehung der 
Kinder in Bayern nach (laubenswechsel des einen Elterntheiles. A. f. 
k. KR. 80, 566. 

18. E. d. RGR. IV. Civ.-Sen. 13./10. 98: 

In Sachen des Fuhruuternehmers Oscar Ullrich in Görlitz, Klägers 
und Revisionsklägers 

wider 
die Stadtgemeinde Görlitz, vertreten durch ihren Magistrat, Beklagte 
und Revisionsbeklagte, 

hat das Reichsgericht, Vierter Civil-Senat, auf die mündliche Ver- 

handlung vom 13. Oktober 1898 für Recht erkamnt: 
die Revision gegen das Urtheil des Ersten Civilsenats des Königlich 
Preussischen Oberlandesgerichts zu Breslau vom 21. Februar 1898 wird 
zurückgewiesen; die Kosten der Revisionsinstanz werden dem Revi- 
sionskläger auferlegt. 

Von Rechts Wegen. 
Thatbestand. 

Der Kläger hat gegen das Berufungsurtheil die Revision eingelegt 
und beantragt, unter Aufhebung desselben nach seinem, des Klägers 
Antrage in der Berufungsinstanz zu erkennen. Die Beklagte hat um 


Zurückweisung der Revision gebeten. Das Sachverhältnis ist nach dem 
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Thatbestande der Vorderurtheile vorgetragen worden. 
Eutscheidungsgründe. 

Die beklagte Stadtgemeinde, welche unstreitig Eigenthümerm des 
Friedhofes in Görlitz ist, hat durch Vertrag vom 13. Februar 1896 den 
Gebrüdern Lehmann in Görlitz vom 1. Aprıl 1896 ab die ausschliess- 
liche Berechtigung gewährt, Leichenbestattungen auf dem Friedhofe 
auszuführen. Hierdurch fühlt Kläger als Inhaber eines Fuhr- und 
Leichenbestattungsinstituts sich in der Ausübung seines Gewerbebetriebes 
verletzt und hat klagend beantragt, die Beklagte zu verurtheilen, zu 
dulden, dass er auf dem Görlitzer Kommunalfriedhofe gewerbsmässig 
Leichenbestattungen ausführe. 

Nachdem die von der Beklagten erhobene Einrede der Unzulässig- 
keit des Rechtsweges rechtskräftig verworfen worden, hat das Land- 
gericht nach dem Klagantrage erkannt, indem es davon ausgeht, dass 
das Leichenbestattungsgewerbe ein freies, von einer obrigkeitlichen Er- 
laubniss nicht abhängiges Gewerbe sei, dass eine Beschräukung desselben 
nur in einem entgegenstehenden Rechte eines Dritten gefunden werden 
könne, dass aber ein solches Beschräukungsrecht sich nicht aus dem 
Eigenthum der Beklagten an dem Friedhofe ergebe. 

Unter Abänderung dieses Urtheils hat der Berufungsrichter die 
Klage abgewiesen und seine Entscheidung mit folgenden Erwägungen 
begründet: 

Durch die Gewerbeordnung sei zwar das Gewerbe der Leichenbe- 
statter in keiner Weise beschränkt worden; um eine Beschränkung 
handle es sich aber hier auch nicht, vielmehr wolle die Beklagte sich 
den Gewerbebetrieb des Klägers auf ihrem Friedhofe nur in Folge 
ihres Eigenthumsrechts an dem Friedhofe nicht gefallen lassen, indem 
sie sich als Eigenthümerin des Grund und Bodens für berechtigt halte, 
jedem Dritten, also auch dem Kläger das Betreten des Friedhofs zum 
Zwecke der Ausübung seines Gewerbes zu untersagen. Einer derartigen 
Beschränkung des Gewerbebetriebes durch das entzegenstehende Pri- 
vatrecht eines Anderen stehe die Gewerbeordnung nicht entgegen. Das 
ergebe sich aus den Motiven zur Gewerbeordnung von 1369 und werde 
auch in dem Urtheile des Reichsgerichts vom 28. Januar 1889 (Ent- 
scheidungen des Reichsgerichts in Civilsachen Band 23 Seite 22) sowie 
in dem Kommentar zur Gewerbeordnung von Landmann 3. Aufl. zu 


$ 10 Band 1 Seite 100, 101 ausgesprochen. Nun berechtige das Eigen- 
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thumsrecht an einem Grundstücke den Eigenthümer, jeden Dritten das 
Betreten des Grundstücks zu untersagen und dadurch auch den (ie- 
werbebetrieb eines Dritten auf dem Grundstücke zu verhindern. Fried- 
höfe gehörten zu denjenigen Sachen, welche unmittelbar zu den öffent- 
lichen Zwecken bestimmt seien, und der Annahme des Landgerichts, 
dass dem Eigenthümer einer solchen nur eine blosse Verwaltungsbefug- 
niss im Interesse der Gemeindemitgrlieder zustehe, sei nicht beizutreten. 
Das Allgemeine Landrecht ($ 183 ff., 190 Theil LI Tit. 11) spreche von 
dem Eigentum an Friedhöfen, wie es von Privatvermögen spreche; diese 
Auffassung werde auch allgemein in der Litteratur vertreten, und das 
Reichsgericht (bei Gruchot Band 26 Seite 1022) finde eine Beschräu- 
kung des Eigenthumsrechts an Friedhöfen nur darin, dass auch der 
Eigenthümer eine den Zwecken des Friedhofs widersprechende Verfügung 
nicht vornehmen dürfe. 

Das von der Beklagten beanspruchte Ausschliessungsrecht stehe 
aber auch mit der Gebrauchsbestimmung des Friedhofs nicht im Wider- 
spruche. Zweck des Friedhofes sei, den Mitgliedern der Gemeinde als 
Begräbnissstätte zu dienen; die Mitglieder müssten also auch alle Hand- 
lungen auf dem Friedhofe vornehmen dürfen, die zu und bei einem 
Begräbnisse erforderlich seien. Dazu sei es aber nicht nöthig. dass 
jedem Gewerbetreibenden freistehe, die bei einer Leichenbestattung er- 
forderlichen Dienstleistungen auf dem Friedhofe vorzunehmen. Da- 
durch, dass die Beklagte einem (tewerbetreibenden das Betreten des 
Friedhofes zum Zwecke des Betriebes des Leichenbestattungsgewerbes 
untersage, werde dieser (rewerbetreibende für seine Person in der be- 
stimmungsmässigen Benutzung des Friedhofes als solchen nicht gehin- 
dert, ebensowenig auch das Publikum, wenn es sich nur an einen be- 
stimmten, vom Friedhofseigenthümer mit der Leichenbestattung beauf- 
tragten (fewerbetreibenden wenden könne, sofern nur vom Friedhofs- 
eigenthümer dafür gesorgt sei, dass sein Beauftragter zur ordnungs- 
mässigen Vornahme der Bestattung jeder Zeit bereit und im Stande 
sei. Das sei aber durch den von der Beklagten mit den Gebrüdern 
Lehmann abgeschlossenen Vertrag in jeder Weise vorgesehen. Em 
Recht der Gemeindegenossen, die auf dem Friedhofe selbst vorzuneh- 
menden Bestattungshandlungen von jeder beliebigen Person oder auch 
nur von jedem vornehmen zu lassen, der die Leichenbestattung ge 


werbsmässig betreibe, lasse sich aus der Zweckbestimmung des Fried- 
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hofes nieht herleiten. Unbenommen sei es dem Kläger, den Transport 
der Leichen bis an die Grenze des Friedhofes und alle sonstigen, ausser- 
halb des Friedhofes vorzunehmenden Bestattungshandlungen zu besor- 
gen; dies Recht werde ihm auch von der Beklagten nicht streitig xe- 
macht und sei auch nicht (rerenstand dieses Rechtsstreites. 

Von der Revision wird zunächst darauf hingewiesen, dass nach dem 
Entwurfe zur (rewerbeordnung von 1868 das (sewerbe der Leichen- 
bestattungseeschäfte der landesrechtlichen Regelung habe vorbehalten 
bleiben sollen, dass diese Absicht aber in dem Entwurfe von 1869 
fallen gelassen und dass in den Motiven zu letzteren bemerkt sei: 

„Es ıst hervorzuheben, dass dem Antragze der Kommission des 

Reichstages, das Monopol der Leichenreiniger und Leichenbestattungs- 
unternehmer zu beseitisren, Folge gegeben ist, indem anzunehmen ist, 
dass die Kommunalbehörden wohl in der Lage sein werden, die 
Zwecke, zu welchen die Bestellung soleher Personen eingeführt ist, 
auch ohne eine ausschliessliehe Grewerbeberechtigung derselben zu 
erreichen“. 

Diese Bemerkung, so führt die Revision aus, könne nur dahin ver- 
standen werden, dass man davon ausgegangen sei, es würden die Kon- 
munalbehörden für das bis dahin durch die Bestellung bezweckte jeder- 
zeitire Vorhandensein weeieneter Personen auch dann wohl sorgen 
können, wenn die Möglichkeit nicht mehr bestehe, solchen Personen 
die Ausschliesslichkeit ihres Gewerbebetriebes zu gewähren; nicht aber 
sei damit zum Ausdruck gebracht, dass die Kommunalbehörden auch 
ohne die gesetzliche Zulässigkeit einer ausschliesslichen Gewerbeberech- 
tirung doch in der Lage sein würden, thatsächlich eine ausschliessliche 
Ausübung des (Gewerbes nur durch einen oder einzelne von ihnen be- 
stimmte Unternehmer zu erreichen. Stehe dem Kläger aber das un- 
beschränkte Recht zur Ausübung des Gewerbes als Leichenbestatter 
zu, so müsse ihm auch das Recht gewährt sein, das (iewerbe da aus- 
zuüben, wo es wenn nicht ausschliesslich doch hauptsächlich nur aus- 
geübt werden könne, d.h. auf den öffentlichen Friedhöfen, ebenso wie 
bei anderen zahlreichen Gewerben, deren Ausübung auf öffentlichen 
Strassen, Plätzen, Brücken stattfinde, das Recht zur Ausübung des 
(jewerbes ohne weiteres das Recht in sich schliesse, zu dieser Aus- 
übung die öffentlichen Strassen, Plätze und Brücken zu benutzen. Es 


gehöre deshalb zum gemeinen (sebrauch eines öffentlichen Friedhofes, 
30 * 
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dass die Personen, welche zum Gewerbe der Leichenbestattung berech- 
tigt seien, auf demselben dies ihr (rewerbe ausüben. Inhalt und Um- 
fang des gemeinen Gebrauchs eines öffentlichen Friedhofes müssten erst 
aus allgemeinen Erwägungen bestimmt werden, und zwar seien dabei 
alle berechtigten Handlungen zu berücksichtigen, welche ihrer Bestim- 
mung gemäss auf einem Friedhofe vorgenommen zu werden pflegten. 
In S 190 Theil II Titel 11 des Allgemeinen Landrechts sei nur ein 
Recht, aber nicht das einzige Recht jedes Gemeindemitrliedes an dem 
Friedhofe erwähnt. Dies verkenne der Berufungsrichter, indem er ge- 
genüber der Eigenschaft als einer öffentlichen Sache das Eigenthumn an 
einem Friedhofe zu sehr in den Vordergrund rücke und deshalb den 
Umfang der Benutzung eines Friedhofes als einer öffentlichen Sache 
zu eng auffasse. 

Der Revision muss der Erfolg versagt bleiben. 

Nach $ 52 der Preussischen (sewerbeordnung vom 17. Januar 1845 
bedurften einer Anstellunz oder Konzession diejenigen, welche ein Ge- 
werbe daraus machen, Leichen zu reinigen und anzukleiden, oder die 
zur Bestattung von Leichen erforderlichen Gerätschaften und Wegen 
zu halten. Der Entwurf einer Gewerbeordnung für den Norddeutschen 
Bund von 1868 wollte es hierbei belassen „soweit die Landesgesetze 
solches bestimmen“, und es ist in den Motiven bemerkt: 

Für die in SS 33—36 ($ 35 handelt von den Leichenbestattuugen) 
aufreführten (rewerbe ist die Entscheidung der Fraxe, ob sie in dem 
betreffenden Staate konzessionspflichtig sind, den Landesgesetzen 
vorbehalten, weil in dieser Hinsicht das praktische Bedürfniss nicht 
nur nach Ländern, sondern selbst nach Orten verschieden sein kann 
und verschieden ist. Dem grossen Prinzipe der gewerblichen Frei- 
züziekeit kann es aber um so weniger Eintrag thun, wenn man hier 
den lokalen Bedürfnissen freien Spielraum lässt, als es in der Natur 
der Sache hert, dass (die hier als erforderlich bezeichnete Erlaubniss 
bei einer Veränderung des Wohnsitzes von Neuem erforderlich ist. 

Der Entwurf der (rewerbeordnung von 1869 hat die landesgesetz- 
liche Konzessionspflicht der Leichenbestatter fallen gelassen, und die 
Motive enthalten die oben bereits wiedergerebene Bemerkung. Die 
Jetzt geltende Reichs-(tewerbeordnung erwähnt das Leichenbestattungs- 
gewerbe überhaupt nicht, und es ist zweifellos, dass die Zulassung 
zu seinem Betriebe keiner Beschränkung unterliegt. Davon geht auch 
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das von den Parteien und den Instanzrichtern in Bezur esnommene 
Urtheil des jetzt erkennenden Senats vom 28. Januar 1889 1. 8. Ohagen 
wider die evangelische Kirchengemeinde St. Elisabeth zu Breslau (Ent- 
scheidungen des Reichsgerichts Band 23 Seite 22) aus. In jenem Pro- 
zesse war aber die sonstire Sachlare eine von der jetzigen wesentlich 
verschiedene. Eirenthümerin des betreffenden Friedhofes war dort die 
Stadtremeinde zu Breslau, nieht die genannte Kirchengemeinde und 
die letztere leitete ein die Ausübung des Leichenbestattungseewerbes 
von Seiten des Klägers einschränkendes besonderes Recht aus dem 
Umstande her, dass nach der massgebenden Stolä-Taxordnung die 
Leichenbestattunge der Parochianen dem Pfarrzwange unterliege. Dieser 
Einwand ist dort für durchereitend erachtet, die Frage aber, ob auch 
das Eigenthum am Friedhofe ein Ausschliessungsrecht gewähre, über- 
haupt nicht zur Erörterung wezorwen worden, konnte auch nicht in Be- 
tracht kommen, weil der Friedhof sieh nieht im Eigenthum der be- 
klasten Kirchengemeinde befand. Die vom Landgerichte aus jenem 
Urtheile gezowenen Folgerungen entbehren daher jeder Unterlage. 

Die Entscheidung des jetzigen Rechtsstreites hängt also davon ab, 
ob das Eigenthum der Beklarten an dem Friedhofe, einer öffentlichen 
Sache, der Beklagten das Recht giebt, den Kläger von dem Gewerbe- 
betrieb auf dem Friedhofe auszuschliessen, und diese Frage muss in 
Uebereinstimmung mit dem Berufungsrichter bejaht werden. 

Dasjenige, was der Berufungsrichter aus den Motiven zur Gewerbe- 
ordnung von 1869 folzert — durch die vom Berufungsriehter an Stelle 
des in den Motiven enthaltenen Wortes „indem“ gebrauchten Worte 
„dass aber“ wird der Sinn und Inhalt jener Bemerkung der Motive 
nicht verändert — ist, wie sieh aus den Ausführungen des Berufungs- 
richters ergiebt, für die Beurtheilung der Sache nieht von entscheiden- 
der, sondern nur von nebensächlicher Bedeutung. Die dagegen erho- 
benen Angriffe der Revision sind daher an sich unerbeblich, können 
aber auch als begründet nieht anerkannt werden. Die Ertheilung der 
Konzession zur Ausübung des Leichenbestattunessewerbes war unter 
der Herrschaft der Preussischen Gewerbeordnung nieht allein abhängig 
von dem praktischen, je nach den lokalen Verhältnissen zu beurtheilen- 
den Bedürfniss, sondern auch von der Prüfung des Umstandes, ob der 
die Konzession Nachsuchende einmal an und für sich persönlich die 


erforderlichen Eigenschaften, und sodann die nothwendigen Mittel be- 


466 Aktenstücke. 


gass, somit die Garantie gewährte, dass er in zweckentsprechender und 
würdiger Weise das Gewerbe auszuüben im Stande sei und ausüben 
werde. Der Zweck der Bestellung war also ein doppelter und nicht 
ledisrlich der von der Revision behauptete, und dieser Zweck ist der- 
selbe geblieben. Wenn der Berufungsrichter also im Anschlusse an 
die im Landmann’schen Kommentar zur Reichsgewerbeordnung (3. Auf. 
zu $ 10 Band 1 Seite 101) gemachte Ausführung und der gedachten 
Bemerkung der Motive den Schluss zieht, 
dass die Gemeindebehörden nicht verpflichtet sind, mit jeder Person, 
die dieses Gewerbe treibt, in Verkehr zu treten, und dass sie theils 
aus Rücksichten der Sanitätspolizei theils als Eisenthümer der Fried- 
höfe und Leichenhäuser den freien Betrieb dieses Gewerbes t hat- 
sächlich unmöglich machen können, 
so kann geren diese Folgerung an sich ein rechtliches Bedenken nicht 
erhoben werden. 

Zweifellos ist jeder Eigenthümer eines Grundstücks ohne Weiteres 
berechtigt, das Betreten seines Grundstücks jedem Anderen zu unter- 
sagen, welcher auf dem Grundstücke ein Gewerbe ausüben will, und 
es handelt sich also nur darum, ob dieses Widerspruchsrecht alsdann 
nicht besteht, wenn ein Friedhof, eine öffentliche Sache, (regenstand 
des Eigenthums ist. Friedhöfe sind nur insoweit dem Verkehr entzogen, 
als sie dem Zwecke dienen sollen, welchem sie gewidmet sind; sie 
können im Privateigenthum der Kirchen- oder politischen Gemeinden 
oder einzelner Personen stehen ($ 190 Theil II Tit. I1 des Allgemeinen 
Jandrechts; Entscheidungen des Reichsgerichts in Civilsachen Band 12 
Seite 283, Band 27 Seite 256; Gruchot Band 26 Seite 1022). Ihr 
Zweck besteht darin, dass die Leichen der Gemeindemitslieder auf dem 
Friedhofe bestattet werden, und hierauf kann jedes Mitglied der polı- 
tischen (remeinde ohne Unterschied der Religion Anspruch machen, 
sofern diese Gemeinde Eigenthümerin des Friedhofes ist. Dieses Recht 
macht die Beklarte dem Kläger für seine Person auch nieht streitig. 
und es muss den Ausführungen des Berufungsrichters, welche nirgend 
einen Rechtsirrthum erkennen lassen, darin beigepflichtet werden, dass 
das von der Beklagten beanspruchte Ausschliessungsrecht mit der 
Zweckbestimmung des Friedhofes nicht im Widerspruch steht und dass 
es zur Bethätirung des jedem Gemeindemiteliede zustehenden An- 


spruches auf Begräbniss nicht erforderlich ist, dass jeder (}ewerbetrel- 
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bende die betreffenden Handlungen vorninmt, dass es vielmehr genürt, 
wenn der Friedhofseigenthümer geeignete Vorkehrungen trifft, dass jeder 
Zeit eine zur ordnungsmässizen Ausführung der Bestattung bereite 
und fähige Person vorhanden ist. Und letzteres ist nach der thatsäch- 
lichen Feststellung des Berufungsrichters im Streitfalle geschehen. Die 
(rewerbefreiheit erstreckt sich nur auf die freie Zulassung zum 
(rewerbe, nicht auf die Art der Ausübung desselben. Wenn der 
Revision auch zuzugeben ist, dass das Leichenbestattungsgewerbe haupt- 
sächlich nur auf dem Friedhofe auszeübt wird und dass somit behufs 
Ausübung des Gewerbes das Betreten des Friedhofes gestattet sein 
müsse, so übersieht die Revision jedoch, dass letzteres Recht beschränkt 
wird durch die dem Friedhofseigenthümer ‘kraft seines Eirrenthums zu- 
stehende Befurniss, Anordnungen zu treffen, in welcher Weise die Aus- 
führung der Leichenbestattung auf dem Friedhofe zu geschehen hat. 
Die von der Revision aus dem (rewerbebetriebe auf öffentlichen Strassen, 
Plätzen und Brücken hergeleitete Analogie ist nicht zutreffend, da dort 
andere rechtliche Grundlagen gegeben sind. Das Betreten der öffent- 
lichen Strassen, Plätze und Brücken ist Jedermann gestattet, die Aus- 
übung eines Gewerbes auf denselben aber mehrfach von einer beson- 
deren Erlaubniss abhängig. Kommunalfriedhöfe stehen an sich in vollem 
Eigenthum der betreffenden Gemeinde, sie sind nur insoweit öffentliche 
Sachen, als sie dem Zwecke dienen sollen, dem sie gewidmet sind. 
Die Folgerung der Revision, dass Inhalt und Umfang des gemeinen 
(iebrauchs des Friedhofes nach allvemeinen Erwägungen und zwar be- 
zürlich aller dabei zu berücksichtirenden Handlungen zu bestimmen 
sel, während S$S 190 Theil II Tit. 11 des Allgeineinen Landrechts nur 
ein Recht, aber nicht das einzige Recht jedes (remeindemiteliedes 
erwähne, und der dem Berufungsriehter gemachte Vorwurf, dass der- 
selbe den Umfang der Benutzung eines Friedhofes als einer öffentlichen 
Sache zu eng auffasse, sind unbegründet. Der Berufungsrichter hat 
den Begriff der öffentlichen Sache unter Berücksichtizung der Eigen- 
thumsverhältnisse der Beklasten ohne Rechtsirrthum beurtheilt und ins- 
besondere auch den Zweck des Friedhofex und den Begriff des gemeinen 
(rebrauchs desselben nicht verkanut, ist vielmehr dabei ohne Verletzung 
einer Rechtsnorn von zutreffenden Grundsätzen ausgegangen. Das 
Recht des Cremeindemitgliedes auf Gewährung der Bestattung wird 


dadurch nicht beeinträchtist, dass der Friedhofserzenthümer als soleher 
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bestimmte Anordnungen über die Art der Ausübung des Rechts triftt; 
zu diesen Anordnungen gehört auch die, durch wen die Ausführung 
der Bestattung auf dem Friedhofe zu erfolgen hat. Einer solchen An- 
ordnung muss sich jedes Gemeindemiterlied unterwerfen, und im dieser 
Hinsicht unterliegt der freie (rewerbebetrieb des Klägers einer Be- 
schränkung, während die Zweckbestimmung des Friedhofes und sein 
gemeiner Gebrauch dadurch nicht gehindert wird (vergl. auch Urtheil 
des Ober-Verwaltungsgerichts von 16. September 1891, Entscheidungen 
Band 21 Seite 127). 

Von der Revision ist noch darauf hingewiesen worden, dass der 
Professor Brie zu Breslau in seinem in der Prozesssache Oharen wider 
Kirchengemeinde St. Elisabeth zu Breslau abgegebenen und in der 
Zeitschrift für Kirchenrecht Band 20 Seite 209—296 abgedruckten Grut- 
achten sich dahin ausgesprochen habe, dass das der Kirchen- bez. Orts- 
gemeinde zustehende Eigenthum am Friedhofe eine Untersagung der 
Ausübung des Leicheubestattunesgrewerbes nicht rechtfertire, sowie 
dass auch der Professor Friedberg zu Leipzig diesem Ausspruche ın 
seiner Schrift: „Das kirchliche Bestattungsrecht und die Reichsrewerbe- 
ordnung“ beigetreten sel. Es ist bereits oben hervorgehoben, dass m 
jenein Prozesse die Sachlage eine wesentlich andere war und die Eigen- 
thumsfrage dort überhaupt nicht erörtert worden ist. Naturgemäss haben 
sich die beiden vorerwähnten Gutachten mit der damaligen konkreten 
Sachlage beschäftirt, und wenn sie schliesslich nebenbei und ohne jede 
Berründung den gedachten Satz aussprechen, so ist ein so allgemeiner 
Ausspruch nicht geeignet, den Anspruch des Klägers zu rechtfertigen. 

Die Revision war hiernach zurückzuweisen; die Kosten derselben 
hat nach $ 92 der Civilprozessordnung Kläger zu tragen. 

19. E. d. RGer. IV. Civ.Sen. 24./2. 99. Ueber d. Präsentations- 
recht d. Kirchenpatrons (ce. 26. de elect. 1, 6 in VIto). Seuffert Arch. 
54, 294 nr. 156. 

20. E. d. RGer. IV. Civ.Sen. 13./3. 99 betr. d. Verpflichte. d. 
Patronats zur Tragung der Baukosten emer zweiten Kirche. K(r. u. 
VBl. 57. 

21. E. RGer. VI CivS. 27.2. 99 Bei Ehescheidunesklare zwi- 
schen Ehegatten gemischter Konfession nach wemeinem Recht ıst er- 
forderlich, dass ein Ehescheidungserund nach dem Rechte des Klägers 


vorliegt; es genügt nicht ein solcher nach dem Rechte des Beklarten. 
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Seuffert A. 54, nr. 226 8. 418. 

22. Erk. OLG. Hamburg IV. Sen. 12./7. 97. Die Klage einer 
Ehefrau gegen ihren Mann auf Entfernung einer Konkubine aus seiner 
Wohnung ist zulässig, Seuffert A. 54. nr. 28 8. 50. 

23. E. RGer. IV. Civ.S. 28.72. 98. Welches Recht ist massgebend 
für die Entscheidung der Frage, ob nach statteehabtem Domizilwechsel 
der Eheleute eine an dem früheren Wohnorte derselben begangene 
Handlung einen Ehescheidungeserund darstellt?!  Imwiefern bildet 
schweres Verschulden eines Ehegatten ausser Ehebruch und bösliche 
Verlassung, insbes. Sävitien unter Protestanten gemeinrechtlich einen 
Ehescheidungsgrund? (ja.) E. d. RG. in Civ.S. 41, 215 ar. 61. 


Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die kath. Kirche, 
sowie die kath. und ev. Kirche gemeinsam. 
3. Bek. betr. die Zivilstandsrerister, 25.3. 99. RGBl. 99 no. 15. 
4, Preussen. V. 28/11. 98 wegen Ergänzung der V, über die 
Ausübung der Rechte des Staats gerenüber der ev. Landeskirche in 
d. hohenzoll. Landen v. 29. Sept. 97. G. 8. 98 8. 327. 
9. Oesterreich, Ausführes-Ver, 16./11. 98 zum Congrua-Ges, 


v. 19.9. 98. A. £. k. K.R. 79, 34. 


kvangelische Kirchengesetze. 


9. Preussen. K.G. 16./8. 98 betr. Errichtung eines Hilfsfonds 
f. landeskirchl. Zwecke. A. KBl. 99, 8. 30. 

10. Preussen. KG. 15.8. 93 betr. d. Anstellungsfähigkeit u. 
Vorbildung d. Geistl. A. KBl. 99, 8. 24. 

ll. Preussen. Instruktion z. KG. betr. d. Anstellungsfähiskeit 
u. Vorbild. d. Geistlichen v. 15.8. 98 u. 1.77. 99. KG. u. VBl. 48. 

12, Allerh. Erl. 22./3. 99 betr. die Einführung von KG@. der ev, 
Landeskirche in den hohenzoll. Landen. KG. u. VBl. 9. 

13. Schlesw.- Holst. Beh. d. Konsist. 3.72. 99 betr. Auslerung 
der $$ 2—4 d. KG. v. 25.5 80 betr. d. kirchl. Trauune. G. u. VBl. 
’l.S. 95. 


' Das Recht des entscheidenden Gerichtes ist massgebend, aber nach 
preussischem Recht nur wenn der Entscheidungserund als solcher nach dem 
Rechte des Ortes anzuerkennen ist, wo er zur Futstebung gekommen ist. 
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14. Schlesw.-Holstein. Kandidatenordnung -20./5. 99. K@. 
u. VBl. 99 8. 49, 

15. Kons. Bez. Gassel. KG. 2.77. 98 betr. d. Diensteinkommen 
d. ev. Kirchengemeinschaft. AKBI. no. 50. 

16. Kons. Bez. Wiesbaden. KG. 2./7. 98 betr. Diensteinkom- 
men d. Geist. AKBI. 98, no. 50. 

17. Preussen. Allerh. Erl. 27./9. 99 betr. die KGem.- u. Syn.- 


Ordn. f. d. ev. Kirchengemeinschaften d. Konsist.-Bez. Frankfurt a./M. 

(zes. 8. 425. U. 
18. Baden. KG. 14.9. 99 die Verf. betr. KG. u. VBl. 116. | 
Veränderg. d. Wahlordnung betr. 14./9. 99 117. 
19. Baden. KG. die Einkommensverhältnisse der ev. Pfarrer 

betr. 29./9. 99. KG. VBl. 126. 
KG. die Ruhegehalte der Geistl. betr. 29./9. 99. eb. 128. n: 


20. Sachs.-Weimar. KG. 30.9. 98 betr. d. Besoldungen d. | 
ev. Greistl. u. d. Centralfonds für dieselben. AKBI. 99, 64. 
21. KG. 30./9. 98 betr. die Ruhegehalte d. ev. Geistl. ib. 69. 
22. Nachtr. v. 30./9. 98 z. d. Satzungen d. Pensionsanstalt f. d. 
Wittwen u. Waisen d. ev. (Greistl. v. 17./6. 92. ib. 72. 
23. Altenburg. @. 7.11. 99 betr. die anderweit. Regelung d. 
(schaltsverhältnisse der Geist. AKBI. 161. 
24. Waldeck. KG. 21./12. 98 betr. die Regelung des den Greistl. 
d. verein. ev. Landeskirche zu gewährenden Diensteinkommens. G. u. 
VBl. 99 nr. 2. 
25. Waldeck. Kfr. betr. einire Abänderungen d. Grem.O. v. 6./8. 
57. 7.10. 99. Ges. u. VS. 
26. Waldeck. Prüfungen etc. d. Kandid. d. Theol. V. 14./3. 99. 
G. u. V.Samml. 1897 no. 5 8. 16. 
27. Oesterreich. Frl. d. OKR. betr. eine Aenderung des Prü- 
fungesstatutes für die ev. Theologen aursb. u. helv. Bek. hinsichtlich 
des den Ausländern obliegenden Colloquiums aus österr. Kirchenrecht 
21.4. 98. AKBI 1898, 639. 
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herausgegeben von Friedberg und Sehling. 
Preis eines Bandes von 30 Druckbogen 8° M. 12.—. 
== Die Ausgabe eines Bandes erfolgt in 3 Heften. — 
Einzelne Hefte werden nur zu erhöhtem Preise abgegeben. 
Abonnements nehmen alle Buchhandlungen und Postanstalten entgegen. 


Beiträge zuden Abhandlungen und Miscellen sind an Professor 
Dr. E.Sehling, Erlangen, Bismarckstrasse 13, zu richten. Die Manuscripte 
müssen in vollständig druckfertigem Zustand eingeliefert werden. Die Bei- 
träge der Herren Mitarbeiter werden honoriert. Die Herren Mitarbeiter 
erhalten 20 Separatabzüge ihrer Beiträge ohne besondere Paginierung gratis 
geliefert und nach Erscheinen des betreffenden Heftes von der Verlags- 
handlung franco zugesandt. Eine grössere Anzahl von Separatabzügen kann 
nur nach Verständigung mit der Verlagshandlung gegen Berechnung an- 
gefertigt werden. Die in der Zeitschrift erschienenen Beiträge können vor 
Ablauf von 4 Jahren nur mit Genehmigung der Redaktion und der Verlags- 
handlung anderweitig veröffentlicht werden. 

Die Redaktion erbittet die Zusendung neuer kirchenrechtlicher Er- 
scheinungen und namentlich auch kirchenrechtlicher Disser- 
tationen, die erfahrungsgemäss nur zu leicht der Aufmerksamkeit ent- 
gehen, zu Händen von Geheimer Rat Professor Dr. E. Friedberg, Leipzig, 
Karl Tauchnitzstrasse 43 (direkt oder durch Vermittelung der Zweignieder- 
lassung von J.C. B. Mohr in Leipzig, Querstrasse 21). So eingesendete 
Bücher werden auf alle Fälle in die Literatur-Uebersicht aufgenommen und 
dabei besonders hervorgehoben werden. 


Die Herausgeber. Die Verlagshandlung. 


Derlag von Sranz Kirchheim in Mainz. 
"Bu Doiehen duch alle Buchhandlungen. 


Soeben erfchienen: 


Die neuen Büdjergefeße der Kirdje. Ein Kommentar zur 
Bulle Officiorum ac munerum und zu den Decreta generalia de pro- 
hibitione et censura librorum von Dr. Philipp Schneider, ordentl. Pro= 
fellor des Kirchenrecht? und bayr. Verwaltungsrechts am Egl. Lyceum 
zu Regensburg. Mit kirchlicher Approbation. gr. 8. (VIII u. 198 ©.) 
Preis geh. ME. 2.80. 

Die Wiedervereinigung der dirifliden Stonfefhonen. 
Von Dr. 3. Röhm, Domprobit in PBafjau. gr. 8. (VII und 366 ©.) 
Preis geh. Mt. 5.—. | 

der Kampf des heidnifdien Philofophen Gelfus gegen 
das Chriffentum. Eine apologetifch-patriltifche Abhandlung von 


Dr. theol. Iohannes Franz Seraph Muth. Mit Eirchlicher Approbation. 
3.8. (XX und 229 ©.) Preis geh. Mt. 3.50. 


— 
—— 


Herder’sche Verlagsbuchhandlung, Freiburg im Breisgau. 


Soeben ist erschienen und durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 


Laemmer, Dr. H., Zur Codification des canonischen Rechts. 
Denkschrift. gr. 8°. (VII u. 224 8) M. 5.—. 


_ Verlag von Franz Kirchheim in Mainz. 


Ende Oktober 1899 erschienen in meinem Verlage und sind 
durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 


Forschungen 


zur 


christlichen Litteratur- und Dogmengeschichte. 


Unter Mitwirkung zahlreicher Fachgenossen 
herausgegeben 
von 


Dr. A. Ehrhard, 


0. ö. Professor der Kirchengeschichte an der k. k. Universität zu Wien, 
und 


Dr. J. P. Kirsch, 
0. ö. Professor der Patrologie und christlichen Archäologie an der Universität 
Freiburg (Schweiz). 


Unter diesem Titel haben die beiden angesehenen Herausgeber ein Organ ins 
Leben gerufen, welches wissenschaftliche Publikationen auf dem Gebiete der gesamten 
theologischen Litteraturgeschichte des Alterthums, des Mittelalters und der Neuzeit, 
sowie der christlichen Dogmengeschichte, besonders aus den katholischen Gelehrten- 
kreisen deutscher Zunge, sammeln und zugleich zu einer regern wissenschaftlichen 
Thätigkeit in den genannten kirchenhistorischen Einzeldisciplinen aneifern soll. 


Die „Forschungen“ erscheinen in zwanglosen Heften von etwa 
8—10 Bogen, und wird jedes Heft in der Regel eine Arbeit enthalten. 
Vier Hefte bilden einen Band, und soll womöglich jedes Jahr ein Band 
erscheinen. Jedes Heft bildet ein Ganzes für sich und ist einzeln käuflich. 

Abonnementspreis pro Band Mk. 16.—. 

Das erste Heft enthielt folgende Arbeit: Prof. Dr. Kirsch, 
Die Lehre von der Gemeinschaft der Heiligen im christlichen Alterthum. 
Eine dogmengeschichtliche Studie. VI. 230 S. 

Unmittelbar darauf erscheint als Heft II: Dr. Koch, Pseudo- 
Dionysius Areopagita und seine Beziehungen zum Neuplatonismus. 

Für die folgenden Hefte sind u. A. in Aussicht genommen und liegen zum 
Theil bereits druckfertig vor: 
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